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Hintergründe für die Äußerungen des 
SED-Chefs Honecker über die Staatsange-
hörigkeitsfrage; Wiedergabe der gemeinsa-
men Besprechungen über innerdeutsche 
Probleme durch SED-Chef Honecker 

MdlAnfr 162, 163 29.01.82 Drs 09/1297 
Frau Roitzsch CDU/CSU 

SchrAntw PStSekr Dr. Kreutzmann BMB 5096* B 

Anlage 69 

Verhinderung des Besuchs von Jugendli-
chen aus der DDR in Güstrow während des 
Aufenthalts des Bundeskanzlers; Interpre-
tation der Äußerungen des Bundeskanzlers 
über die Abwerbung von DDR-Besuchern 

MdlAnfr 164, 165 29.01.82 Drs 09/1297 
Böhm (Melsungen) CDU/CSU 

SchrAntw PStSekr Dr. Kreutzmann BMB 5096* D 

Anlage 70 

Gespräch des Bundeskanzlers mit SED

-

Chef Honecker über die Strafrechtsnovelle 
der DDR; Verwendung der Bezeichnung 
„die beiden deutschen Staaten" im Kom-
muniqué über das Treffen Schmidt-Ho-
necker 

MdlAnfr 166, 167 29.01.82 Drs 09/1297 
Dr. Warnke CDU/CSU 

SchrAntw PStSekr Dr. Kreutzmann BMB 5097*A 

Anlage 71 

Förderung der Vertragsforschung kleiner 
und mittlerer Unternehmen sowie Verwal-
tungsaufwand zur Durchführung dieses 
Programms 

MdlAnfr 168, 169 29.01.82 Drs 09/1297 
Dr. Bugl CDU/CSU 

SchrAntw PStSekr Stahl BMFT . . . . 5097* B 

Anlage 72 

Bereitstellung von Geräten im Rahmen des 
Forschungsprogramms zur Erprobung von 
Methanol 

MdlAnfr 170 29.01.82 Drs 09/1297 
Frau Dr. Engel FDP 

SchrAntw PStSekr Stahl BMFT . . . . 5098*A 

Anlage 73 

Bereitstellung von Forschungsmitteln in 
den USA, Japan, Frankreich und Großbri

-

tannien für Solarenergieforschung, insbe- 
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sondere für Solarzellenentwicklung, seit 
1976 sowie Maßnahmen zur Markteinfüh-
rung von Solarzellen 
MdlAnfr 171, 172 29.01.82 Drs 09/1297 
Weirich CDU/CSU 

SchrAntw PStSekr Stahl BMFT . . . . 5098* B 

Anlage 74 

Gründe für die Stillegung der Wiederauf-
bereitungsanlage Karlsruhe sowie Ein-
schätzung der Chancen für den Dauerbe-
trieb einer größeren Anlage 
MdlAnfr 173, 174 29.01.82 Drs 09/1297 
Leuschner SPD 

SchrAntw PStSekr Stahl BMFT . . . . 5099*A 

Anlage 75 

Wiederinbetriebnahme der Wiederaufbe-
reitungsanlage Karlsruhe 

MdlAnfr 175, 176 29.01.82 Drs 09/1297 
Catenhusen SPD 

SchrAntw PStSekr Stahl BMFT . . . . 5099* C 

Anlage 76 

Auftreten von Rost an dem für den Einbau 
in den Schnellen Brüter bei Kalkar vorge-
sehenen Kessel; Kalkulation der Kosten 
des in Kalkar zu produzierenden Stroms 
MdlAnfr 181, 182 29.01.82 Drs 09/1297 
Dr. Hirsch FDP 

SchrAntw PStSekr Stahl BMFT . . . . 5099*D 
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84. Sitzung 

Bonn, den 5. Februar 1982 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Windelen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Der Ältestenrat schlägt dem Bundestag vor, den 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Festset-
zung von Mindestanforderungen zum Schutz der 
Legehennen in Käfigbatteriehaltung — Drucksache 
9/821 Nr. 6 — mit Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten zu der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung — Drucksache 9/1113 — an den Ausschuß 
zurückzuverweisen. 

Ist das Haus damit einverstanden? — Ich sehe und 
höre keinen Widerspruch. Dann ist dies so beschlos-
sen. 

Ich rufe Punkt 21 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Dr. Waffenschmidt, Dr. Schneider, Dr. 
Dregger, Schwarz, Sick, Braun, Dr. Möller, 
Herkenrath, Hauser (Krefeld), Kroll-Schlüter, 
Frau Karwatzki, Wimmer (Neuss), Burger, 
Müller (Wesseling), Regenspurger, Dr.-Ing. 
Kansy, Seehofer, Deres, Dörflinger, Dr. Jahn 
(Münster), Dr. Hüsch, Hanz (Dahlen), Spran-
ger, Broll, Fellner, Dr. von Geldern, Gerlach 
(Obernau), Dr. Jentsch (Wiesbaden), Krey, Dr. 
Laufs, Dr. Miltner, Volmer, Weiß, Clemens, Dr. 
Köhler (Wolfsburg), Jung (Lörrach), Zierer, 
Magin, Bohl, Maaß, Louven, Dr. Schroeder 
(Freiburg), Hartmann, Dr. Faltlhauser, Sauer 
(Stuttgart), Kalisch, Breuer, Dr. Jobst, Dr. 
Warnke, Linsmeier, Dr. Schäuble, Vogt (Dü-
ren), Frau Pack, Milz, Frau Geiger, Tillmann, 
Dr. Kunz (Weiden), Lenzer, Frau Benedix-
Engler, Müller (Wadern), Jagoda, Dr. Bugl, Dr. 
George und der Fraktion der CDU/CSU 
Lage der Städte, Gemeinden und Kreise 
— Drucksachen 9/297, 9/943 — 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
die Aussprache eine Redezeit von vier Stunden ver-
einbart worden. Ist das Haus damit einverstanden? 
— Ich höre und sehe keinen Widerspruch. Dann ist 
das so beschlosssen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Waffenschmidt. 

Dr. Waffenschmidt (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mit der 
Großen Anfrage und der heutigen Debatte will die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion eine Bilanz zur Lage 
der Städte, Gemeinden und Kreise in der Bundesre-
publik Deutschland ziehen und Impulse für eine 
bessere Bundespolitik gegenüber der kommunalen 
Selbstverwaltung geben. Die Antwort der Bundesre-
gierung auf unsere Anfrage ist in entscheidenden 
Bereichen völlig unzulänglich. Sie will eine heile 
Welt der kommunalen Selbstverwaltung zeichnen, 
die es in Wirklichkeit leider gar nicht gibt. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Leider nicht!) 

Der größte Sorgenbereich ist die kommunale Fi-
nanzsituation. Der Deutsche Städtetag nennt in sei-
nen letzten Stellungnahmen die Finanzlage der 
Städte bedrohlich. Alle drei kommunalen Spitzen-
verbände haben inzwischen dargelegt, daß für 1981 
ein Finanzierungsdefizit von rund 12 Milliarden DM 
für die kommunalen Haushalte festzustellen ist — 
das ist allein gegenüber dem Vorjahr eine Steige-
rung um 47 % — und daß 1982, so sagen uns die drei 
Spitzenverbände der Städte, Gemeinden und Kreise, 
bereits erneut ein riesiges Milliardenloch vorhan-
den ist. Dies führt dazu, daß ausgerechnet in diesem 
Jahr, meine Damen und Herren, in dem Investitio-
nen und kommunale Aufträge zur Besserung der 
Beschäftigungslage dringend notwendig wären, die 
kommunalen Investitionen erneut zurückgehen 
werden, wahrscheinlich um über 5 Milliarden DM. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das ist ja mehr 
als das Programm!) 

Dies ist in entscheidenden Bereichen — das muß 
man hier feststellen — das traurige Ergebnis einer 
jahrelangen Politik dieser Bundesregierung und 
dieser Koalition zu Lasten der Gemeinden, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Blödsinn! — Wolfram [Recklinghausen] 
[SPD]: Das ist doch Quatsch! Stellen Sie 
doch nicht solche Behauptungen auf!) 

Insbesondere wurden den Gemeinden — — 

(Weitere Zurufe von der SPD) 



5000 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 84. Sitzung. Bonn, Freitag, den 5. Februar  1982 

Dr. Waffenschmidt 
— Sie sollten einmal zuhören, lieger Herr Kollege. 

(Wehner [SPD]: Haben Sie einmal gelesen, 
Morgenstunde habe Gold im Munde? — Dr. 
Möller [CDU/CSU]: Aber nicht bei Herrn 

Wehner!) 

Insbesondere wurden den Gemeinden Aufgaben 
und Ausgaben in großer Zahl übertragen. Ich will 
hier deutlich sagen: Sie wurden mit Aufgaben z. B. 
im Sozialbereich geradezu überschüttet. Man sehe 
sich nur einmal die Zahlen an: 1970 waren in diesem 
Bereich 4 Milliarden DM Ausgaben zu verzeichnen; 
1982 werden es über 19 Milliarden DM sein. Allein 
gegenüber dem Vorjahr beträgt die Steigerung 
12%. 

Herr Kollege Wehner, weil Sie sich so ereiferten, 
bitte ich Sie, jetzt einmal zuzuhören. 

(Wehner [SPD]: Sie tun mir leid! Ich eifere 
j a nicht!) 

Ganz besonders die Politik des Bundes zu Lasten 
der Gemeinden erreichte geradezu einen Höhe-
punkt bei der sogenannten Operation '82, als sich die 
SPD/FDP-Koalition dieses Hauses über alle begrün-
deten Warnungen der Kommunalpolitiker aller Par-
teien hinwegsetzte und erneut Gesetze mit über 
2 Milliarden DM jährlichen Lasten für die Gemein-
den beschloß. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: So ist die Tatsa

-

che!) 

Dies war und ist ein unerträglicher Verschiebebahn-
hof des Bundes zu Lasten der Gemeinden. Das muß 
man deutlich aussprechen; das darf nicht so weiter-
gehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben hier heute der Mehrheit des Bundesra-
tes und ihren Vorschlägen sowie der Arbeit des Ver-
mittlungsausschusses zu danken, daß ein Teil dieser 
Rücksichtslosigkeiten gegenüber den Gemeinden 
nicht Realität wurde. Dafür gebührt dem Vermitt-
lungsausschuß Dank. Wenn die Bundesregierung 
hier seit Monaten von Beschäftigungsprogrammen 
redet und zugleich den Gemeinden als Hauptträgern 
öffentlicher Investitionen die Möglichkeiten für be-
schäftigungswirksame Maßnahmen drastisch be-
schneidet, dann ist das erstens eine höchst inkonse-
quente Politik und zweitens eine Irreführung der 
Bürger, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Seit dieser Woche liegen ja neue Pläne auf dem 
Tisch des Hauses. Ich sage hier deutlich: Eine neue 
Mehrwertsteuererhöung würde gerade bei den Ge-
meinden zu sehr hohen zusätzlichen Kosten füh-
ren, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

insbesondere im Sozialbereich und im Baubereich. 
Sie ist jetzt eindeutig ein Schritt in die falsche Rich-
tung, und die Mehrwertsteuererhöhung ist auch aus 
kommunaler Sicht abzulehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Auch die Länder tragen entscheidende Verant-
wortung für die Gemeinden. Sie sind deren erste An-
laufstelle. Auch in schwieriger Zeit muß sich dies be-
währen. Aber der Bund stellt mit seiner Wirtschafts- 
und Finanzpolitik die Weichen für Bund, Länder und 
Gemeinden. Der Bund darf sich aus seiner gesamt-
staatlichen Verantwortung gegenüber den Gemein-
den, Städten und Kreisen nicht davonstehlen. 

Auch die Gemeinden müssen ihren Sparbeitrag 
leisten. Das soll deutlich gesagt werden. Wir haben 
dazu aufgerufen und tun das auch heute erneut. Da-
bei geht es um die Personalkosten, die Vereinfa-
chung von Verwaltungsverfahren, das Energiespa-
ren, die Überprüfung von Leistungsangeboten und 
auch, meine Damen und Herren, um die vorurteils-
lose Untersuchung, welche kommunalen Aufgaben 
vielleicht genausogut oder besser durch private Trä-
ger ausgeführt werden können. 

Aber man muß realistisch feststellen: 90 % der 
kommunalen Aufgaben sind durch Gesetze, Pläne 
und Erlasse von Bund und Ländern festgelegt. Des-
halb sind die kommunalen Sparmöglichkeiten be-
grenzt. Hinzu kommt, daß die Bundesregierung und 
die Koalition die Gemeinden mit drückenden Pro-
blemen alleingelassen haben, obwohl sie rasch hel-
fen müßten. Von einem traurigen Beispiel ist hier 
gestern mehrfach gesprochen worden. Es muß heute 
noch einmal genannt werden. Völlig alleingelassen 
hat die Koalition die Städte und Gemeinden mit den 
Fragen im Zusammenhang mit den Asylanten. Das 
Asylrecht in neuer Fassung ist überfällig, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man muß eben Mut zum Handeln haben und darf 
die Probleme nicht einfach nach unten weiterge-
ben. 

Ich sage in diesem Zusammenhang: Wir lehnen es 
als Kommunalpolitiker auch ab, kommunale Steu-
ern und Abgaben nur deshalb anzuheben, um damit 
das Geld für verfehlte Bundespolitik zu beschaffen. 
Das kann nicht unsere Aufgabe vor Ort sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Kollegen werden zu den einzelnen Berei-
chen, die hier anstehen, weitere Ausführungen ma-
chen. Entscheidend ist jetzt, daß wirklich eine 
Wende in der Bundespolitik gegenüber den Städten, 
Gemeinden und Kreisen eintritt. Ich will hier deut-
lich sagen, die wichtigste Forderung für die Gemein-
den ist eine bessere Wirtschaftspolitik. Das ständige 
politische Durcheinander in der Koalition, Rück-
trittsdrohungen und die Notwendigkeit, die Vertrau-
ensfrage zu stellen, sind allerdings äußerst schlechte 
Voraussetzungen für eine bessere, neue Politik. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Man muß deutlich aussprechen, gerade auch aus 
der Erfahrung in den Gemeinden: Leistung muß sich 
wieder lohnen und darf nicht durch immer neue 
Steuern und Abgaben bestraft werden. Private Inve-
stitionen müssen nachhaltig gefördert ' und politi-
sche und ideologische Investitionshemmnisse end-
lich beseitigt werden. Das ist entscheidend für die 
Überwindung von Finanznot und Arbeitslosigkeit. 
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Dr. Waffenschmidt 
Flankierend dazu muß dann die kommunale Inve-
stitionskraft gestärkt werden. Große Investitions-
aufgaben stehen an, z. B. bei Stadt- und  Dorferneue

-rung,  bei Versorgung und Entsorgung, im Umwelt-
schutz, im öffentlichen Personennahverkehr. Aber 
notwendig sind jetzt auch hier nicht kurzfristige fi-
nanzpolitische Strohfeuer, sondern eine dauerhafte, 
bessere Strategie gegenüber den Städten und Ge-
meinden. Fünf Punkte möchte ich dazu für unsere 
Fraktion nennen. 

Erstens. In einem Beschluß des Deutschen Bun-
destages sollte festgelegt werden: keine weiteren 
Gesetze und Pläne des Bundes zu Lasten der kom-
munalen Finanzen. Die kommunalen Körperschaf-
ten müssen sich bei ihren Investitionsentscheidun-
gen darauf verlassen können, daß in den kommen-
den Jahren nicht erneut ein finanzpolitischer Ver-
schiebebahnhof zu ihren Lasten entsteht wie durch 
die Koalitionsbeschlüsse zur Operation 82. 

Zweitens: weitere Überprüfung von Leistungsge-
setzen und Subventionen, welche die Gemeinde-
haushalte belasten, um Finanzmittel für Investitio-
nen bereitzustellen und damit Arbeitsplätze zu si-
chern. Jeder, der wirklich Hilfe braucht, soll sie be-
kommen. Aber es schadet, meine Damen und Her-
ren, auf Dauer sowohl der Wirtschaftspolitik als 
auch der Sozialpolitik, wenn Mitbürger, die alle Für-
sorgeleistungen in Anspruch nehmen, mehr Net-
toeinkommen haben als die, die täglich arbeiten und 
alle Steuern und Abgaben bezahlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch im Bundeshaushalt sind mehr Umschichtun-
gen notwendig, um mehr Investitionen zu fördern. 
Viele Gemeinden könnten dann sofort baureife Pro-
jekte in Angriff nehmen. 

Drittens. Wirksame Maßnahmen zur Beschleuni-
gung der Asylverfahren, die von Ländern und Ge-
meinden seit Monaten dringlich angemahnt werden, 
sind nun überfällig. Viele Städte und Gemeinden 
können die Probleme und Finanzlasten durch den 
Ansturm von Wirtschaftsflüchtlingen nicht mehr 
verkraften. 

Viertens. Die Fortführung der Gemeindefinanzre-
form muß auf der Tagesordnung der Bundespolitik 
bleiben. Bund und Länder müssen gemeinsam um 
die bessere Qualität der Finanzausstattung der Ge-
meinden ringen. Das bedeutet vor allem weniger Zu-
schüsse und Einzeldotationen, statt dessen mehr 
Steuerbeteiligung und Finanzmittel zum eigenver-
antwortlichen Einsatz nach den Notwendigkeiten 
vor Ort. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sagen 
Sie das mal den CDU-Ländern!) 

Es ist auch abträglich für die Demokratie, wenn 
der Vertreter einer Regierungsstelle, die einen Zu-
schußtopf verwaltet, am Ende mehr über Entwick-
lungsmaßnahmen in einer Stadt zu sagen hat als 
Rat und Verwaltung zusammen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Das ist doch Blödsinn!) 

Fünftens: Verzicht auf die Verbandsklage, die die 
Bundesregierung im Naturschutz einführen will. 

Dieses zusätzliche Rechtsmittel bringt neue Investi-
tionshemmnisse. Es ist geradezu abenteuerlich, 
meine Damen und Herren, daß dieser Gesetzent-
wurf gerade jetzt vorbereitet wird, wo wir darum rin-
gen müssen, daß in unserem Lande die Investitionen 
schnell in Gang kommen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das ist die 
große Wende! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Dieses Rechtsmittel würde auf Dauer auch nicht auf 
den Umweltschutz beschränkt bleiben. Auch wir 
wollen Bürgerbeteiligung und Bürgerinformation, 
insbesondere bei wichtigen Entwicklungsmaßnah-
men und gerade auch beim Umweltschutz. Aber 
nach einer Phase des Gesprächs muß die Entschei-
dung fallen, und die Entscheidung müssen die nach 
Verfassung und Gesetz Verantwortlichen treffen; 
das sind in erster Linie die gewählten Vertreter des 
Volks in den Parlamenten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Kommunale Selbstverwaltung hat für uns nicht 
nur mit Geld, Etatmitteln und Rechtsverfahren zu 
tun. Sie ist eine entscheidende Grundlage für die 
Mitgestaltungsmöglichkeiten der Bürger im Staat. 
Wir wollen vermehrt die Stärkung und Ermutigung 
der freien Träger und der ehrenamtlichen Arbeit in 
den Gemeinden. Hier liegt ein großer Schatz für un-
seren gesamten Staat. Alle Vorschriften, Auflagen 
und staatlichen Vorgaben bis ins einzelne, die das 
verhindern, sollten so schnell wie möglich abge-
schafft werden. 

Die öffentliche Hand — das sage ich noch einmal 
für unsere Fraktion sehr deutlich — soll nicht an 
sich ziehen, was die Bürger viel besser unmittelbar 
miteinander und füreinander tun können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Initiativen und Gestaltungsfreiraum vor Ort kön-
nen den Bürgern, insbesondere auch im Zusammen-
wirken der Generationen, positive Gemeinschaftser-
lebnisse geben, die oft auf Dauer noch viel wichtiger 
sind als die Fertigstellung einer neuen baulichen 
Anlage. Ich denke hier z. B. an die großen Erfolge 
der Bürgerwettbewerbe in unserem Land. Mit Nach-
druck müssen wir dafür eintreten, mehr öffentlich 
herauszustellen, was Bürger, insbesondere auch 
junge Bürger, im freiwilligen ehrenamtlichen Ein-
satz für die Mitbürger leisten. 

Ich rufe hier auch die Medien und alle, die in unse-
rem Land helfen, Meinung zu machen, auf, die posi-
tiven Vorbilder, die die Bürger in unseren Städten 
und Gemeinden bieten, mehr herauszustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir dürfen mit viel Hoffnung an die Zukunft denken, 
wenn wir die Einsatzbereitschaft vieler unserer Mit-
bürger vor uns sehen. 

Für unsere Bundestagsfraktion möchte ich allen 
herzlich danken, die sich im kommunalen Bereich 
ehrenamtlich und hauptamtlich für das allgemeine 
Wohl einsetzen. Durch das Vertrauen unserer Mit-
bürger stellt die Union heute in zwei Dritteln der 
kommunalen Parlamente die stärkste Fraktion. Wir 
stellen uns dieser Verantwortung. 
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Dr. Waffenschmidt 
Wir bitten hier in dieser Debatte um Unterstüt-

zung für unsere Anträge und Vorschläge. Entschei-
dend ist eine neue, bessere Politik für die Gemein-
den und die Wirtschaft; denn die beste kommunale 
Finanzpolitik ist eine bessere Wirtschaftspolitik. 

Meine Damen und Herren, wir wollen einen 
neuen Anfang, damit die Bürger auch in unseren 
Städten und Gemeinden wieder neu Mut schöpfen 
können. Wir wollen mit Mut und Zuversicht die an-
stehenden Fragen angehen. Wir meinen, es ist drin-
gend notwendig, daß in der Bundespolitik eine 
Wende eintritt — für eine bessere Politik für die 
Städte und Gemeinden und damit für die Bürger in 
unserem Land. — Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wolfram 
[Recklinghausen] [SPD]: Eine Fülle von All

-

gemeinplätzen!) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Kiehm. 

Kiehm (SPD): Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Der Präsident des Deutschen 
Städtetags hat sinngemäß gesagt, wenn die Kom-
munalpolitik für die Parteien in der Bundesrepublik 
lediglich das Vehikel zur Durchsetzung anderer po-
litischer Ziele sei, würden die Probleme der Kommu-
nen weitgehend mißverständlich diskutiert und die 
Parteien wären zu Lösungen kaum imstande. Ich 
habe den Eindruck, daß der Kollege Waffenschmidt 
eben beweisen wollte, wie die CDU/CSU ihren eige-
nen Präsidenten des Deutschen Städtetages mißver-
steht und wie auch andere Maßnahmen der CDU/ 
CSU dazu beitragen, daß die Kommunalpolitik ledig-
lich ein Faktor im Rahmen jenes Spiels ist, die politi-
sche Mehrheit im Bundestag zu gewinnen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Zuruf 
von der CDU/CSU: Eine billige Replik!) 

Wie wäre es denn sonst zu verstehen, daß eine zen-
trale Aktion der Kommunalpolitischen Vereinigung 
durchgeführt wird, mit der landauf, landab in den 
Rathäusern festgestellt werden soll, wie es um das 
Schicksal der Finanzen der einzelnen Gemeinden 
steht? Haben Sie zu Ihren eigenen Ratsherren so 
wenig Vertrauen, daß Sie ihnen vorgedruckte For-
mulare liefern müssen, mit deren Hilfe gefragt wird? 
Oder muß man das Ganze als eine Aktion verstehen, 
die im Grunde genommen darauf hinausläuft, aus 
der Summierung der in den Kommunen gesäten 
Zweifel an einer soliden Staatspolitik hier Ihr Süpp-
chen kochen zu wollen? 

Die Sozialdemokratische Partei ist die traditio-
nelle Partei der Kommunalpolitik. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr. Dregger 
[CDU/CSU]: Das ist Geschichte! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU: Das war einmal! 

Ein Traditionsverein seid ihr!) 

Es ist unbestritten, daß die CDU/CSU auf diesem 
Felde kurzfristig Erfolge gehabt hat. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Kurzfristig? Woher 
wissen Sie das?) 

— Das ist zu erkennen; denn wenn die CDU Nieder

-

sachsens heute beispielsweise die Tatsache feiert, 

daß sie in vielen Rathäusern Mehrheiten hat, kann 
ich Ihnen nur empfehlen, doch bitte einmal die Zah-
len der Kommunalwahlen von 1976 und 1980 zu ver-
gleichen. Dann werden Sie feststellen, daß auf den 
Fahnen der CDU überhaupt kein Gewinn zu ver-
zeichnen war. 

(Sehr wahr! bei der SPD — Widerspruch bei 
der CDU/CSU — Dr. Möller [CDU/CSU]: Es 
gibt doch kaum noch einen sozialdemokra

-

tischen Oberbürgermeister!) 

Was eingeräumt wird, ist daß Sie eine relative Mehr-
heit haben, die deshalb erzielt worden ist, weil sich 
Sozialdemokraten in den Gemeinden verstärkt mit 
heftig umstrittenen Themen auseinandergesetzt ha-
ben mit der Folge, daß sie in erheblichem Umfang 
Konkurrenz von den Grünen erhalten haben. 

(Beifall bei der SPD — Schwarz [CDU/ 
CSU]: Sozialdemokraten haben versagt! — 
Weiterer Zufruf von der CDU/CSU: Die 
Wähler haben Sie zum Teufel gejagt!) 

Aber nun zu den Problemen, die heute anstehen. 
Wir haben zu klären, auf welche Weise Kommunen 
und die staatlichen Organe zum Wohle des Gesamt-
staates, zum Wohle der Gesellschaft miteinander 
umgehen können. Wir lassen uns nicht durch Ihre 
Aussage, Herr Waffenschmidt, in die Ecke drängen, 
die CDU/CSU sei sozusagen der geborene Anwalt 
der Kommunen, 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das ist sie auch!) 

und die Koalitionsfraktionen hier müßten vertreten, 
was in einer Vielzahl von Orten durch Beschlüsse 
von CDU/CSU-geführten Landesregierungen veran-
laßt werde. Wir vertreten das, was der politischen 
Entscheidung dieses Hauses zukommt, aber wir 
werden nicht bereit sein, sozusagen den Sünden-
bock für eine fehlerhafte Kommunalpolitik in den 
Ländern zu spielen. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Lassen Sie mich nun zu einigen Ausführungen 
kommen, die Sie selbst gemacht haben. Was heißt es 
denn, wenn Sie fordern: keine neuen Gesetze, die zu 
Lasten der Gemeinden gehen? Wollen Sie ernsthaft 
behaupten, daß Sie darauf verzichten wollen, ein 
Verkehrslärmschutzgesetz zu beschließen, das dazu 
beiträgt, in den Gemeinden mehr Rechtssicherheit 
und damit auch finanzielle Kalkulierbarkeit zu 
schaffen? Schon an diesem einen Beispiel kann man 
Ihnen vorführen, daß Sie pauschale Aussagen ma-
chen, insgeheim aber damit rechnen, daß weitere 
Gesetze zu Lasten des Bundes und zugunsten der 
Gemeinden verabschiedet werden. 

Sie sprechen davon, heute sei es so, daß der Ver-
walter sehr viel mehr Einfluß habe als derjenige, der 
in einem Rat politische Verantwortung trage. Ich 
will Ihnen an einem Beispiel aus meinem Heimat-
land deutlich machen, wie es wirklich ist. Nieder-
sachsen mit seinen so unterschiedlichen Strukturen 
tut sich ungeheuer schwer, die Landesplanung als 
wirksames Instrument einzusetzen. Man darf sogar 
Zweifel haben, ob die Zielvorstellungen so konkret 
herausgearbeitet werden, daß darauf eine nachfol-
gende kommunale Planung sinnvoll aufbauen kann. 
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Nun hat die niedersächsische Landesregierung den 
Beschluß gefaßt, die Regionalplanung, also die nach-
folgende Landesplanung zu kommunalisieren. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das ist absolut 
richtig!) 

Das wird als Fortschritt vermerkt. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: So ist es auch!) 

Aber lassen Sie sich sagen: Die Regionalplanung ist 
zwar formell in die Zuständigkeit der Kreistage 
überführt worden, allerdings mit dem deutlichen 
Hinweis, daß sie auf Festlegungen beschränkt wer-
de, die sich unmittelbar aus der staatlich vorgegebe-
nen Landesplanung ergeben. Sie vermitteln den Ein-
druck, es gäbe neue Zuständigkeiten. Der inhaltliche 
Raum für eine Entscheidung eines Kreistages ist 
gleich Null. 

(Sehr wahr! bei der SPD — Schwarz [CDU/ 
CSU]: Das ist Quatsch!) 

Und nun die Konsequenz: Jetzt wird der Kreistag, 
der Gemeinderat oder der Stadtrat eine Planung be-
schließen. Nehmen wir den Flächennutzungsplan 
an. Der muß dann mit der Landesplanung überein-
stimmen. Wegen fehlender Konkretheit und wegen 
fehlender rechtlicher Aussagekraft der Beschlüsse 
des Kreistages muß dieser Flächennutzungsplan in 
ein behördliches Genehmigungsverfahren einge-
bracht werden. Und am Ende steht, daß der Oberre-
gierungsrat — nach Ihrem Willen — darüber ent-
scheiden wird, was angepaßte Kommunalplanung 
ist. Sie mit Ihrer Politik fördern geradezu die Aus-
höhlung der kommunalen Selbstverwaltung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Vogel 
[Ennepetal] [CDU/CSU]: Gehen Sie mal 
nach Nordrhein-Westfalen! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, man kann sich nicht 
auf der einen Seite rühmen, in einer Vielzahl von 
Ländern die Macht zu haben, und dann auf der ande-
ren Seite, hier, die Verantwortung für das leugnen, 
was in diesen CDU-regierten Ländern geschieht. 

(Schwarz [CDU/CSU]: So gut wie Hessen 
sind wir noch allemal!) 

— Wenn Sie sich Mühe geben, werden Sie irgend-
wann auch dieses Stadium erreichen. 

Wenn wir heute über die Lage der Städte und Ge-
meinden diskutieren, will ich jedenfalls das nicht ab-
strakt tun, indem ich sozusagen abfeiere, welche be-
sondere Bedeutung die kommunale Selbstverwal-
tung in diesem Lande hat. Ich möchte heute viel-
mehr über die Lage und Funktion der Kommunen 
in der gegebenen wirtschaftlichen und sozialen Si-
tuation reden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die ist misera

-

bel!) 

Bund und Länder haben ebenso wie die Kommu-
nen in der Vergangenheit — das ist wohl auf keiner 
Seite umstritten — auf Grund der wirtschaftlichen 
Entwicklung mit beachtlichen Ergebnissen ihre Auf-
gabe erfüllen können. Die jetzige wirtschaftliche 
Entwicklung hat Konsequenzen für die Gesamtheit 
der öffentlichen Hände. Sie dürfen nicht den Ein-
druck vermitteln, hier gäbe es den Bund, der zu lei- 

sten hätte, die Länder, die beteiligt würden und die 
Kommunen, die sozusagen ungeschoren bleiben 
könnten. Diesen Eindruck vermitteln heißt im 
Grunde genommen eine Weichenstellung vorneh-
men, die für die zukünftige Auseinandersetzung zwi-
schen Bund, Ländern und Kommunen eine erhebli-
che Belastung bedeutet. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Konsequenzen wird sich auch die kommunale Seite 
nicht entziehen können. 

Wir haben davon auszugehen, daß die enormen 
Verpflichtungen des Bundes, insbesondere auf 
Grund seiner Aufgaben nach außen — ich will hier 
nur nennen: die Belastungen aus der EG, die Ent-
wicklungshilfe und die von Ihnen doch in keiner 
Weise bezweifelten und kritisierten Anstrengungen 
im Bereich der Verteidigung — eine Belastung für 
den Bund bringen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Tornado!) 

die ihn in eine Lage versetzt, in der er nicht beliebig 
Leistungen von anderen auf sich ziehen kann. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Und die miserable 
Bundesregierung!) 

Und es gibt eine Leistungsverpflichtung nach innen. 
Wenn hier davon gesprochen wird, daß die beste Po-
litik für die Kommunen eine Wirtschaftspolitik sei, 
die der Beseitigung der Arbeitslosigkeit diene, dann 
müssen Sie anerkennen, daß diese Leistung zu we-
sentlichen Teilen, was den staatlichen Bereich an-
geht, vom Bund gebracht werden muß. 

(Schwarz [CDU/CSU]: 2 Millionen Arbeits

-

lose ist doch keine Leistung! Das ist eine 
Schande!) 

— „Das ist eine Schande". Aber diese Arbeitslosig-
keit ist doch nicht durch Beschluß dieser Bundesre-
gierung und des Bundestages entstanden, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha! — Die ist 
wohl von alleine gekommen! — Dr. Möller 
[CDU/CSU]: Durch die schlechte Politik die- 
ser Regierung! — Schwarz [CDU/CSU]: Ab

-

treten!) 

sondern diese Arbeitslosigkeit ist ein Ergebnis, das 
nicht allein bundesdeutsche Gründe hat. 

Es gibt viele Möglichkeiten, sich mit dieser Situa-
tion auseinanderzusetzen. Lassen Sie mich abschlie-
ßend nur sagen: Wer die Erwartung nährt, die Kon-
solidierung der Haushalte von Bund und Ländern 
könne sozusagen qua Bundesentscheidung erfolgen, 
erweckt Hoffnungen, die letzten Endes nicht erfüllt 
werden können, und schafft draußen ein politisches 
Klima, das einen konstruktiven Umgang miteinan-
der nur erschwert. 

(Beifall bei der SPD — Wehner [SPD]: Das 
ist bei manchen auch die Absicht! — Zuruf 
von der CDU/CSU: Deshalb die Vertrauens

-

frage!) 

Es wäre den vielen kritischen Stimmen der kommu-
nalen Spitzenverbände wenig Rechnung getragen — 
und ich will es auch gar nicht leugnen —, wenn man 
nicht sagte, daß der Vorwurf erhoben worden sei, die 
Bundesregierung und der Bundestag hätten durch 
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Haushalte und gesetzgeberische Festlegungen den 
Versuch gemacht, sich selbst zu sanieren 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU]: Stimmt 
doch!) 

und dabei die erkennbaren Interessen von Ländern 
und Kommunen vernachlässigt. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Stimmt ja nicht! — Dr. Waffenschmidt 

[CDU/CSU]: Haben sie auch!) 

— Der Kollege Struck wird sicherlich in der Lage 
sein, Ihnen im einzelnen darzulegen, in welcher 
Weise Sie hier eine Stimmung erzeugen, die in kei-
ner Weise gerechtfertigt ist. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Hören Sie 
mal die Oberbürgermeister!) 

Es gibt ein weiteres. Es gibt den Vorwurf, daß die 
öffentlichen Hände — und dieser Vorwurf ist nicht 
etwa auf die Seite des Bundes beschränkt — im 
staatlichen Bereich ohne erkennbares Konzept zu 
Kürzungen gekommen wären. Nun, ich räume hier 
ein, daß die schnellen Lösungen sehr häufig lineare 
Kürzungen nach sich gezogen haben oder daß die 
durch politische Kompromisse zustande gekomme-
nen punktuellen Kürzungen in keiner Weise befrie-
digen können. Diesem Vorwurf müssen wir uns stel-
len. Wir müssen gemeinsam fragen: Wie läßt sich 
denn eine Politik betreiben, die deutlich macht, daß 
dieser Vorwurf unberechtigt ist? 

(Bohl [CDU/CSU]: Wieso müssen wir dazu 
beitragen?) 

Ich glaube deshalb, daß es falsch wäre, die Gesamt-
auseinandersetzung lediglich dadurch zu führen, 
daß man die Haushaltsansätze zum Gegenstand ei-
ner Kritik macht. Ich bin der Meinung, daß sowohl 
der Staat wie auch die Kommunen aufgerufen sind, 
mit einer kritischen Elle ihren Aufgabenbestand zu 
messen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Wer hat denn die 
Aufgaben festgelegt? Die sind doch durch 

Gesetze festgelegt!) 

Diese Aufgabenbestände sind ja nicht allein durch 
gesetzgeberische Aktionen des Bundes entstanden, 
sondern sie sind in hohem Maße durch Festlegun-
gen des Landes entstanden. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Hier reden wir vom 
Bund!) 

— Sie sind Gott sei Dank auch eigene Entscheidun-
gen der Kommunen. Hier reden wir nicht nur vom 
Bund, sonst hätten Sie ja eine andere Anfrage stel-
len müssen, denn Sie haben nach der Lage der Kom-
munen gefragt und nicht nach dem Verhältnis von 
Kommunen und Bund. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Im Bundestag!) 

Im übrigen: Wer schlechte Fragen stellt, muß sich 
nicht wundern, daß er unzureichende Antworten 
kriegt. 

(Heiterkeit bei der SPD — Lachen bei 
der CDU/CSU — Vogel [Ennepetal] [CDU/ 
CSU]: Sind Sie aber witzig! — Weiterer Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Die Antwort ist un

-

zureichend!) 

Die Vorstellungen, die Sie sich offenbar machen, 
gipfeln darin, dem Bund nachzuweisen, daß er nicht 
in der Lage sei, seinen Verpflichtungen nachzukom-
men. Wir als Sozialdemokraten setzen dagegen, daß 
gerade die jüngsten Beschlüsse der Bundesregie-
rung ein Beitrag auch zu einer Konsolidierung der 
gesamtgesellschaftlichen und gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung und damit auch zur Konsolidie-
rung der Träger öffentlicher Aufgaben in diesem 
Land sein können. 

Hier ist die Frage aufgeworfen worden, ob denn 
und in welchem Umfange die Kommunen durch eine 
fortgesetzte Steuerreform in höherem Umfange als 
bisher an der veränderten wirtschaftlichen und fi-
nanziellen Situation teilhaben können. Ich will mich 
dieses Themas durchaus annehmen und auf eines 
hinweisen: Bei der gegebenen politischen Lage, bei 
den gegebenen Machtverhältnissen und bei den un-
terschiedlichen politischen Zielvorstellungen, die 
die Mehrheiten in Bundesrat und Bundestag prägen, 
gehe ich nicht davon aus, daß sozusagen ein großer 
Wurf gelingt und am Ende eine Reform der Steuer-
verfassung steht, die den Ansprüchen der Kommu-
nen gerecht wird. 

Wir müssen uns sogar noch ein weiteres vor Au-
gen führen. Es sind CDU-Länder gewesen, die die Ei-
genstaatlichkeit so überbetont haben, daß sie be-
währte Instrumente einer gemeinschaftlichen Fi-
nanzierung in Frage gestellt haben. Sie tragen damit 
dazu bei, daß am Ende der aktuell vor uns stehenden 
Auseinandersetzung das Ergebnis für die Kommu-
nen möglicherweise negativer ist, als heute erkenn-
bar. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU]: Können Sie 
das mal erläutern?) 

Die vor uns liegenden Aufgaben bestehen darin, 
daß wir die von der Bundesregierung praktizierte 
Politik fortsetzen, die öffentlichen Hände zu befähi-
gen, die eigenen Investitionskräfte zu sammeln und 
die eigene Position in selbstverantworteter Weise 
auszufüllen. Unsere Aufgabe wird darin bestehen, 
nicht schlichtweg die Gesetzgebungsnotwendigkei-
ten zu leugnen, sondern die staatlichen Ziele deutli-
cher zu formulieren, durch Entscheidungen der Län-
der deutlich zu machen, daß die Freiräume der Kom-
munen gesichert werden, und den Gemeinden In-
strumente an die Hand zu geben, die es ihnen erlau-
ben, ohne Einflüsse von staatlichen Bürokratien in 
eigener Verantwortung tätig zu werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile dem Herrn Ab-
geordneten Dr. Wendig das Wort. 

Dr. Wendig (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Als ich in der vergan-
genen Woche mit einem Stadtkämmerer über die 
heute anstehende Debatte sprach, bekam ich zum 
Eingang des Gesprächs zu hören: Aha, die alljährli-
che kommunalpolitische Pflichtübung. 
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Nun, abgesehen davon, daß wir, wenn ich es recht 

sehe, nicht in jedem Jahr über dieses Thema debat-
tieren, wäre es schon schlimm, wenn diese Debatte 
in der interessierten Öffentlichkeit — und dazu muß 
man einen Stadtkämmerer ja wohl zählen — so auf-
gefaßt würde, und noch schlimmer wäre es, wenn die 
Beteiligten — die Bundesregierung ebenso wie die 
Fraktionen dieses Hauses — die Debatte oder schon 
die Große Anfrage selbst als eine Art kommunalpoli-
tische Pflichtübung betrachten würden. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Es ist gelegentlich 
sehr nützlich, sich an die Pflichten zu erin

-

nern!) 

Ich hatte diesen Eindruck bisher nicht, weder heute 
noch in der Vergangenheit. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Weder die Tatsache, daß die Opposition bestimmte 
Fragen zur Kommunalpolitik in ihren Großen An-
fragen mit einer gewissen Regelmäßigkeit — natür-
lich von Jahr zu Jahr verändert — wiederholt, noch 
der Umstand, daß die Bundesregierung in ihrer dies-
jährigen Antwort gewisse grundsätzliche Aussagen 
aus ihrer Antwort von 1977 wortwörtlich wiederholt, 
ändern etwas daran, daß die Lage der Städte, Ge-
meinden und Kreise und ihre Stellung im Gesamt-
staat und in den Ländern in allen relevanten Sach-
bereichen immer wieder diskutiert werden müssen. 
Gewiß ist für einen Debattenredner die Gefahr der 
Wiederholung sehr groß, weil natürlich in Frage und 
Antwort auch Selbstverständliches, von keiner Seite 
in Frage Gestelltes dem Auditorium immer mit dar-
geboten wird. 

Gewiß ist ferner — und damit muß ich auf die Ten-
denz der Großen Anfrage und dessen, was der Kol-
lege Waffenschmidt dazu gesagt hat, eingehen —, 
daß die Große Anfrage der CDU dieses Jahres eine 
einheitliche Tendenz erkennen läßt, die etwa in dem 
Vorwurf an den Bund — wenn Sie so wollen, an Bun-
desregierung und Koalition — zusammengefaßt 
werden kann — ich sage es einmal so —: Bund und 
Bundesgesetzgeber belasten die Kommunen mit ko-
stenträchtigen Aufgaben, ohne für eine entspre-
chende Verstärkung der Finanzmittel Sorge zu tra-
gen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: So ist es ja auch! — 
Zuruf von der CDU/CSU: Das ist Tatsache! 
— Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: So ist 

es!) 

— Ich gebe in meinem Vortrag Ihre Unterstellungen 
wieder. — Weiter: Gesetze werden an den Kommu-
nen vielfach vorbeigeplant; die Gemeindefinanzre-
form ist heillos in Unentschlossenheit steckenge-
blieben — und anderes mehr. 

Lieber Kollege Waffenschmidt, kein Mensch von 
uns sagt — Sie haben dieses Wort gewählt —, die 
Lage der Städte und Gemeinden sei etwa wie eine 
heile Welt darzustellen. Das haben wir ganz be-
stimmt nicht gesagt! Nur ist eben eine solche Ten-
denz, wie sie in Ihrer Anfrage zum Ausdruck kommt 
und wie ich sie gerade kurz skizziert habe, einseitig 
und in ihrer Einseitigkeit im Ergebnis falsch, weil  

wichtige Aspekte und Entwicklungstendenzen vor 
der Tür bleiben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Welche?) 

— Ich komme darauf! 

Damit ich hier nicht mißverstanden werde: Es 
steht für mich und meine politischen Freunde in der 
FDP-Fraktion völlig außer Zweifel, daß in einer Zeit, 
in der alle öffentlichen Haushalte — der Bundes-
haushalt wie die Haushalte der Länder — auf das 
äußerste angespannt sind, auch die Haushalts- und 
Finanzsituation der kommunalen Körperschaften 
nicht rosig sein kann. 

Gerade dieser Hinweis zwingt aber zu der Fest-
stellung, daß die Lage der Städte, Gemeinden und 
Kreise heute — wie immer — natürlich nur in dem 
großen Gesamtzusammenhang öffentlicher Finanz-
und Haushaltspolitik gesehen werden kann. Ich ver-
weise deshalb jeden, der in die Dinge tiefer einstei-
gen will — ich will mir hier ein großes Zahlenwerk 
ersparen —, auf die beiden Übersichten, die die Bun-
desregierung auf Seite 5 ihrer Antwort niedergelegt 
hat. 

Kurz zusammengefaßt läßt ein Überblick über die 
Einnahmeseite zwei Entwicklungen deutlich erken-
nen: Erstens. Die Steuereinnahmen der kommuna-
len Körperschaften sind, gemessen an den Einnah-
men von Bund und Länder, überproportional gestie-
gen, vornehmlich verursacht durch den Beginn der 
Gemeindefinanzreform von 1969. Zweitens. Auch die 
staatlichen Zuweisungen von Bund und Ländern, 
die zweitwichtigste Einnahmekategorie der Ge-
meinden, sind im letzten Jahr beträchtlich ange-
wachsen. Dies ist sicher nur die eine Seite. 

In dem gleichen Zeitraum haben sich die Finanz-
bedürfnisse auch zu Lasten des Bundes drastisch 
verändert; Herr Kollege Kiehm hat davon gespro-
chen. Ich nenne hier als Sachgebiete nur die Ent-
wicklungspolitik, die Europäische Gemeinschaft, die 
Sicherheitspolitik, vor allem aber auch die Arbeitslo-
senfürsorge. 

(Bohl [CDU/CSU]: BAföG!) 

Nicht von ungefähr ist beim Bund der durch Kredite 
finanzierte Anteil an den Gesamtausgaben größer 
als bei den Ländern, aber auch — worauf es hier an-
kommt — größer als bei den Gemeinden. 

Auf der anderen Seite sind — das will ich gar nicht 
leugnen — auch auf die Gemeinden unbestreitbar 
neue Aufgaben zugekommen, Aufgabenbereiche 
oder -anteile im Volumen angewachsen, so daß sich 
niemand vor den Problemen, die der kommunalen 
Selbstverwaltung hieraus erwachsen sind und noch 
erwachsen werden, wird verschließen können. Ich 
will hier nur als ein Stichwort für viele Probleme die 
Probleme der Sozialhilfe nennen. 

Wir stoßen bei dieser Betrachtung, meine Damen 
und Herren — darauf kommt es mir hier jetzt an —, 
auf eine grundsätzliche Frage, die auch Herr Kiehm 
schon angesprochen hat. Wirtschaftlicher und so-
zialer Wandel haben hierzulande zu neuen Aufga-
ben für die öffentlichen Hände insgesamt geführt 
und das Volumen alter Aufgaben anwachsen lassen. 
Auch bei den Trägern unseres Gemeinwesens, bei 
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Bund, Ländern und Kommunen, sind Verschiebun-
gen eingetreten, die in finanzpolitische Auswirkun-
gen eingemündet sind. Dieser Entwicklungsprozeß 
ist noch längst nicht abgeschlossen. Es steht außer 
Zweifel, daß auch den Ländern und Gemeinden — 
neben höheren Kosten — eine erhöhte finanzpoliti-
sche Verantwortung zugewachsen ist. 

In diesem Zusammenhang muß dann aber auf 
eine grundsätzliche Dimension dieser Betrachtung 
hingewiesen werden. Es handelt sich um Probleme 
der Finanzausstattung von Bund, Ländern und Ge-
meinden und ihre notwendige Kongruenz mit den 
Aufgaben, die auf der jeweiligen Ebene von Bund, 
Ländern und Gemeinden, also auf der jeweiligen 
Ebene des öffentlichen Handelns, vorzunehmen 
sind. Es handelt sich also, kurz gesagt, um die Kon-
gruenz von Finanz- und Aufgabenstruktur. 

Wie ist es damit bestellt? Gewisse Eckdaten sind 
als statische Elemente in der Verfassung und in ein-
zelnen Gesetzen festgeschrieben. Sie ständig zu än-
dern, wäre für die Stabilität eines Staatswesens, in 
dem die Gemeinden zudem durch die Verfassung ga-
rantierte Rechte haben, sicher nicht gut. Sinn derar-
tiger Debatten wie der heutigen kann und muß es 
andererseits aber auch sein, über den Tellerrand der 
Tagespolitik, über den Zeitraum eines Haushalts-
jahres hinauszuschauen, um mittel- und langfristige 
Tendenzen deutlich werden zu lassen, die dann zu ei-
nem bestimmten Zeitpunkt auch zu einer Verände-
rung der Finanzstruktur im Sinne des 
Kongruenzgedankens — hie Aufgabenstruktur, hie 
Finanzausstattung — nötigen können. 

Ich will in meinem Beitrag auf die Gemeindefi-
nanzreform im übrigen nicht näher eingehen; das 
wird für die FDP-Fraktion nachher mein Kollege 
Rentrop tun. Festgehalten sei in aller Kürze hier nur 
zweierlei: Erstens. Die Gemeindefinanzreform von 
1969/70 hat zu wesentlichen strukturellen Verbesse-
rungen der Finanzlage der Gemeinden und Gemein-
deverbände geführt. Sie sollte aber nach den damali-
gen Vorstellungen nur der erste Schritt sein. 

Zweitens. Die Entwicklung des Gemeindeanteils 
an der Einkommensteuer zeigt, daß die Dinge auch 
nach 1970, wenn auch nach Vorstellung der Gemein-
den etwas zögerlich, in Fluß geblieben sind. Auch für 
die FDP-Fraktion bleibt die Forderung auf dem 
Tisch, daß die Änderung der Aufgabenstruktur all-
mählich dazu zwingt, die Finanzkraft der Gemein-
den nicht nur zu erhalten, sondern zu stärken. Auch 
als bestimmender Faktor in der durch die öffentli-
chen Hände beeinflußten Konjunkturpolitik spielen 
die Kommunen die wichtigste Rolle, da sie ja immer-
hin mehr als 60 % aller öffentlichen Investitionen er-
bringen. 

Deswegen fordern die Koalitionsfraktionen in ih-
rem Entschließungsantrag zur Großen Anfrage die 
Bundesregierung u. a. auf, gemeinsam mit den Bun-
desländern und den kommunalen Spitzenverbänden 
Überlegungen für eine Fortführung der Gemeindefi-
nanzreform zu entwickeln. Eine kurz befristete 
Maßnahme, wie sie zu diesem Thema der Ent-
schließungsantrag der Opposition fordert, bringt da 
nichts. Die Fortführung der Finanzreform gehört 

gerade in einem föderativ strukturierten Gesamt-
staat und gerade in der heutigen Situation zu den 
schwierigsten finanzpolitischen Operationen. Ma-
chen wir uns da doch nichts vor! Und jeder sollte be-
denken, daß ohne eine Erhöhung der Steuerlasten, 
die erkennbar niemand will, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

dieselben Staatseinnahmen nur einmal zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden aufgeteilt werden. 
Das ist das berühmte Beispiel von der Torte, die ich 
nicht mehrmals verteilen kann. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Fraktion denkt — das möchte ich hier anfü-
gen — in diesem Zusammenhang im übrigen auch 
darüber nach, wie den Gemeinden originäre Fi-
nanzquellen oder eine anderweitige unmittelbare 
Einflußnahme auf die Gestaltung von Einnahmen 
dann eröffent werden können, wenn die Frage der 
Gewerbesteuer bzw. ihres Abbaus zur Entscheidung 
steht. 

Aber schon vor einer möglichen Fortführung der 
Finanzreform sollten Bundestag und Bundesrat 
sorgfältiger als bisher darauf achten, welche admi-
nistrativen und finanziellen Belastungen durch 
Bundesgesetze auf die Kommunen zukommen. In 
unserem Entschließungsantrag richtet sich eine 
gleiche Empfehlung auch an die Länder, in deren 
Bereich die unmittelbarste Berührung von Staat 
und kommunaler Selbstverwaltung stattfindet. 

Gleichwohl erscheint es mir vordergründig, etwa 
mit der Opposition in einem Überhandnehmen von 
Bundesgesetzen und Programmen eine Einschrän-
kung der Freiheit der kommunalen Selbstverwal-
tung annehmen zu wollen. So leicht ist das nicht. Zu 
Recht verweist die Bundesregierung in ihrer Ant-
wort auf den in der deutschen Verwaltungstradition 
bewährten Grundsatz der Einheit der Verwaltung, 
der durch die Ausführung staatlicher Gesetze durch 
die bürgernahe Kommunalverwaltung immer wie-
der verwirklicht wird. 

Damit ist die Frage einer Erweiterung des kom-
munalen Ermessensraums bei der Ausführung von 
Bundesgesetzen sicher noch nicht beantwortet. Un-
bestreitbar gibt es Situationen, in denen das Gebot 
der Gleichbehandlung dem Wunsch nach einer Er-
messensfreigabe mit guten Gründen widersprechen 
kann. Dennoch sollte man bei künftigen Gesetzen, 
wo sie denn nötig sind — sage ich —, mehr darauf se-
hen, ob und inwieweit nicht unnötige Festlegungen 
der Verwaltung vor Ort besser vermieden werden 
können. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir können hier in der Tendenz den Vorstellun-
gen der Opposition durchaus beipflichten, wenn-
gleich ihre Vorwürfe zu diesem Punkt sehr allge-
meingehalten sind und konkrete Hinweise nicht 
bringen; aber das kommt vielleicht noch. 

Ähnlich verhält es sich mit der Forderung nach ei-
ner Entbürokratisierung durch Bundesregierung 
und Bundestag. Nun, Entbürokratisierung ist eine 
Forderung, die erstens immer populär ist und der 
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sich zweitens natürlich niemand widersetzen kann. 
Das Wort Entbürokratisierung ist aber auch ein Pa-
radebeispiel für eine Begriffsveränderung. Der Be-
griff Bürokratisierung ist in diesem Jahrhundert 
vom Positiven eindeutig ins Negative umgeschlagen. 
Bedeutete bürokratische Verwaltung z. B. bei Max 
Weber noch die Erfüllung rationaler Entwicklungs-
prozesse im Staat, und zwar auch im Interesse des 
Bürgers, so ist heute nur von Kleinlichkeit, Be-
schränktheit u. ä. die Rede. Dabei bedeutet die Bei-
behaltung rational begründeter, nachvollziehbarer 
und damit nachprüfbarer Entwicklungsmechanis-
men auch für den Bürger ein gewisses Maß an 
Rechtssicherheit, die gerade in einer modernen In-
dustriegesellschaft nicht leichtfertig unter den Tisch 
gekehrt werden kann. Hinzu kommt, daß die zuneh-
mende Technisierung unserer Lebensverhältnisse 
und die darauf basierende Gesetzgebung an die Aus-
sagekraft, möchte ich einmal sagen, gesetzlicher 
Normen und derer, die sie schaffen, besonders hohe 
Anforderungen stellen. 

Dennoch ist eine Tendenz zu einem Übermaß bü-
rokratischer Verhaltensweisen in manchen Berei-
chen nicht zu verkennen. Dem zu begegnen, ist nicht 
einfach. Es ist sicher zu begrüßen, daß die Bundesre-
gierung durch Justizministerium und Innenministe-
rium eine Arbeitsgruppe die Verbesserung von 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften überprüfen 
läßt. 

Wir als Abgeordnete, gleich, in welchem Fachbe-
reich, gleich, in welchem Fachausschuß, sollten mit 
äußerster Sorgfalt die Ausgestaltung von Rechts-
vorschriften und ihre voraussehbare Anwendung in 
der Umsetzung in die Praxis vor Ort mehr als bisher 
in unsere Betrachtungen einbeziehen. 

Bei der Vorbereitung von Gesetzen und Rechts-
verordnungen müssen deshalb die ausführenden 
Organe — hier vertreten durch die kommunalen 
Spitzenverbände — rechtzeitig, gründlich und um-
fassend beteiligt sein. Dies schreibt die Gemeinsame 
Geschäftsordnung der Bundesministerien vom 
7. März 1975 vor. Ich habe nicht den Eindruck, daß 
die Bundesregierung bei der Vorbereitung von Ge-
setzen und Rechtsverordnungen diese Geschäfts-
ordnung verletzt hat. Aus der Arbeit des Innenaus-
schusses zum Beispiel — es wird auch in anderen 
Fachausschüssen nicht anders sein — kann ich dar-
über hinaus berichten — meine Damen und Herren, 
das wissen Sie —, daß wir als Parlamentarier in Ge-
setzgebungsvorhaben, die die Kommunen entschei-
dend berühren, an den kommunalen Spitzenverbän-
den nicht vorbeigehen. Beispiele will ich mir erspa-
ren. 

Zur Ausländersituation ist gestern bereits aus-
führlich gesprochen worden, auch soweit die Kom-
munen in diesem Bereich besonders betroffen sind. 
Daß sie es sind und in welchem Maße, braucht nicht 
mehr gesagt zu werden. 

Auch zur letzten Frage in der Großen Anfrage der 
Opposition, nämlich der Frage nach der Asylgesetz-
gebung, will ich mich daher nicht ausführlich äu-
ßern. Dem Parlament — d. h. hier den zuständigen 
Ausschüssen, insbesondere dem Innenausschuß und 
dem Rechtsausschuß — liegen zur Zeit zwei Ent

-

würfe vor: der Entwurf der Bundesregierung und 
der Entwurf der Fraktionen der SPD und der FDP. 
Was also die Gesetzgebung angeht, ist jedenfalls die 
Bundesregierung gegenwärtig aus dem Obligo. Ich 
bin zuversichtlich, daß ein Entscheidungsvorschlag 
des federführenden Ausschusses diesem Hause sehr 
bald vorliegen wird. Aber, meine Damen und Her-
ren, erinnern wir uns doch bitte auch daran, daß wir 
schließlich nicht untätig gewesen sind, weder das 
Parlament noch die Bundesregierung. Ich erinnere 
an die Vereinfachung der Asylgesetze von 1978 und 
1980 und die flankierenden Maßnahmen, die die 
Bundesregierung 1980 dazu in der Frage der Ar-
beitserlaubnis und anderem mehr beschlossen hat. 
Sie haben zu einer Abnahme der Asylantenzahl ge-
führt — sicherlich nicht ausreichend, das wissen wir 
alle. Deshalb bemühen wir uns alle, hier eine Rege-
lung zu finden, die in Anerkennung des Grundrechts 
auf politisches Asyl zu einer zügigen und befrièdi-
genden Erledigung der Fälle führt und damit auch 
— das will ich dazu sagen — zu einer Entlastung der 
Gemeinden, die hier in vielerlei Hinsicht — das weiß 
ich — eine ganz große Last zu tragen haben. 

Ich komme zum Schluß. Das in Art. 28 des Grund-
gesetzes verankerte Recht auf kommunale Selbst-
verwaltung besitzt für die Freien Demokraten einen 
hohen Rang. Ich kann nicht verhehlen, daß in einer 
Zeit sich ständig verändernder Gegebenheiten in 
Wirtschaft und Gesellschaft dieses Bekenntnis täg-
lich auf eine harte Probe gestellt ist. Wenn diese De-
batte nicht nur eine kommunalpolitische Pflicht-
übung bleiben soll, müssen deshalb ohne Zweifel ei-
nige Konsequenzen aus unseren heutigen Erkennt-
nissen gezogen werden. 

Der Entschließungsantrag der Koalitionsfraktio-
nen von FDP und SPD enthält die wichtigsten Posi-
tionen, die mit dem richtigen Gefühl für das Notwen-
dige und Machbare in Angriff genommen werden 
müssen. Spektakuläre Ankündigungen helfen in der 
Sache nicht, auch nicht den Kommunen. 

Ich halte deshalb unseren Antrag auch im Inter-
esse der kommunalen Selbstverwaltung für einen 
sachgerechten Vorschlag. Es kommt in diesem Feld 
noch sehr viel Arbeit auf uns zu, Arbeit, deren Um-
fang manche vielleicht noch nicht recht ermessen 
können. 

Wir, die Fraktion der FDP, bitten — auch im Inter-
esse der Städte, Gemeinden und Kreise und der Bür-
ger in diesen kommunalen Körperschaften —, dem 
Entschließungsantrag, der Ihnen vorliegt, zuzustim-
men. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister des Innern. 

Baum, Bundesminister des  Innern:  Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
halte es für sehr gut, daß der Bundestag von Zeit zu 
Zeit über die Lage der Städte und Gemeinden in un-
serem Lande debattiert. Das ist keine Pflichtübung, 
sondern meines Erachtens ist es eine Pflicht dieses 
Parlaments, sich zu besinnen, daß die Demokratie in 
weiten Teilen unseres Landes eben in der Gemeinde 
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zu leben beginnt. Ich finde, daß der Titel eines Bu-
ches, der mir im Laufe der Debatte eingefallen ist, 
von dem Verfasser vor einigen Jahrzehnten zu 
Recht mit „Gemeindefreiheit — Rettung Europas" 
gewählt worden ist. Die Gemeindefreiheit ist ein We-
senselement unserer Demokratie, und wir alle, Herr 
Kollege Waffenschmidt, werden ja wohl zugeben, 
daß sie eingeschränkt worden ist. Wir bedauern das 
alle. Aber wir werden doch nicht so weit gehen, wie 
Sie das soeben wieder gemacht haben, dies einseitig 
dieser Bundesregierung ins Stammbuch zu schrei-
ben. Die Gesamtumstände, verehrter Herr Kollege, 
haben dazu geführt, daß sich die Gemeindefreiheit 
in den letzten Jahrzehnten nicht so entwickelt hat, 
wie ich mir das auch als früherer Kommunalpoliti-
ker persönlich gewünscht hätte. Für diese Gesamt-
umstände ist doch nicht diese Bundesregierung ver-
antwortlich. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

— Aber ich bitte Sie! Herr Dregger, Sie regieren in-
zwischen in sieben Ländern. 

(Zuruf von der SPD: Leider ist das so!) 

Gucken Sie sich doch mal die Beziehungen zwischen 
den Ländern und den Gemeinden an! Seien wir doch 
bitte nicht so einäugig! Fragen wir uns doch mal alle 
hier in diesem Parlament: Wer hat denn die Gebiets-
reform gemacht? 

(Beifall bei der FDP — Dr. Möller [CDU/ 
CSU]: Der FDP-Innenminister hier in Nord

-

rhein-Westfalen!) 

Wir alle würden sie doch so nicht wieder machen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Aber bitte, hier sitzt doch jeder im Glashaus. Das 
war doch eine Beschädigung von Gemeindefrei-
heit; 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Ich habe das da
-mals schon gesagt!) 

da haben wir doch die Rechte und die Spielräume 
unserer Parteifreunde, die in den Gemeinden tätig 
sind, eingeschränkt. Da haben wir die Verwaltungs-
effizienz über die Gemeindefreiheit gestellt. Die Ver-
waltungseffizienz aber ist gar nicht eingetreten. 
Hier sitzt einer vor mir, der unmittelbare Erfahrung 
hat und der sich, wenn ich das richtig sehe, noch ein-
mal freigekämpft hat. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Aber nur mit dem 
Gericht — gegen den FDP-Innenminister!) 

— Nur mit dem Gericht, ja. Damals haben die Kir-
chenglocken geläutet, und ich habe mich darüber ge-
freut. 

Meine Damen und Herren, ich will damit nur deut-
lich machen, daß es so einfach nicht ist mit den 
Schuldzuweisungen. Verehrter Herr Kollege Waf-
fenschmidt, wir sollten nicht die Probleme in unse-
rer Gesellschaft, in unserem Lande gleich wieder zu 
Schuldzuweisungen verwenden. Sie, Herr Dregger, 
wären gestern viel überzeugender gewesen, wenn 

Sie das in der Ausländer-Debatte unterlasen hätten. 
Das wäre viel überzeugender gewesen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Ihr Urteil ist nicht 
maßgebend!) 

Aber da muß — offenbar ist das Anweisung bei Ih-
nen — zunächst einmal die Bundesregierung ins 
Feuer gestellt werden, und dann kommt man so 
langsam zur Behandlung der Probleme, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sie sind über

-

haupt nie verantwortlich!) 

Und dann kommt man auch zu gemeinsamen Be-
trachtungsweisen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Er ist für nichts 
verantwortlich!) 

Es ist doch auch nicht so, Herr Waffenschmidt, daß 
Ihre Fraktion — das gilt auch für die anderen Frak-
tionen — sich bei den Gesetzgebungsvorhaben über-
schlägt in der Wahrnehmung der Interessen der Ge-
meinden. Sie wägen doch genauso ab wie wir. Auch 
Sie müssen sich doch Gedanken machen, ob wir un-
sere Verteidigungslasten finanzieren können, un-
sere Entwicklungshilfe. Da fließen doch viele Ele-
mente in einen Bundeshaushalt ein, und man kann 
nicht nur eine einäugige Politik machen. Wir alle 
würden gern mehr für dieses oder jenes Gebiet tun. 
Summieren Sie, Herr Waffenschmidt, bloß einmal 
alle die Forderungen, die von Ihrer Fraktion an den 
Bundeshaushalt gerichtet worden sind! Da können 
Sie fast nichts mehr finanzieren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — 
Dr.  Waffenschmidt [CDU/CSU]: Und im 
Bundesrat haben wir die Gemeinden gut 

vertreten!) 

Ich meine also, wir haben allen Anlaß, hier über 
die Gemeinden zu reden, uns auch als Bundestag zu 
verstehen — in den Grenzen, die uns gesetzt sind — 
als Anwälte der Gemeinden, der gemeindlichen 
Selbstverwaltung und der Selbstverantwortung, die 
dort am unmittelbarsten zum Ausdruck kommt. Ich 
verkenne keineswegs, daß die schwierige Finanzla-
ge, in der wir uns befinden, die Gemeinden vor ganz 
besondere Probleme stellt. Dort wird dem Bürger 
am unmittelbarsten Einschränkung zugemutet. 
Dort steht auch der Kommunalpolitiker am unmit-
telbarsten im Kontakt mit dem Bürger und muß das 
vertreten. Und die Einschränkungen sind tiefgrei-
fend. Alles, was wir gelesen und gehört haben, zeigt 
uns, daß sich die finanzielle Enge, in der wir uns be-
finden, für die Kommunalpolitik außerordentlich 
drückend auswirkt. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Denken 
Sie mal an Köln zum Beispiel!) 

— Ich denke an Köln, ich denke aber auch an andere 
Städte. Wissen Sie, ich führe gerade Tarifverhand-
lungen, und ich bin dort gehalten, meinem Tarifpart-
ner zu sagen, wie schwierig die Lage der Kommunen 
ist. Ich bin sehr genau informiert über die Finanzsi-
tuation der Kommunen. Deshalb bin ich nicht glück- 
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lich über das, was die Kommunen als Tarifpartner 
jetzt gemacht haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU: Leider wahr!) 

Mehr möchte ich darüber nicht sagen. 

Im übrigen ist das Grundgesetz, Herr Waffen-
schmidt, auch nicht besonders freundlich mit den 
Gemeinden. Da gibt es ja nur den Bund und die Län-
der, wie wir wissen. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Und 
Art. 28!) 

— Ja, das gibt es immerhin. Aber ich möchte hier sa-
gen: Für mich sind die Gemeinden die dritte Säule 
des Staates, und sie haben, meine ich, auch ein un-
mittelbares Recht, ihre Anliegen, ihre Wünsche zu 
vertreten. 

Der Bund greift durch seine Gesetzgebung vielfäl-
tig in das kommunale Leben ein. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Viel zuviel!) 

Das ist Grund und Gegenstand unserer heutigen De-
batte. Der Bundestag in seiner legislativen, Bundes-
regierung in ihrer exekutiven Verantwortung müs-
sen sich ständig fragen, ob die Rahmenbedingun-
gen, die wir den Kommunen setzen, der Selbstver-
waltung einen ausreichenden Spielraum belassen. 
Wir sind immer aufgefordert, diese Rahmenbedin-
gungen entsprechend zu gestalten. 

Vor diesem Hintergrund hat das Bundeskabinett 
am Mittwoch dieser Woche eine Initiative für Be-
schäftigung, Wachstum und Stabilität beschlossen, 
die natürlich auch Auswirkungen auf die Gemein-
den hat, die, wie wir meinen, positiv sind. Herr 
Böhme wird gleich darauf eingehen. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Die Mehr

-

wertsteuererhöhung!) 

— Auch das hat seine zwei Seiten. Sie haben nur 
eine Seite vorgetragen, Herr Waffenschmidt. Sie ha-
ben die belastende Seite vorgetragen; es gibt aber 
auch eine begünstigende Seite. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Die ist 
kleiner!) 

Sie werden sich mit Ihrer Weigerung auseinander-
zusetzen haben, dieses Beschäftigungspaket mitzu-
tragen, meine Damen und Herren von der Opposi-
tion. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Sie werden sich auch aus kommunalpolitischer 
Sicht damit auseinanderzusetzen haben. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Diese Verantwortung müssen Sie tragen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Beschäftigungspa

-

ket für die Regierung! Mehr nicht!) 

Aus dieser Initiative der Bundesregierung folgen 
ganz erhebliche Verbesserungen der Rahmenbedin-
gungen, insbesondere für kommunale Investitionen. 
Ich nehme an dieser Stelle den Appell des Bundes-
kanzlers auf: Jetzt kommt es darauf an, daß wir alle, 
insbesondere aber Bund, Länder und Gemeinden, an 

einem Strang ziehen und das investitionspolitische 
und das psychologische Klima für die dringend er-
forderliche gesamtwirtschaftliche Aufwärtsentwick-
lung verbessern. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Auch die Gemeinden sind aufgerufen, soweit es ih-
nen möglich ist, die Bemühungen zu unterstützen. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Das wür

-

den sie ja gern tun, wenn sie könnten!) 

— Dabei verkenne ich die Probleme nicht, in denen 
sie sich befinden, Herr Waffenschmidt. Diese Pro-
bleme hat jeder von uns vor der Haustür. Aber sie 
sind im Rahmen des Möglichen mit aufgerufen, da-
für zu sorgen, daß wir das wirtschaftliche Tief über-
winden. Daran kann kein Zweifel bestehen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir wollen z. B. — ich nenne hier nur ein Beispiel, 
Herr Waffenschmidt — durch die Bereitstellung zu-
sätzlicher ERP-Mittel in Höhe von 1,6 Milliar-
den DM vorzugsweise kommunale Umweltschutz-
maßnahmen in den Bereichen Abfallwirtschaft, Ab-
wasserreinigung und Luftreinhaltung fördern. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Wo sind denn die 
Komplementärmittel?) 

— Herr Dregger, es ist immerhin ein Anstoß. Sie 
werden mir nicht widersprechen, wenn ich sage, daß 
es da in unseren Gemeinden noch einen sehr großen 
Nachholbedarf gibt. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Ich meine die 
Komplementärmittel der Gemeinden!) 

Sie kennen doch wie ich viele Gemeinden, die erst 
Rathäuser und andere schöne repräsentative Bau-
ten errichtet haben, die aber erst jetzt ihre Kläranla-
gen bauen. 

(Sehr richtig! bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

— Ich kann Ihnen aus der Hand eine Reihe von 
Städten und Gemeinden nennen, die so verfahren 
sind. Wenn der Bund hier also einen zusätzlichen 
Impuls setzt, dann sollten Sie das anerkennen. Das 
soll in dieser Debatte nicht verschwiegen werden. 

Der Umweltschutz stellt einen gesamtwirtschaft-
lich wichtigen Wirtschafts- und Beschäftigungsfak-
tor dar. Von ihm gehen erhebliche positive volks-
wirtschaftliche Impulse aus. 

Bundestag und Bundesregierung tragen ihrer 
Verpflichtung gegenüber den Kommunen in ihrem 
legislativen und exekutiven Handeln Rechnung, und 
deshalb haben auch Bundestag und Bundesregie-
rung den kommunalen Spitzenverbänden in ihren 
Geschäftsordnungen besondere Mitwirkungsrechte 
eingeräumt. Ich erinnere mich noch daran, wie wir 
darüber lange debattiert haben. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Das war 
sehr gut!) 

Ich kann wohl sagen, daß sich das Verfahren be-
währt hat, Herr Waffenschmidt. Ob das immer zu 
den Ergebnissen führen kann, die sich die andere 
Seite vorstellt, ist eine andere Sache. Für diese Mit- 
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wirkung, der wir vielfältige Anregungen und Hilfen 
zu verdanken haben, möchte ich den kommunalen 
Spitzenverbänden ausdrücklich danken, 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Die Regelung hat sich bewährt. Es hat in den letzten 
Jahren immer weniger Beanstandungen im Hin-
blick auf das Verfahren gegeben, und das ist eine 
gute Entwicklung. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Das haben 
wir hier gemeinsam gemacht!) 

— Das haben wir gemeinsam ausgearbeitet, und es 
kam darauf an, zu sehen, ob so etwas auch läuft. 
Diese Probe hat das Verfahren bestanden. 

(Zustimmung bei allen Fraktionen) 

Sosehr ich die heutige Debatte begrüße, so ent-
schieden widerspreche ich dem durch die Anfrage 
und durch die heutigen Beiträge der Opposition, ins-
besondere von Herrn Waffenschmidt — das andere 
kommt j a noch —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Woher wissen Sie 
das?— Weitere Zurufe) 

vermittelten Eindruck, die Bundesregierung schere 
sich nicht um die Sorge der Städte und Gemeinden. 
— Sie können mich ja noch positiv überraschen, 
meine Damen und Herren, indem Sie in diesem Saal 
ein Problem einmal so abhandeln, daß es wirklich 
um das Problem und nicht um politische Schuldzu-
weisungen geht, jedenfalls dann, wenn sie gar nicht 
berechtigt sind. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der SPD) 

— Das wollen wir sehen. Die Lernfähigkeit kann 
sich hier auch noch in den nächsten Minuten und 
Stunden beweisen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Aber bei Ihnen 
wird das in der Tat nicht so schnell gehen! 
— Wehner [SPD]: Lärm- oder Lernfähig-

keit? — Weitere lebhafte Zurufe) 

— Ich kann das leider nicht hören. Es müssen be-
merkenswerte Dinge sein, die Sie mir jetzt entge-
genhalten. 

Bevor ich dies anhand einiger Einzelpunkte bele-
ge, lassen Sie mich Ihnen von der Opposition grund-
sätzlich noch folgendes sagen: Auch Sie beschließen 
die Gesetze mit in diesem Hause, in vielen Fällen, in 
sehr vielen Fällen, jedenfalls in sehr viel mehr Fäl-
len, als dies der Öffentlichkeit bewußt ist; 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Wir sind keine 
Nein-Sager! — Dr. Möller [CDU/CSU]: Also 

keine Obstruktion!) 

in nahezu allen Fällen beschließen Sie die Gesetze 
mit. Im Bundesrat haben Sie die Mehrheit. Sie stel-
len die Regierung in den meisten Bundesländern, 
die j a Verantwortung für die Gemeinden tragen. Ich 
meine, charity begins at home, d. h. Gemeinde-
freundlichkeit muß die Opposition in erster Linie in 
den von ihr regierten Bundesländern beweisen.  — 
Herr  Waffenschmidt, vielleicht schickt Ihre Fraktion 

Sie als Gastredner in die Parlamente dieser Bundes-
länder, damit Sie diese Position einmal erläutern. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — 
Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Wir haben 
prima Kontakt mit den Ministerpräsiden

-

ten!) 

Die Kommunen fordern zu Recht eine ausrei-
chende Finanzausstattung einschließlich der Um-
wandlung von Zweckzuweisungen in allgemeine Zu-
weisungen, um für die eigenständigen kommunalen 
Vorhaben Entscheidungsraum zu behalten. Herr 
Böhme wird für den Finanzminister zu diesem gan-
zen Komplex Stellung nehmen. Ich möchte mir das 
hier ersparen. 

Wesentliche Forderungen der Kommunen gehen 
auf die Abschwächung der staatlichen Regelungs-
dichte. Hierzu hat Herr Kollege Wendig einiges Be-
merkenswerte ausgeführt. Ich könnte es mir einfach 
machen und darauf verweisen, daß das Grundgesetz 
die Ausführung des Bundesrechts grundsätzlich den 
Ländern übertragen hat; wer also die Forderung er-
hebt, die Kommunen von Staatsaufgaben zu entla-
sten, der solle sich an die Länder wenden. Ich 
möchte jedoch klar sagen: Die kommunale Selbst-
verwaltung ist nicht schon dadurch beeinträchtigt, 
daß von den Kommunen neben den Selbstverwal-
tungsaufgaben auch Aufgaben ausgeführt werden, 
die ihnen der Staat zugewiesen hat. Darüber werden 
wir uns j a wohl nicht streiten. Ich sehe darin viel-
mehr eine Ausformung des in der deutschen Verwal-
tungstradition bewährten Grundsatzes der Einheit 
der Verwaltung. Bürgernähe und Bürgerfreundlich-
keit der Kommunalverwaltungen kommen so auch 
der Erfüllung staatlicher Aufgaben zugute. Für diese 
Wahrnehmung staatlicher Aufgaben — es sind in-
zwischen sehr viele geworden — müssen wir den 
Kommunen als Bundesorgane sicher danken. 

Der Frage der durch die Bundesgesetzgebung ver-
ursachten Mehrausgaben ist in einem von der Bun-
desregierung geförderten Gutachten des Deutschen 
Instituts für Urbanistik nachgegangen worden. Die 
Antwort der Bundesregierung stellt das Ergebnis 
ausführlich dar. Die unmittelbaren und die mittelba-
ren, die belastenden und die entlastenden Auswir-
kungen lassen sich weder abschließend quantifizie-
ren noch saldieren. Das ist unsere Meinung. Ich wie-
derhole: Sie lassen sich weder abschließend quantifi-
zieren noch saldieren. Die Kommunen können aber 
sicher sein, daß wir ihre Probleme, wie sie in der An-
frage aufgeworfen und in dem erwähnten Gutachten 
behandelt sind, sehr sorgfältig sehen und beobach-
ten. 

Es wird über die Regelungsdichte geklagt. Ich 
meine, diese Klage müsen wir ernst nehmen; wir ha-
ben j a die bürgerschaftliche Selbstverantwortung 
eine Zeitlang nicht so ernst genommen. Es ist jetzt 
an der Zeit — ich stimme Ihnen voll zu, Herr Waffen-
schmidt —, daß wir wieder an unsere Bürger appel-
lieren, vieles in eigene Hände zu nehmen, 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

vieles wieder selber zu machen, was man früher dem 
Staat, der Gemeinde übertragen hat. Ich glaube, die 
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Gemeinden sind in der Lage, den Bürgern Hilfe zu 
geben, Rahmenbedingungen für Selbsthilfe, für ei-
genes Engagement zu schaffen. Zu diesem Engage-
ment sind die Bürger nicht nur in der Lage, sie wol-
len es auch. Ich glaube, es ist durchweg festzustellen, 
daß sich die Bürger wieder beteiligen wollen, daß sie 
Verantwortung übernehmen wollen, auch für den 
Mitmenschen. 

(Dr. Müller [CDU/CSU]: Eine gute Entwick

-

lung ist das!) 

Dies alles sollten wir fördern. Hier gibt es keine Mei-
nungsverschiedenheiten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es fehlt an der 
geistigen Führung der Bundesregierung!) 

— Nicht schon wieder Vorwürfe, wenn man jetzt 
hier eine Gemeinsamkeit feststellt. Wir sitzen doch 
alle in den Gemeinden, alle Parteien. — Es kommt 
darauf an, Dämme gegen eine allzu perfektionisti-
sche Vorschriftenflut zu bauen. 

Einige Erfolge haben wir bei der Vereinfachung 
des bestehenden Rechts bereits erzielt, wie die Bei-
spiele des Verwaltungsverfahrensrechts, der Stati-
stikbereinigung und des Baurechts zeigen. Weiter-
hin haben alle Ressorts nach einem Kabinettsauf-
trag zu überprüfen, ob Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften ihres Bereichs aufgehoben oder verein-
facht werden können. Darüber hinaus haben wir zur 
Frage des Abbaus der Regelungsdichte vor kurzem 
eine Anhörung von Verwaltungswissenschaft und 
Praxis unter Beteiligung der kommunalen Spitzen-
verbände im Innenministerium gehabt. Danach 
kommt es im Entwurfsstadium von Vorschriften auf 
eine Reihe von Grundfragen an, mit deren Hilfe wir 
Überregelungstendenzen entgegenwirken wollen. 
Ein erster Kriterienkatalog zur Frage der Notwen-
digkeit von Vorschriften liegt vor. Der weiteren Dif-
ferenzierung und Verfeinerung des Instrumentari-
ums soll die Arbeit einer interministeriellen Arbeits-
gruppe dienen, die wir eingesetzt haben. 

Wir müssen uns allerdings bewußt bleiben, daß 
sich komplexe Lebenssachverhalte — hier sollten 
wir dem Bürger auch nichts vormachen —, wie sie in 
einem modernen Industriestaat auftreten, eben 
nicht durch Generalklauseln und nach Treu und 
Glauben allein beherrschen lassen. Soziale Gerech-
tigkeit z. B. erfordert oft sehr komplizierte Gesetze. 
Einfache Gesetze können Sie machen, wenn Sie auf 
diese unterschiedlichen Bewertungen verzichten 
wollen. 

Sie haben von der Ausländer- und Asylpolitik ge-
sprochen. Ich möchte jetzt nicht das alles wiederho-
len, was wir gestern in diesem Saale gesagt haben. 
Herr Kollege Waffenschmidt, das ist sicherlich nicht 
nötig. Nur finde ich nicht richtig, was hier gesagt 
worden ist, auch von Ihnen, Herr Müller, gestern 
abend. Die Gemeinden sind nicht alleine gelassen 
worden. Ich gehe davon aus, daß die Verfassung 
auch für die Gemeinden gilt. Art. 16 gilt auch für sie. 
Ich habe mich als verantwortlicher Bundesminister 
mit dem Grundrecht auf Asyl auseinanderzusetzen. 
Es gilt für mich. Grundrechte müssen sich ja erst in 
ihrem Wert beweisen, wenn es schwierig wird. Das  

heißt, wir müssen gemeinsam mit der Situation fer-
tig werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dazu ist einiges geschehen. Aber Sie können doch 
nicht so tun, als ob die Gemeinden irgendwo unten 
sitzen und der Bund allein oben mit Art. 16. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Das Aner

-

kennungsverfahren!) 

— Ich kann Ihnen doch nur noch einmal sagen, Herr 
Waffenschmidt: Im Verantwortungsbereich des 
Bundesinnenministeriums laufen die Verfahren 
jetzt sechs Monate, sieben Monate. Mehr ist nicht zu 
machen. Wenn die Ausländerbehörden der Städte 
die Anträge schneller schicken würden, dann ginge 
es noch schneller. Das sind gar nicht so Rechtsfra-
gen, das sind Kanzleifragen. Wir sind der Sache 
nachgegangen, wie lange es denn dauert, bis die Be-
hörden einen Antrag übermitteln, wie lange es denn 
dauert, bis ein Urteil heute in den Kanzleien unserer 
Gerichte getippt ist. Hier kann man noch eine 
Menge machen. Das geht alle staatlichen Ebenen an 
und nicht nur den Bund. 

Ich habe Ihnen gesagt, mir ist die Lage der Ge-
meinden sehr bewußt. Ich sehe z. B., was in Köln los 
ist. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Eben!) 

Wir versuchen jetzt, diese Spannung aufzulösen, un-
ter Wahrung des Grundrechts, wie wir uns wohl alle 
darum bemühen. Da kann man nicht sagen, die Ge-
meinden würden alleine gelassen. Wir haben das 
Personal in Zirndorf wesentlich erhöht. Wir haben 
uns bemüht, das Verwaltungsverfahren zu straffen. 
Bei den Verwaltungsgerichten muß die Straffung 
des Verfahrens noch geschehen. Da haben Sie recht. 
Dazu habe ich ja gestern einiges gesagt. 

Wir haben über den Familiennachzug gesprochen. 
Wir haben gestern über die wichtigen Probleme ge-
sprochen, die sich insbesondere durch ausländische 
Jugendliche stellen, durch die Gettobildung in unse-
ren Städten, die j a insbesondere von den Ausländer-
problemen berührt und belastet sind. Aber hier gibt 
es ja Defizite an Entscheidung auch in den Gemein-
den. 

Wir müssen uns — ich sage das noch einmal — 
doch bewußt sein, daß wir die Folgeprobleme, die 
mit dem Ausländerzuzug seit 1955 entstanden sind, 
unterschätzt haben. Wir haben doch gedacht, das 
sind Gastarbeiter, die eines Tages weggehen. Inzwi-
schen stellen wir fest, daß z. B. 30 % der Türken be-
reits zehn Jahre hier leben und daß viele Kinder hier 
geboren sind. Wir müssen uns jetzt mit den Folge-
problemen auseinandersetzen, mit den Schulproble-
men auseinandersetzen. Das alles, meine verehrten 
Kollegen, war doch in gewisser Hinsicht vorherseh-
bar, daß soundso viel Türkenkinder im Jahre 1981 in 
die Grundschule kommen würden. Wir haben uns 
nicht klargemacht, daß wir nicht nur Arbeitskräfte 
geholt haben, sondern Familien mit all den Proble-
men, die dadurch entstehen, daß Kinder, Jugendli-
che in unserer Gesellschaft gleiche Lebenschancen 
haben wollen. Das ist doch die Lage. 
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Sie müssen doch auch bitte die andere Seite der 

Medaille sehen. Was würde denn in der Wirtschaft 
geschehen, wenn ès keine Ausländer mehr gäbe? Ich 
höre so manche Unternehmer, die sich über das 
Asylantenproblem ereifern. Ich habe mit Gastwirten 
diskutiert, die heftige Vorwürfe gemacht haben. 
Dann habe ich festgestellt: Hinten in den Spülkü-
chen dieser Gastwirtschaften stehen die Asylanten. 
Die Küche würde zusammenbrechen, wenn sie nicht 
dastünden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Also bitte weniger Selbstgerechtigkeit und weniger 
Heuchelei bei diesem Thema! 

Beim Umweltschutz sind die Kommunen in be-
sonderer Weise berührt und auch gefordert. Die 
Kommunen sind die wichtigsten öffentlichen Um-
weltschutzinvestoren. Wir wollen dazu einen Anstoß 
geben, den Sie offenbar gering einschätzen, Herr 
Dregger. Vielleicht können Sie dazu einiges sagen, 
wenn Sie gleich reden. 

Auf kommunaler Ebene werden einerseits die 
meisten Umweltprobleme verursacht, andererseits 
ist hier auch diejenige umweltpolitische Ebene, auf 
der die Maßnahmen ansetzen müssen. Wir geben in 
vielfacher Weise Planungshilfen zur Bewältigung 
der kommunalen Umweltprobleme. Das Umwelt-
bundesamt steht als Serviceeinrichtung den Kom-
munen zur Verfügung. Sie wird auch genutzt. 

Die stärkere ökologische Ausrichtung umweltpoli-
tischer Strategien und Maßnahmen ist notwendig, 
um das Ziel einer durchgreifenden Verbesserung 
der Umwelt zu erreichen. Hier gibt es eine Reihe un-
gelöster Probleme. 

Herr Kollege Kiehm hat schon auf das Verkehrs-
lärmschutzgesetz hingewiesen. Es ist in der letzten 
Legislaturperiode gescheitert. Ich würde an Ihrer 
Stelle nicht so ohne weiteres über dieses Thema hin-
weggehen. Ich bin mir der finanziellen Schwierig-
keiten sehr wohl bewußt, die sich hier insbesondere 
für die Altstraßen stellen. Aber ich meine, im Inter-
esse der Rechtssicherheit sollten wir uns bemühen, 
eine Regelung zu finden, möglicherweise nur für die 
neuen oder für die neu auszubauenden Straßen. Das 
Thema ist jedenfalls noch nicht vom Tisch, das Pro-
blem auf keinen Fall. Daß viele Bürger in unseren 
Städten, insbesondere diejenigen, die sich keine 
teure Wohnung leisten können, vom Verkehrslärm 
beeinträchtigt werden, ist doch nicht zu bestreiten. 

Der Gewässerschutz spielt bei den kommunalen 
Investitionen eine große Rolle. Darauf gehen wir in 
unserer Antwort besonders ein. Hier gibt es große 
Anstrengungen der Gemeinden im Kläranlagenbau. 
Dies möchte ich ausdrücklich würdigen. Ich möchte 
dies auch auf das umstrittene Abwasserabgabenge-
setz zurückführen. Mich erreichen immer noch 
Briefe und Stellungnahmen von Kommunen, die 
sich über dieses Gesetz beklagen. Ich kann sie nur 
dringend auffordern, wenigstens dieses Gesetz, das 
ja nicht alle Wünsche der Umweltschützer und auch 
nicht alle meine Wünsche erfüllt hat, zu erfüllen. In

-

dustrie und Wirtschaft haben sich darauf einge-
stellt. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Es geht mehr 
um die Ausführungsbestimmungen als um 

das Gesetz!) 

Der Staat muß dies auch tun. Die Gemeinden müs-
sen sich so verhalten, daß sie ein Vorbild für Wirt-
schaft und Industrie sind. Mit diesem Gesetz wurde 
in marktwirtschaftlicher Weise für Gewässerver-
schmutzung ein Preis gesetzt, der einen weitgehen-
den Verzicht auf diese Verschmutzungen finanziell 
interessant macht. 

Als Ergänzung der wasserrechtlichen Instru-
mente unterstützt der Bund die Gemeinden im Rah-
men seiner verfassungsrechtlichen Möglichkeiten 
in ganz erheblichem Maße durch Finanzierungshil-
fen, die in der Antwort im einzelnen dargelegt 
sind. 

Die Klärschlammverordnung, die wir vorgelegt 
haben, kann nicht die Grundprobleme der Schad-
stoffbelastung der kommunalen Abwässer lösen. 
Dieses Grundproblem, das ich meine, erfordert eine 
massive Abwasservermeidungsmaßnahme an der 
Quelle der Schadstoffbelastung, also beispielsweise 
bei den an die städtischen Kanalisation angeschlos-
senen Industriefirmen. Hier sind die Gemeinden in 
der Pflicht, alles zu tun, um die kanalbenutzenden 
Unternehmen dazu anzuhalten, die Einleitung von 
Schadstoffen wie Cadmium und Quecksilber zu ver-
meiden. Ich meine, daß sich hier eine Verschärfung 
der Einleitungsbedingungen und möglicherweise 
eine verursachergerechte und schädlichkeitsbezo-
gene Umgestaltung der erhobenen Gebühren anbie-
ten. Das haben einige Gemeinden gemacht und da-
mit guten Erfolg erzielt. Es dürfte einleuchtend sein, 
wenn die Entwässerungsgebühren nicht mehr wie 
bisher nahezu ausschließlich nach der umweltpoli-
tisch wenig aussagekräftigen Wassermenge, son-
dern nach der Schädlichkeit des Abwassers bemes-
sen würden. Wenn nicht bald derartige wirtschaft-
lich vernünftige und umweltpolitisch wirksame 
Maßnahmen auf breiter Front eingesetzt werden, 
werden wir Investitionen in sehr großer Höhe erbin-
gen müssen, um aufwendige Klärschlammbeseiti-
gungsanlagen zu bauen. 

Eine abfallwirtschaftlich erfreuliche Entwicklung 
ist insbesondere im Hausmüllbereich zu verzeich-
nen, wo der Anteil der verwerteten, also der im Wirt-
schaftskreislauf weiter verwendeten Abfälle syste-
matisch ansteigt. Dieser positive Trend ist auch dar-
auf zurückzuführen, daß die Bundesregierung die 
Entwicklung und Erprobung neuer Konzepte der 
Abfallbehandlung seit Jahren intensiv fördert und 
damit den Kommunen als Trägern der Abfallbeseiti-
gung wertvolle Hilfestellung gibt. Ich erinnere an 
die Abfallmessen, die inzwischen stattfinden; ich er-
innere beispielsweise an spektakuläre Vorhaben in 
Neuss. Hier findet ein unmittelbarer Kontakt der 
Bundesregierung mit den Gemeinden statt, um das 
Abfallproblem zu bewältigen. 

Nach wie vor ist die Verringerung des Abfallauf-
kommens aus Getränkeverpackungen insgesamt 
aus Umweltschutz- und Energieeinsparungsgrün- 
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den eine Schwerpunktaufgabe im Bereich der Ab-
fallwirtschaft. Herr Kollege Waffenschmidt, ich 
wäre dankbar, wenn mich alle Kollegen Ihrer Frak-
tion, die sich so sehr um Kommunalpolitik bemühen, 
beispielsweise bei meinem Bemühen unterstützen 
würden, die Mehrwegflasche vom Markt etwas weg-
zudrängen und die Verpackungen etwas weniger 
materialaufwendig zu gestalten. Da sind Sie als 
Kommunalpolitiker mit gefragt. Ich würde mich 
freuen, wenn Sie dazu in der nächsten Debatte zum 
Umweltschutz Stellung nähmen. 

Die Verbandsklage ist angesprochen worden. Sie 
ist inzwischen ein Reizthema. Ich bin nicht der Mei-
nung, daß sie ein Reizthema sein muß. Ich weiß, da 
gibt es viele Skeptiker. Wir wollen sie j a gar nicht all-
gemein einführen, sondern nur — ich sage wirklich 
„nur"; ich meine das ernst — für einen Bereich, der 
in besonderer Weise dafür geeignet ist, nämlich für 
den Bereich des Natur- und Landschaftsschutzes, 
wo es für eine ganze Reihe von Vorhaben keine Be-
troffenen gibt, die sich zur Wehr setzen könnten. Ich 
weiß nicht, ob Sie Ihre negative Stellungnahme auf-
rechterhalten können, Herr Waffenschmidt, wenn 
Sie sich einmal intensiv mit den Erfahrungen aus-
einandersetzen, die die Schweiz gemacht hat. Wo es 
keine den öffentlichen Umweltschutzinteressen 
gleichgelagerten Individualrechte gibt, wie im Na-
turschutz, ist das doch zumindest erwägenswert. Ich 
bin nicht der Meinung, daß wir uns damit rechtliche 
oder verfassungsrechtliche Schwierigkeiten einhan-
deln. Die Verbandsklage im Bereich des Natur-
schutzrechts und der Landschaftspflege ist nämlich 
lediglich ein zusätzlicher Auslösungsmechanismus 
für verwaltungsgerichtliche Rechtmäßigkeitskon-
trolle. Die jeweiligen Handlungs-, Entscheidungs-  
und Kontrollbefugnisse der staatlichen Exekutive 
und der Parlamente bleiben unberührt. 

Einige Sätze zur Kulturarbeit, zur Kulturpolitik. 
Die Gemeinden haben hier eine große Last zu tra-
gen. Stuttgarts Oberbürgermeister Rommel hat zu 
Recht davon gesprochen, daß Kulturpolitik in der 
Bundesrepublik in erster Linie Kommunalpolitik 
sei. Das merken wir, wenn in den kommunalen 
Haushalten jetzt einmal das Verhältnis der einzel-
nen Ausgabenpositionen dargestellt wird. Das muß 
man anerkennen. Die Kommunen sind der Haupt-
träger der Kulturförderung in unserem Lande. So ist 
es. Nach wie vor gilt, daß die Gemeinden mehr als 
60 % aller Kulturausgaben erbringen. Was damit er-
reicht wird, zeigen 17 Millionen Theaterbesucher 
jährlich, 17 Millionen Besucher von Museen usw. 
usw. 

Unsere Städte stehen damit in der guten deut-
schen Tradition einer dezentralisierten und damit 
vielfältigen kulturellen Entwicklung. Hier sind der 
Nährboden für das kulturelle Geschehen in unserem 
Lande und die Grundlage für herausragende Institu-
tionen von Weltruf. Unsere Gemeinden unterhalten 
ja kulturelle Institutionen, die in anderen Ländern 
nur vom Gesamtstaat und nur einmal in der Haupt-
stadt unterhalten werden. In unserem Lande ge-
schieht das in vielfältiger Weise. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Bei allem Verständnis für die Finanznöte der Ge-
meinden meine ich, daß sie in die Mittel für die Kul-
turarbeit jedenfalls nicht überproportional eingrei-
fen sollten. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Das gilt 
auch für die Bundeszuschüsse!) 

— Das gilt für Bundes- und Landeszuschüsse; für 
Landeszuschüsse auch. — Gerade in einer Zeit, in 
der sich die Menschen von einer starken materiellen 
Lebensorientierung etwas wegbegeben, hat die Kul-
turpolitik einen besonderen Stellenwert. Dem soll-
ten wir gemeinsam Rechnung tragen. Ich möchte er-
wähnen, daß der Bund j a auch für die Kulturarbeit 
der Städte mit bescheidenen Mitteln — von den Län-
dern im übrigen immer wieder bestritten, Herr Kol-
lege Kühbacher — einiges leistet, etwa durch Förde-
rung von gesamtstaatlichen Veranstaltungen, Aus-
stellungen, Einrichtungen in den Städten, von Bay-
reuth bis Recklinghausen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vergleichbares gilt für den Sport. Die Gemeinden 
tragen die Hauptlast der Sportförderung. Hier sind 
in besonderem Maße die 60 000 Vereine in unserem 
Lande betroffen. Ich möchte Ihnen nicht verschwei-
gen, daß gerade jetzt, nachdem die Haushaltspläne 
in den Gemeinden aufgestellt worden sind, der Deut-
sche Sportbund sich wiederholt auch an uns ge-
wandt und seiner Sorge über die Entwicklung der 
Sportförderung Ausdruck gegeben hat. Ich habe Er-
fahrungen, daß sich der deutsche Sport den Sparnot-
wendigkeiten keineswegs verschließt. Das haben 
wir in bezug auf den Bundeshaushalt, Herr Kühba-
cher, im letzten Jahr gesehen. Er zeigt sich als ver-
antwortungsbewußter Teil unserer Gesellschaft 
durchaus solidarisch. Ich kann auch im einzelnen 
die Sparbeschlüsse von Ländern und Gemeinden 
nicht beurteilen und bewerten. Die Gemeinden soll-
ten nur darauf achten, daß Kernbereiche der Sport-
förderung nicht angetastet werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir haben als ständiges Diskussionsthema die 
Bürgerbeteiligung, die Bürgernähe, gerade ange-
sichts von schwierigen, umstrittenen Vorhaben. 
Auch auf dem gemeindlichen Sektor wird es uns 
darum gehen müssen, die Bürger auch ganz unkon-
ventionell zu beteiligen, uns nicht zu verschließen 
vor spontanen Zusammenschlüssen der Bürger, das 
ständige Gespräch zu führen, die frühzeitige Infor-
mation zu pflegen. Dies ist gerade jetzt notwendig, 
nachdem die Gebietsreform so viel gemeindliche 
Selbstverwaltung unnötigerweise beseitigt hat. 

Meine Damen und Herren, es wäre noch ein Wort 
zum kommunalen Wahlrecht zu sagen. Ich habe mir 
mit Interesse noch einmal vor Augen geführt, daß 
bei der letzten Kommunalwahl in Baden-Württem-
berg über 90 % der Wähler von der Möglichkeit des 
Kumulierens und Panaschierens Gebrauch gemacht 
haben. Sie haben also differenziert gewählt. Ich 
glaube, diese Zahl macht das starke Interesse unse-
rer Bürger an dieser Art bürgergerechter und bür-
gernaher Wahl besonders deutlich. 

Lassen Sie uns bei aller Unterschiedlichkeit der 
Ansichten in diesem Hohen Hause immer dann zu- 
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sammenarbeiten, meine Kollegen, wenn es um das 
Wohl unserer Städte und Gemeinden geht, aber, 
Herr Kollege Waffenschmidt, in Abwägung mit allen 
Zielen, die uns hier gestellt sind, als Vertreter der 
deutschen Bevölkerung der Bundesrepublik 
Deutschland. Es gibt auch andere Ziele, und hier 
muß ein Interessenausgleich stattfinden. Das muß 
man auch in dieser Debatte beweisen, wenn man 
glaubwürdig sein will. 

Wenn es also irgend geht, finden Sie auch mich 
persönlich auf der Seite der bürgerschaftlichen 
Selbstverwaltung, auf der Seite der Städte und Ge-
meinden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Ich gebe das Wort dem Ab-
geordneten Dr. Dregger. 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte in meinem Beitrag 
— wenn ich es einmal salopp ausdrücken darf — auf 
jede Gemeinde-Lyrik, die in der Rede des Innenmi-
nisters eine so große Rolle gespielt hat, verzichten. 
Ich möchte auch darauf verzichten, über viele an-
dere wichtige Dinge zu plaudern. Ich möchte mich 
im Rahmen der in der Fraktion abgesprochenen Ar-
beitsteilung auf einen Punkt konzentrieren, auf den 
Nervus rerum, auf die Gemeindefinanzen. 

In der Tat, die Gemeinden haben weniger Schul-
den gemacht als die Bundesregierung. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das ist gut so!) 

Von 1969 bis 1981 stiegen die Schulden der Gemein-
den immerhin um das 2,3fache, was schlimm genug 
ist, die des Bundes um das 5,3fache, 

(Zuruf von der SPD: Und Ihrer Länder!) 

was katastrophal ist, weil dadurch der Gesamtstaat 
finanziell handlungsunfähig geworden ist. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Aber im Grunde geht es nur um Abweichungen im 
Rahmen des Negativen. Rechtfertigen es diese Ab-
weichungen, den Bund aus seiner finanzwirtschaftli-
chen Gesamtverantwortung, auch für die Gemeinde-
finanzen, zu entlassen? Ich meine nein, aus mehre-
ren Gründen. 

Zunächst: Es kommt weniger auf die hinter uns 
liegende als auf die zu erwartende Entwicklung 
an. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Bei dieser Prognose werden die Gemeindefinanzen 
deshalb besonders zu würdigen sein, weil die Ge-
meinden die Wirtschafts- und Finanzpolitik des 
Bundes nur erleiden, aber nicht beeinflussen kön-
nen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Was in Bonn falsch gemacht wird — und im letzten 
Jahrzehnt ist Schreckliches falsch gemacht wor

-

den —, kann in den Gemeindeparlamenten von 

Bonn oder von Köln oder von Kassel nicht wieder-
gutgemacht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Vogel [Enne

-

petal] [CDU/CSU]: Von Recklinghausen 
auch!) 

Ferner sind die Gemeinden — die Zahl wurde 
schon mehrfach genannt — mit zwei Drittel der öf-
fentlichen Investition Hauptträger der Konjunktur, 
insbesondere der Baukonjunktur. Was hat es für ei-
nen Sinn, in Bonn ein Beschäftigungsprogramm zu-
sammenzuklauben, wenn gleichzeitig die Gemein-
den investitionsunfähig werden? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Dr. 
Dregger, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Wolfram? 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Mit Vergnügen. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Kollege 
Dregger, um abzuchecken, wie ernst Ihre erste Aus-
sage bezüglich der kommunalen Finanzausstattung 
ist, darf ich Sie fragen: Waren Sie für oder gegen die 
Lohnsummensteuerabschaffung? Darf ich Sie fra-
gen: Sind Sie für oder gegen die Abschaffung der Ge-
werbesteuer nach Kapital und Ertrag? 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Ich war für die Abschaf-
fung der Lohnsummensteuer bei vollem Ausgleich. 
Ich bin gegen die Abschaffung der Gewerbesteuer 
nach Ertrag und Kapital. 

(Dr. Struck [SPD]: Das sagen Sie mal Herrn 
Häfele, das sagen Sie mal Herrn Kohl!) 

Ich sagte es schon: Mit zwei Dritteln der öffentli-
chen Investitionen sind die Gemeinden Hauptträger 
der Baukonjunktur. Was an kommunalen Investitio-
nen verlorengeht, kann durch Beschäftigungspro-
gramme des Bundes von 6 oder 10 Milliarden DM 
nicht wieder ausgeglichen werden. Schließlich: 
Wenn nicht nur einzelne Gemeinden in Schwierig-
keiten geraten, wenn jetzt nahezu alle Gemeinden 
gezwungen sind, das konjunkturpolitisch Falsche zu 
tun, nämlich die Abgabenlast zu erhöhen, den Kapi-
talmarkt noch stärker in Anspruch zu nehmen und 
gleichzeitig die Investitionen zu kürzen, dann kann 
das nicht örtlich verursacht sein, dann muß das an 
den Rahmendaten liegen, die der Bund setzt, dann 
ist das eine Niederlage nicht nur für die örtliche, son-
dern auch für die Volkswirtschaft, dann ist das eine 
Niederlage, für die nicht die Gemeinden verantwort-
lich sind, sondern die Bundesregierung und die Bun-
destagsmehrheit. 

Wie wird sich die Finanzlage der Gemeinden wei-
ter entwickeln? In ihrer Antwort hat die Bundes-
regierung das Jahr 1980 zur Grundlage ihrer verglei-
chenden Wertung gemacht. Dieses Jahr ist dafür be-
sonders ungeeignet, weil es völlig atypisch ist. Im 
Jahre 1980 kamen verschiedene für die Gemeinden 
günstige Sonderfaktoren zusammen, die sich nicht 
wiederholen werden. Der Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer wurde damals erhöht, die Gewer-
besteuerumlage der Gemeinden wurde gesenkt. Da-
für fiel die Lohnsummensteuer weg, aber es gab 1980 
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noch ein Restaufkommen an Lohnsummensteuer, 
das dann auslief. Schließlich haben es geschickte 
Stadtkämmerer geschafft, daß Gewerbesteuerzah-
lungen von 1979 auf 1980 verlagert wurden, um auf 
diese Weise in den Genuß der verminderten Gewer-
besteuerumlage zu kommen. Das war das Jahr 
1980. 

Das von der Bundesregierung nicht mehr gewer-
tete Jahr 1981 war ein Übergangsjahr mit bereits ne-
gativen Tendenzen. Die Steuereinnahmen und die 
Investitionen der Gemeinden gingen zurück, die 
Verschuldung nahm zu. 

Mit dem Jahr 1982 werden die negativen Tenden-
zen dramatisch. Das zeigen die für die Gesamtent-
wicklung unserer Volkswirtschaft wichtigen Investi-
tionen. Nachdem sie bereits 1981 um 3 % gekürzt 
wurden, werden sie 1982 noch einmal um 12,5 % zu-
rückgehen. Bei dieser Entwicklung kann kein Zwei-
fel sein: das Jahr 1983 wird zum Debakel für die Ge-
meindefinanzen, wenn es nicht zu einer völligen 
Neuorientierung der Wirtschafts- und Finanzpolitik 
kommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Für die dramatische Verschlechterung der Ge-
meindefinanzen sind neben der miserablen Wirt-
schafts- und Finanzpolitik der Bundesregierung 
auch langfristige Fehlentwicklungen im Bereich der 
Personalkosten und der Transferleistungen verant-
wortlich. 

Meine Damen und Herren, in den 70er Jahren hat 
sich die Zahl der Staatsdiener um 1,1 Millionen er-
höht, während die Zahl der in der Privatwirtschaft 
Beschäftigten um 1,3 Millionen zurückgegangen 
ist. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Hört! 
Hört!) 

Die Belastung der Gemeindehaushalte mit Perso-
nalausgaben stieg dementsprechend von 15 Milliar-
den im Jahre 1970 auf knapp 44 Milliarden im Jahre 
1981, also auf rund das Dreifache. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Wer ist 
dafür verantwortlich?) 

— Das kommt jetzt. 

In Ihrer Antwort auf die Frage 7 unserer Anfrage 
— sie befaßt sich mit dem Einfluß von Bundesgeset-
zen auf die Gemeindefinanzen — will die Regierung 
glauben machen, nur 2,6 % der zusätzlichen Perso-
nallasten seien direkt auf den Einfluß des Bundes 
zurückzuführen. Die Regierung zitiert das von ihr 
angeführte Gutachten jedoch so unvollständig, daß 
es einer Täuschung nahekommt. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Bewußt oder unbe

-

wußt?) 

Weggelassen wird der Eingangssatz zu dem zitierten 
Satz, aus dem hervorgeht, daß es sich bei den 2,6 % 
um die „chemisch reinen", „monokausalen Ursa-
chen" einer Personalvermehrung bei den Gemein-
den — so bezeichnen es die Gutachter — handelt. 

Eine Ziffer weiter heißt es dann — ebenfalls nicht 
in das Zitat aufgenommen — wörtlich: 

Insgesamt hat das Bundesrecht bei 36 % der 
Stellenneubeschaffungen in den Jahren 1970 bis 
1977 eine mehr oder weniger große Rolle ge-
spielt. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Daran 
haben Sie eine hundertprozentige Verant

-

wortung!) 

In Ziffer 5 dieses Gutachtens, das der Antwort der 
Bundesregierung zugrunde liegt, heißt es schließ-
lich, daß die größten Stellenvermehrungen der Ge-
meinden dort stattgefunden haben, wo auch die 
höchste Zahl bundesrechtlich ausgelöster Stellen zu 
verzeichnen ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 

Besonders stark stieg der zweite große Ausgaben-
block der Gemeinden, die Sozialausgaben, nämlich 
von 4,43 Milliarden DM im Jahre 1970 auf 17,1 Milli-
arden DM 1981, also nicht — wie bei den Personalko-
sten — „nur" auf das Dreifache, sondern sogar auf 
das Vierfache. Für das laufende Jahr wird ein weite-
rer Anstieg von 2 Milliarden DM erwartet. 

Noch weniger als die Personalkosten können die 
Sozialausgaben von den Gemeinden beeinflußt wer-
den. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: So ist es!) 

Sie sind weitgehend bundesgesetzlich bestimmt. Die 
Gemeinden haben keinen Einfluß auf das Bundesso-
zialhilfegesetz, 

(Zuruf von der SPD: Doch, Herr Kollege!) 

auf die originäre Arbeitslosenhilfe und auf das Kin-
dergeld. Wenn sich auf Grund bundesgesetzlicher 
Regelungen die Betroffenen bei den Arbeitsämtern 
ab- und bei den Sozialämtern der Gemeinden anmel-
den, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

bleibt den Gemeinden nichts anderes übrig, als zu 
zahlen. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wenn sich die Bundesregierung um die Beschaffung 
der dafür notwendigen Einnahmen nicht kümmert 
und dadurch die Gemeinden zwingt, in dieser Kon-
junkturlage die Schulden und die Steuerlasten zu er-
höhen und die Investitionen zu kürzen, ist das, 
meine Damen und Herren, auch volkswirtschaftlich 
unverantwortlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was für die Gemeinden jetzt notwendig ist, ist 
auch für den Gesamtstaat, für die Volkswirtschaft 
und die Vollbeschäftigung notwendig: 

Erstens. Steuererhöhungen, auch kommunale 
Steuererhöhungen, müssen vermieden und die nor-
male Investitionsquote muß aufrechterhalten wer-
den. Das ist schwer. Das setzt eine Umstrukturie-
rung der öffentlichen Haushalte voraus: Weg vom 
Übermaß an Personalausgaben und Transferlei-
stungen! Nur so kann das Tempo der Neuverschul-
dung und der Ausgabenerhöhung gestoppt und 
Raum für Investitionen zurückgewonnen werden. 
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Diese Umstrukturierung kann nur vom Bund ein-

geleitet werden. Die Führungsaufgabe obliegt der 
Bundesregierung. Diese ist ihrer Aufgabe bisher 
nicht einmal in Ansätzen gerecht geworden. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Der Bundeskanzler 
will j a auch nicht führen!) 

In einem bemerkenswerten Kommentar schreibt 
die „Frankfurter Rundschau" am 20. Januar 1982: 

In einer ... parlamentarischen Demokratie wer-
den Regierungen mit Mehrheiten ausgestattet, 
damit sie regieren und nicht, damit sie ihre 
Wähler 

— oder die Opposition — 

fragen, was sie tun sollen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Wenn sie dazu nicht mehr imstande sind, müs-
sen sie abtreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das ist das Allerbeste! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Schuldigen außerhalb ihres eigenen Verant

-

wortungsbereiches zu suchen, zeugt von Unfä

-

higkeit ... 

So die „Frankfurter Rundschau"; dem ist nichts hin-
zuzufügen. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Noch kurz vor der Bundestagswahl, um nur ein 
Beispiel zu nehmen, wollte die Koalition den Ge-
meinden durch ein neues Jugendhilferecht 14 000 
zusätzliche Sozialhelfer mit einem jährlichen Ko-
stenaufwand von knapp 1 Milliarde DM verord-
nen. 

(Zuruf von der SPD: Das ist doch Unsinn!) 

— Das war auch Unsinn. — Nur dem wohltätigen 
Einfluß des Bundesrates ist es zu verdanken, daß 
dieser Unsinn verhindert worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Das ist Unsinn, das stimmt ja über

-

haupt nicht!) 

Meine Damen und Herren, nur eine Politik, die 
Steuern und Abgaben begrenzt und Spielraum für 
Investitionen schafft, kann die Volkswirtschaft in 
Bewegung bringen, kann Vollbeschäftigung schaf-
fen und zugleich den Gemeinden den Rang zurück-
geben, den sie verfassungsrechtlich haben sollten, 
nämlich eigenverantwortliche Träger der örtlichen 
Gemeinschaft zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Das war alles? Mehr hat der nicht 

mehr zu sagen?) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Wolfram. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Es ist 
das alte Lied der und das alte Leid mit der CDU/ 
CSU, daß sie Bilder von unserem Lande und heute 

von unseren Städten malt, die mit der Wirklichkeit 
nicht übereinstimmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Die zweite Methode, längst abgegriffen, ist die: Für 
alle aktuellen Probleme, ob in der Wirtschaft, in den 
Gemeinden, in den Ländern oder wo auch immer sie 
entstehen, gibt es nur einen Schuldigen, nämlich die 
derzeitige Bundesregierung. 

(Lebhafte Zustimmung bei der SPD — Iro

-

nischer Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf 
von der CDU/CSU: Selbsterkenntnis ist der 
beste Weg zur Besserung! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, was ist das 
für eine Methode? Merken Sie nicht, daß Sie un-
glaubwürdig werden? Wo leben Sie eigentlich? Mer-
ken Sie nicht, daß die Bürgerinnen und Bürger in 
unserem Land es besser wissen und auch viel diffe-
renzierter denken, als Sie es tun? Das ist eine 
schlechte Meinung, die Sie vom informierten und 
vom denkenden Bürger haben. 

Warum unterlassen Sie es in einer solchen Debat-
te, die wir Sozialdemokraten begrüßen, zunächst 
einmal festzustellen, daß wir auch im Bereich unse-
rer Städte, Gemeinden und Kreise auf die gemein-
sam geschaffenen Leistungen stolz sein können? 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Lauter Schul

-

den!) 

Warum unterlassen Sie es, zunächst einmal festzu-
stellen, daß sich die Bundesrepublik Deutschland 
mit ihren Städten und Gemeinden, mit ihren Krei-
sen, mit ihren Industrie- und ihren ländlichen Gebie-
ten sehen lassen kann und daß jeder ausländische 
Besucher von der Qualität, von der Infrastruktur 
und von dem Dienstleistungsangebot unserer Städte 
tief beeindruckt ist? 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Und von dem 

Schuldenstand!) 

Statt daß Sie sagen, da haben wir mitgewirkt, darauf 
können wir gemeinsam stolz sein, malen Sie hier ein 
Bild, als stünden auch Städte und Kreise vorm 
Bankrott. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Zwei Drittel wer

-

den von der CDU geführt! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Das ist doch eine ganz schlechte Methode; sie fällt 
auf Sie zurück. 

Herr Dr. Waffenschmidt, Sie wissen, ich schätze 
Sie als Kommunalpolitiker und als Kollegen im 
Städtetag und im Landkreistag. Aber die Art, wie Sie 
als Sprecher der Kreise und Gemeinden mit der 
Bundesregierung glauben umgehen zu können, ist 
ein schlechter Stil. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der SPD: Das ist Parteipolitik!) 
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So geht man mit einem Partner, mit dem man ver-
trauensvoll zusammenarbeiten soll, zusammenar-
beiten muß und zusammenarbeiten will, nicht um. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Von Vertrauen 
kann ja keine Rede mehr sein!) 

Sie schaden den Gemeinden, wenn Sie meinen, die 
Interessen der Gemeinden auf diese Art vertreten zu 
müssen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — 
Dr.  Waffenschmidt [CDU/CSU]: Ihre Rede 

schadet den Gemeinden!) 

Ich hatte gestern Horror davor gehabt, was der 
Herr Dr. Dregger uns wohl zum Ausländerproblem 
bieten wird. Ich habe mir heute gedacht: Was wird er 
uns heute bieten, wenn er zur Lage der Städte und 
Gemeinden spricht? 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Nur Tatsachen!) 

Seine heutige Rede — zur gestrigen will ich mich 
nicht äußern; da gibt es ja genug öffentliche Kom-
mentare, vor allem heute früh, von ausländischen 
Mitbürgern, die zugehört haben — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Alle positiv!) 

hat sich von Ihrer Attacke, Herr Kollege Waffen-
schmidt, wohltuend abgesetzt und unterschieden. 
Sie haben ein Redemanuskript aus der bayerischen 
CSU-Parteizentrale übernommen, aber nicht für die 
Gemeinden und für die Städte gesprochen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
bei der CDU/CSU — Dr. Waffenschmidt 
[CDU/CSU]: Herr Wolfram, fragen Sie ein

-

mal den Bürger! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

— Aber Herr Kollege, ich hatte die Hoffnung, daß 
die, die kommunalpolitische Erfahrung haben und 
die in diesem Parlament auch heute noch kommu-
nalpolitisch engagiert sind — dazu zählen Sie, dazu 
zählen Freunde aus meiner Fraktion und Kollegin-
nen und Kollegen aus der FDP —, versuchen, den 
Grundkonsens in dieser Frage herzustellen, und 
wissen: Da gibt es zwischen Bund, Ländern und Ge-
meinden Probleme; da haben die Gemeinden viele 
akute Probleme und auch Zukunftssorgen; 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: So ist es!) 

und jetzt müssen wir gemeinsam überlegen: Wo lie-
gen diese Probleme? Wer trägt dafür die Verantwor-
tung? Welche Lösungsmöglichkeiten können wir, die 
kommunalpolitischen Sprecher in diesem Parla-
ment, der Bundesregierung in fairer Partnerschaft 
anbieten? 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Da muß 
man aber doch die Probleme auf den Tisch 

legen!) 

Das kann man doch nicht in der Art des undifferen-
zierten Draufhauens vornehmen, wie Sie es wieder 
einmal gemacht haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU: Was machen Sie denn 

nun?) 

— Das will ich Ihnen gern sagen. Haben Sie ein biß

-

chen Geduld! Es tut Ihnen natürlich weh, daß man 

Ihnen zunächst einmal den Spiegel vors Gesicht 
hält. Ich werde Ihnen die wichtigsten Probleme auf-
zeigen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Kommen Sie mal 
zur Sache!) 

Lassen Sie mich zunächst noch eine Feststellung 
treffen: Wir alle haben nach dem Krieg gemeinsame 
Aufbauleistungen in den Städten und Gemeinden 
erbracht. Aber es kann nicht bestritten werden, daß 
die Städte und Gemeinden gerade in den 70er Jah-
ren einen ungeheuren Sprung nach vorn getan ha-
ben. 

(Sehr richtig! bei der SPD — Dr. Möller 
[CDU/CSU]: Die Schulden wohlgemerkt!) 

Es gab nie ein Jahrzehnt in der Geschichte der Bun-
desrepublik Deutschland und in der Entwicklung 
unserer Städte und Gemeinden, das so vorbildlich 
und so vorteilhaft für die Bürgerinnen und Bürger 
dieses Landes war wie das Jahrzehnt, in dem diese 
Bundesregierung regierte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP— Lachen 
bei der CDU/CSU — Dr. Kunz [Weiden] 

[CDU/CSU]: Auf Pump!) 

Das gilt für alle Länder. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Durch die 
Gemeindefinanzreform!) 

Das gilt vor allem für die Länder, in denen Sozialde-
mokraten oder Sozialdemokraten und Liberale ge-
meinsam regieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Denn die können nachweisen, daß sie sich bei der 
Einschätzung der Rolle der Gemeinden im Verhält-
nis Länder zu Gemeinden von den CDU/CSU-ge-
führten Ländern wohltuend abheben. 

(Zuruf des Abg. Dr. Waffenschmidt [CDU/ 
CSU] — Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: 

Das glauben Sie selber nicht!) 

Dafür könnte ich Ihnen viele Beispiele anführen. 
Herr Dr. Waffenschmidt, Sie würden glaubwürdiger 
sein, wenn Sie das anerkennen würden. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Düssel

-

dorf! Da wird gekürzt!) 

— Ja, das kann ich Ihnen sagen. Nordrhein-Westfa-
len steht beim Verbundsatz an der Spitze. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Ha!) 

Bei dem Problem, das in der gestrigen Debatte hier 
eine große Rolle gespielt hat, nämlich bei der Be-
handlung der Asylanten, ist Nordrhein-Westfalen 
das einzige Land oder eines der wenigen Länder, die 
die Gemeinden zu 100 % entlasten. Polemisieren Sie 
hier doch nicht gegen die Länder schlechthin, son-
dern nennen Sie Roß und Reiter! Ziehen Sie vor al-
lem in die von der CDU/CSU regierten Länder und 
bringen Sie die auf Vordermann, bevor Sie uns Vor-
würfe machen! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Von einem Abgeordneten, der für die sozialdemo-
kratische Fraktion spricht und selber Oberbürger-
meister einer Stadt ist, werden die Bürgermeister- 
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und Oberbürgermeisterkollegen selbstverständlich 
erwarten, daß er in das Klagelied der Kämmerer und 
die Kritik von vielen Bürgermeistern einstimmt, die 
oft zu Recht geäußert wird. Ich werde mich davor hü-
ten, weil ich der Meinung bin: Wir tragen alle die 
Verantwortung, ein Höchstmaß an Probleminforma-
tion unseren Bürgern zu übermitteln und nicht un-
differenziert den Eindruck zu erwecken, als liege die 
Schuld für diese Misere nur beim Bund 

(Richtig! bei der SPD) 

und als seien nicht auch wir selber verantwortlich. 

Wenn Sie, verehrter Herr Dr. Dregger, gegen die 
Personalentwicklung zu Recht angehen, muß ich Ih-
nen sagen: Da müssen wir an die eigene Brust klop-
fen; denn jede Stelle, die neu geschaffen wurde, ha-
ben wir in den Kommunalparlamenten beschlos-
sen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir müssen erkennen und feststellen, daß es nicht 
mehr so weitergeht, 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Sollen wir 
die Gesetze nicht mehr ausführen?) 

und wir müssen das den Bürgern und Bürgerinnen 
sagen. Ich habe es in unserer Stadt gesagt. In jedem 
unserer Kinderspielbusse, die wir in unserer Stadt 
eingesetzt haben, sitzen zwei Mitarbeiterinnen oder 
Mitarbeiter. Demnächst wird es nur einer sein. Wir 
haben den Bürgerinnen und Bürgern bisher nicht 
nur die Straßen gereinigt, sondern auch die Geh-
steige gefegt und ihnen die Mülleimer aus der Box 
geholt. Wenn wir sagen, gut, wenn wir alle sparen 
müssen, können wir erwarten, daß ihr selber euren 
Mülleimer vor die Tür stellt und euren Gehsteig fegt, 
dann ist das der richtige Weg, und dann werden wir 
dort, wo wir die Verantwortung tragen, zu Kosten-
senkungen kommen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich will noch ein Wort zur Rolle des Bundes ge-
genüber den Gemeinden sagen. Es hätte der CDU/ 
CSU-Opposition und deren Sprechern gut angestan-
den, wenn sie festgestellt hätten, daß diese Bundes-
regierung und die sie tragenden Koalitionsfraktio-
nen, zu einem großen Teil sogar unter Ihrer Mitwir-
kung, viel Gutes für die Gemeinden getan haben. Wir 
haben uns in diesen Tagen über Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen unterhalten, und wir werden es 
weiter tun. Warum sagt keiner Ihrer Sprecher, daß 
das ERP-Kreditprogramm, von dem die Gemeinden 
profitieren, eine gute Sache ist? 

(Kuhlwein [SPD]: Sehr wahr!) 

Und warum sind wir uns nicht in der Forderung ei-
nig, die Mittel für dieses Programm, so weit wie nur 
möglich, im Haushalt aufzustocken, 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Unbestrit

-

ten!) 

auch hinsichtlich des Anteils, der an die Gemeinden 
fließt? Das soll geschehen. 

Zweiter Punkt: Das Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz ist für uns keine schlechte Sache. Hier 
beteiligt sich der Bund in anerkennenswerter Weise 

an der Finanzierung verkehrlicher Aufgaben in den 
Gemeinden. Dazu ist kein Wort von Ihnen zu hö-
ren! 

Dasselbe gilt für das Programm für Zukunftsinve-
stitionen. Sie ziehen durchs Land und sagen: nur 
Mitnehmereffekte. Ich muß Ihnen sagen: Ihre eige-
nen Parteifreunde in den Städten und Gemeinden, 
die Mittel aus diesem Programm in Anspruch ge-
nommen haben, müßten Sie in die Wüste schicken, 
wenn Sie dieses Programm so kritisieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir alle haben davon Gebrauch gemacht. Wir haben 
den Nutzen und den Vorteil, weil wir Zukunftsinve-
stitionen mit Hilfe des Bundes finanzieren konn-
ten. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Sie haben 
gar nicht zugehört!) 

— Wenn es Ihre Städte nicht getan haben, dann sind 
sie selber schuld daran, dann sind Sie unfähig, dort 
zu regieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das jüngst verabschiedete 1,2 Milliarden-Fern-
wärme-Programm — gegen langen Widerstand von 
Schleswig-Holstein durchgesetzt — bringt den Ge-
meinden die Möglichkeit, ihre Energieversorgungs-
struktur zu verbessern und die Umweltqualität zu 
erhöhen. Sie haben kein Wort dafür gefunden. Wir 
nutzen diese Mittel. Meine Bitte an die Bundesregie-
rung ist: Wenn es irgendwie möglich ist, stockt die-
ses Programm auf! Es verbessert die Energieversor-
gung, es verbessert die Umweltqualität. 

In Nordrhein-Westfalen gibt es das „Aktionspro-
gramm Ruhr". Wir wissen zu schätzen, was es be-
deutet, daß wir alte Zechengelände wieder aufberei-
ten und bereitstellen können. 

Kein Wort von Ihnen zu der guten Einrichtung des 
Bund-Länder-Programms zur Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur! 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Das ist 
schwer gekürzt worden!) 

Das werten Sie alles ab mit dem Hinweis: „Mitneh-
mereffekte". Wissen Sie, was der Bundesrechnungs-
hof eigentlich tun müßte? Er müßte Sie fragen: Wo 
sind denn Ihre Beispiele von den Mitnehmereffek-
ten? Ein Unternehmer, der aus diesem Programm 
Mittel in Anspruch genommen hat und dem Sie vor-
halten, sein Handeln sei ein Mitnehmereffekt, weil 
er zu Unrecht etwas eingesteckt hat, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Das können Sie 
nicht sagen! Das ist doch völlig legal!) 

müßte dann — nach Ihrer Argumentation — eigent-
lich angeklagt werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Was ist das für eine Methode, wie Sie mit unserer 
Wirtschaft und mit unseren Bürgerinnen und Bür-
gern umgehen?! 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr.-Ing. 
Kansy [CDU/CSU]: Das müssen gerade Sie 

sagen!) 
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— Ja, das sage ich Ihnen. Es fällt Ihnen schwer, das 
entgegenzunehmen. 

Der Innenminister hat dankenswerterweise etwas 
zur Kulturpolitik gesagt. Ich bin ein leidgeprüfter 
Oberbürgermeister, der Gott sei Dank eine so 
schwache Opposition hat, daß sie bis zum Jahre 2000 
keine Chance hat, die Mehrheit zu bekommen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wenn ich mir aber Ihre Kulturpolitik vor Ort an-
schaue — wirklich beinahe etwas aus dem vergange-
nen Jahrhundert —, dann muß ich Ihnen sagen: Ich 
bin dankbar dafür, daß sich der Bund direkt und in-
direkt für die kommunale Kulturpolitik mitverant-
wortlich fühlt. Herr Bundesinnenminister, wir ha-
ben zur Zeit in Recklinghausen Ihre Ausstellung 
„Bundesbesitz". Vielen Dank dafür! Schicken Sie uns 
noch ein paar Mark mehr für die Ruhrfestspiele! Das 
ist ein einmaliges sozialkulturelles Werk. Sie brau-
chen nicht nur immer kulturelle Spektakelveran-
staltungen mitzufinanzieren. Solide Einrichtungen, 
vor allem, wenn sie an die Adresse der Arbeitneh-
merschaft gehen, sind ebenso förderungswürdig. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich könnte noch eine 
ganze Reihe von Beispielen aufführen, die beweisen, 
daß wir allen Anlaß haben, auch als Kommunalpoli-
tiker zu erwarten, daß bei der Verteilung der Ge-
samtfinanzmasse die Gemeinden noch besser be-
dient werden. Aber ziehen Sie einmal an einer Dek-
ke, die zu kurz ist. Es wurde schon auf die internatio-
nalen Verpflichtungen und vieles andere hingewie-
sen, was indirekt und direkt auch unseren Bürgerin-
nen und Bürgern in den Städten und Gemeinden zu-
gute kommt. 

Es ist nicht zu bestreiten, daß sich von 1970 bis 
heute der Anteil der Gemeinden am Gesamtsteu-
eraufkommen von gut 10 % auf rund 13 % erhöht 
hat. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Das kam 
durch die Gemeindefinanzreform!) 

Wir könnten auch 15 % gebrauchen. Herr Dr. Waffen-
schmidt, die Art, wie Sie mit diesem Thema umge-
hen, ist doch eine völlig verkehrte Methode. Ich habe 
bewußt Herrn Dr. Dregger die Frage gestellt: Wie 
hielten Sie es denn mit der Lohnsummensteuer? Er 
hat gesagt, er war für die Abschaffung. Das ist sein 
gutes Recht. Aber ich kann Ihnen nur sagen: Hätten 
die Ruhrgebietsstädte heute das Lohnsummensteu-
eraufkommen, hätten sie keine H aushaltsproble-
me.  

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

— Das ist die Wahrheit. Mich hat in den zehn Jah-
ren, in denen ich Oberbürgermeister bin, noch kein 
Unternehmer, der sich bei uns niederlassen wollte, 
gefragt: „Was habt ihr denn für einen Gewerbesteu-
erhebesatz?" oder „Wie schaut es denn mit der Lohn-
summensteuer aus?" 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das ist doch ein Popanz, den Sie aufbauen! Für eine 
unternehmerische Standortentscheidung gibt's ei

-

nen riesigen Katalog von Kriterien. Da mag für den 
einen oder anderen der Gewerbesteuerhebesatz 
oder — früher — die Lohnsummensteuer eine Rolle 
gespielt haben. Aber das ist doch nur ein Teilaspekt 
von vielen anderen! Standortentscheidungen fallen 
primär unter ganz anderen Gesichtspunkten. — Ich 
sehe, das mir die Zeit wegrennt. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU]: Wer hat 
die Lohnsummensteuer eigentlich abge

-

schafft?) 

Ich will noch darauf hinweisen, daß wir gemein-
sam gut beraten sind, wenn wir im Dialog und in den 
zuständigen Ausschüssen des Deutschen Bundesta-
ges, in dem anerkannt zunehmenden Dialog zwi-
schen den Vertretungen der Städte und Gemeinden 
und der Bundesregierung im Vorfeld der Gesetzge-
bung überlegen und nach Lösungen suchen, wie wir 
mit den Problemen der 80er Jahre fertig werden. 

Gestern stand die Ausländer-Problematik zur De-
batte, ein Thema, das wir nicht ernst genug nehmen 
können und bei dem wir vor allem vor Ort in der 
größten Pflicht und Verantwortung sind. Ich füge 
gleich hinzu: Täglich kommen dank unserer Politik 
Tausende von Spätaussiedlern aus Osteuropa in un-
ser Land. Ich appelliere an alle, vor allem an die Bür-
gerinnen und Bürger, sich dieser Mitbürger, die 35, 
37 Jahre nach Kriegsende in die Bundesrepublik 
kommen, anzunehmen, denn sie haben Anspruch 
auf unsere Solidarität wie jeder andere auch. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU: Das tun wir auch!) 

Ich stelle mit Freude fest, daß in den Städten und 
Gemeinden die Behindertenpolitik, wie sie zum er-
stenmal in dieser Regierungszeit konzipiert worden 
ist, enorme Fortschritte gemacht hat — vom öffentli-
chen Problembewußtsein bis hin zu öffentlichen 
Einrichtungen, die behindertengerecht sind. 

Ich fordere die Gemeinden und Städte auf, trotz 
ihrer schwierigen Situation ihren Beitrag zur Ver-
mehrung des Ausbildungsangebots zu leisten. Und 
ich habe ein Beispiel dafür, wie die Kooperation zwi-
schen Bund und Ländern funktioniert. Als wir dem 
Bildungsminister Engholm im Dezember gesagt ha-
ben: wir dürfen keine Gärtnergehilfen ausbilden, 
weil das nach den Richtlinien nicht geht, hat er in-
nerhalb von vier Wochen dafür gesorgt, daß wir die 
Ausbildungsgenehmigung erhalten. Sie sehen, es 
gibt viele Beispiele, wie man konstruktiv zusam-
menarbeiten kann. 

Wir haben uns um die kommunale und regionale 
Energieversorgung noch viel stärker als bisher zu 
kümmern. Ich glaube, gerade das, was von unserer 
Seite zu diesem Thema vorgeschlagen wird, ist so-
wohl für eine rationelle und sparsame Energiever-
wendung geeignet wie auch dazu angetan, die Um-
weltqualität zu verbessern. 

Wir erwarten, im Rahmen neuer Programme auch 
die Mittel zu bekommen, die wir brauchen, um die 
Städte sanieren zu können, und zwar nicht nur die 
Innen-, sondern auch die Außenstadtteile, daß wir 
Betriebe aus den Ballungsgebieten der Städte und 
Gemeinden verlagern können. Wir erwarten vor al- 
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lem auch, daß sich der Bund noch stärker als bisher 
mitverantwortlich fühlt für den ÖPNV, den öffentli-
chen Personennahverkehr, auch wenn das nicht pri-
mär seine Aufgabe ist. 

Noch eine letzte Bemerkung zu diesem Punkt. 
Was auch immer an Programmen kommt: ich würde 
mir das eine oder andere in Auswirkung auf unsere 
eigenen Städte und Gemeinden weniger wünschen, 
dafür, wenn es geht, eine hundertprozentige Finan-
zierung. Denn wenn Sie die Anteile zwischen Bund, 
Ländern und Gemeinden nach dem Schlüssel 
50:30:20 aufteilen, werden viele Gemeinden nein sa-
gen müssen, obwohl sie die entsprechende Maß-
nahme dringend benötigen. 

Ich bitte um Verständnis, daß ich zu vielen Berei-
chen, etwa zur Bildungspolitik, zum Bildungsange-
bot, zu europäischen Städtepartnerschaften, nichts 
mehr sagen kann. Ich will mir noch einen letzten 
Hinweis erlauben. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter, ich 
muß Sie bitten, zum Schluß zu kommen. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Ich komme zum 
Schluß, Herr Präsident. Ich bedanke mich für Ihre 
Toleranz und für Ihre Großzügigkeit. 

Ich will noch ein letztes Wort sagen. Bei all dem, 
was wir an Sorgen und Nöten haben, bei all dem, was 
sich an gesellschaftlichen Konflikten 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

— nun hören Sie doch noch einen Moment zu! — vor 
Ort in den Gemeinden tut und was dort zu bewälti-
gen ist: die Bürgerinnen und Bürger können Ver-
trauen zu uns, zu unserer Führungskraft im Bund 
und zu sozialdemokratischer Kommunalpolitik ha-
ben. Und im übrigen würde ich meinen, wir tun alle 
gut daran, wenn wir auch bei solchen Debatten ei-
nen Blick über die Grenzen unseres Landes werfen 
und daran denken, daß die Menschen in der Dritten 
Welt glücklich wären, wenn sie nur einen Schritt — 
und dazu müssen wir Ihnen helfen — in die Rich-
tung tun könnten, in der wir mit unserem Land und 
unserem Volk seit langem sind. — Ich bedanke 
mich. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort dem 
Parlamentarischen Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Finanzen. 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! In der Antwort der Bun-
desregierung auf die Große Anfrage zur Lage der 
Städte, Gemeinden und Kreise steht ganz zu Beginn 
ein Bekenntnis zur Selbstverwaltung und eine Be-
stätigung der besonderen Bedeutung, die unsere 
Städte, Gemeinden und Kreise im Staatsaufbau der 
Bundesrepublik Deutschland haben. Wenn ich heute 
für den Bundesfinanzminister besonders die Fi-
nanzprobleme in den Gemeinden in der aktuellen 
Wirtschaftslage darzustellen habe, möchte ich eben-
falls ganz bewußt an den Anfang meiner Ausführun-
gen das Bekenntnis zur kommunalen Selbstverwal

-

tung setzen und die Entschlossenheit der Bundesre-
gierung bekunden, auch künftig als guter Partner 
für die Gemeinden aufzutreten, und zwar nicht als 
Wohltat für die Gemeinden, sondern als Grundvor-
aussetzungen für die Kraft der Demokratie in unse-
rem Lande, für die Erhaltung und Wahrung des so-
zialen Friedens in der ganzen Bundesrepublik 
Deutschland. 

Wir alle wissen, daß die Städte, Gemeinden und 
Kreise dem Bund und den Ländern die Grundlage 
für die öffentliche Verwaltung liefern. Ein Teil der 
kommunalen Verwaltung wird durch die Ausführun-
gen von Bundes- und Landesrecht gebunden. Des-
halb will die Bundesregierung auch heute den Städ-
ten, Gemeinden und Kreisen für diese Leistung dan-
ken, welche die kommunale Selbstverwaltung für 
den Bürger erbringt. Gerade heute in einer Zeit sin-
kenden Wachstums, einer sich weltweit vollziehen-
den Änderung der wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen und in einer Zeit, wo viele Bürger zu Recht 
oder zu Unrecht die Überzeugung haben, daß die 
Überschaubarkeit und die eigene Beeinflußbarkeit 
ihrer Verhältnisse verlorengegangen ist, wo vielen 
ihr Leben völlig verplant und verbürokratisiert er-
scheint, muß der Staat in der kommunalen Selbst-
verwaltung die Chance nutzen, Glaubwürdigkeit 
und Vertrauen beim Bürger zu erwerben und das 
staatliche Recht bürgerfreundlich, ortsnah und ko-
stensparend zu vollziehen, wie es in den Gemeinden 
tatsächlich der Fall ist. 

Meine Damen und Herren, ein wesentlicher Teil 
der Antwort der Bundesregierung auf die Große An-
frage ist der Finanzausstattung der Gemeinden ge-
widmet. Ich möchte speziell diesen Teil aufgreifen 
und zunächst den Blick auf die Ausgangspositionen 
richten, nämlich einerseits die finanzverfassungs-
rechtlichen Grundsätze darstellen und dann die fak-
tische Finanzausstattung von Bund, Ländern und 
Gemeinden in den letzten Jahren kurz skizzieren. 
Dies sind Fakten, Herr Dregger, und es ist wichtig, 
auch hier den Blick zurück zu richten. 

In der Diskussion über die Finanzlage der Kom-
munen wird zuweilen der Eindruck erweckt, als ob 
der Bund für die gesamte Finanzausstattung der 
Kommunen allein verantwortlich sei. Tatsächlich je-
doch gehören die Gemeinden nach dem zweistufi-
gen Staatsaufbau der Bundesrepublik zum Verant-
wortungsbereich der Länder. Nach dieser Ausgangs-
lage gemäß Art. 106 ff. des Grundgesetzes ist deut-
lich, daß die Hauptverantwortung für die Finanzaus-
stattung der Gemeinden bei den Ländern liegt. Dies 
ist natürlich sehr unterschiedlich; dies ergibt sich 
auch aus dem Finanzausgleich. Hier ist gerade im 
Anschluß an die Ausführungen von Herrn Kollegen 
Wolfram darauf hinzuweisen, daß bei dem viel be-
schworenen Finanzausgleich die Hauptzahlenden 
neben dem Land Baden-Württemberg als CDU- und 
uniongeführtes Bundesland alle anderen zahlenden 
Länder sozialliberal regierte Länder sind, nämlich 
Nordrhein-Westfalen, Hessen und Hamburg. Die 
ausgleichsberechtigten Länder, also diejenigen, die 
tatsächlich Zahlungen bekommen, sind mit Aus-
nahme von Bremen ausschließlich CDU/CSU-ge-
führte Bundesländer: Bayern an der Spitze zusam- 
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men mit Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Schles-
wig-Holstein und dem Saarland. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Woran liegt das 
denn wohl?) 

Dies ist ein Hinweis darauf, daß hier in erster Linie 
die Länder verantwortlich und die Unterschiede 
ganz erheblich sind. 

Die Zuständigkeit des Bundes für die kommuna-
len Finanzen ist auf globale gesetzgeberische Maß-
nahmen beschränkt. Hierbei ist festzustellen, daß 
der Bund durch die Gemeindefinanzreform in den 
70er Jahren maßgeblich den Grundstein für eine po-
sitive Entwicklung der Gemeindefinanzen gelegt 
hat. Die damalige Reform hat qualitativ und quanti-
tativ die Finanzautonomie der Städte und Gemein-
den dauerhaft gestärkt. Welche Wirkungen diese Ge-
meindefinanzreform hatte, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Das war die Ge

-

meindefinanzreform des Bundesfinanzmi

-

nisters Strauß!) 

läßt sich an den Mehreinnahmen nachweisen, wel-
che die Gemeinden durch den Austausch eines Teils 
der Gewerbesteuer gegen die Beteiligung der Ge-
meinden an der Einkommensteuer erzielen konn-
ten. Die Mehreinnahmen betrugen im Jahr 1970 2,4 
Milliarden DM und beziffern sich im Haushaltsjahr 
1982, also 12 Jahre später, auf 16,8 Milliarden DM. 
Für den gesamten Zeitraum von 1970 bis 1982 sum-
mieren sich die Mehreinnahmen auf über 100 Mil-
liarden DM. Diese Entwicklung ist jedem Kommu-
nalpolitiker aus dem Haushalt seiner Stadt bekannt. 
Die Gemeindefinanzreform aus dem Jahre 1970 ist 
zum Rückgrat der kommunalen Finanzausstattung 
geworden. 

Hinzu kommen die Finanzhilfen nach Art. 104 a 
Abs. 4 des Grundgesetzes und die Leistungen nach 
den sogenannten gesetzlichen Regelungen, nämlich 
z. B. nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsge-
setz, Städtebauförderungsgesetz und Krankenhaus-
finanzierungsgesetz. Werden diese zusätzlichen mit-
telbaren oder unmittelbaren finanziellen Verbin-
dungen zwischen dem Bund und den Gemeinden in 
Zahlen ausgedrückt, so summieren sich die Beträge 
allein im Jahre 1980 auf über 8,8 Milliarden DM. 
Herr Dregger, 1980 ist das letzte Jahr, für das uns 
vollständige Angaben vorliegen; die Antwort der 
Bundesregierung auf die Große Anfrage datiert vom 
September letzten Jahres, folglich konnte die Bun-
desregierung überhaupt nur auf Zahlen bis zum 
Jahre 1980 zurückgreifen. Wichtig ist in diesem Zu-
sammenhang, daß sich gerade die Bemühungen des 
Bundes zur Umstrukturierung seines Haushalts 
durch Streichung von konsumtiven Ausgaben und 
Stärkung von investitionsfördernden Maßnahmen 
besonders im Bereich der Finanzhilfen niederschla-
gen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Renger) 

Während die Länder mit ihren Kürzungen vielfach 
bei den Investitionszuweisungen an die Gemeinden 
ansetzen, wird der Bund im Jahre 1982 gegenüber 
dem Vorjahr seine Ausgaben in diesem Bereich 
noch einmal um 4,9 % erhöhen, so daß zur Verfügung 

stehen — ich nenne diese Beträge jetzt ganz be-
wußt —: für die Gemeindeverkehrsfinanzierung ins-
gesamt 2,260 Milliarden DM, für die Krankenhausfi-
nanzierung insgesamt 820 Millionen DM und für die 
Städtebauförderung insgesamt 380 Millionen DM. 

Das Fazit dieser Leistungen des Bundes wird in ei-
ner Analyse der längerfristigen Finanzentwicklung 
von Bund, Ländern und Gemeinden deutlich. Hier 
ergibt sich, daß die Bandbreite bei den Ausgaben 
praktisch außerordentlich eng ist. Wenn man den 
Zeitraum von 1970 bis 1981 nimmt, dann zeigt sich, 
daß die durchschnittliche Ausgabenentwicklung bei 
Bund, Ländern und Gemeinden praktisch identisch 
ist; die Quote liegt bei rund 9 %. Demgegenüber — 
das ist das Wichtige jetzt in dieser Debatte — ist im 
Unterschied zu dieser Ausgabenentwicklung die 
Einnahmenentwicklung in dem Elfjahreszeitraum 
von 1970 bis 1981 höchst unterschiedlich. Die Ein-
nahmen des Bundes sind nämlich wesentlich gerin-
ger angewachsen als die Einnahmen der Länder und 
Gemeinden. 

Eine ähnliche Entwicklung wie bei den Gesamt-
einnahmen ist auch bei den Steuern zu beobachten 
mit der Folge, daß der Anteil des Bundes am gesam-
ten Steueraufkommen entsprechend zurückging, 
während er bei den Ländern und Gemeinden von 
1970 bis 1981 ständig anstieg. Weil es sich um eine 
Schlüsselzahl handelt, möchte ich sie hier nennen. 
Der Anteil des Bundes am gesamten Steueraufkom-
men betrug 1970 rund 53 %, der der Gemeinden 
10,8 %. Bis 1981 hat sich dieses Verhältnis drama-
tisch verändert. Der Anteil des Bundes am gesamten 
Steueraufkommen betrug nur noch 49,2 % — das wa-
ren also 3,8 % weniger —, während die Gemeinden 
eine Steigerung von 1,5 % aufweisen konnten, näm-
lich von 10,8 % im Jahre 1970 auf 12,3% im Jahre 
1981. 

Ich stelle diesen Zusammenhang dar, weil hier der 
Grund dafür zu suchen ist, daß sich die Nettokredit-
aufnahme des öffentlichen Gesamthaushalts bis 
1978 und auch danach mehr und mehr auf den Bund 
verlagerte. Die Größen, in denen dies ausgedrückt 
wird, sind die Kreditfinanzierungsquote — Netto-
kreditaufnahme im Verhältnis zu den Gesamtausga-
ben — und die Deckungsquote, die das Verhältnis, 
inwieweit die gesamten Ausgaben durch die gesam-
ten Einnahmen gedeckt sind, wiedergibt. Hier stel-
len wir fest, daß die Kreditfinanzierungsquote beim 
Bund von 1970 bis 1980 nach oben geschnellt ist, 
nämlich von 1,8 % im Jahre 1970 auf 16 % im Jahre 
1981, während die Deckungsquote in dem gleichen 
Zeitraum bei Bund von 92,2 % auf 83,7 % absackte. 
Umgekehrt ist bei den Gemeinden z. B. bei der Kre-
ditfinanzierungsquote ein Rückgang zu verzeich-
nen. 1970 betrug diese Quote bei den Gemeinden 
6,3 %; sie sank im Jahre 1981 bundesweit auf 4 %, d. h., 
die Kreditaufnahme ist bei den Gemeinden nach 
den bundesweiten Zahlen relativ gesunken. Dies 
weist auch die Deckungsquote aus. Die Gemeinden 
hatten 1974 eine Deckungsquote von rund 91 %. 
Diese Deckungsquote stieg 1981 auf rund 96 % an. 
Das ist eine erhebliche Verbesserung. 

Was ich hier vortrage, entspricht auch dem Urteil 
der Länder. Herr Dregger, Sie haben vorhin einige 
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Zitate gebracht. Ich möchte jetzt auch einige brin-
gen, und zwar als Beleg dafür, daß die Aussage, die 
an Hand dieser Zahlen zu machen ist, nämlich daß 
die Gemeinden nach den bundesweiten Durch-
schnittszahlen unter den öffentlichen Ebenen am 
besten gestellt sind, auch dem Urteil der Länder ent-
spricht. 

So hat z. B. der bayerische Innenminister Tandler 
im Januar 1982 zur Finanzlage der öffentlichen 
Hand vorgetragen — ich zitiere —: 

Die der Gemeinden ist noch am besten. Am 
schlechtesten ist die des Bundes. Mittelprächtig 
geht es uns noch in Bayern. 

Herr Späth hat in der „Stuttgarter Zeitung" am 
15. Januar dieses Jahres formuliert: 

Die baden-württembergischen Gemeinden ha-
ben in bezug auf das Steueraufkommen „eine 
absolute Spitzenstellung". 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Unter den Ge

-

meinden!) 

Schließlich eine Stimme aus Rheinland-Pfalz vom 
Januar 1982. Hier hat ein CDU-Abgeordneter in der 
Haushaltsdebatte des Landtages ausgeführt: 

Der Anteil der Kommunen mit unausgegliche-
nen Haushalten ging seit 1978 um drei Viertel 
zurück. 

Zitat aus der „Mainzer Zeitung" vom 29. Januar 
1982. 

Was ich hier vortragen konnte, steht natürlich, 
Herr Dregger, in eklatantem Widerspruch zu dem, 
was Sie hier vorgetragen haben, 

(Beifall bei der SPD — Dr. Dregger [CDU/ 
CSU]: Ich habe Ihr Gutachten zitiert!) 

als Sie ausschließlich ein schwarzes Bild der Ge-
meindefinanzen gemalt haben. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sie reden von et

-
was anderem!) 

Aber es ist ja deutlich geworden, daß es Ihnen nicht 
darum ging, zu den Gemeinden zu sprechen, son-
dern daß es Ihnen darum ging, scheinheilig über die 
Lage der Gemeinden zu sprechen und damit gleich-
zeitig Bundespolitik zu machen. Ihr Hauptbegriff, 
den Sie heute morgen bei der Beurteilung der Ge-
meindelage gebracht haben, war: Abtreten der Bun-
desregierung. Darum geht es Ihnen und nicht um die 
Lage der Städte und Gemeinden. Das ist alles eine 
scheinheilige Argumentation, 

(Beifall bei der SPD) 

über die Gemeinden miese Stimmung zusätzlich zu 
verbreiten, um bundespolitischen Profit daraus zu 
ziehen. Das ist der Hintergrund Ihrer Rede und 
nicht die Sorge um die Städte und Gemeinden. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Dregger [CDU/ 
CSU]: Als Oberbürgermeister sind Sie nicht 
qualifiziert! Der als Oberbürgermeister, das 
muß man sich vorstellen! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU: So werden Sie nie Ober-
bürgermeister! — Als Oberbürgermeister 

ungeeignet!) 	- 

Richtig ist, daß diese Zahlen bundesweite Zahlen 
sind und daß die Lage von Gemeinde zu Gemeinde 
höchst unterschiedlich ist. Diese Zahlen drücken im 
übrigen nicht nur das Verhältnis zwischen Bund, 
Ländern und Gemeinden aus, sondern sind zugleich 
Spiegelbild einer tiefergehenden Entwicklung, wel-
che die Änderungen der wirtschaftlichen, finanziel-
len und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen be-
trifft. Die Daten dieser geänderten Rahmenbedin-
gungen sind bekannt: Weltweit erleben wir heute ein 
stagnierendes Wachstum, eine steigende Arbeitslo-
sigkeit, eine zu hohe Inflationsrate und einen Wäh-
rungsverfall mit hohen Defiziten in allen öffentli-
chen Haushalten. 

Hier ist eine besondere Herausforderung die Ent-
wicklung der Arbeitslosigkeit. Sie ist auch der 
Grund für die in dieser Woche von der Bundesregie-
rung beschlossene Gemeinschaftsinitiative für Ar-
beitsplätze, Wachstum und Stabilität. Meine Damen 
und Herren, die Herausforderung, Arbeitsplätze und 
Wachstum sowie Stabilität zu sichern, richtet sich an 
alle. Die Vorstellung, daß der Staat die strukturelle 
Gesundung der deutschen Volkswirtschaft allein zu-
stande bringen könnte, ist unzutreffend. Ebenso ist 
aber die umgekehrte Vorstellung abwegig, daß die 
Gesundung eintreten könnte, wenn der Staat nichts 
tut. Der Staat sind hier Bund, Länder und Gemein-
den. Notwendig ist eine gemeinsame Anstrengung 
aller öffentlichen Ebenen und aller relevanten ge-
sellschaftlichen Gruppen in unserem Land. 

Es liegt mir daran, die Beschlüsse der Bundesre-
gierung vom 3. Februar, also vom Mittwoch dieser 
Woche, in den Gesamtzusammenhang zu stellen und 
mit der Operation '82 zu verbinden, also mit den Be-
schlüssen, die bereits Anfang dieses Jahres in Kraft 
getreten sind. Beide Teile zusammen bedeuten 
Wachstums- und Beschäftigungsimpulse von 
40 Milliarden DM in den Jahren 1982 bis 1985. Allein 
im Rahmen der Operation '82 sind haushalts- und 
steuerpolitische Maßnahmen mit einem Gesamtvo-
lumen von rund 27 Milliarden DM für die Jahre 1982 
bis 1985 beschlossen worden, von denen beschäfti-
gungspolitische Wirkungen in der Stahlindustrie, im 
Baubereich und bei der Energieeinsparung ausge-
hen. Die steuerlichen Rahmenbedingungen für Inve-
stitionen wurden durch die Verbesserung der de-
gressiven Abschreibung für bewegliche Wirtschafts-
güter und durch die Verbesserung des Verlustrück-
trags wesentlich verbessert. 

Durch die Beschlüsse vom 3. Februar werden wei-
tere Investitionsimpulse vermittelt. Das gilt beson-
ders für die Investitionszulage, die Aufstockung der 
Kreditprogramme des ERP-Sondervermögens und 
der KfW; alles zusammen ergibt ein Finanzvolumen 
von rund 12 Milliarden DM. Die hierdurch ausgelö-
sten Investitionen werden noch weitaus höher sein 
können. Allein mit der Investitionszulage wird ein 
Investitionsvolumen von 40 Milliarden DM geför-
dert werden können. 

Auch die Gemeinden werden maßgeblich an die-
sen Beschlüssen partizipieren können. Dies gilt 
auch für die Erhöhung der Mehrwertsteuer. Natür-
lich ist es ein Märchen, wenn hier vorgetragen wird, 
daß die Gemeinden durch die Erhöhung der Mehr- 
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wertsteuer netto belastet würden. Selbstverständ-
lich partizipieren die Gemeinden über den Finanz-
ausgleich und die Beteiligung der Länder an der Er-
höhung der Mehrwertsteuer. 

(Beifall bei der SPD) 

Was Sie hier vortragen, stimmt doch mit der Wirk-
lichkeit überhaupt nicht überein. 

Das gilt auch für die anderen Punkte, beispiels-
weise für die Umweltschutzinvestitionen und die 
Möglichkeiten, öffentliche Investitionen über die 
Kreditprogramme von ERP und über die KfW anzu-
regen. Das sind Fakten, die man hier doch nicht ein-
fach wegdiskutieren kann, wie Sie es tun. 

(Beifall bei der SPD) 

Weil dies so ist, richten sich die Maßnahmen der 
Bundesregierung an alle öffentlichen Hände, um 
den Weg in die Konsolidierung zu eröffnen und grö-
ßeren Spielraum für wachstumsfördernde Maßnah-
men zu schaffen. 

Gleichwohl haben die Maßnahmen, vor allen Din-
gen bei der Operation 82, zu Kritik unter den Kom-
munen geführt. Ich will darauf eingehen. 

Zunächst zum Thema der Lastenverschiebung, 
also zu dem berühmten „Verschiebebahnhof", Herr 
Waffenschmidt. Wie sind die Fakten? Die gesamten 
Maßnahmen aus der Operation 82 haben zu einer 
kommunalen Entlastung mit einem Volumen von ei-
ner halben Milliarde DM geführt. Richtig ist sicher, 
daß die Überprüfung von Ausgaben durch den Bund 
vor allem Auswirkungen im Bundesetat hat. Dies er-
gibt sich aus dem föderativen Aufbau der Bundesre-
publik, daß Eingriffe in den Bundeshaushalt und die 
Ausgabenstruktur des Bundeshaushalts eben nicht 
gleichzeitig und unmittelbar Auswirkungen auf die 
Länderhaushalte haben können. Wegen der födera-
tiven Zuständigkeitsverteilung kann es auch — wie 
in einem System kommunizierender Röhren — zu 
Kostenverlagerungen kommen. 

Dies ist alles richtig. Vor diesem Dilemma standen 
und stehen heute auch die CDU/CSU insgesamt und 
die unionsgeführten Bundesländer mit ihren Vor-
schlägen zur Leistungseinschränkung beim BAföG 
oder im Bereich der Bundesanstalt für Arbeit — 
durch Einschränkung beim Arbeitslosengeld — oder 
bei der Arbeitslosenhilfe. 

Es kann doch nicht bestritten werden, daß das Er-
gebnis im Vermittlungsausschuß, auf das Sie sich 
hier berufen und auch mit Recht berufen können, 
weil es von uns gemeinsam erarbeitet worden ist, 
mit einer kommunalen Entlastung um rund eine 
halbe Milliarde DM nur deshalb zustande gekom-
men ist, weil die Anträge der CDU- bzw. CSU-geführ-
ten Länder fast alle abgelehnt wurden. Die Anträge 
der CDU/CSU auf Kürzung beim BAföG oder des Ar-
beitslosengelds hätten zu beträchtlichen Mehrbela-
stungen bei der Sozialhilfe geführt, von den sozialen 
Auswirkungen ganz zu schweigen. 

Das, was Sie hier unter dem Stichwort „Verschie-
bebahnhof" kritisieren, sind exakt Ihre Vorschläge. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Waffenschmidt [CDU/CSU]: Fragen Sie mal 

den Städtetag!) 

In der Öffentlichkeit berühmen Sie sich, durch die 
Kürzung von Arbeitslosengeld, BAföG oder anderen 
Dingen den Gemeinden Hilfe zu geben. In Wirklich-
keit bedeutet dies exakt etwas anderes. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Ihr wolltet 
doch die Arbeitslosenhilfe abschaffen!) 

Ich kritisiere das nicht; es ist eine Folge des fördera-
tiven Aufbaus. Das habe ich vorhin schon gesagt. 
Aber man muß hier die Dinge beim Namen nennen 
und bei der Wahrheit bleiben. 

Wenn ich höre, daß gestern die Ministerpräsiden-
ten von CDU bzw. CSU, an ihrer Spitze natürlich 
Herr Strauß, wieder den Unionsvorschlag auf den 
Tisch gelegt haben, die BAföG-Leistungen für Schü-
ler weitgehend zu streichen, dann möchte ich die 
Auswirkungen einmal vorrechnen. Das ist eine Gele-
genheit für die Gemeinden, zu den Fakten vorzusto-
ßen und nicht nur heiße Luft abzulassen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das machen Sie 
hier j a!) 

— Nein, ich bleibe bei den Fakten. 

Nach der Kostenschätzung der Union im Finanz-
ausschuß des Bundesrats sollen bei diesem Vor-
schlag 750 Millionen DM Einsparungen für den 
Bund und 450 Millionen DM Einsparungen für die 
Länder herauskommen. Da 80 % der BAföG-empfan-
genden Schüler jedoch aus Familien mit einem mo-
natlichen Einkommen von unter 2 000 DM kommen, 
wäre der nächste Schritt eine erhebliche Belastung 
der Sozialhilfe. Das würde bedeuten, daß die Einspa-
rung der Länder in Höhe von 450 Millionen DM 
weitgehend zu Lasten der Kommunen ginge, die 
nach unseren Berechnungen mindestens 300 Millio-
nen DM mehr an Sozialhilfe an die betroffenen Kin-
der zu leisten hätten. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Dann müs

-

sen sie Ersatz bekommen!) 

Ich möchte nicht über die sozialen Auswirkungen 
sprechen, denn hier könnte man keine schöne Rech-
nung aufmachen: Sie haben die Kürzung des Kin-
dergeldes um 20 DM für das zweite und dritte Kind 
zum Gegenstand heftiger Kritik gemacht, während 
Ihre „sozialen" Kürzungsvorschläge beim BAföG be-
deuten würden, daß Familien mit mehreren Kindern 
Hunderte von D-Mark verlören. Das ist überhaupt 
kein Vergleich zu dem, was beim Kindergeld gekürzt 
worden ist. Das bedeutet, mit Ihren Vorschlägen 
praktizieren Sie exakt das, was Sie der Bundesregie-
rung vorwerfen, nämlich den berühmten „Verschie-
bebahnhof". Das ist die Wahrheit, so ist das Fak-
tum. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Waffenschmidt [CDU/CSU]: Dann bekom

-

men die Gemeinden Ausgleich von uns!) 

Ich will Sie insofern auch nicht kritisieren, sondern 
ich sage nur: Das ist eine Folge des förderativen 



5024 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 84. Sitzung. Bonn, Freitag, den 5. Februar 1982 

Parl. Staatssekretär Dr. Böhme 
Staatsaufbaus. Das gilt für Ihre Vorschläge genauso 
wie für unsere. 

Gleichzeitig ist auf die besondere Verantwortung 
der Länder für die kommunale Finanzausstattung 
hinzuweisen. Ich will nicht das bekannte Schwarze-
Peter-Spiel zwischen Bund und Ländern fortsetzen. 
Das ist heute wirklich nicht der Punkt. Aber eines 
geht allerdings nicht: Auf Landesebene, z. B. in Bay-
ern und Baden-Württemberg, werden die kommuna-
len Etats zugunsten des Landeshaushalts belastet, 
und das mit der Begründung, den Gemeinden im 
süddeutschen Raum gehe es besser als dem Land. 
Gleichzeitig wird aber von denselben Ländern in 
Richtung Bonn lautstark geklagt — maßgeblich 
Herr Strauß und Herr Späth tun das —, der Bund 
entlaste die kommunalen Haushalte nicht genug. 
Das geht nicht. Wenn man Vorwürfe in Richtung 
Bonn erhebt, muß man zuvor zu Hause selber dafür 
sorgen, daß die Kommunen auch ihren Teil im Zuge 
der Gesamtoperation bekommen. Man darf sie dann 
nicht durch eigene landespolitische Entscheidungen 
noch zusätzlich belasten. Das ist keine Politik, son-
dern sind lediglich doppelzüngige Aussagen. 

Richtig ist, daß die Gemeinden auch von den Än-
derungen der Rahmenbedingungen getroffen wer-
den. Ebensowenig wie die Bundesrepublik als Ge-
samtstaat können sich die Länder und Gemeinden 
von der allgemeinen Entwicklung abschotten. Das 
bedeutet, daß sich auch die Kommunalpolitik jeder 
Gemeinde auf die veränderten wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen einstellen muß. Von der 
Durchforstung der bisherigen Prioritäten können 
sich die Kommunen nicht ausnehmen. Das gilt be-
sonders für die kommunalen Investitionen. 

Lassen Sie mich auch hier zur Versachlichung der 
Debatte einen Blick auf die Zahlen und Fakten wer-
fen. Die kommunalen Sachinvestitionen betrugen 
1977 rund 28 Milliarden DM. Nicht zuletzt wegen des 
berühmten Programms des Bundes für die Zu-
kunftsinvestitionen — ZIP — stiegen sie 1980 auf 
41 Milliarden DM. Das war ein gewaltiger Investi-
tionsschub. Diese Tatsache wird besonders daran 
deutlich, daß das kommunale Investitionsniveau in 
den sieben Jahren von 1970 bis 1977 um rund 30 % 
stieg, während es in den sich daran anschließenden 
drei Jahren von 1978 bis 1980 um fast 50 % wuchs. 

Auf Grund dieser Anstrengungen wurde in vielen 
klassischen Investitionsbereichen — der sozialen 
Infrastruktur, aber auch im Verkehrsbereich — ein 
Versorgungsniveau geschaffen, das weitere Steige-
rungen nicht mehr erwarten läßt, weil ein entspre-
chender Bedarf fehlt. Daher besteht jetzt die Aufga-
be, neue Dringlichkeitsbereiche zu ermitteln und die 
kommunalen Investitionsaufgaben umzustruktu-
rieren. Ich stimme Ihnen voll zu, Herr Waffen-
schmidt, daß es sich dabei um Maßnahmen der 
Stadt- und Dorferneuerung oder um Investitionen 
im Bereich der Versorgung oder Entsorgung han-
deln muß. Das bedeutet aber auch, daß das künftige 
Investitionsverhalten an diesen Prioritäten auszu-
richten ist. Hier sind qualitative Änderungen vorzu-
nehmen. Allein das Starren auf die berühmten 40 
Milliarden DM als Investitionssumme im Jahre 1980 
genügt nicht. 

In diesem Zusammenhang auch ein Wort zu ei-
nem Komplex, der immer wieder — auch heute mor-
gen — der Kritik ausgesetzt ist, nämlich zur Sozial-
hilfe. Die Ausgabensteigerungen — das ist beson-
ders zu unterstreichen — werden hier im wesentli-
chen durch den Bereich der sogenannten Hilfe für 
besondere Lebenslagen, nicht aber durch den Be-
reich der Hilfe zum allgemeinen Lebensunterhalt 
verursacht. Diese Hilfe für besondere Lebenslagen 
betrifft vor allem die Entwicklung der Pflegesätze in 
den Krankenhäusern und Altenhilfeeinrichtungen, 
von Arzthonoraren und Medikamentenpreisen. Zur 
Kostenentwicklung im Bereich des Gesundheitswe-
sens hat die Union mit Blick auf die Sozialhife je-
doch weder im Bundestag noch über den Bundesrat 
Vorschläge gemacht. Sie versucht vielmehr, Vorur-
teile gegen die allgemeine Sozialhilfe, also die Hilfe 
zum Lebensunterhalt, zu mobilisieren, und zwar mit 
Berechnungsbeispielen, welche beweisen sollen, daß 
sich Arbeit nicht mehr lohne. Diese Vergleiche ver-
fälschen jedoch das wahre Bild, weil sie bewußt nur 
auf einen Teil der Sozialhilfe abstellen, nämlich auf 
die Hilfe zum Lebensunterhalt, und außerdem als 
Beispiel immer nur eine Familie mit drei oder mehr 
Kindern angeführt wird. Tatsächlich sind derartige 
Großfamilien mit drei oder mehr Kindern aber nur 
2,2 % aller Sozialhilfe empfangenden Haushalte, also 
völlig unrepräsentativ für den Empfängerkreis von 
laufender Hilfe zum Lebensunterhalt. Dieser Kreis 
setzt sich vornehmlich aus Rentnern, Alleinerzie-
henden mit Kindern, Behinderten usw. zusammen. 

Noch eines: Betrachtet man die Bruttoleistungen 
der Gemeinden für die eigentliche Sozialhilfe im 
Jahre 1980, also für die Hilfe zum Lebensunterhalt, 
so ergibt sich bundesweit ein Betrag von 4,3 Milliar-
den DM. Dies ist der Bruttobetrag. Davon ist gut ein 
Drittel abzuziehen, das den Gemeinden von den So-
zialversicherungsträgern erstattet wird, so daß wir 
1980 auf einen Betrag von rund 3 Milliarden DM als 
Nettobelastung für die Gemeinden kommen. Ich 
sage hier in allem Freimut: Dieser Betrag ist abzu-
wägen gegenüber der Funktion der Sozialhilfe, Ga-
rant für den Bürger zu sein, frei von unmittelbarer 
Not ein menschenwürdiges Leben in der Gesell-
schaft führen zu können. Diese soziale Grundorien-
tierung als Fundament des sozialen Friedens in un-
serem Lande darf nicht mit falschen Zahlen und fal-
schen Argumenten diffamiert werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Einstellen auf die geänderten wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen, auf sinkendes Wachstum und 
niedrigere Steuereinnahmen — diese Herausforde-
rungen bestehen auch für die Gemeinden. Wie kann 
man den Gemeinden hier helfen? Drei Punkte 
möchte ich zum Abschluß nennen. 

Erstens. Im Bereich der Finanzausstattung ist an 
erster Stelle die Stetigkeit, die Berechenbarkeit und 
die Verläßlichkeit der Kommunalfinanzen zu nen-
nen. Deshalb sind die eigenen Einnahmen der Ge-
meinden zu erhalten und die Finanzautonomie als 
Grundlage der Selbstverwaltung zu stärken. Hier, 
meine Damen und Herren vor allen Dingen von der 
CDU/CSU, bewährt sich eine gemeindefreundliche 
Politik, bei der diese Grundlage der Selbstverwal- 
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tung, nämlich die Finanzautonomie, nicht dauernd 
in Frage gestellt und endlich aufgehört wird, ständig 
aus Ihren Reihen nach einer Abschaffung der Ge-
werbesteuer zu rufen. Die Gewerbesteuer ist und 
bleibt ein Hauptpfeiler des kommunalen Steuersy-
stems. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Die Änderung der künftigen Dringlich-
keitsbereiche kommunaler Investitionspolitik setzt 
eine Stärkung der Selbstverwaltung voraus, weil 
über die neuen Schwerpunkte in der Stadtentwick-
lung und im Wohnungswesen sinnvoll nur vor Ort 
wirklich entschieden werden kann. 

(Zuruf von der SPD: Hoffentlich!) 

Dies muß für die qualitative Finanzausstattung Fol-
gen haben. Damit ist die Frage der Zweckzuweisun-
gen und der Mitfinanzierung angesprochen. 

Zunächst zu den Zweckzuweisungen: Hier kann 
die Antwort, Herr Waffenschmidt, doch nicht lauten, 
daß der Bund seine Finanzhilfen künftig an die Ge-
meinden pauschal gewährt. Die Finanzverfassung 
setzt dem Bund bei der Mitfinanzierung kommuna-
ler Aufgaben enge Grenzen. Die Bedingungen sind 
in Art. 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes definiert. Der 
Bund kann nach dieser Verfassungsregel überhaupt 
nicht direkt an die Gemeinden zahlen, sondern Mit-
tel nur an die Länder übertragen. Grundsätzlich er-
halten die Länder die Mittel vom Bund pauschal, 
d. h. prinzipiell nach der Einwohnerzahl. Daraus er-
gibt sich, daß der Adressat dieser kommunalen For-
derungen nach Abbau der speziellen Finanzzuwei-
sungen zugunsten von mehr allgemeinen Finanzzu-
weisungen, wofür ich viel Verständnis habe, die Län-
der sind. Die Mehrzahl — das wissen auch Sie — der 
finanziellen Transaktionen finden nicht zwischen 
dem Bund und den Gemeinden, sondern zwischen 
den Ländern und den Gemeinden statt. Hier wäre es 
sehr nützlich, tatsächlich einmal eine Durchforstung 
vorzunehmen. Die Kommunale Gemeinschaftsstelle 
für Verwaltungsvereinfachung hat hierzu vor eini-
ger Zeit einige Daten veröffentlicht. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Sehr gut 
war das!) 

— Ja. „Sehr gut", sagen Sie. 

So ermittelte die Kommission für den Abbau von 
Staatsaufgaben im Freistaat Bayern z. B. nach dem 
Stand vom April 1979 insgesamt — man höre und 
staune — 318 Zuwendungsarten an Kommunen. Die 
Debatte um einen sinnvollen Abbau der Zweckzu-
weisungen ist deshalb dort zu führen, wo sie hinge-
hört, nämlich in den Landtagen der einzelnen Bun-
desländer. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Das ma

-

chen die Bayern auch!) 

Der Bund ist hier der falsche Adressat. Wenn das in 
den Landtagen gemacht wird, ist das eine gute Sa-
che. 

Zum Problem der Mischfinanzierung nur so viel: 
Der Bund ist für konkrete Vorschläge offen, wobei 
Grundlage ist, daß bei einem Abbau der Mischfinan-
zierung keine der öffentlichen Ebenen ein „Ge-

schäft" machen kann, das heißt, der Abbau der 
Mischfinanzierung muß in geeigneter Weise im Fi-
nanzausgleich zwischen Bund und Ländern berück-
sichtigt werden. 

Zum Schluß möchte ich — wenn Sie erlauben, et-
was aus der finanziellen Sicht auszubrechen — dar-
auf hinweisen: Die Stärkung der Selbstverwaltung 
bedeutet nach meiner Überzeugung nicht nur eine 
qualitative Verbesserung der Finanzausstattung, ist 
nicht nur ein Blick zum Stadtsäckel, sondern ist 
auch eine neuerliche Besinnung auf die urbane 
Funktion der Städte und die Aufgaben der Gemein-
den, den inneren und den sozialen Frieden unter den 
Bürgern zu erhalten. 

In vielen Städten und Gemeinden sind neue Pro-
bleme entstanden und neue Fragen zu lösen. Offen-
sichtlich funktionieren die bisherigen Ziele und 
Hoffnungen unserer Gesellschaft, welche auf jähr-
lich steigendes Wachstum angelegt waren, nicht 
mehr. Für viele jüngere, aber auch für ältere Bürger 
sind viele bisherige Ziele und Hoffnungen fragwür-
dig geworden. Dies zeigen die Auseinandersetzun-
gen in vielen Städten um Industrieanlagen und um 
Straßenbauvorhaben, von großtechnologischen An-
lagen wie auf dem Gebiete der Kernenergie ganz zu 
schweigen. Diese Fragen sind mit Finanzargumen-
ten allein nicht zu beantworten. Es sind letztlich po-
litisch-inhaltliche Fragen und verlangen entspre-
chend politische Antworten oder genauer: Diese Fra-
gen sind eine Aufforderung zur Fortsetzung einer 
Politik von qualitativen Reformen. 

Beispielhaft möchte ich hier das schon mehrfach 
erwähnte Verkehrslärmschutzgesetz anführen. Ich 
würde gern Herrn Dregger fragen — er ist jetzt 
nicht mehr hier —, wie eigentlich seine konkrete 
Aussage zu diesem Verkehrslärmschutzgesetz ist. 
Der Deutsche Städtetag hat hier völlig zu recht ge-
fordert: 

Gerade die Finanznot der öffentlichen Hand soll 
den Gesetzgeber zum Handeln veranlassen. 

Unsere Städte brauchen gesetzliche Vorgaben, da-
mit feste, verbindliche und in der Finanzauswirkung 
berechenbare Grenzwerte festgelegt werden. Ge-
rade das Verkehrslärmschutzgesetz, welches häufig 
dazu herhalten muß, den Vorwurf der angeblichen 
Belastung der Gemeinden durch Bundesgesetze zu 
untermauern, ist ein Beweis für die Not der Fortfüh-
rung qualitativer Reformen. Ein endgültiges Schei-
tern des Gesetzes widerspräche eklatant den Inter-
essen unserer Städte und Gemeinden. 

Dasselbe gilt für Vorhaben im Bau- und Boden-
recht. Die Neufestsetzung von Einheitswerten ist 
nicht nur aus Gründen der Gerechtigkeit überfällig, 
sondern auch kommunalpolitisch geboten, weil die 
Unterbewertung der Grundstücke wesentlich zu den 
Verzerrungen an unseren Bodenmärkten beigetra-
gen hat. Diese Liste könnte ich jetzt beliebig verlän-
gern. Herr Kollege Baum hat mehrere Beispiele aus 
den Bereichen vom Gewässerschutz und der Abf all-
beseitigung genannt. 

Entscheidend ist jedoch die Einsicht, daß die kom-
plizierten gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Bedingungen einer hochentwickelten Industriege- 
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sellschaft wie in der Bundesrepublik Deutschland in 
ständiger Fortentwicklung begriffen sind und des-
halb staatliches Handeln die richtigen Grundlinien 
braucht, und zwar in Inhalt und Form. Für das letzte-
re, für die Form, für die Organisation der staatlichen 
Verwaltung bedeutet dies, daß das Prinzip der 
Selbstverwaltung nach wie vor Geltung beanspru-
chen muß, weil gerade unter den Bedingungen einer 
modernen Industriegesellschaft autonome Bereiche 
und dezentrale Kompetenzen ein notwendiges Ge-
gengewicht zu den großen Apparaturen der Büro-
kratie im Staat und in der Wirtschaft sind. Deshalb 
ist das Bekenntnis der Bundesregierung, das ich ein-
gangs hier besonders betont habe, nämlich guter 
Partner der Gemeinden sein zu wollen, nicht nur ein 
Gebot unserer Verfassung, sondern die Grundlage 
unserer Demokratie im Alltag, in der die Einzelin-
teressen am Gemeinwohl ausgerichtet sind und da-
her auch in der Gemeinde am besten ausgeglichen 
werden können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Fi-
nanzminister des Landes Rheinland-Pfalz, Herr 
Dr. Wagner. 

Staatsminister Dr. Wagner (Rheinland-Pfalz): Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich glaube, es ist ganz richtig, daß ein Vertreter 
der Länder an dieser Debatte teilnimmt und ein 
paar Bemerkungen macht, weil die Länder in Bezie-
hung zu den Gemeinden, wie heute mehrfach unter-
strichen wurde, eine besondere Verantwortung ha-
ben. 

Die Bundesregierung vertritt in ihrer Antwort auf 
die Große Anfrage die Ansicht — diese wurde so-
eben von Herrn Staatssekretär Böhme wieder-
holt —, die von der Verfassung geforderte ausgewo-
gene Finanzausstattung zwischen dem Bund einer-
seits und den Ländern und Gemeinden andererseits 
sei bereits seit Jahren zu Lasten des Bundes gestört. 
Herr Kollege Böhme, Sie haben hierfür auch ein 
Zahlenwerk angeführt, das in sich richtig ist. 

Trotzdem kann ich in der Schlußfolgerung dieser 
Behauptung in der Antwort und auch in Ihrer Rede 
nicht zustimmen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Denn es ist zwar richtig, daß der Bund vor allem in 
seiner Verschuldungspolitik der letzten Jahre zum 
Spitzenreiter der öffentlichen Ebenen geworden ist; 
dies ist aber zu allererst das Ergebnis seiner eigenen 
Haushaltswirtschaft, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: So ist es!) 

und es geht deswegen nicht an, daß der Bund nun-
mehr anstrebt, die dadurch entstandenen Probleme 
auch auf Kosten der Länder und Gemeinden zu lö-
sen. 

Wenn die Gemeinden und Gemeindeverbände in 
den letzten Jahren eine solidere und vielleicht auch 
vorsichtigere Haushalts- und Finanzpolitik betrie-
ben haben, so ist dies in erster Linie ihr eigenes Ver-
dienst. Es ist aber, wie ich glaube sagen zu dürfen,  

auch ein Stück Verdienst der Bundesländer, deren 
Leistungen an die Kommunen beträchtlich gewach-
sen sind. Diese Leistungen an die Kommunen sind 
in allen Ländern beträchtlich gewachsen. 

Herr Kollege Wolfram, Sie haben darauf ange-
spielt, haben allerdings auch den Schlenker ge-
macht, in den von SPD und FDP regierten Ländern 
sei das alles sehr viel besser gewesen, 

(Zuruf von der SPD: Das stimmt j a auch! So 
ist es!) 

und bedeutend schlechter Beie es in den Ländern, die 
von CDU und CSU regiert werden. 

(Zuruf von der SPD: Genauso ist es!) 

— Nun, Sie wiederholen das hier. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Ich 
habe Herrn Waffenschmidt empfohlen, sich 
einmal an die eigene Adresse zu richten!) 

Ich beziehe mich jetzt für eine bundesweite Be-
trachtung — natürlich bin ich auch gern bereit, über 
mein eigenes Land zu reden — auf den Gemeindefi-
nanzbericht 1981 — auf Unterlagen des Städtetages 
— und stelle fest, daß die Leistungen innerhalb und 
außerhalb des Finanzausgleichs sich von 1970 bis 
1980 — ich sagte es — überall erheblich gesteigert 
haben; der Bundesdurchschnitt liegt bei ca. 300 %. 
Ich muß Ihnen aber sagen, daß nach diesen Unterla-
gen die beiden Länder, die in diesem Zehnjahres-
zeitraum ihre Leistungen an die Gemeinden am we-
nigsten gesteigert haben, die Länder,  Hessen und 
Nordrhein-Westfalen sind. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Es sind dies, meine Damen und Herren, die beiden 
einzigen Flächenstaaten, 

(Zuruf von der SPD: Da müssen Sie die Aus

-

gangspositionen einbeziehen!) 

die gegenwärtig noch 

(Rawe [CDU/CSU]: Da haben sie sicherlich 
in Recklinghausen eine Sonderausnahme 

gemacht!) 

von SPD und FDP regiert werden. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Wenn 
man vorher nichts hatte, hat man natürlich 
Zuwachsraten! — Weitere Zurufe sowie 
Rufe von der CDU/CSU zur SPD und Ge

-

genrufe) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, wollen Sie hier miteinander reden, oder wollen 
wir den Finanzminister sprechen lassen? — Bitte! 

Staatsminister Dr. Wagner (Rheinland-Pfalz): In al-
ler Bescheidenheit darf ich noch einen landespoliti-
schen Hinweis anfügen: Das Land, dessen Leistun-
gen an die Gemeinden in den letzten zehn Jahren 
am meisten gestiegen sind, ist das Land Rheinland

-

Pfalz. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD — Zuruf von der SPD: Darauf wären 

wir gar nicht gekommen!) 
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— Meine Damen und Herren, es sind nicht meine 
Zahlen — obwohl die Zahlen des rheinland-pfälzi-
schen Finanzministeriums auch immer richtig 
sind —, es sind die Zahlen des Städtetages, und ich 
nehme an, daß die stimmen. 

Herr Kollege Wolfram, ich möchte auch anmer-
ken, daß es ganz richtig ist — und natürlich sollen 
wir uns über das, was erreicht wurde, freuen, und 
wir können auf das, was erreicht wurde, auch ge-
meinsam stolz sein; dem stimme ich zu — , daß das 
Jahrzehnt, das hinter uns liegt, die 70er Jahre, im 
ganzen ein gutes Jahrzehnt für die Gemeinden 
war, 

(Zustimmung bei der SPD und der FDP) 

und zwar in vielen Beziehungen, auch finanziell. 

Natürlich haben daran alle Anteil. Auch der Bund 
hat daran seinen Anteil; Anteil daran haben die all-
gemeine Wirtschaftslage, die in der ersten Hälfte 
des Jahrzehnts gut war, die Länder mit ihren 
Finanzausgleichsleistungen — ich habe sie erwähnt 
— und die Gemeinden selber mit ihrer Finanz- und 
Wirtschaftspolitik. 

Eines aber möchte ich unterstreichen: Soweit sich 
in diesem Jahrzehnt günstige Auswirkungen der 
Bundespolitik gezeigt haben, müssen wir doch ob-
jektiverweise einräumen: Es sind dies insbesondere 
Auswirkungen der Gemeindefinanzreform von 
1969. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Diese Reform wurde in der Großen Koalition durch-
geführt und ist mit dem Namen des damaligen Bun-
desfinanzministers Franz Josef Strauß verbunden. 
Warum das nicht erwähnen, da es j a doch so ist? 

Zu den Finanzausgleichsleistungen der Länder 
habe ich schon etwas gesagt. 

Die Länder stehen in der Tat noch in einer beson-
deren verfassungsrechtlichen Verantwortung ge-
genüber den Gemeinden. Sie bestreiten sie nicht, sie 
nehmen sie wahr. Sie nehmen sie nach innen wahr, 
so gut sie können. Sie nehmen sie allerdings auch — 
ich glaube, dies ist nicht nur ihr Recht, sondern es ist 
auch ihre Pflicht — in der Treuhänderschaft gegen-
über dem Bund wahr. Wenn wir uns hier in Bonn, im 
Bundesrat, in der Konferenz der Ministerpräsiden-
ten, in der Konferenz der Finanzminister mit diesen 
Fragen der Gemeinden beschäftigen, dann tun wir 
das, weil wir die Gemeinden gegenüber dem Bund zu 
vertreten haben und weil auch die Finanzlage der 
Länder selber mitbestimmend dafür ist, was die 
Länder für die Gemeinden tun können. Wir tun 
selbstverständlich gern so viel für die Gemeinden, 
wie es nur geht. 

Aber Voraussetzung dafür ist eine angemessene 
Verteilung der Finanzmassen zwischen dem Bund 
auf der einen und den Ländern und Gemeinden auf 
der anderen Seite. Wir als Länder können die verfas-
sungsmäßigen Aufgaben gegenüber den Kommu-
nen nur dann wahrnehmen, wenn die bundesstaatli-
che Finanzverteilung uns die materielle Grundlage 
gibt. Dies zu gewährleisten gehört mit zum gesamt-
staatlichen Verantwortungsbereich des Bundes. 

Herr Staatssekretär Böhme hat hier Ausführun-
gen zur Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben 
auf den drei Ebenen im vergangenen Jahrzehnt ge-
macht. Ich will mich aktuelleren Fragen zuwenden, 
nämlich den Einflüssen auf die Finanzverteilung, 
die Ressourcenverteilung, die Belastungsverteilung 
auf die drei Ebenen, die von der sogenannten Opera-
tion 1982 sowie von dem ausgehen, was vorher schon 
im Jahre 1981 vom Bund bewirkt wurde. Darüber 
hinaus will ich mich mit dem befassen, womit wir 
auf Grund der Vorschläge, die seit vorgestern be-
kannt sind, zu rechnen haben. 

Ich muß leider sagen, daß die gesamtstaatliche 
Verantwortung für die Finanzen nach meiner Über-
zeugung und nach dem, was ich sehen kann, nicht 
das Leitmotiv des Handelns für die Bundesregie-
rung bei der Vorbereitung der Operation 1982 war. 
Die Bundesregierung hat dabei zu sehr an sich ge-
dacht. Ich muß unterstreichen, daß nach dem Vor-
schlag der Bundesregierung von der Entlastungs-
wirkung der Operation 1982 88 % zugunsten des 
Bundes und nur 12 % zugunsten der Länder und Ge-
meinden, also zugunsten beider, gehen sollten. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: So ist es!) 

Von diesen 12 % sollten nur 2 % den Gemeindehaus-
halten zugute kommen. Hier kann man nicht von ei-
ner ausreichenden finanzpolitischen Rücksicht auf 
die Partner im gesamtstaatlichen Finanzverbund 
sprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies kann man vor allen Dingen dann nicht, wenn 
ich daran erinnere, daß ja schon vorab im Frühjahr 
die Operation 1981 gelaufen war, die Steuererhöhun-
gen, die die Erhöhung der Postablieferung ganz 
überwiegend, zu mehr als 90 %, zugunsten des Bun-
des gebracht hatte; eine Ausnahme bilden hier ledig-
lich die den Subventionsabbau betreffenden Rege-
lungen. 

Bei der Operation 1982 war es für den Bundesrat 
nicht zuletzt der Gesichtspunkt der unzureichenden 
Verteilung der Lasten und Entlastungen, den Ver-
mittlungsausschuß anzurufen. Wir haben dort eini-
ges erreicht. Ich möchte allerdings sagen, daß wir 
mit dem Erreichten durchaus nicht zufrieden sind; 
denn das Ergebnis ist begrenzt. Das Ergebnis war — 
ich will jetzt nur auf diese Verteilungsfrage einge-
hen —, daß sich der Anteil des Bundes von 88 % Ent-
lastungswirkung auf 84 % verringert, also immer 
noch ungewöhnlich hoch bleibt. Der Anteil der Län-
der hat sich von 10 % auf 13 %, der Anteil der Gemein-
den von 2 % auf 3 % erhöht. 

Wir haben zu dieser Entlastungswirkung bei den 
Gemeinden insbesondere dadurch beigetragen, daß 
wir den Antieg der Sozialausgaben gebremst haben. 
Natürlich läßt sich, wie Herr Staatssekretär Böhme 
es hier wieder getan hat, auch gegen dieses Bremsen 
des Anstiegs der Sozialausgaben, der Sozialhilfe ar-
gumentativ etwas einwenden. Gegen jeden Eingriff 
in ein Leistungsgesetz läßt sich argumentieren; das 
ist selbstverständlich. Herr Staatssekretär Böhme 
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hat versucht, uns hier mehr oder weniger darzustel-
len, daß das ungut ist. 

(Zuruf von der SPD: Es geht nicht um die 
Argumente, sondern um die Menschen, die 

dahinterstehen!) 

— Er hat auch wieder so argumentiert, daß das ei-
gentlich ungut ist. 

Dasselbe hat er zum BAföG gesagt, nämlich daß 
man das überhaupt nicht vertreten kann. Ich be-
streite übrigens, Herr Staatssekretär Böhme, Ihre 
Berechnung, daß eine weitgehende Kürzung oder 
Streichung des BAföG für Schüler zu Mehrausgaben 
bei der Sozialhilfe zu Lasten der Gemeinden in Höhe 
von 300 Millionen DM führen würde. Das müßte uns 
erst mal vorgerechnet werden. Ich halte das für eine 
gegriffene Zahl, mit der wir nichts anfangen können. 
Es dürfte weit, weit darunter liegen. 

Jedenfalls führt diese Argumentation, daß nie et-
was geht, dazu, daß man am Ende ist und daß dann 
aber eines immer noch geht, nämlich Steuererhö-
hungen. Die sind dann der letzte Ausweg. Das kann 
man zumuten, weil man sich nicht traut, Kürzungen 
bei Leistungsgesetzen zuzumuten. 

(Jaunich [SPD]: Sagen Sie das mal Herrn 
Blüm!) 

So sieht es j a nun auch bei den im Beschäftigungs-
programm vorgeschlagenen Maßnahmen aus. Ich 
will dieses Beschäftigungsprogramm hier nicht im 
einzelnen behandeln. Dazu werden wir noch Gele-
genheit haben. Die Ministerpräsidenten der unions-
regierten Länder haben sich gestern schon dazu ge-
äußert. 

Auch hier muß ich sagen: 1983 würden sich aus 
diesen Steuerrechtsänderungen und der Einführung 
einer Investitionszulage, wenn die Steuerrechtsän-
derungen so kämen — danach sieht es ja nun frei-
lich nicht aus —, folgende Auswirkungen des Pakets 
auf Länder und Gemeinden ergeben. 1983 würden 
sich aus diesem Paket per Saldo für den Bund Mehr-
einnahmen von 1,2 Milliarden DM, für die Länder 
Mehreinnahmen von 170 Millionen und für die Kom-
munen Mindereinnahmen von 150 Millionen erge-
ben. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Das setzt sich fort. 

In der Rechnung sind — das muß ich hinzufügen 
— nicht die Mehreinnahmen der Kommunen ent-
halten, die sich dadurch ergeben, daß die erhöhte 
Mehrwertsteuer in den Verbund eingeht. Sie können 
aber davon ausgehen, daß das Mehraufkommen an 
Mehrwertsteuer auf diesem Umweg über den Steu-
erverbund unter 10 % des gesamten Mehraufkom-
mens liegt. Wenn Sie sich die Verbundsätze und den 
Länderanteil an der Umsatzsteuer angucken, kom-
men Sie zu diesem Ergebnis. Das ist weniger als 10 % 
und wird mehr als aufgewogen durch die zwingen-
den Mehrausgaben, die auf die Gemeinden im Ge-
folge der Preissteigerungen und Gehaltssteigerun-
gen zukämen, die mit einer Mehrwertsteuererhö-
hung verbunden wären. Darauf weise ich nach-
drücklich hin. 

Ich habe wirklich ein bißchen die Sorge, daß auch 
bei diesem Beschäftigungsprogramm versucht wird, 
die gute alte deutsche Regel „Wer die Musik bestellt, 
der bezahlt sie auch" ganz oder teilweise außer Kraft 
zu setzen und das so zu organisieren, daß die, die die 
Musik bestellen, sie nur zum Teil, vielleicht sogar 
nur zum kleineren Teil bezahlen. 

Zusammenfassend: Es ist nicht zu bestreiten, daß 
sich im vorigen Jahrzehnt die Gemeindefinanzen im 
großen und ganzen vorteilhaft entwickelt haben. Die 
Gründe dafür habe ich genannt. Sie entwickeln sich 
aber in dieser allerletzten Zeit sehr bedrohlich, 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: So ist es!) 

und die Zukunftsperspektiven sind noch bedrohli-
cher. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: So ist es!) 

Was ich nun sage, ist keine Polemik, sondern be-
trifft ein wirkliches Problem. Sie haben j a aufgefor-
dert, Herr Kollege Wolfram, nicht zu polemisieren, 
sondern die Probleme zu nennen. Ich nenne die Pro-
bleme. Hierzu haben die finanzpolitischen Maßnah-
men der Bundesregierung und der Bundestags-
mehrheit im vorigen Jahr erheblich beigetragen, die 
eben im wesentlichen — ganz überwiegend in einem 
drastischen Mißverhältnis der Notwendigkeiten zu-
einander — hauptsächlich das Retten der Bundesfi-
nanzen aus den sie bedrohenden Schwierigkeiten 
im Auge hatten und die auf die gesamtstaatliche 
Verantwortung, nämlich auf den Blick auch auf die 
Finanzen der Länder und damit indirekt und auch 
direkt auf die Finanzen der Gemeinden, viel zu we-
nig Rücksicht genommen haben. Dies ist leider 
meine Überzeugung. 

Ich möchte hier versichern — — 

(Zuruf von der SPD: Das sind allgemeine 
Informationen; sagen Sie mal etwas Kon

-

kretes!) 

— Ich habe die Beträge genannt, als ich Ihnen vor-
hin gesagt habe: Die Entlastungswirkung beträgt 
84 % für den Bund und 16% für die Länder und Ge-
meinden. Das spricht für sich. 

Ich möchte Ihnen versichern, daß wir weiter mit 
allen Kräften bemüht sein werden, finanzpoliti-
schen Entwicklungen, die in diese Richtung gehen, 
entgegenzuwirken. Es kommt darauf an, daß eine 
gesamtstaatlich verantwortbare, d. h. gegenüber al-
len Ebenen korrekte, aufeinander Rücksicht neh-
mende Haushalts- und Finanzpolitik verwirklicht 
wird. Dies ist in den letzten ein, zwei Jahren nicht 
der Fall gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Rentrop. 

Rentrop (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Es wäre sicherlich reizvoll, die Zahlen-
spiele von beiden Seiten heute morgen fortzusetzen 
— ich hatte eigentlich auch ein Programm darauf 
zugeschnitten gehabt —, die wegen ständiger Un-
vollständigkeiten auf der Linie Wagemanns „Kleine 
Lügen/große Lügen und Statistik" liegen. Ich bin 
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auch dem Staatssekretär Böhme sehr dankbar, daß 
er die Zahlenreihen, die Ihnen zur Argumentation 
nützlich erschienen, einigermaßen richtiggestellt 
hat. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Richtiggestellt? 
Der Finanzminister Wagner hat sie richtig

-

gestellt! — Zuruf von der CDU/CSU: Er hat 
sie unterstrichen!) 

Es ergibt sich die Frage — und darauf möchte ich 
mich kurz konzentrieren —: Hat uns die Verfolgung 
der Ziele der Gemeindefinanzreform immer den 
richtigen Weg gewiesen? Haben Mischfinanzierun-
gen, Gemeinschaftsfinanzierungen, auch Grauberei-
che der Bundesfinanzierung, die heute schon an-
klangen, nicht Begehrlichkeiten geweckt, denen wir 
heute nicht mehr nachkommen können? Hat diese 
Gemeindefinanzreform es nicht auch bei den 
Finanzausgleichen vielfach bei den Empfängern den 
Blick für die Wirklichkeit verstellt? Dies führt zu der 
Frage: Steht nicht mehr denn je vor uns die Frage ei-
ner Reform der Finanzverfassung? Wir Freien De-
mokraten haben uns dieser Frage gestellt. Wir ha-
ben uns dazu bereits auf unserem Bundesparteitag 
1978 bekannt. Auch wenn wir nicht die stärkste 
Fraktion in den Rathäusern stellen, werden wir 
nicht müde, an die Gemeinsamkeit zu appellieren, 
soweit das eine solche Finanzverfassungsreform er-
fordert. 

Wir haben in Verfolgung dieser Gedanken eine 
Kommission „Föderalismus und Finanzverfassung" 
eingesetzt. Sie hat ihre Arbeit aufgenommen. Wir 
hoffen, Sie in nicht zu großer Ferne mit Unterlagen 
versehen zu können, damit wir zu einem gemeinsa-
men Weg kommen. 

Wir stoßen auch in diesem Hause immer wieder 
an Grenzen der Verteilung auf die Gebietskörper-
schaften. Allein aus der relativ kurzen Zeit meiner 
Zugehörigkeit zu diesem Hause denke ich an das 
Thema der Abschaffung der Kraftfahrzeugsteuer, 
die daran scheiterte, bei sonst gemeinsamem Ver-
ständnis hierfür. Ich denke an die Reform der 
Grunderwerbsteuer, in die diese Frage hineinspielt, 
und nicht zuletzt an die heute morgen hier schon an-
gesprochene Gewerbesteuer. 

Es geht um eine bessere, eine einfache Verteilung 
zwischen Bund, Ländern und Gemeinden, um eine 
Verminderung der Finanzausgleiche vertikal und 
horizontal. Hierbei sind wir Freien Demokraten 
durchaus bereit und entschlossen, auch die Gewer-
besteuer immer wieder zur Disposition zu stellen. 
Gewerbesteuer gibt es in Europa nur noch in Öster-
reich und Luxemburg. Sie führt zu Verzerrungen im 
internationalen Wettbewerb. Sie wirft auch Fragen 
der Verfassungsmäßigkeit auf. Müßten wir nicht ge-
rade, um die Gemeindeebene finanziell besser aus-
zustatten, wieder dazu kommen, daß der Bürger 
weiß, aus seinem Steuerbescheid erfährt, was ihn 
seine Gemeinde, was das Land und der Bund kosten, 
und zwar nicht nur Grundbesitzer durch die Abga-
ben für Grundstücke oder in immer geringer wer-
dendem Teil die Gewerbetreibenden durch die Ge-
werbesteuer, sondern möglichst alle Bürger? Allen 
sollte man bewußt machen, was sie ihre Gemeinde 
kostet. Dann wird der Bürger auch bewußter reagie

-

ren und sich interessieren, wenn neue, zusätzliche 
Einrichtungen wie Rathäuser, Schwimmbäder oder 
Theater geschaffen werden. Dann wird vielleicht 
auch begonnen, über die Folgekosten intensiver 
nachzudenken. Dies hat auch schon begonnen. 

Ein Beispiel aus der Stadt, in der wir tagen, mag 
das verdeutlichen, einer Stadt, in deren Parlament 
Ihre Partei, meine Damen und Herren von der CDU 
— wie in so vielen Parlamenten, worauf Sie heute 
morgen hingewiesen haben —, die stärkste Fraktion 
stellt. Hier wurde im Hinblick auf die überwiegende 
Finanzierung durch den Bund im Rahmen des 
Bonn-Vertrages noch 1981 tatsächlich die Forderung 
nach dem Bau neuer Theaterwerkstätten — ein-
schließlich Grunderwerb für 10 Millionen DM, der 
als gewerbliches Vorratsgelände sicher sinnvoll war 
— für 40 Millionen DM gestellt. Hierin war ein voll-
ständiges neues Bühnenhaus mit Schnürboden zur 
bühnentechnischen Aufhängung von Dekorationen 
enthalten. Meine Fraktion im Stadtrat wurde be-
schimpft, weil sie sich dagegen wandte. Aber die 
280 000 Bonner Bürger wissen gar nicht, daß allein 
diese Ausgabe sie mit 150 DM pro Kopf, ob Mann, ob 
Frau, ob Kind, belastet hätte. Hier gilt es nach unse-
rer Meinung, den Bürger wieder bewußter zu ma-
chen. 

Dies sollte auch ein Beitrag sein, den eine Finanz-
verfassungsreform auch für die Länderebene stiften 
sollte. Ich meine, es gibt gute Wege, die den Gemein-
den wieder mehr Eigenständigkeit ihrer Finanzie-
rung bieten. 

— 

 Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Schneider. 

Dr. Schneider (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es geht 
um die Lage der Städte, Gemeinden und Kreise. Im 
Laufe des Vormittags habe ich allerdings den Ein-
druck gewonnen, es geht um die Frage: wer trägt 
mehr Schuld an der Überschuldung der Gemeinden, 
die Gemeinden selbst, die Länder oder der Bund? 

Der Kollege Wolfram hat erklärt, das letzte Jahr-
zehnt sei für die Städte und Gemeinden wohl das 
glücklichste Jahrzehnt gewesen. 

(Zurufe von der SPD: Das hat der Finanzmi-
nister Wagner bestätigt! — Finanzminister 

Wagner auch!) 

— Der Finanzminister Wagner hat es im Prinzip be-
stätigt. 

(Lachen und Zurufe von der SPD: Nein, be-
stätigt!) 

Aber es ist noch nicht die Frage beantwortet, wes-
halb die Gemeinden Anfang der 70er Jahre in diese 
„glückliche Lage" gekommen sind 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Durch die Strauß-
sche Steuerreform!) 

und weshalb sie in der gleichen Zeit ihre Sozialaus-
gaben vervierfacht und ihre Personalausgaben ver-
dreifacht haben. 
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Erinnern wir uns: 1969 Finanzverfassungsreform 

und kommunale Finanzreform. Damals erhielten 
die Gemeinden erstmals einen Anteil am Aufkom-
men aus der Einkommensteuer. Dies sollte der erste 
Schritt sein. Es sollten weitere folgen. Der Anteil 
sollte angehoben werden. Genau das aber ist unter-
blieben, wie auch eine Steuer- und Finanzreform 
überhaupt unterblieben ist. 

(Zuruf von der SPD: Der Anteil ist doch er

-

höht worden!) 

Der damalige Oberbürgermeister von München —
1971 —, Hans-Jochen Vogel, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wer ist das? — 
Lachen bei der CDU/CSU — Dr. Möller 
[CDU/CSU]: Der Bruder von dem Bern

-

hard!) 

hat als Präsident des Deutschen Städtetages im 
Sommer 1971 den Fanfarenstoß gemacht: „Rettet die 
Städte jetzt!" Warum hat er das getan? — Weil durch 
die übertriebene Ausgabenpolitik des Bundes und 
auf Grund neuer gesetzlicher Auflagen der Push, 
den es damals zugunsten der Gemeinden gegeben 
hat, bereits 1971 unwirksam geworden war. 

In der Tat: Die Wohltat der Finanzverfassungsre-
form, der Gemeindefinanzreform wurde durch die 
verfehlte Finanz-, Steuer- und Wirtschaftspolitik 
des Bundes wieder zunichte gemacht. Und man 
kann doch wirklich nicht sagen, daß das Ergebnis 
der letzten zehn Jahre erfreulich wäre. Das Ergebnis 
ist doch, daß die Gemeinden heute nicht mehr in der 
Lage sind, eine antizyklische Konjunkturpolitik zu 
betreiben, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

mehr zu investieren. Wir haben die Gemeinden 
handlungsunfähig gemacht. Die Gemeinden sind 
gar nicht mehr in der Lage, die Zuwendungen, die 
als Stimulierung für eine neue Konjunktur auf dem 
Baumarkt gedacht sind, zu nutzen, weil sie die Kom-
plementärmittel nicht aufbringen können. Das muß 
man eindeutig sehen. 

Herr Kollege Wolfram, Sie haben an die Adresse 
des Kollegen Waffenschmidt gemeint, er habe offen-
sichtlich das Manuskript seiner Rede in der bayeri-
schen CSU-Parteizentrale formuliert, formulieren 
lassen oder sonstwie geistig befruchten lassen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Ich 
nehme das zurück!) 

Er hat das nicht getan, weil der Kollege Waffen-
schmidt keine geistigen Darlehen aufzunehmen 
braucht. Er hat selber genügend in seiner Schatulle. 
Hätte er es aber getan, dann wäre seine Rede viel-
leicht noch besser gewesen. 

(Lachen bei der SPD) 

Der Umgang mit der CSU dient immer der politi-
schen Verfestigung, geistigen Bereicherung, 

(Heiterkeit — Wolfram [Recklinghausen] 
[SPD]: Erheiterung!) 

und er ist immer ein Schritt dazu, die Wirklichkeit si

-

cherer und klarer zu sehen. Wer sich nur eine 

Stunde in der CSU-Parteizentrale aufhält, hat meh-
rere Stunden politischen Realismus für sich gewon-
nen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann wurde gefragt — da wurde natürlich gesagt: 
Bayern —, welche Länder hervorragend gearbeitet 
hätten. Es gibt in Deutschland eine allgemeine 
Sehnsucht, die man fast als Desiderium Bavariae be-
zeichnen könnte, eine Sehnsucht nach Bayern. So 
würde Bayern bei einem Wettbewerb auf die Frage, 
wo man am liebsten lebte, vermutlich am besten ab-
schneiden, und zwar trotz dieser wunderschönen an-
deren Bundesländer, die wir haben. So ist auch die 
Schönste die Siegerin unter den Schönen. Wenn ei-
ner von Bayern spricht, dann sollte er es nicht mit ei-
nem etwas abträglichen Soupçon tun, auch nicht im 
Zusammenhang mit der Kommunalpolitik. 

(Zuruf von der SPD: Nun ist es gut!) 

München ist unsere heimliche Hauptstadt, und die 
Sehnsucht nach München wird durch keine Sehn-
sucht nach einer anderen Stadt übertrumpft. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich möchte jetzt weiter zur Sache sprechen. Der 
Kollege Dregger ist kritisiert worden. Der Kollege 
Dregger war ein angesehener und erfolgreicher Prä-
sident des Deutschen Städtetages. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
„War"!) 

Er hat im Zusammenhang mit dem Zustandekom-
men der kommunalen Finanzreform große und blei-
bende Verdienste. Verehrter Herr Kollege Wolfram, 
wenn Sie Ihre Rede, die Sie hier gehalten haben, im 
Präsidium des Deutschen Städtetages oder vor dem 
Hauptausschuß so hielten und Ihre positiven Apo-
strophierungen in bezug auf die Bundesrepublik so 
lautstark wiederholten, fänden Sie sicherlich keinen 
Beifall, sondern — da bin ich ganz sicher — erhebli-
chen Widerspruch. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie haben hier als weißer Rabe vor dem Bundestag 
gesprochen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Roter Rabe!) 

Sie haben Ihre roten Federn dabei weggelassen, 
aber ich bin ganz sicher, daß Sie dies im Kreise Ihrer 
Kollegen, im Rahmen der Kommunalpolitiker und 
der Oberbürgermeister, nicht beibehalten könnten. 

(Zuruf von der SPD: Sie müssen auch mal 
bei Rommel ins Seminar gehen!) 

Sodann zum Aktuellen: Der Beschluß der Bundes-
regierung vom 3. Februar 1982 hat auch für die Städ-
te- und Wohnungsbaupolitik Bedeutung. Ich möchte 
freimütig anerkennen, daß wir es begrüßen, daß die 
Bundesregierung nunmehr unseren Vorschlag zu 
den Zeitmietverträgen übernommen hat. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Der liegt seit einem 
Dreivierteljahr auf dem Tisch!) 

Wäre dies bereits vor einem Dreivierteljahr gesche-
hen, wären die segensvollen Wirkungen, die davon 
ausgehen, schon spürbar. Aber spät kommt ihr, doch 
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ihr kommt, und die Reue kommt nie zu spät, selbst in 
der 11. Stunde ist sie noch wirkungsvoll, in bibli-
scher Auslegung. 

(Zuruf des Abg. Dr. Bötsch [CDU/CSU]) 

Die Staffelmietverträge, die Sie vorschlagen, wer-
den konjunkturpolitisch ohne jede Wirkung bleiben, 
weil sie sich nur auf Mietverträge für neu erstellte 
Wohnungen und nicht auf Neuabschlüsse von Miet-
verträgen im Altbestand beziehen. Nur wenn dies 
der Fall wäre, hätte auch die Staffelmiete eine Wir-
kung. Wir begrüßen sie dennoch, weil sie ein Schritt 
auf dem Weg zu mehr Vertragsfreiheit ist. 

Allerdings werden sonst keine sonderlichen An-
reize für den Neubau geschaffen, auch wenn damit 
die Wirtschaftlichkeit in der Wohnungspolitik ver-
bessert worden ist. Aber es ist jedenfalls eine Re-
form innerhalb eines Systems, das prinzipiell falsch 
ist, weil es die Vertragsfreiheit nicht wiederherstellt 
und damit die Möglichkeit zu einem sozial abgesi-
cherten marktwirtschaftlichen Verhalten nicht er-
öffnet. 

Zu dem weiteren Gedanken, im Vorgriff baureife 
unbebaute Grundstücke neu zu bewerten, um die 
Grundsteuer für diese Grundstücke zu erhöhen, 
muß etwas gesagt werden. Prinzipiell lehnen auch 
wir die steuerliche Privilegierung von Grundvermö-
gen ab. Die letzte Hauptfeststellung war am 1. Ja-
nuar 1964. Die Bundesregierung hat es zu verant-
worten, daß die Fortschreibung der Hauptfeststel-
lung bisher unterblieben ist. Es sollen alle Grund-
stücke im Wege einer neuen Hauptfeststellung neu 
bewertet werden. Wir haben immer zeitnahe Ein-
heitswerte verlangt, denn nur auf Grund zeitnaher 
Einheitswerte ist eine sachgerechte, abgewogene 
und differenzierte Grundstücksbesteuerung mög-
lich. Der Gedanke, unbebaute baureife Grundstücke 
jetzt vorweg neu zu belasten, erinnert ein wenig an 
die alte Baulandsteuer C. Ich weiß, was Sie vorschla-
gen wollen — das Gesetz liegt noch nicht ausformu-
liert vor —, unterscheidet sich davon. Der Unter-
schied liegt darin, daß Sie zunächst eine Neubewer-
tung vornehmen wollen. Wir werden aber größten 
Wert darauf legen, daß die Neubewertung sachge-
recht erfolgt. 

Dann ist zu beachten, daß, wenn diese Grund-
stücke neu bewertet sind und die Einheitswerte be-
trächtich ansteigen, auch die dazu gehörige Steuer-
meßzahl reduziert wird. Im Augenblick beträgt die 
Grundsteuer für baureife unbebaute Grundstücke 
etwa 1 % des Einheitswertes. Dies ist bisher der 
Schlüssel. Auch eine neue Gesetzgebung darf die 
Grundstücke in den Kommunen nicht mehr bela-
sten. Eine weitere Belastung trüge natürlich die Ge-
fahr in sich, daß sie zu einem enteignungsgleichen 
Eingriff führt. Die Grundsteuer als Realsteuer ist 
unabhängig vom Einkommen des jeweiligen Eigen-
tümers zu leisten. Ein Grundstück, das nur 1 000 qm 
groß ist, einen Einheitswert von 400 DM hat — in der 
Großstadt sofort zu haben —, bringt einen Einheits-
wert von insgesamt 400 000 DM. Bei einer Steuer-
meßzahl von 3,5 v. T. bedeutet dies 1 400 DM Steuer-
meßbetrag. Hebesätze bis zu 400 % ergeben dann 

eine Grundsteuerbelastung von 5 400 DM pro Jahr 
für ein Grundstück von 1 000 DM — — 

(Zurufe: 1 000 qm!) 

— Von 1 000 qm, Entschuldigung. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Man hat 
seine Last mit den Nullen! — Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU]: Besonders, wenn man sie vor 
sich sieht! — Heiterkeit bei der CDU/ 

CSU) 

— Herr Wolfram, ich hätte beinahe gesagt, wenn 
man — — Ich unterlasse es. Ich wollte ein figürliches 
Spiel mit Nullen machen, bei denen man in Verwir-
rung kommen könnte, weil sie optisch vor einem ste-
hen. — Meine Damen und Herren, auch heute sind 
die Grundeigentümer in Großstädten steuerlich kei-
neswegs privilegiert— auch wenn ich mich für zeit-
nahe Einheitswerte ausspreche —; denn sie haben 
noch 90 % der Erschließungsleistungen zu bezahlen, 
und sie haben jährlich kommunale Abgaben, Gebüh-
ren und Beiträge, abzuliefern. 

Warnen möchte ich allerdings davor, zu glauben, 
diese neue vorgezogene Grundstücksbewertung sei 
für die Eigentümer ein Stimulans zu bauen. Warum 
bebauen denn die Eigentümer diese Grundstücke 
nicht? Weil beim Mietwohnungsbau die Rentabilität 
seit langem verlorengegangen ist. Selbst die gemein-
nützigen Wohnungsbauunternehmungen sind finan-
ziell, wirtschaftlich außerstande, ihre Grundstücke 
zu bebauen, weil die Baukosten, die Kostenmieten in 
keinem Verhältnis zu den erzielbaren Mieten ste-
hen, trotz Wohngeld. Warum baut der private Eigen-
nutzer nicht? Die Beschlüsse der Bundesregierung 
vom 3. Februar 1982 werden auch wohnungspoli-
tisch kein Stimulans darstellen, weil Sie nichts ge-
gen die Hochzinsphase unternehmen und weil Sie 
insbesondere auch den Eigennutzer, der bauen will, 
nicht entlasten, indem Sie ihm in der gegenwärtigen 
Hochzinsphase einen Schuldzinsenabzug ermögli-
chen. Wer also will, daß der Eigenheimer baut und 
auch in den Städten sein Grundstück bebaut, der 
muß ihn finanziell-steuerlich in die Lage versetzen, 
daß er ihm mindestens einen begrenzten Schuldzin-
senabzug für sein eigengenutztes Eigenheim ge-
stattet. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Schmitt, bitte zur 
Zwischenfrage. 

Schmitt (Wiesbaden) (SPD): Herr Kollege Schnei-
der, sind Sie bereit, einzuräumen, daß die unbebau-
ten baureifen Grundstücke in den Ballungsgebieten 
in den letzten Jahren eine Wertsteigerung erfahren 
haben, die weit über die Wertsteigerung anderer Ob-
jekte hinausgeht? Sind Sie weiter bereit, einzuräu-
men, daß in diesen hohen Grundstückspreisen in 
den Ballungsgebieten ein wesentliches Investitions-
hemmnis für den Wohnungsbau besteht? Sind Sie 
schließlich bereit, mitzuwirken, daß dieses Investi-
tionshemmnis so schnell wie möglich abgebaut 
wird? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dr. Schneider (CDU/CSU): Niemand kann bestrei-
ten, daß wir auf dem Grundstücksmarkt eine we- 
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sentliche Preisentwicklung nach oben hatten. Des-
wegen haben wir schon im Jahre 1975 beantragt, die 
Bundesregierung solle eine neue Hauptfeststellung 
durchführen. Aber die Bundesregierung hat diese 
neue Hauptfeststellung unterlassen. Der Herr 
Staatssekretär im Bundesfinanzministerium wird 
wissen, daß die Bundesregierung auch jetzt noch 
nicht in der Lage ist, morgen die Hauptfeststellung 
voll in Gang zu setzen. Mir ist es zwar klar — und ich 
weiß es auch —, daß Probebewertungen voranlaufen 
und daß man einiges vorbereitet hat. Aber die syste-
matische Vorbereitug ist noch nicht abgeschlossen. 
Die letzte Hauptfeststellung war zum 1. Januar 1964. 
Heute schreiben wir 1982. Wir haben den Termin 
längst überzogen. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Böhme? 

Dr. Schneider (CDU/CSU): Bitte. 

Dr. Böhme (Freiburg) (SPD): Herr Kollege, können 
Sie bestätigen, daß jahrelange Vorbereitungen für 
eine Neubewertung des Grundvermögens getroffen 
worden sind, daß diese 1979 bereits abgeschlossen 
waren und daß es der Freistaat Bayern war, der eine 
völlige Neuaufrollung der gesamten bis dahin abge-
schlossenen Planungsvorbereitungen durchgesetzt 
hat? 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Dr. Schneider (CDU/CSU): Der Einspruch des Frei-
staates Bayern bezog sich nicht auf die baureifen 
unbebauten Grundstücke. Grund war der bekannte 
Streit, ob man bei Wohngrundstücken das Rohmiet-
verfahren oder das Sachwertverfahren wählt. Jetzt 
wird sich das Rohmietverfahren durchsetzen und 
nicht das Sachwertverfahren, weil nur das Rohmiet-
verfahren die Eigentümer von Wohngrundstücken 
vor Überbesteuerung schützt. Wir Bayern treten da-
für ein, daß man die Eigentümer von Wohngrund-
stücken nicht überbesteuert. Das war der Grund. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das ging in die Hose, Herr 

Staatssekretär!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Schneider, Sie ha-
ben noch einige Minuten Redezeit. 

Dr. Schneider (CDU/CSU): Meine 15 Minuten Re-
dezeit sind am Ende. Ich darf eine Schlußbemerkung 
machen. 

Meine Damen und Herren, der Bundesgesetzge-
ber kann sehr viel tun, den Gemeinden zu helfen, die 
örtlichen Aufgaben zu lösen, wenn er aufhört, die 
Gemeinden mit einem noch engmaschigeren Netz 
von neuen Gesetzen zu überziehen. Die Gemeinden 
sind nur dann in der Lage, ihre Aufgaben zu erfüllen, 
wenn die kommunale Selbstverwaltung durch Bun-
desgesetze nicht weiter gegängelt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Möller. 

Dr. Möller (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Durch die Zwi-
schenfrage und durch den Beitrag des Kollegen 
Dr. Schneider sind wir schon auf die Probleme der 
Baulandbeschaffung gekommen. In unserer Großen 
Anfrage haben wir auch dazu der Bundesregierung 
einige Fragen gestellt. Die Antworten, die die Bun-
desregierung dazu gegeben hat, sind kläglich, teil-
weise für die Verfasser sogar peinlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie werden der Bedeutung dieser Frage für die Bau-
wirtschaft und für die augenblickliche Baukonjunk-
tur und für die kommunale Praxis in keiner Weise 
gerecht. 

In ihrer Antwort verweist die Bundesregierung 
auf die sogenannte Baulandnovelle, die wir zur Zeit 
im Städtebauausschuß beraten. Die Antwort der 
Bundesregierung und der Hinweis auf die Bauland-
novelle sind treffende Beweise für die Konzeptions-
losigkeit der Regierung einerseits und andererseits 
dafür, daß der Mangel an vernünftigen Lösungsvor-
schlägen durch einen neuen Wust perfektionisti-
scher Normen im Bundesbaugesetz verschleiert 
wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Wir brauchen im Baurecht nicht mehr Gesetze, 
schon gar nicht mehr Bestimmungen, die kein 
Mensch mehr verstehen kann. Wir brauchen viel-
mehr ein lesbares und durchgreifendes Instrumen-
tarium für die Praktiker in der Kommunalverwal-
tung und natürlich auch für die Bauwilligen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Baurecht ist nämlich längst zu einem Bauver-
hinderungsrecht geworden. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Leider!) 

Der Berliner Senator Dr. Blüm hat in der vorletzten 
Woche in der Debatte über das Zweite Haushalts-
strukturgesetz dazu einige anschauliche Beispiele 
gegeben. 

In der Antwort auf unsere Kleine Anfrage zur 
Lage der Bauwirtschaft mußte die Regierung in die-
sen Tagen feststellen, daß 1981 gegenüber 1980 
40 000 Bauarbeiter zusätzlich arbeitslos geworden 
sind. Dann folgt die Feststellung der Regierung: 
Diese arbeitslosen Bauarbeiter kosten den Staat 
rund 800 Millionen DM. Inzwischen ist diese Zahl 
der zusätzlich arbeitslos gewordenen Bauarbeiter 
auf 90 000 gestiegen. Sie kosten also nach dieser 
Feststellung den Staat 1,8 Milliarden DM. 

Aber nicht nur die gestiegenen Baupreise und die 
Baulandkosten sind schuld an dieser Misere, son-
dern auch der unüberbietbare Bürokratismus allzu 
vieler und, wie wir feststellen müssen, auch zu 
schlechter Gesetze. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: So ist es!) 

Dieser Trend wird durch die Baulandnovelle nicht 
nur bestätigt, sondern mehr und mehr beschleunigt. 
Mit neuen Instrumenten wie der erweiterten Umle-
gung und den gemeindlichen Entwicklungsmaßnah-
men soll das Angebot an verfügbarem Bauland ver- 
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größert und sollen Preissteigerungen verhindert 
werden. 

Meine Damen und Herren; keines dieser Ziele ist 
mit dem von der Bundesregierung vorgelegten Kata-
log von Maßnahmen auch nur annähernd zu errei-
chen. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: So ist es!) 

In dieser Feststellung und in dieser Bewertung sind 
sich inzwischen alle von dem Entwurf betroffenen 
Institutionen, Gruppen und Verbände einig. Auch in 
der Wissenschaft regt sich scharfer Widerspruch. 
Der Deutsche Städtetag schreibt dazu, daß die vor-
gesehenen Maßnahmen nicht — erst recht nicht in 
der gegenwärtigen Lage — geeignet sind, in der Pra-
xis das Baulandangebot für den Wohnungsbau nen-
nenswert zu erhöhen. 

Die Schwierigkeiten im Bausektor liegen ja nicht 
nur im Bereich der rechtlichen Instrumente, son-
dern haben andere, vor allem wirtschaftliche und 
psychologische Ursachen, und diese werden durch 
den Entwurf in keiner Weise beseitigt; im Gegenteil: 
Sie werden verstärkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Bundesnotarkam-
mer weist in ihrer Stellungnahme auf die verfas-
sungsrechtlichen, auf die rechtssystematischen und 
auf die ordnungspolitischen Fehler des Entwurfs 
hin. Sie sagt, die Gesamtheit der vorgesehenen Re-
gelungen greife in massiver Weise in die vom Grund-
gesetz geschützte Eigentumsordnung ein. Die öf-
fentliche Hand wird damit wieder einmal zum Um-
verteiler des Eigentums an Grund und Boden; Pri-
vatrecht wird durch öffentliches Recht ersetzt; d. h. 
wiederum: mehr Staat. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: So ist es!) 

Ganz besonders hart geht der Deutsche Anwalt-
verein mit dem Entwurf zur Baulandnovelle ins Ge-
richt. Dem Gesetzentwurf fehlten, so heißt es, die po-
litischen Entscheidungen. Er wolle die vorhandenen 
Mängel auf dem Bau- und Wohnungsmarkt mit 
rechtstechnischen Instrumenten verwirklichen. Es 
heißt weiter, sie könnten aber politsche Entschei-
dungen nicht ersetzen. Ferner heißt es beim Deut-
schen Anwaltverein, aber auch in ihrer gesetzes-
technischen Ausgestaltung seien die Vorschläge un-
brauchbar. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Hört! 
Hört!) 

Der Entwurf sei nur Stückwerk. Ihm fehle auch je-
des Gespür für die praktische Vollziehbarkeit ge-
setzlicher Regelungen. Dann folgt die Aussage, die 
Bestimmungen würden totes Papier bleiben. 

Meine Damen und Herren, der Bundestag sollte 
aber nicht totes Papier produzieren und leere For-
meln aufstellen, sondern praktikables, verständli-
ches und anwendbares Recht schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Recht darf nicht zum Orakel werden und mit 
Kartenlegen und Bleigießen auf eine Stufe gestellt 
werden. 

Wenn dieser Entwurf mit seinen überaus kompli-
zierten Regelungen trotz der vernichtenden Fach-
kritik Gesetz würde, wäre eine weitere Quelle geöff-
net für zahllose und langandauernde Prozesse mit 
unvorhersehbarem Ausgang. Justiz und Verwaltung 
müßten verzweifeln. Bauwillige Bürger und investi-
tionsbereite Unternehmer werden mutlos und ver-
zagt ihren Bauwunsch beerdigen. Weitere Staatsver-
drossenheit ist programmiert. Gesetze mit immer 
mehr Geboten und immer mehr Verboten schaffen 
weder Bauland noch verfügbare Wohnungen 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

und können schon gar nicht die Preise nach unten 
beeinflussen. 

Wenn die Zahl der Gesetze mit der Zahl der ge-
bauten Wohnungen verglichen wird, drängt sich die 
Erkenntnis auf: Je mehr Gesetze, desto weniger 
Wohnungen. 1967 mußten für eine Baugenehmigung 
48 Gesetze und Verordnungen beachtet werden. 
Heute sind es sage und schreibe 225 Gesetze und 
Verordnungen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Aber damals, 1967, wurden 600 000 Wohnungen ge-
baut, heute nicht einmal mehr 400 000. Die Devise 
muß also lauten: Weniger Gesetze und mehr Woh-
nungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Deutsche Bundestag sollte sich erst dann wie-
der mit dem Bundesbaugesetz befassen, wenn eine 
Gesamtnovellierung einschließlich der Probleme, 
die auf dem Tisch liegen, in Sicht ist und wenn die 
Zahl der Einzelbestimmungen verringert werden 
kann. Innerhalb von fünf Jahren drei größere Novel-
len — das verkraften die Verwaltung und die Justiz 
nicht mehr. Weil wir zu viele Gesetze haben, läuft 
nichts mehr. Weniger wäre deshalb mehr. Unser Ap-
pell geht deshalb an die Bundesregierung: Ziehen 
Sie die Baulandnovelle unverzüglich zurück. 

(Richtig! bei der CDU/CSU) 

Die Beratung des Entwurfs wäre nur ein Beschäfti-
gungsprogramm für die Bundesregierung, sonst 
aber lediglich unnütze Zeitverschwendung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Müntefering. 

Müntefering (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Herr Kollege Dr. Schneider und 
Herr Dr. Möller haben die Städtebau- und Woh-
nungsprobleme in unseren Städten und Gemeinden 
angesprochen. Mittlerweile habe ich allerdings den 
Eindruck, daß wir jetzt so etwas wie eine Ausschuß-
sitzung erleben; denn in den Beiträgen wurde doch 
sehr speziell auf die einzelnen Punkte eingegan-
gen. 

Die Sozialdemokraten sind bereit — das darf ich 
sagen —, im zuständigen Ausschuß mit aller Akribie 
und mit aller Sorgfalt die Dinge aufzunehmen und 
zu diskutieren, die Sie vorgetragen haben. Wir sind 
natürlich der Meinung, daß beide Punkte, die Sie an-
gesprochen haben — einmal die vorgezogene er- 
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höhte Besteuerung des unbebauten baureifen Bau-
landes und zum anderen die Baulandnovelle —, im 
Gesamtkonzept durchaus eine Rolle spielen. 

Zu dem Gesamtkonzept will ich gleich etwas sa-
gen, weil ich glaube, daß die Reduzierung der Proble-
matik auf die Ausschnitte, die Sie geliefert haben, ei-
gentlich nicht wiedergibt, wie die Situation im Woh-
nungs- und Städtebau in unseren Städten und Ge-
meinden ist. Mehr Menschen als jemals zuvor haben 
in unserem Land angemessene Wohnungen. Das 
Mietrecht hat sich bewährt. In vielen Städten, Ge-
meinden und Dörfern sind Erneuerungs- und Sanie-
rungsmaßnahmen durchgeführt worden, die unsere 
Städte und Gemeinden in den letzten zehn Jahren 
ein gutes Stück vorangebracht haben. Der Kollege 
Wolfram hat das schon mit allem Nachdruck betont. 
Ich kann das, was er gesagt hat, nur unterstrei-
chen. 

Trotzdem gibt es in unseren Städten und Gemein-
den Probleme. Diese Probleme, die sich ganz beson-
ders in den großen Städten in Form des Wohnungs-
mangels zeigen, haben ihren Grund darin, daß der 
Neubau stagniert, rückläufig ist und der Bestand an 
Wohnungen nicht in dem Ausmaß gesichert wird, 
wie es nötig wäre. Der Neubau stagniert — ganz 
richtig, Herr Dr. Möller —, weil die Zinsen und die 
Baukosten entgegenstehen, aber auch weil es die 
Baulandproblematik gibt. 

Der Grundstücksmangel in den großen Städten ist 
ein ganz zentrales Investitionshemmnis. Darüber 
wird nicht gesprochen. Sie sprechen sonst immer so-
viel von Investitionshemmnissen. Das ist ein ganz 
zentrales Investitionshemmnis, und deshalb müssen 
wir versuchen, Instrumente zu finden, die es ermög-
lichen, es zu bekämpfen. Dazu gehören die beiden 
Punkte, die angesprochen worden sind. Von der 
Baulandnovelle versprechen wir uns nicht, daß sie 
die riesengroße Bodenreform wird, die sich Sozialde-
mokraten vorgenommen haben. Aber diese Novelle 
könnte doch Partikelchen enthalten, die den Ge-
meinden und Städten helfen könnten, ein Stück der 
Problematik aufzufangen. Ich appelliere noch ein-
mal an die Städte und Gemeinden, an die Spitzen-
verbände, den Deutschen Städtetag und den Deut-
schen Städte- und Gemeindebund, mit uns darüber 
zu sprechen, wie das praktikabel gemacht werden 
kann. Die Sozialdemokraten sind bereit, vor Verab-
schiedung der Baulandnovelle im Bundestag vor Ort 
gemeinsam mit jenen, die das Gesetz praktizieren 
müssen, zu klären, wie es funktioniert und wie man 
es machen sollte. Dabei unterstelle ich, daß Sie mit 
uns zusammen der Meinung sind: Wir müssen den 
Städten und Gemeinden helfen, mehr als bisher 
Bauland zu mobiliseren. Das ist doch das Ziel des 
Unternehmens. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Daher geht mein dringender Appell noch einmal an 
die Kommunalpolitiker und ihre Spitzenverbände, 
mit uns gemeinsam im Gespräch Lösungen zu fin-
den, damit dann im Gesetz das seinen Niederschlag 
findet, was wirklich notwendig und praktikabel ist. 
Uns geht es nicht darum, irgend etwas zu beschlie-
ßen, was die Gemeinden belastet. Wir wollen ihnen 
Instrumente zur Verfügung stellen. Wir sind bereit, 

diese Instrumente zusammen mit den Gemeinden 
zu erarbeiten. 

Zur vorgezogenen Erhöhung der Besteuerung für 
unbebaute baureife Grundstücke: Uns wäre es na-
türlich auch lieber, Herr Dr. Schneider, wenn die 
Neufeststellung der Einheitswerte zu diesem Zeit-
punkt schon möglich wäre. Weil es nun so ist, wie es 
ist, meinen wir, daß man zunächst darangehen soll-
te, diesen Punkt vorab zu beschließen und unter 
Dach und Fach zu bringen. Was Sie zur erhöhten 
Besteuerung der unbebauten baureifen Grund-
stücke gesagt haben, hat mich deshalb ein bißchen 
gewundert, weil es 1973 doch einen Beschluß der 
CSU gegeben hat. Der Name dieser bekannten Par-
tei ist heute morgen schon mehrfach gefallen. Sie 
haben damals gesagt, Sie wollten einen Planungs-
wertausgleich haben. Das hat die CSU beschlossen. 
Anschließend hat man gedacht: Die Sozialdemokra-
ten wollen das auch, das scheint wohl etwas zu sein, 
was wir nicht wollen sollten. Dann hat man sich 
nicht mehr dazu bekannt. Anschließend hat man 
eine erhöhte Grundsteuer gefordert — alles Dinge, 
die Sie seitens Ihrer Partei vorgetragen haben. Jetzt 
auf einmal bekennt man sich nicht mehr dazu. 

Auch in diesem Punkt sagen wir: Wir sind bereit, 
über die Modalitäten zu sprechen. Aber eine erhöhte 
Besteuerung von unbebauten baureifen Grundstük-
ken wäre ein Instrument, um den Gemeinden zu hel-
fen. Übrigens, Herr Dr. Waffenschmidt — weil Sie 
heute morgen gesagt haben, wir sollten keine Ge-
setze mehr beschließen, die die Gemeinden finan-
ziell belasteten —, dies sind Gesetze, die die Gemein-
den entlasten. Da kommt etwas in die Gemeindekas-
sen. Ehe Sie all das abwehren, was wir am 3. 2. 1982 
beschlossen haben, 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Lassen Sie 
mal kommen!) 

ehe Sie sagen, daß Sie das nicht wollten, sollten Sie 
sagen: Wir sind bereit mit den Sozialdemokraten 
und den Liberalen zusammen daraus das Bestmögli-
che zu machen. — Wir sind dazu bereit. Das würde 
auch zugunsten der Gemeinden laufen. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Wir sehen 
uns das an!) 

Lassen Sie uns also ganz konstruktiv daran weiter-
arbeiten, die erhöhte Besteuerung unbebauter bau-
reifer Grundstücke möglichst schnell unter Dach 
und Fach zu bekommen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ein letztes Wort zu einem Bereich, der hier viel zu 
kurz gekommen ist: Neben dem Neubau spielt der 
Bestand eine große Rolle. Es geht zuviel an Bestand 
in unserem Land verloren. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Das ist 
richtig!) 

Zwischen 1972 und 1978 sind 1,5 Millionen Wohnun-
gen mit einem und zwei Zimmern verschwunden. Je-
des Jahr verschwinden 50 000 bis 100 000 Wohnun-
gen durch Zusammenlegung, durch Abriß, durch 
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Leerstand, durch Umnutzung, all die Dinge, die da 
eine Rolle spielen. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Das ist 
richtig!) 

Das ist ein Punkt, den wir weiterverfolgen müssen. 
Der ist jetzt nicht in den konkreten Gesetzesvorla-
gen enthalten, wir wollen und müssen ihn aber auf-
nehmen. Unsere Steuergesetzgebung führt dazu, 
daß heute mehr als bisher das Kapitalinteresse, das 
Investitionsinteresse sich auf den Bestand richtet. 
Auch da noch einmal die Einladung und der Appell 
an alle die, die Kommunalpolitik machen: Laßt uns 
zusammen Instrumente suchen, die ein Stück von 
dem, was sich da an Investitionsinteresse auf den 
Bestand konzentriert, in den Neubau lenken. Das ist 
ein ganz wichtiger Aspekt, der bei uns Interesse fin-
det, an dem wir arbeiten und den wir miteinander 
aufnehmen sollten, um da zu guten Entscheidungen 
zu kommen. Ich meine. gerade der Wohnungs- und 
Städtebau ist ein Bereich, wo der Bundestag quer 
durch alle Fraktionen hindurch gemeinsam Kon-
zepte suchen und finden sollte — zusammen mit den 
Gemeinden, zum Wohle der Gemeinden. 

Es geht nicht darum, Kontroversen zu finden, son-
dern es geht darum, für die Gemeinden die richtigen 
Konzepte zu finden. 

Herzliche Bitte an Sie: Sperren Sie sich nicht ge-
gen vernünftige Dinge, die jetzt von uns in den Ge-
setzesvorlagen vorgegeben sind, nur weil Ihre Ober-
strategen meinen, das passe nicht in das Gesamtbild 
und man müsse jetzt durchs Land ziehen und in den 
Gemeinden und Städten verkünden, es sei alles ganz 
schlimm auf dieser Welt, besonders in den Städten 
und Gemeinden, und daran hätten natürlich die So-
zialdemokraten schuld. — Das ist alles ganz anders. 
Sie wissen auch, daß das anders ist. Lassen Sie das 
deshalb ganz konstruktiv weiterlaufen, ganz beson-
ders auch, was Städte- und Wohnungsbau angeht. — 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Bundes-
minister Dr. Haack. 

Dr. Haack, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte eine kurze Bemer-
kung zum gegenwärtigen Stand der Debatte ma-
chen, weil von Herrn Kollegen Schneider und auch 
von Herrn Kollegen Möller die Fragen des Boden-
rechts, des Städtebaus und Wohnungsbaus ange-
sprochen worden sind. Herr Kollege Müntefering 
hat gerade schon einiges dazu gesagt, was hier auch 
gesagt werden mußte. 

Herr Kollege Möller, ich wundere mich wirklich, 
daß von Ihrer Seite in bestimmten Bereichen pau-
senlos von einer Investitionsbremse gesprochen 
wird, z. B. von der Investitionsbremse Mietrecht. Sie 
haben heute die Investitionsbremse Gesetzgebung 
allgemein hier angeführt. Aber hinsichtlich anderer 
Bereiche wie dem Baulandmangel, dem Zustand in 
unserem Bodenrecht, der nachgewiesenermaßen  

eine Investitionsbremse ist, wird von Ihnen nicht 
von Bremsen gesprochen. 

(Beifall bei der SPD) 

Auf Grund der langen Diskussion der letzten Mo-
nate gerade auch in einer schwierigen Situation un-
serer Baukonjunktur habe ich langsam wirklich das 
Gefühl, daß das Argument der Investitionsbremse 
nur noch von bestimmten politischen Gruppierun-
gen verwendet wird, um gesellschaftliche Reformen 
zu verhindern oder unter Umständen sogar noch zu-
rückzudrehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie über Investitionsbremsen gerade im Be-
reich des Bauens glaubwürdig sprechen wollen, 
müssen Sie doch das Bodenrecht mit einführen, 
sonst ist die Diskussion nicht mehr glaubwürdig. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Aber doch nicht mit 
dem Entwurf, Herr Minister!) 

Ich nenne Ihnen zwei Zahlen. Im Jahre 1980 ist im 
Vergleich zum Jahr 1979 die für Bauzwecke in der 
Bundesrepublik verkaufte Fläche um 14 % zurückge-
gangen. Nur in einem Jahr sind von der Fläche her 
14 % weniger verkauft worden. 

(Dr. Ing. Kany [CDU/CSU]: Weil man nicht 
bauen kann! Das ist doch logisch!) 

Die Preise sind aber nicht zurückgegangen. Das hat 
dazu geführt, daß wir einen Baulandmangel haben. 
Warum haben wir einen Baulandmangel? Weil vor-
handene baureife Grundstücke gehortet werden, 
spekulativ zurückgehalten werden, obwohl wir sie in 
der Baulandnutzung brauchen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Möller [CDU/ 
CSU]: Solche Fälle gibt es auch, aber das ist 

doch nicht die Mehrzahl!) 

Eine zweite Zahl. Sie können doch an der Preissi-
tuation nicht vorbeigehen. Auch hier gebe ich Ihnen 
die Vergleichszahl des Jahres 1980 gegenüber dem 
Jahre 1979. Wir hatten eine Steigerung der Bauland-
preise in den Städten, wo wir einen besonderen Bau-
landmangel haben — das beginnt schon bei den Mit-
telstädten und setzt sich in den Großstädten fort —, 
in einem Jahr in einer Größenordnung von etwa 
25 %. Das ist nach wie vor die Situation auf unserem 
Bodenmarkt. Wir haben ein zu geringes Angebot an 
Bauland. Das Bauland, das angeboten wird, wird 
enorm teuer angeboten, und von daher haben wir 
weniger Investitionen, als wir sonst eigentlich hät-
ten, und zwar unabhängig von der Finanzierung. 

Es ist z. B. nicht richtig, daß die Zahl der Bauge-
nehmigungen für Einfamilienhäuser im letzten Jahr 
— Herr Möller, hören Sie bitte einmal zu, das ist ein 
ganz wichtiges Argument — nur deshalb drastisch 
zurückgegangen sei, nämlich um 25 %, weil die Leute 
nicht mehr finanzieren könnten. Das ist zwar ein 
ganz wesentlicher Grund, aber es ist nicht der allei-
nige Grund. Wir haben nach wie vor Fälle, wo die 
Bürger finanzieren könnten, wo sie aber dort, wo sie 
bauen wollen, kein Bauland bekommen, obwohl das 
Gelände als Baugebiet ausgewiesen ist. Die Grund-
stückseigentümer erklären sich nämlich nicht be-
reit, solche Grundstücke tatsächlich zu verkaufen. 
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Hätten wir in der Bundesrepublik Deutschland ge-
nügend Bauland, würden trotz der gegenwärtigen 
schwierigen Finanzierungsverhältnisse nach mei-
ner Berechnung rund 100 000 Einfamilienhäuser 
mehr gebaut werden können. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Hier geht es um ein Investitionsvolumen in der Grö-
ßenordnung von 30 Milliarden DM. 

Ich habe deshalb die herzliche Bitte, wenn Sie 
über Investitionsbremsen sprechen und wenn Sie 
sagen, wir müßten der Bauwirtschaft helfen, nicht 
von dem Problem des Bodenrechts abzulenken und 
mit einer gängigen, populären Formulierung zu ver-
suchen, die Diskussion zu bestreiten, wie Sie es vor-
hin getan haben, als Sie sagten, die Hauptinvesti-
tionsbremse seien zu viele Gesetze. Das sind doch 
Stammtischargumente, Herr Möller. Damit können 
Sie doch hier als Fachmann nicht diskutieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Möller [CDU/CSU]: Das ist eine Stamm

-

tischrede, die Sie hier halten!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Minister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Jahn? 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU): Herr Minister, da 
Sie von den Investitionshemmnissen reden, habe ich 
die Frage: Sind Sie bereit, zuzugestehen, daß die 
Bundesregierung im Mai vergangenen Jahres die 
steuerlichen Anreize im Wohnungsbau abgelehnt 
und erst im September einen Grundsatzbeschluß 
hierzu gefaßt hat und dann auf die Linie der Union 
eingeschwenkt ist und daß dadurch der Tatbestand 
eingetreten ist, daß die Bauindustrie ein Dreiviertel-
jahr nachhinkt? Dies alles hätte früher geschehen 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Haack, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Wir haben im Mai nichts 
abgelehnt, sondern haben uns im Mai, weil es unter-
schiedliche Auffassungen gibt, noch nicht zu all den 
Entscheidungen zusammengefunden, die wir etwa 
im September getroffen haben. Das ist nach meiner 
Auffassung ein völlig legitimer Prozeß. 

Eines können Sie aber nicht machen, Herr Kol-
lege Jahn, daß Sie, wie es der Kollege Möller vorhin 
getan, hier das Instrument der Zeitmietverträge in 
die Diskussion einführen 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Habe ich nicht!) 

— dann war es der Kollege Schneider; einer von Ih-
nen beiden muß es gewesen sein — und dann sagen, 
wenn die Regierung damals beschlossen hätte, was 
sie jetzt vor wenigen Tagen beschlossen hat, dann 
hätten wir das Instrument schon. Das stimmt nicht. 
Selbst wenn wir es im letzten Jahr seitens der Bun-
desregierung beschlossen hätten, wäre es nach wie 
vor in der Gesetzesberatung des Bundestages. Sie 
haben erst vorgestern Ihr Hearing abgehalten. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Dann wären die 
Rahmenbedingungen, von denen der Bun

-

deskanzler spricht, verbessert worden!) 

Es könnte frühestens in diesem Jahr beschlossen 
werden. Ich bitte also, hier glaubwürdig zu argumen-
tieren. 

Die letzte Bemerkung meinerseits, weil Sie, Herr 
Kollege Möller, hier mehrmals den Städtetag und 
seine kritischen Einwendungen gegenüber unserer 
Baugesetznovelle in die Diskussion gebracht haben: 
Diese Einwendungen sind mir bekannt, aber Sie 
können doch jetzt nicht den Städtetag als Zeugen 
dafür anrufen, daß er auch dagegen sei, daß sich ins-
gesamt im bodenrechtlichen Bereich etwas bewegt, 
wenn er nur gegen einen vorgelegten Gesetzentwurf 
bestimmte Einwendungen erhoben hat. 

Erst vor wenigen Wochen hatte ich ein Gespräch 
mit den Präsidenten der drei kommunalen Spitzen-
verbände und ich habe mit diesen über die Bauland-
problematik gesprochen. Es gab in diesem Kreise 
keinen Widerspruch gegen Überlegungen, auch über 
den steuerlichen Bereich Bauland zu mobilisieren. 

In der letzten Nummer der Zeitschrift des Deut-
schen Städtetages wird über die Bodenpolitik disku-
tiert und in einem Artikel von Herrn Thiemann, der 
ein Experte ist, über die Baulandpreise gesprochen. 
Die Schlußfolgerungen von Herrn Thiemann mache 
ich mir voll zu eigen, und ich zitiere sie hier. Er 
sagt: 

Da nach allgemeiner Auffassung der Bauland-
bedarf langfristig auch in Zukunft trotz Rück-
gangs der Bevölkerungzahlen anhalten wird 
und mit einem Nachwachsen der Nachfrage ge-
rechnet werden muß, 

— in dieser Analyse sind wir uns ja auch einig — 

ist es notwendig, nach bodenpolitischen Wegen 
zu suchen, mit denen einerseits Bauland bereit-
gestellt wird und andererseits die Preise des 
Baulands bei Anerkennung ihrer Verteilungs-
funktion in Grenzen gehalten werden. Das er-
forderliche Angebot an Bauland kann nicht al-
lein durch planerische Ausweitung bewirkt wer-
den. 

Das begründet er noch. Er fährt dann fort: 

Wollte man die Baulandnot nur auf diese Weise 
beheben, 

— nämlich nur durch einen Appell an die Gemein-
den, mehr Bauland auszuweisen — 

so  würden auf die Gemeinden unverhältnismä-
ßige finanzielle Belastungen durch die Finan-
zierung der Erschließung zukommen. Von ent-
scheidender Bedeutung ist hierbei, daß das Hor-
ten von Bauland 

— darum geht es nämlich — 

und damit auch der Baulücken heute noch eine 
der besten Kapitalanlagen darstellt. Ein wesent-
liches bodenpolitisches Ziel muß daher in der 
Mobilisierung des jeweils vorhandenen Vorra-
tes an Bauland liegen, um dem gestörten Markt-
gleichgewicht entgegenzuwirken. Da die seiner-
zeit angestrebte Bodenwertabschöpfung aus 
der politischen Diskussion ist, dürften u. a. lang- 
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fristig steuerliche Maßnahmen zu erwägen 
sein. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Dann bringen Sie 
ein neues Gesetz ein und ziehen Sie dieses 

zurück!) 

Das ist genau der Ansatz, den auch wir vertreten. 

Ich stelle jetzt an Sie die abschließende Frage, ob 
Sie überhaupt bereit sind, in diesem Bereich etwas 
mitzumachen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das habe ich ja an

-

geboten!) 

Die neue Baulandnovelle, die wir Ihnen vorgelegt 
haben, lehnen Sie ab. Sie hat nicht nur die Inhalte, 
die Sie erwähnt haben — Umlegungsverfahren —, 
sondern auch etwa den gesamten Gebotsteil. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Nein, nein! — Zuruf 
von der SPD: Das ist Obstruktion!) 

Steuerliche Überlegungen lehnen Sie ab. Da wir 
aber wissen, daß wir auch in diesem Bereich nur un-
ter Berücksichtigung der Zustimmungsbedürftig-
keit von Gesetzen im Bundesrat weiterkommen, 
hätte ich die herzliche Bitte, daß Sie von seiten der 
CDU/CSU — wenn Sie die Rufe, der Bauwirtschaft 
zu helfen, ehrlich meinen — hier möglichst bald Ihre 
Vorstellungen zu der notwendigen Reform vorle-
gen. 

Herr Kollege Schneider, ich wäre schon dankbar, 
wenn Sie bei diesen Vorschlägen auf die Vorschläge 
der CSU von 1973 zurückgreifen würden. Bei Ihrer 
Rede habe ich das Gefühl gehabt, daß Ihnen diese 
Vorschläge nicht mehr präsent sind. Deshalb werde 
ich mir erlauben, Ihnen diese Vorschläge jetzt wie-
der zu überreichen und sie mit der Bitte in Ihr Ge-
dächtnis zurückzurufen, sie hier möglichst bald als 
Gesetzentwurf der Oppositionsfraktion vorzulegen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Möller [CDU/CSU]: Also doch Unterstüt

-

zung durch die CSU für die SPD!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Braun. 

Braun (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen! Meine Herren! Wenn wir heute 
Gelegenheit haben, über die Lage der Städte, Ge-
meinden und Kreise in der Bundesrepublik 
Deutschland zu sprechen, sollten wir im Rahmen 
dieser Diskussion nicht nur die Leistungen der 
Kommunen im sozialen Bereich würdigen, sondern 
gleichzeitig auch Überlegungen darüber anstellen, 
wie in Zukunft auf sozialem Gebiet eine gerechtere 
Verteilung der aufzubringenden Mittel erfolgen 
kann. 

Herr Staatssekretär Böhme, hier geht es nicht um 
den Aufbau von Vorurteilen gegenüber der Sozial-
hilfe und gegenüber den Sozialhilfeempfängern, 
sondern einfach darum — ich wiederhole das —, wie 
hier eine gerechtere Verteilung der insgesamt auf-
zubringenden Mittel erfolgen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Untersuchen wir, wofür die Sozialhilfeleistungen 
aufgebracht werden, so stellen wir fest, daß sich die 
Praxis von dem Geist und Wollen des Bundessozial-
hilfegesetzes aus dem Jahre 1961 immer mehr ent-
fernt hat. Heute gibt es in der Sozialhilfe zwei große 
Ausgabenblöcke: einerseits erhebliche Kosten für 
die Hilfe zur Pflege, andererseits für die Unterbrin-
gung und den Unterhalt der Asylanten. Hierüber ist 
gestern breit diskutiert worden. Ich darf nur noch 
einmal die eindrucksvollen Zahlen in Erinnerung 
rufen, die Senator Fink aus Berlin hier zu diesem 
Thema, bezüglich dieser Ausgaben genannt hat. 

(Zuruf von der SPD: Das ist ein Neuling!) 

Meine Damen und Herren, aus der Antwort der 
Bundesregierung auf unsere Große Anfrage geht 
hervor, daß die Ausgaben für die Sozialhilfe — ich 
beziehe mich jetzt ausschließlich auf die Zahlen, die 
in der Antwort angegeben worden sind — im Jahre 
1970 rund 3,3 Milliarden DM betrugen und im Jahre 
1980 die Rekordmarke von rund 13,1 Milliarden DM 
erreichten. Ich würde hier selbst als Oppositionspoli-
tiker nicht den Schluß ziehen, daß sich Armut und 
Not in Zeiten der jetzigen Koalition, die sich gern die 
sozialliberale nennt, etwa vervierfacht haben. Es 
kann auch nicht alleine daran liegen, daß ein An-
spruchsdenken Platz gegriffen hat, das mit dem 
Geist des Bundessozialhilfegesetzes nicht in Ein-
klang steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nach wie vor wird das Gesetz vom Grundsatz der 
Nachrangigkeit bestimmt. Das heißt, daß die Inan-
spruchnahme von Leistungen nach dem Bundesso-
zialhilfegesetz erst dann in Betracht kommt, wenn 
alle anderen Hilfsmöglichkeiten, auch innerhalb der 
eigenen Familie, erschöpft sind. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: So ist es!) 

Ich habe vorhin auf den stark gestiegenen Sozial-
hilfeaufwand hingewiesen. Hierzu muß auch gesagt 
werden, daß die in der Antwort angegebenen Zahlen 
nicht die Gesamtkosten für die Sozialhilfe sind. Das 
Statistische Bundesamt stellt in den Vorbemerkun-
gen zum Bericht über Sozialhilfe ausdrücklich fest 
— ich zitiere aus diesen Vorbemerkungen —: 

Aus erhebungstechnischen Gründen und zum 
Zwecke der Verwaltungsvereinfachung werden 
dabei von den berichtspflichtigen örtlichen und 
überörtlichen Trägern der Sozialhilfe nur die 
Geld- und Sachleistungen als Sozialhilfe nach-
gewiesen, nicht dagegen 

— so heißt es in den Vorbemerkungen weiter — 

die zum Teil erheblichen Leistungen, die in 
Form von pesönlicher Hilfe und Beratung er-
bracht werden. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: So ist es! 
— Abg. Jaunich [SPD] meldet sich zu einer 

Zwischenfrage) 

— Herr Jaunich, ich bitte um Nachsicht — einige 
Kollegen wollen noch nach mir sprechen —, daß ich 
Zwischenfragen jetzt nicht zulassen möchte. — 
Durch Verschweigen dieser Tatsache werden wei- 
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tere von den Gemeinden aufgebrachte Millionenbe-
träge überhaupt nicht erwähnt, erfaßt 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: So ist es!) 

und dementsprechend auch nicht in eine Teilerstat-
tung einbezogen. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: So ist es!) 

Nur damit keine Mißdeutungen auftreten können, 
meine Damen und Herren, sei erwähnt, daß der Hin-
weis auf Seite 28 der Antwort der Bundesregierung 
schlicht falsch ist, 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Hört! 
Hört!) 

wo gesagt wird, den Kommunen als Sozialhilfeträ-
gern würden „rund 23 v. H. der Bruttoaufwendungen 
für soziale Leistungen insgesamt" als Einnahmen 
wieder zufließen. Sozialhilfe ist nur ein Teil der Sozi-
alhilfeleistungen insgesamt. Die Gemeinden leisten 
auf sozialem Gebeit erheblich mehr, als die Sozial-
hilfestatistik ausweist. 

Was diese finanziell nicht erfaßbare persönliche 
Hilfe und Beratung betrifft, möchte ich allen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern in den Sozialämtern 
für ihre Arbeit und ihren Einsatz heute herzlich dan-
ken. Gerade in diesen Tagen mit den Neuerungen 
und Kürzungen im Sozialhilfebereich sollten wir an 
die denken, die dies alles vor Ort umzusetzen und 
dabei auch manches zu ertragen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun, meine Damen und Herren, einige Bemerkun-
gen zu unserem Entschließungsantrag auf Drucksa-
che 9/1304, der Ihnen vorgelegt ist, einige Berner-
kungen bezüglich der Aufforderung an die Bundes-
regierung, über die bisherige Arbeit der Bund-Län-
der-Arbeitsgruppe mit dem Titel „Aufbau und Fi-
nanzierung ambulanter und stationärer Pflegedien-
ste" zu berichten. 

Sie kennen das Anliegen, das hinter diesem Be-
griff und hinter diesem Namen steht. Finanziell ge-
sehen, machen heute die Kosten für die Hilfe zur 
Pflege über ein Drittel der Gesamtkosten der Sozial-
hilfe aus. Die menschlichen Probleme wiegen aber 
noch schwerer. Vor einigen Jahren, nämlich bei der 
Debatte über die Lage der älteren Menschen in der 
Bundesrepublik Deutschland, habe ich auf die ver-
änderte Bevölkerungsstruktur und gleichzeitig auf 
die damit auftretenden und zu lösenden Probleme 
hingewiesen. Sie sind bespielsweise: Die Lebenser-
wartung ist in den letzten Jahrzehnten ständig ge-
stiegen. Die Zahl der Hochbetagten und damit der 
Pflegebedürftigen vergrößerte sich erheblich. In-
folge anhaltender Kostensteigerungen reichen 
heute in den meisten Fällen eine noch so hohe Rente 
und eine noch so schöne Pension nicht mehr aus, um 
die Pflegekosten bei einer Heimunterbringung zu 
decken. 

Der einzige Ausweg kann — Rechtsanspruch hin, 
Rechtsanspruch her — nicht sein, nach einem ar-
beitsreichen Leben auf Sozialhilfe angewiesen zu 
sein. Die Notwendigkeit einer Kostenregelung ist 
anläßlich der 48. Konferenz der für das Gesundheits-
wesen zuständigen Minister und Senatoren der Län-

der im November letzten Jahres in Berlin in Form 
der dort verabschiedeten Entschließung zum Aus-
druck gekommen. 

Vor dem Hintergrund der gegenwärtigen finanz-  
und wirtschaftspolitischen Situation können Ver-
besserungen bei der Absicherung der Pflegebedürf-
tigkeit sicher nur schrittweise angegangen und 
durchgesetzt werden. Die Berliner Entschließung 
der Gesundheitsminister, verbunden mit dem vom 
Land Berlin inzwischen an das Wissenschaftliche 
Institut der Ortskrankenkassen vergebenen Gut-
achtenauftrag zum Thema „Ausgewogene Absiche-
rung der Gesundheitsrisiken", bedeutet jedoch 
nicht, daß man dieses Problem vor sich herschieben 
darf. 

Die Entschließung spricht vielmehr gerade die Er-
wartung aus, daß die Bundesregierung in Abstim-
mung mit den Ländern die notwendigen Klärungen 
herbeiführt, die eine politische Entscheidung ermög-
lichen. 

Da die Bund-Länder-Arbeitsgruppe seit längerer 
Zeit ihre Arbeit durchführt und bereits seit März 
1980, also seit nunmehr fast zwei Jahren, ein Bericht 
vorliegt, aber seitens der Bundesregierung dem 
Deutschen Bundestag noch keine konkreten Ergeb-
nisse vorgelegt wurden, erscheint es dringend gebo-
ten, nunmehr den Deutschen Bundestag an den poli-
tischen Entscheidungen zu beteiligen. Wenn die 
Bundesregierung bis Ende Juni 1982 den Bericht 
vorlegt, wird es möglich sein, das vorhin von mir er-
wähnte vorliegende Gutachten des Wissenschaftli-
chen Instituts der Ortskrankenkassen in die Arbeit 
einzubeziehen. 

Vor einigen Wochen wurde in einem Fernsehbe-
richt das von mir aufgezeigte Problem als „Die ver-
gessene Reform" bezeichnet. Die vom Volk gewähl-
ten Vertreter — wir — haben sich um Lösungen zu 
bemühen. 

Ich bitte Sie daher, der Überweisung der von uns 
vorgelegten Entschließung zuzustimmen. Ich bitte 
gleichzeitig den federführenden Ausschuß und die 
mitberatenden Ausschüsse um zügige Beratung, da-
mit wir den Bericht von der Bundesregierung pünkt-
lich bekommen. 

Denken wir daran, daß wir für eine Generation 
handeln, der wir Dank und Anerkennung schulden, 
die nach dem Zusammenbruch 1945 durch ihre Ar-
beit die Grundlagen für unseren heutigen Wohl-
stand geschaffen hat. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Kroll-Schlüter. 

Kroll -Schlüter (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Zunächst ein 
Wort zum Wohnungsbauminister Haack. Wir brau-
chen kein neues Baulandrecht, Herr Minister. Wir 
brauchen mehr Gestaltungsfreiheit für die Gemein-
den. Dann wären viele Investitionen möglich. In 
Nordrhein-Westfalen ist es z. B. so: Wenn sie nicht 
sofort einen Anschluß an eine vollbiologische Klär-
anlage haben, dürfen Sie nicht einmal auf einem, als 
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Bauland ausgewiesenen Gelände bauen. Sie dürfen 
es einfach nicht. Selbst wenn Sie ein Haus abreißen, 
dürfen Sie unter diesen Voraussetzungen kein 
neues Haus bauen. Wir waren dieser Tage bei einer 
großen Bundesanstalt, die uns erklärt hat, es wäre 
unproblematisch und wünschenswert, wenn für eine 
gewisse Übergangszeit wieder Drei-Kammer-Klär-
gruben möglich wären, nur um bestimmte Bauinve-
stitionen zu ermöglichen. Das müßte doch möglich 
sein. Es ist teilweise Aufgabe der Länder. Aber hier 
den Weg freizuschaufeln für wünschenswerte Inve-
stitionen in Millionen- und Milliardenhöhe, beson-
ders im ländlichen Raum, ist ein Wunsch und eine 
Aufforderung, die wir hier noch einmal vortragen 
möchten. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Die Städte leben nicht nur vom Wohnungsbau und 
vom Geld, sie leben vor allem aus der Kraft der ein-
zelnen Bürger und aus den kleinen lebendigen Zel-
len, den vielen Gemeinschaften. Dies ist mein The-
ma. 

Ich darf zunächst darauf hinweisen, daß die Auf-
gaben des Staates in den vergangenen Jahren wohl 
unbestrittenerweise erheblich gewachsen sind. Die 
Aktivität des Staates steigt. Doch die zunehmende 
Verlagerung von öffentlichen Aufgaben auf den 
Staat ist problematisch. Das erkennen die Bürger 
mehr und mehr. Viele Bedürfnisse des einzelnen, die 
früher von privaten Einrichtungen befriedigt wur-
den, werden es heute wie selbstverständlich vom 
Staat; die Aufgaben werden auf ihn übertragen, oder 
aber der Staat hat sich diese Aufgaben zu eigen ge-
macht. In vielen Bereichen, wie Erziehung, Ausbil-
dung, Arbeitsplatzbeschaffung, Gesundheit, Woh-
nung, Altersversorgung usw., gewinnt er immer 
mehr an Einfluß und Macht; 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: So ist es!) 

„leider", müßte man hinzufügen. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Richtig!) 

Deswegen ist es auch nicht verwunderlich, daß zu-
nächst einmal die Politik auf der Anklagebank sitzt. 
Die Bürger spüren, daß es nicht nur eine wirtschaft-
liche Krise gibt, sondern auch eine Krise des Wohl-
fahrtsstaates. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Es ist dies eine Orientierungskrise infolge eines 
übertriebenen Anspruchs auf Machbarkeit aller 
Dinge, auch ausgelöst durch die Politik der vergan-
genen Jahre, die nun zu einem Prozeß der Enttäu-
schung führt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Politik ist sozusagen zum Letztadressaten für 
viele Bürger geworden. Wenn es nicht klappt, ist die 
Politik schuld. Da wird auch nicht groß differenziert. 
Es heißt dann einfach „die Politiker". Darüber muß 
man nachdenken. 

(Zuruf von der SPD: Da spricht der Bürger

-

meister!) 

— Es spricht der Bürgermeister einer Stadt, Herr 
Kollege, die seit 1978, d. h. jetzt im fünften Etat, kei-
nen Pfennig Kredit aufgenommen hat, keinen Pfen-
nig Schulden gemacht hat — im Gegenteil weni-
ger —, die den Bürgern sehr viel zugetraut hat, die 
sehr viel privatisiert hat, die nicht Ihre Politik ver-
folgt hat, sondern die davon ausgegangen ist: Nicht 
eine Regierung oder der Staat können alles besser, 
sondern die Bürger können es allemal besser. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

— Sie sind herzlich eingeladen. Bringen Sie den Fi-
nanzminister gleich mit, dann kann er sich einige In-
formationen darüber holen. 

. (Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghausen] 
[SPD]) 

— Das ist eben der Unterschied. Herr Wolfram, bei 
Ihnen müssen die städtischen Arbeiter für viel Geld 
die Grünanlagen der Schulen pflegen. Bei uns ma-
chen das die Schüler selbst. Dadurch haben wir ei-
nen mehrfachen Vorteil: Erstens. Die Schüler wis-
sen, worum es geht. Zweitens. Es geht nicht nur ums 
Geld, aber wir sparen auch Geld dabei. Drittens. Die 
Hälfte dessen, was Ihre Arbeiter kosten, kriegen bei 
uns die Schulen zur eigenverantwortlichen Gestal-
tung ihrer Lebensbereiche. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Waffen-
schmidt [CDU/CSU]: Sehr gut! Beispiel-

haft!) 

Das bringt zwar noch nicht viel Geld. Aber wir haben 
auch Schwimmbäder und ganze Sportanlagen priva-
tisiert, viele Dinge in die Verantwortung der Bürger 
gegeben. Wir brauchen unsere Steuern und Abgaben 
auch 1982 nicht zu erhöhen und haben einen ausge-
glichenen Etat. 

Die Politik, zumal die Politik dieser Bundesregie-
rung, sitzt auf der Anklagebank. Die Bürger spüren, 
wie gesagt, daß es nicht nur eine wirtschaftliche Kri-
se, sondern auch eine Krise des Wohlfahrtsstaates 
gibt. Der Wohlfahrtsstaat produziert Instabilität in 
dem Maße, in dem er sich vor Fragen gestellt findet, 
die er selbst verursacht, aber nicht vorausgesehen 
hat. Er wollte dem Bürger viele soziale Wohltaten zu-
gute kommen lassen und steht heute vor der Frage: 
Wer soll das bezahlen? Der Wohlfahrtsstaat läuft so-
zusagen von selbst. Es ist fast unmöglich, diese Ent-
wicklung zu kritisieren, ohne in die fundamentale 
Struktur dieses Systems einzugreifen. Große Erwar-
tungen sind geweckt worden. Vieles konnte nicht er-
füllt werden. Wir stehen vor einer Selbstüberforde-
rung des politischen Systems. Und nun will man 
dem einzelnen Bürger Härte und Opfer zumuten, 
ohne das Vertrauen in die Demokratie zu zerstö-
ren? 

(Wehner [SPD]: Fast lyrisch!) 

Vor diesem Hintergrund drängt sich die Frage auf: 
Welche Bedeutung haben die freien Träger? 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Sehr gut!) 
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Freie Träger bieten Alternativen, fordern Konkur-
renz und sind Konkurrenz. Und dies braucht der 
Staat heute dringender denn je. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die freien Träger sind es, die den Bürger anspre-
chen und aktivieren, die ihn bereit machen, soziale 
Verantwortung zu übernehmen. Sie fordern ihn her-
aus. Sie bilden mit ihm Gemeinschaften. Sie übertra-
gen viel Verantwortung auf den einzelnen. Es muß 
doch zu denken geben, daß viele Bürger heute über 
zuviel Bürokratie klagen, zuviel Zentralismus, Per-
fektionismus, Bevormundung. Auch die Gemeinden 
sind in den vergangenen Jahren nicht nur finanziell 
geschwächt, sondern leider auch immer stärker be-
vormundet worden. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: So ist es! 
Leider wahr!) 

Es ist überhaupt ein Merkmal dieser Bundesregie-
rung, ständig auf dem Wege der Bevormundung der 
Bürger zu sein, weil sie meint, sie könne alles besser. 
Es stellt sich aber heraus, daß dies nicht der Fall ist. 
Die Bürger in unserem Lande wollen auch nicht be-
vormundet werden. Sie sind eben keine Patienten, 
die sich in ständiger Behandlung des Staates befin-
den. Sie sind eigenverantwortliche Bürger, 

(Gilges [SPD]: Sagen Sie mal was zum The

-

ma!) 

die auf der Suche nach mehr Freiheit, nach mehr 
Verantwortung bei der Gestaltung ihrer eigenen Le-
bensformen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

— Daß ein Kollege der SPD aus der Großstadt Köln 
sich bei diesen Ausführungen zu dem Zwischenruf 
„Zum Thema" gedrängt fühlt, beweist, wie weit Sie 
bereits vom Bürger weggetreten sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD) 

Es ist wirklich eine politische Wende notwendig, 
um wieder eine Ordnung zu schaffen, die am Beginn 
der Politik der Union stand und die den Menschen, 
Herr Gilges, zum Mittelpunkt hat, die ihm die gesell-
schaftliche Macht mit dem machtverteilenden Prin-
zip des Wettbewerbs dienstbar macht und ihn seine 
sozialen Aufgaben nach dem Prinzip der Hilfe zur 
Selbsthilfe bewältigen läßt. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. h. c. Leber) 

Wir sehen unsere politische Aufgabe von heute 
und morgen darin, die Befreiung des arbeitenden 
Menschen aus einer Vielzahl von Zwängen und Be-
vormundungen zu erreichen. Dazu gehört aber eine 
andere Politik, und dazu gehört — das ist unsere 
These — ein bescheidenerer Staat. Dazu gehört 
mehr Vertrauen in die Bürger, in ihre Phantasie, 

(Dr. Spöri [SPD]: Schaffenskraft!) 

in ihre Leistungsbereitschaft, in ihr Können, 

(Dr. Spöri [SPD]: Kreativität!) 

und in ihren guten Willen, in ihre Bereitschaft zur 
Solidarität. Jeder Bürger, dem so geholfen wird, ist 
ein Partner, und dieser Partner braucht Hilfe, um 

sein Leben eigenverantwortlich und auch in Verant-
wortung für das Allgemeinwohl zu gestalten. 

(Gilges [SPD]: Alles Ideologie, was Sie da 
erzählen, alles! Nichts zur Sache!) 

— Das sind Grundsätze und Prinzipien, die in Ihr 
Bewußtsein, Herr Gilges, sicherlich so schnell leider 
nicht dringen werden. 

(Gilges [SPD]: Gott sei Dank! — Zuruf von 
der SPD: Alles Blödsinn!) 

— Es ist schon ein Unterschied, ob man praktische 
Erfahrung hat oder nicht und ob man dem Staat 
oder dem Bürger mehr zutraut. 

(Jaunich [SPD]: Lassen Sie hier doch die 
Polemik sein! Unerhört!) 

Die Union plädiert eben für weniger direkten politi-
schen Einfluß. Sie plädiert für einen bescheidenen 
Staat, der dem Bürger wieder mehr zutraut, der ihn 
herausfordert. Sie plädiert für Dezentralität und 
Subsidiarität, d. h. Hilfe zur Selbsthilfe. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ohne freie Träger geht es nicht. Ihre Arbeit 
umfaßt in der Regel auch die geistig-seelische 
Sphäre. 

(Zurufe von der SPD: Was? — Donnerwet-
ter!) 

— Daß Sie auch das nicht verstehen, ist nun wirklich 
betrüblich. Hier sind staatliche und auch kommu-
nale Einrichtungen überfordert. Frau Huber hat die-
ser Tage gesagt — wenn Sie auch das nicht verste-
hen, muß sie Ihnen selbst Unterricht erteilen —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da hilft nichts 
mehr!) 

sie beklage die Kälte des Staates, und es sei in die-
sem Staat kalt geworden. Wenn Sie berücksichtigen, 
daß der Bundeskanzler die Wasserrechnung nicht 
mehr versteht und daß er sich heute darüber aus-
läßt, daß er auch die kommunale Neuordnung für ei-
nen Fehlschlag hält, dann wissen Sie, daß Frau Hu-
ber nicht so unrecht hat. Die Frage ist, wie man dem 
begegnet, nicht mit noch mehr Kommunalisierung, 
noch mehr Staat, noch mehr Abhängigkeit, sondern 
mit mehr Subsidiarität, mit einer Wende im Ver-
trauen auf den Bürger. 

Freie Träger sind Garanten der Kontinuität, auch 
der Kontinuität des persönlichen Kontakts. Dies ist 
besonders auch da der Fall, wo es um die Überwin-
dung der menschlichen Vereinsamung geht. 

Wir möchten in dieser Debatte, wo viel über Fi-
nanzen, Grundstücke und Wohnungsbau gespro-
chen worden ist, einmal den vielen ehrenamtlichen 
und hauptamtlichen Mitarbeitern im sozialen Be-
reich ein ausdrückliches Dankeschön sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sind für die vielfältigen Initiativen dankbar, und 
wir sind für die großartige Bereitschaft vieler, vieler 
junger Menschen dankbar, zu helfen, 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Sehr gut!) 
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solidarisch zu sein, in die Solidarität mit den Älteren 
zu treten, zu gestalten, Verantwortung zu überneh-
men, in die Landeskrankenhäuser zu gehen. Das 
muß auch von diesem Pult aus öfter gesagt wer-
den, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

damit das Weinerliche und Klagende aufhört. Diese 
Jugend in diesem Land ist besser, als sie oftmals 
auch von dieser Regierung dargestellt wird. 

(Gilges [SPD]: Von Ihnen! — Zuruf von der 
SPD: Eine Verdrehung von Tatsachen! — 

Weitere Zurufe von der SPD) 

Wir möchten die vielen freien Initiativen in diesem 
Lande in ihrer Haltung ermutigen, wohl wissend, 
daß diese Bereitschaft nur in einem bescheidenen 
Staat wachsen kann, der sein Handeln auf das Ver-
trauen in die Bürger gründet. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Sie sollten 
das in Reime fassen! Dann würde sich das 

überzeugender anhören!) 

Wir brauchen ein neues Gleichgewicht zwischen 
Bürger und Staat. Deswegen brauchen wir mehr 
Vertrauen in die Eigenverantwortung, deswegen 
brauchen wir auch mehr Vertrauen in die kommu-
nale Selbstverantwortung, und deswegen brauchen 
wir auch mehr Vertrauen in die Mitverantwortung 
der freien Träger. Dafür plädiert die Union. Deswe-
gen hat sie einen entsprechenden Antrag vorgelegt 
und bittet um zügige Beratung im Interesse des 
Staates selbst, nicht nur aus finanziellen Gründen, 
sondern im Interesse des Ganzen und des Gemein-
wesens; denn die Bürger sind nicht nur willig, sie 
sind bereit, sie wollen Ziele und Perspektiven erken-
nen. Damit dies möglich ist, brauchen sie wieder 
mehr Freiraum und Gestaltungsmöglichkeit, sie 
brauchen Herausforderung und, wie gesagt, einen 
Staat, der nicht meint, er könne alles besser, sondern 
der hinter das zurücktritt, was die Bürger selbst kön-
nen. Deswegen wäre Hilfe zur Selbsthilfe, Vertrauen 
und Herausforderung die beste Maxime für die Ge-
staltung der Zukunft. — Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Damen und 
Herren, ehe ich dem nächsten Redner das Wort 
gebe, möchte ich gern eine Mitteilung machen, da-
mit Sie über die Geschäftslage informiert sind. Mir 
liegen zu diesem Tagesordnungspunkt, zur aufgeru-
fenen Großen Anfrage, noch sechs Wortmeldungen 
vor. Es ist jetzt 13 Uhr. Wir legen jetzt keine Mittags-
pause ein, sondern führen die Debatte fort, bis sie 
beendet ist. Dann werden wir in eine Pause eintre-
ten, bis die Nachmittagssitzung eröffnet wird. — 
Kein Widerspruch. 

Das Wort hat der Herr Kollege Jaunich. 

Jaunich (SPD): Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Bei meiner Zeitvorgabe, 
aber auch von dem Inhalt dessen, was der Vorredner 
vorgetragen hat, verzichte ich darauf, in irgendeiner 
Form darauf einzugehen, es lohnt sich auch nicht. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Keine Sonntags

-

reden!) 

Einige von uns sind und viele von uns waren in der 
Kommunalpolitik tätig. Ich hoffe auf die Zustim-
mung all derer, die bereits im kommunalpolitischen 
Bereich gearbeitet haben oder noch arbeiten, wenn 
ich feststelle, daß Kommunalpolitik auch Sozialpoli-
tik beinhaltet und daß Sozialpolitik in diesem Zu-
sammenhang nicht nur als Last empfunden wird, 
wie es die Fragen der Opposition zu diesem Thema 
— sprich Sozialhilfe — vermuten und erahnen las-
sen. 

Über das Instrument Bundessozialhilfegesetz be-
steht ein beachtlicher sozialpolitischer Gestaltungs-
raum für die Gemeinden. Dies sollten die Redner 
der Opposition, wenn sie nicht sachkundig genug 
sind wie heute morgen Herr Dregger, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Unglaublich, 
was Sie da sagen!) 

erst einmal verinnerlichen. Schauen Sie bitte einmal 
in das Gesetz hinein, über das hier auch geredet 
wird, nämlich in das Bundessozialhilfegesetz. Dann 
werden Sie sehen, welch enormer Handlungsspiel-
raum für die Gemeinden darin begründet ist. Bitte 
erinnern Sie sich doch auch — ich habe den Ein-
druck, daß das bei Ihnen immer mehr nachläßt —, 
daß das Bundessozialhilfegesetz im Jahre 1961 mit 
einer beachtlichen Mehrheit verabschiedet wurde. 
Mit einer absoluten Mehrheit ausgestattet war die 
CDU/CSU in diesem Hause. Das ist ein Gesetz, das 
von Ihnen gekommen ist, das Sie getragen haben 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Wir haben ja 
auch alle vernünftige Gesetze gemacht!) 

und bei dem die Finanzierung so festgeschrieben 
worden ist. Ich darf daran erinnern, daß wir alle ge-
meinsam die nachfolgenden Leistungsverbesse-
rungsnovellen hierzu getragen haben. Ich darf Sie 
weiter daran erinnern, daß wir uns in der letzten 
Wahlperiode im Rahmen der 4. Novelle um weitere 
Leistungsverbesserungen bemüht haben. Wir konn-
ten nicht alles realisieren. Sowohl die Sprecher der 
CDU/CSU als auch ich für meine Fraktion mußten 
als Mangel feststellen, daß es uns nicht möglich ist, 
die Sozialhilfeempfänger zumindest am Zuwachs 
der Kindergeldleistungen zu beteiligen. Dies alles 
können Sie doch nicht verdrängen; das kann doch 
nicht vom einen auf den anderen Tag beiseite ge-
schoben werden. 

Das Bundessozialhilfegesetz ist seit jüngster Zeit 
Gegenstand kontroverser Diskussion, die sich auf 
verschiedenen Ebenen vollzieht und die oftmals 
ohne die erforderliche Kenntnis von Fakten und Zu-
sammenhängen bestritten wird. In Teilen der Öf-
fentlichkeit herrscht unverkennbar die Neigung vor, 
Stammtischkolportagen über die Sozialhilfe für 
bare Münze zu nehmen und daran politische Bewer-
tungen zu knüpfen. Schuld daran, daß dies so ist, 
sind auch Politiker, die es zwar eigentlich besser 
wissen müßten, die gleichwohl aber den vielen 
Falschinformationen nicht widersprechen, sondern 
auf der Welle der Kritik, die von falschen Vorausset-
zungen ausgeht, mitschwimmen. 

(Sehr gut! bei der SPD) 
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Räumen wir doch endlich einmal mit dem Vorurteil 
auf, als gehe es um Penner und Drückeberger, wenn 
von Sozialhilfe gesprochen wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Schauen Sie einmal in der Sozialhilfestatistik nach, 
um welche menschlichen Schicksale es hier geht. 
Dann werden Sie feststellen, daß es vorwiegend alte 
Menschen und hier insbesondere Frauen sind, die 
auf Grund fehlender Alterssicherung in die Verle-
genheit geraten, Sozialhilfe beziehen zu müssen. 

Die Äußerungen, die Ihr Partei- und Fraktionsvor-
sitzender auf dem Hamburger Parteitag zu diesem 
Thema gemacht hat, sind nicht geeignet, diesen fal-
schen Eindruck zu verwischen. Da wird z. B. der Ein-
druck erweckt, als könnten sich Sozialhilfeempfän-
ger auf Kosten der Steuerzahler gewissermaßen ein 
gutes Leben machen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das können 
einzelne!) 

— Das können einzelne — das will ich überhaupt 
nicht bestreiten —, aber es kommt doch auf den Ent-
scheidungsspielraum an, den die Kommune hierbei 
hat. Den hat sie, und den muß sie in sinnvoller Weise 
nutzen. Dafür brauchen wir keine gesetzlichen An-
derungen. 

Wer an dieser Masche mitstrickt, dem kann ich 
nur empfehlen, probeweise einen Monat lang seinen 
Unterhalt aus dem Warenkorb zu bestreiten, der seit 
1970 unverändert der Berechnung des sogenannten 
Regelsatzes zugrunde liegt. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich bin sicher, daß dies zu einer Korrektur entspre-
chender Vorurteile führen würde. 

Ein anderes Beispiel. Da werden verschiedentlich 
Einkommensvergleiche zwischen Familien von So-
zialhilfeempfängern und Arbeitnehmern in den un-
tersten Lohn- und Gehaltsgruppen angestellt. Abge-
sehen davon, daß die meisten dieser Rechnungen 
Fehler aufweisen, wird so getan, als sei es für man-
chen einträglicher, die Hände in den Schoß zu legen 
und zum Sozialamt zu gehen, anstatt zu arbeiten. In 
Wahrheit gibt es diese Alternative nicht. Denn nach 
den einschlägigen Bestimmungen hat derjenige, der 
sich weigert, zumutbare Arbeit zu leisten, keinen 
Anspruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt. Bei nach-
gewiesener Arbeitsunwilligkeit kann der Sozialhil-
feträger die Zahlung von Sozialhilfe ablehnen oder 
seine Hilfe bis auf das zum Lebensunterhalt Uner-
läßliche einschränken. Im übrigen kann er auch 
statt Barleistungen ausschließlich Sachleistungen 
erbringen, und so wird in der Praxis auch verfahren. 
Es ist ja nicht so, als würden die Gemeinden und Ge-
meindeverbände hier falsch handeln. Dies muß sich 
auch Herr Dr. Waffenschmidt, der das heute morgen 
ähnlich beschrieben hat, sagen lassen. 

Diese Beispiele zeigen: wir alle wären gut beraten, 
wenn wir den Menschen in unserem Lande klar-
machten, was Sozialhilfe wirklich bedeutet, anstatt 
Gerüchte über die Sozialhilfe zu verbreiten. Deswe-
gen bin ich dankbar für die Gelegenheit, im Rahmen 
dieser Großen Anfrage darauf hinweisen zu kön-
nen. 

Ich bin als Sozialdemokrat froh darüber und stolz 
darauf, daß wir daran haben mitwirken können, die 
Sozialhilfe rechtsansprüchlich ausgestaltet zu 
schaffen, um den Menschen zu helfen, die ihre Not-
lage nicht aus eigener Kraft überwinden können. Ich 
bin aber auch betrübt darüber, daß wir, die wir ent-
scheidende Verbesserungen mit bewirken konnten, 
im Rahmen der Operation '82 Abstriche bei der Sozi-
alhilfe hinnehmen mußten. Wir haben entspre-
chende Vorschläge nicht in die Gesetzgebung einge-
bracht. Diese haben Sie, meine Damen und Herren 
von der CDU/CSU, über die Mehrheit im Bundesrat 
hineingebracht und mit ihrer Mehrheit im Vermitt-
lungsausschuß bis hier in dieses Parlament trans-
portiert. 

(Zuruf von der SPD: Leider wahr!) 

Uns wäre nur die Alternative geblieben, die gesamte 
Operation '82 scheitern zu lassen. Deswegen haben 
wir die Leistungsverschlechterung bei der Sozial-
hilfe hingenommen, die an den falschen Punkten an-
setzt. 

Die Belastung für die Gemeinden ergibt sich nicht 
aus der Hilfe zum Lebensunterhalt, sondern aus der 
Hilfe in besonderen Lebenslagen. Herr Kollege 
Braun, Sie haben ein Beispiel genannt. Ich kann Ih-
nen an dieser Stelle gleich versichern: Die Beratung 
im Ausschuß über Ihren Antrag kann innerhalb we-
niger Minuten geschehen. Da gibt es keinen Unter-
schied zwischen uns. Die Bundesregierung kann in-
nerhalb weniger Tage diesen Bericht liefern; denn 
der Bericht der Bund-Länder-Arbeitsgruppe liegt ja 
vor. Er zeigt auch Alternativen. Hier rennen Sie of-
fene Türen ein. Keine Frage. 

Zurück zur Operation '82 und den bewirkten Lei-
stungsverschlechterungen. Was ist eigentlich von 
Ihnen, meine Damen und Herren der Union, zu hal-
ten? 

(Zuruf von der SPD: Gar nichts!) 

Sie bringen zunächst über die Mehrheit im Bundes-
rat Kürzungsvorschläge ein. Wenn dann Widerstand 
dagegen deutlich wird, wie es bei der Kürzung des 
Zusatztaschengeldes der Fall ist, dann sagt Herr Se-
nator Blüm von Berlin in einer Boulevardzeitung 
dazu, das müsse weg, das sei so nicht in Ordnung. 

(Zuruf von der SPD: Typisch!) 

Nun, ich kann dem Senator Blüm nur raten, er möge 
das Problem für sich in Berlin in Ordnung bringen. 
Dort kann er es in Ordnung bringen. 

Ich meine, primär geht es nicht darum, das Zusatz-
taschengeld wieder mehreren Personen zur Verfü-
gung zu stellen. Es muß vielmehr dafür gesorgt wer-
den, daß das Grundtaschengeld, das jeder Heimbe-
wohner erhält, bedarfsgerecht ausgestattet ist. 
Keine Privilegierung jener, die ohnehin noch zusätz-
liche Einnahmen haben! 

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bin 
leider auf Grund der verkürzten Redezeit nicht 
mehr in der Lage, mich den Problemen zu widmen, 
die von der Struktur her die Sozialhilfeleistungen 
der Gemeinden in starkem Maße haben anwachsen 
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lassen. Ich kann mich da etwa dem anschließen, was 
der Kollege Braun gesagt hat. 

Ich möchte zum Schluß kurz zusammenfassend 
feststellen. 

Erstens. Sozialhilfe wird auch in Zukunft eine 
Aufgabe der Gemeinden und Gemeindeverbände 
sein, eine Aufgabe, die sie nicht als Last empfinden 
werden, sondern wo sie ihre Gestaltungsspielräume 
freudig erkennen und nutzen werden. 

Zweitens. Die Gemeinden und Gemeindeverbände 
werden zu überlegen haben, ob sie ihre vorbeugen-
den Hilfen im Rahmen des BSHG insbesondere für 
Obdachlose und Nicht-Seßhafte ausbauen müßten, 
weil hierin auch der Schlüssel dafür liegt, die künfti-
gen Belastungen nicht anwachsen zu lassen. 

Drittens. Es wird auch im Zusammenhang mit der 
Pflegekostenproblematik darum gehen, verstärkt 
ambulante Dienste vorzuhalten, ohne Vollprofessio-
nalisierung, füge ich hinzu, damit den alten und pfle-
gebedürftigen Menschen die Möglichkeit eröffnet 
wird, so lange es eben geht, in ihrer eigenen Häus-
lichkeit zu bleiben, weil dies der humanste Weg ist, 
der obendrein sicherlich kostengünstiger ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Sick. 

Sick (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Herr Bundesinnenminister meinte, 
wir sollten keine Schuldzuweisungen vornehmen, 
sondern uns um Probleme kümmern. Ich weiß nicht, 
wie er das gemeint hat. Ich sehe, daß die Regierungs-
bank nicht gerade voll besetzt ist. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Der hat Hun

-

ger!) 

Danach scheint es mir auch zu gehen: herkommen, 
lange und inhaltsleere Reden halten und dann weg-
laufen. 

(Wehner [SPD]: Haben Sie schon mal was 
anderes erlebt? Das habe ich hier schon seit 

32 Jahren erlebt!) 

— Sie sind dann einer, der das noch viel schmerzli-
cher erlebt hat, Herr Wehner. 

(Wehner [SPD]: Hören Sie mal, ich mache 
jedenfalls darüber keine Phrasen! — Beifall 

bei der SPD) 

— Ich stelle fest, daß der Fraktionsvorsitzende der 
SPD meint, es sei eine Phrase, wenn sich die Regie-
rung nicht um das kümmert, worauf sie hier selbst 
antwortet. Das nehmen wir entsprechend zur 
Kenntnis. 

(Wehner [SPD]: Sollen wir denn erst das 
übersetzen müssen, was wir in deutscher 

Sprache sagen?) 

Im übrigen habe ich wegen der Zeit, die hier zum 
Teil durch Überflüssiges verplempert wurde, nur die 

Möglichkeit, in kurzen Zügen auf einige Punkte hin-
zuweisen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Hören 
Sie auf!) 

— Auf Sie komme ich noch gezielt, Herr Wolfram. 
Sie haben mich nämlich auf etwas gebracht. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Wolfram [Reck-
linghausen] [SPD]) 

Die Punkte Verkehr und Raumordnungsstruktur 
können wir im einzelnen nicht ausdiskutieren. Herr 
Wolfram, Sie sprachen als Vertreter eines Ballungs-
raums auch die dortigen Probleme an. Ich möchte 
als Vertreter eines ländlichen Raums aber auch die 
Probleme solcher Regionen ansprechen, weil ich 
sehe, daß die Politik der Bundesregierung extrem 
flächenfeindlich ist. 

(Eigen [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Das begann mit der Erhöhung der Mineralölsteuer, 
mit weniger Straßenbau und dem Abbau des Schie-
nenverkehrs. 

Es ist richtig, Herr Wolfram, daß sich die Stand-
ortbedingungen aus vielen Einzelkomponenten zu-
sammensetzen. Aber der Verkehr ist ein ganz wich-
tiger Faktor. Wie sollen wir in den ländlichen Gebie-
ten Lehrstellen und Arbeitsplätze schaffen, wenn 
dieser wichtige Standortfaktor immer mehr beschä-
digt wird? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es geht nicht nur um die Mineralölsteuer und den 
Abbau der Gasölbetriebsbeihilfe. Unsere Bauern 
werden arm gemacht. Das sind bisher für uns die 
wichtigsten Investoren gewesen. 

(Eigen [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Ich kann es hier nur sehr kurz machen und meine, 
daß alles dies dazu führt, daß wir auch noch unser 
System beschädigen. Ich greife einmal das Stich-
wort „Verbandsklage" auf. Wir machen unser föde-
ralistisches System und unsere Selbstverwaltung zu 
einer Farce, wenn wir immer weiter die Entschei-
dungsmöglichkeiten aushöhlen und hinterher prak-
tisch nichts mehr zu melden haben. 

(Eigen [CDU/CSU]: So ist es!) 

Lassen Sie mich kurz zusammenfassen. Damit wir 
unseren Auftrag aus dem Grundgesetz und aus dem 
Bundesraumordnungsgesetz erfüllen können, ver-
gleichbare Lebensbedingungen überall zu schaffen, 
auch um der wirtschaftlichen und sozialen Wohl-
fahrt dieses Landes willen, 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Sehr rich-
tig!) 

aber auch um des Erhalts unseres Föderalismus wil-
len, um einer lebendigen Selbstverwaltung und der 
Entwicklung aller Räume im Bundesgebiet willen 
wird es höchste Zeit, daß in diesem Land die Regie-
rung gewechselt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Als nächster Redner 
hat das Wort Herr Abgeordneter Schroeder (Frei-
burg). 

Dr. Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! In der Beantwor-
tung der Großen Anfrage der CDU/CSU-Fraktion 
weist die Bundesregierung darauf hin, daß die kom-
munalen Haushalte in den letzten Jahren einen er-
heblichen Konsolidierungsvorsprung vor den Län-
dern, insbesondere auch vor dem Bund gewinnen 
konnte. Wir wollen die Zahlen gar nicht in Frage 
stellen. Die Antwort der Bundesregierung zur kom-
munalen Finanzausstattung krankt aber leider dar-
an, daß sie lediglich die Entwicklung der Kommunal-
finanzen in der Vergangenheit darstellt und kaum 
auf die aktuelle Situation und darauf eingeht, wie es 
eigentlich weitergehen soll. 

Auch heute ist in dieser langen Debatte keine 
schlüssige Beantwortung gegeben worden, wie es in 
der Zukunft aussehen soll. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Leider ist 
es so!) 

Herr Staatssekretär Dr. Böhme hat sich wie auch die 
anderen Redner der Koalition in den Ergebnissen 
der Gemeindefinanzreform von 1969 gesonnt, die 
Franz Josef Strauß damals als Finanzminister in der 
Großen Koalition durchgesetzt hat. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Waffenschmidt 
[CDU/CSU]) 

Allein die segensreichen Folgen der Gemeindefi-
nanzreform von 1969 haben bis heute Schlimmeres 
bei den Kommunalfinanzen verhindert. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wegen der besonderen Struktur der kommunalen 
Finanzen erleben wir jetzt teilweise einen drasti-
schen Verfall der Steuereinnahmen. Der Rekord an 
Insolvenzen der Unternehmen schlägt mit schweren 
Einbrüchen voll auf die konjunkturabhängige Ge-
werbesteuer durch. Der Anteil der Gemeinden an 
der Einkommen- und Lohnsteuer stagniert zuneh-
mend wegen der bedrohlich wachsenden Zahl der 
Arbeitslosen. 

Nach den jüngsten Steuerschätzungen wird die 
Entwicklung der Steuereinnahmen der Kommunen 
ab 1982 erheblich hinter der des Bundes und der 
Länder liegen. Herr Kollege Dr. Dregger und Herr 
Dr. Waffenschmidt haben bereits auf die drastische 
Verschlechterung hingewiesen. 

Die Situation der Gemeinden wird noch zusätzlich 
verschärft durch die deutlich gesunkenen, hier so-
viel gepriesenen Investitionszuweisungen von Bund 
und Ländern. Alarmierend ist nicht nur, daß der 
Bund im Bereich der Mischfinanzierung seine Zu-
weisungen zu Lasten der Gemeinden kürzt. Der zu-
sätzliche Rückzug des Bundes aus der Finanzierung 
von sogenannten Pilotprojekten oder Modellvorha-
ben in den Gemeinden ist ein ganz besonders trauri-
ges Kapitel Bonner Politik. Das führt vielfach dazu, 
daß die Kommunen auf halbfertigen Objekten sitzen 
bleiben 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

oder unerwartete Folgekosten zu tragen haben. 

Zu einem Trauma ganz besonderer Art sind für 
Gemeinden und Kreise auch die sogenannten Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen geworden. Nach dem 
Auslaufen der Bundesfinanzierung bleibt häufig 
nichts anderes übrig als Übernahme und Finanzie-
rung durch die Gemeinden mit der Folge einer star-
ken Personalstellenvermehrung zu Lasten der Ver-
waltungshaushalte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Besonders deutlich wird der Bankrott der Bonner 
Finanzpolitik neuerdings dadurch, daß vordringli-
che kommunale Straßenbaumaßnahmen, für die 
Zuschüsse des Bundes nach dem Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz zustehen, von den Kom-
munen auf Jahre hinaus vorfinanziert oder anderen-
falls als „ewige Baustellen" beschildert werden müs-
sen. Man sollte dann am besten gleich ein zusätzli-
ches Schild anbringen, daß die Verantwortung auf-
zeigt. 

Herr Staatssekretär Dr. Böhme weiß genau, wie es 
draußen aussieht, auch in der Stadt, in der er sich 
jetzt anzuschicken versucht, OB zu werden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Zuruf von 
der CDU/CSU: Arme Stadt!) 

Herr Staatssekretär Dr. Böhme hat vorhin in der De-
batte ausgeführt, daß zum Bereich der Finanzaus-
stattung der Gemeinden die Forderung nach Stetig-
keit, Berechenbarkeit und Verläßlichkeit der Kom-
munalfinanzen gehört. Herr Dr. Böhme, ich kann 
diesen Satz nur voll unterstreichen. Aber  Wunsch 
und Wirklichkeit sehen doch völlig anders aus. 

Die CDU/CSU-Fraktion hat angesichts der aufge-
zeigten Entwicklung Sorge, daß die Finanzautono-
mie und damit die Selbstverwaltung der Gemeinden 
zunehmend auf der Strecke bleiben. Unser zentrales 
Anliegen in der heutigen schwierigen Situation ist 
nicht ausschließlich nur auf die quantitative kom-
munale Finanzausstattung, sondern insbesondere 
auf deren qualitative Verbesserung sowie auf Be-
ständigkeit und Berechenbarkeit der kommunalen 
Einnahmen ausgerichtet. Deshalb hält die CDU/ 
CSU-Fraktion für unerläßlich: 

Erstens. Die Ziele der 1969 begonnenen Gemein-
definanzreform müssen weiterverfolgt werden, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

um eine aufgabengerechte langfristige Finanzaus-
stattung der Gemeinden sicherzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Schere zwischen kommunalen Aufgaben und 
kommunaler Finanzausstattung darf nicht laufend 
größer werden. Der Bund kommt seiner gesamt-
staatlichen Verpflichtung nicht nach, wenn über 
8 000 Gemeinden, die die Hauptlast der Investitio-
nen tragen, im Jahre 1982 nur mit einer Einnahme-
verbesserung von 5,5 Milliarden DM rechnen kön-
nen, der Bund jedoch mit 17,5 Milliarden DM. 

Zweitens. Zu einer deutlichen qualitativen Verbes-
serung der kommunalen Finanzausstattung würde 
eine Beteiligung der Gemeinden an der weitgehend 
konjunkturunabhängigen Umsatzsteuer führen. Wir 
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sehen die Probleme einer Umschichtung, halten 
aber dennoch für unverzichtbar, daß, jedenfalls 
langfristig, eine solche Beteiligung weiter geprüft 
wird. 

Drittens. Als ein wichtiges Ziel der Fortführung 
der Gemeindefinanzreform betrachten wir auch den 
Abbau von Mischfinanzierungen, eine Verringerung 
der „Töpfchen-Wirtschaft" und mehr Autonomie für 
eigene kommunalpolitische Entscheidungen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Rösch [FDP]) 

— Es ist sachgerechter, Herr Kollege Rösch, Zweck-
zuweisungen durch pauschalierte Zuweisungen ab-
zulösen. In der Regel wissen Gemeindeparlamente 
und Gemeindeverwaltungen besser, wann und wo 
sie investieren müssen; denn sie stehen in täglicher 
Verbindung mit dem Bürger und kennen daher Be-
dürfnisse und Notwendigkeiten besser als eine ferne 
Ministerialbürokratie. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Rösch [FDP]: 
Was sagen die Länder?!) 

Viertens. Die Gemeinden, Städte und Kreise müs-
sen sich bei der Erfüllung ihrer Aufgaben darauf 
verlassen können, daß nicht ständig neue finanzpoli-
tische Verschiebungen zu ihren Lasten entstehen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Zusätzliche erhebliche finanzwirtschaftliche Bela-
stungen dürfen den Kommunen daher im Rahmen 
der künftigen Gesetzgebung des Bundes ohne einen 
entsprechenden finanziellen Ausgleich nicht mehr 
zugemutet werden. 

Genau diese Ziele verfolgen die finanzpolitischen 
Entschließungsanträge meiner Fraktion, für die ich 
Sie um Unterstützung bitte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Struck. 

Dr. Struck (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zu dem Thema der Finanzsituation der 
Gemeinden, das vom Kollegen Waffenschmidt ange-
sprochen worden ist, möchte ich nur einige kurze 
Ausführungen machen und dann zu unserem Ent-
schließungsantrag etwas sagen. 

Sie haben hier so getan — auch einige andere Red-
ner der Opposition —, als sei für die Finanzausstat-
tung der Gemeinden der Bund zuständig. Das ist na-
türlich völlig falsch. Für die Finanzausstattung der 
Gemeinden sind die Länder zuständig: Art. 106 ff. 
des Grundgesetzes. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Lesen Sie 
mal nach, was der Bundeskanzler dazu 

sagt!) 

Nun möchte ich Ihnen einmal sagen, Herr Kollege 
Waffenschmidt, was ich als Jurist im ersten Seme-
ster gelernt habe: „Die Kenntnis des Gesetzes er-
leichtert die Rechtsfindung ungemein!" 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das gilt aber auch 
für Sie!) 

Ich möchte jetzt zu dem Thema der Gemeindefi-
nanzreform kommen. Da ist hier von dem Kollegen 
aus Bayern — er ist wohl nicht mehr da — der Name 
Strauß sehr lobend erwähnt worden. Das ist natür-
lich historisch völlig falsch. Die Sozialdemokraten 
sind in die Große Koalition mit den Christdemokra-
ten 1966 unter der Bedingung eingetreten, daß eine 
vernünftige Gemeindefinanzreform gemacht wer-
den sollte. Und nun möchte ich Ihnen sagen, wessen 
Name wirklich mit der Gemeindefinanzreform ver-
bunden ist: das ist nämlich der Name eines Sozialde-
mokraten gewesen: Alex Möller. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Und wer 
war Finanzminister in der Großen Koali-

tion?) 

Wissen Sie, wer das, was ich eben gesagt habe, bestä-
tigt hat? Das war der von Ihnen genannte Kollege 
Franz Josef Strauß. Der hat Alex Möller als den Va-
ter der Gemeindefinanzreform bezeichnet. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Der hat über-
haupt eine vernünftige Politik versucht! 
Der ist aber bei Ihnen gescheitert! — Wei-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Sie brauchen sich nicht aufzuregen. Die Wahrheit 
ist manchmal schmerzlich: Alex Möller ist der Vater 
der Gemeindefinanzreform, Herr Waffenschmidt. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

Dann hat der Kollege Schneider davon gespro-
chen, daß man, nachdem man ins CSU-Hauptquar-
tier gegangen und wieder herausgekommen ist, sehr 
viel klüger sei. Das gilt ganz offenbar nicht für den 
CSU-Oberbürgermeister von Landshut, den Herrn 
Deimer. Wissen Sie, was der zu dem Thema „Verant-
wortung des Landes Bayern für die Gemeidefinan-
zen" gesagt hat? Er hat laut Mitteilung der „Süddeut-
schen Zeitung" vom 29. Januar 1982 gesagt: 

Der Freistaat stiehlt sich aus Gründen einer 
besseren Schuldenoptik aus seiner Verantwor-
tung. 

(Gärtner [FDP]: Unerhört!) 

— Ich stimme dem Kollegen von der FDP da völlig 
zu: Unerhört. 

Wenn ich mir die Rede des Kollegen Kroll-Schlü-
ter vor Augen führe, der von der Privatisierung und 
den Segnungen der Privatisierung gesprochen hat, 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Der hat 
von freien Trägern gesprochen!) 

dann möchte ich sagen: Herr Kollege Kroll-Schlüter, 
Sie sollten einmal das erleben, was Ihre Kollegin 
Frau Breuel in Niedersachsen, dem Land, aus dem 
ich komme, macht. Privatisierung z. B. bei der Reini-
gung von Schulen und öffentlichen Gebäuden führt 
dazu, daß diejenigen Frauen, die bisher als Arbeite-
rinnen im öffentlichen Dienst diese Arbeit vernünf-
tig und gut bezahlt machen konnten, jetzt von priva-
ten Reinigungsfirmen ausgebeutet werden. Nichts 
anderes erreicht die Privatisierung. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Möller [CDU/ 
CSU]: Das ist absoluter Unsinn! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 
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Weil ich als Niedersachse nun gerade das Wort 

habe, möchte ich noch betonen: Die niedersächsi-
sche Landesregierung 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Das ist eine! — 
Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

kürzt ihre Zuweisungen an die Kommunen, obwohl 
sie z. B. aus dem Förderzinsaufkommen eine Fi-
nanzsituation zu verzeichnen hat, die wesentlich 
besser ist als die Finanzsituation der anderen Län-
der. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Vergleichen 
Sie das mal mit den Kürzungen in Nord

-

rhein-Westfalen! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Das Schlimme in dieser Situation ist, daß sich die 
Landesregierung sogar weigert, bei einem Förder-
zinsaufkommen von 1,7 Milliarden DM im Jahre 
1982 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Und es 
könnte viel höher sein!) 

gegenüber 167 Millionen DM im Jahre 1976 — das ist 
also eine Verzehnfachung —, die Forderung der 
SPD-Landtagsfraktion nach einem 500-Millionen-
DM-Beschäftigungsprogramm zu unterstützen. Sie 
trägt ihre Entschuldungspolitik auf dem Rücken der 
Arbeitnehmer des Landes Niedersachsen aus. Die 
Wähler in Niedersachsen werden der Regierung Al-
brecht am 21. März schon zeigen, was das für eine 
Politik ist. 

(Beifall bei der SPD — Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU]: Darauf können Sie Gift neh

-

men! — Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 
Ich glaube, Sie haben mehr Angst als wir 

vor der Wahl am 21. März!) 

Jetzt zu unserem Entschließungsantrag. Die Ko-
alitionsfraktionen halten es in ihrer Entschließung 
für sinnvoll, alle Verantwortlichen in Bund, Ländern 
und Gemeinden aufzufordern, sich gemeinsam der 
kommunalen Probleme anzunehmen. Wir gehen da-
von aus, daß sich der Deutsche Bundestag noch stär-
ker als in der Vergangenheit zurückhält, wenn mit 
Gesetzgebungsakten finanzielle und verwaltungsbe-
dingte Mehrbelastungen verbunden sind. Wir emp-
fehlen den Ländern, im Rahmen ihrer verfassungs-
mäßigen Zuständigkeiten für ihre Gemeinden ge-
nauso zu verfahren. Wie auch andere Gebietskörper-
schaften werden sich die Kommunen nicht der Auf-
gabe entziehen können, bei großer Sparsamkeit ins-
besondere im konsumtiven Bereich ihre eigenen 
Ausgaben entsprechend der veränderten Aufgaben-
stellung umzustrukturieren und den Investitionen 
zur Verbesserung der Beschäftigungslage ein ver-
stärktes Gewicht zukommen zu lassen. 

Die Bundesregierung soll vom Deutschen Bundes-
tag aufgefordert werden, entsprechend den verän-
derten Aufgabenstellungen und Finanzierungs-
strukturen für alle drei Ebenen eine Aufzeichnung 
zu erstellen, sobald die finanziellen Auswirkungen 
der Umstellungsprozesse absehbar sind. Wir gehen 
davon aus, daß dazu insbesondere die Darstellung 
der alle drei Ebenen berührenden Gemeinschafts

-

aufgaben und Mischfinanzierungstatbestände ge-
hört. 

Die weltwirtschaftlich bedingten Schwierigkeiten, 
die sich natürlich auch in der Finanzsituation der 
Gemeinden niederschlagen, verlangen von den Ge-
meinden, daß sie sich mittel- und langfristig beim 
volkswirtschaftlichen Wachstum und bei den Steu-
ereinnahmen auf weniger hohe Zuwachsraten ein-
stellen. Das bedeutet Umdenken und Setzen neuer 
Prioritäten, das heißt Abschiednehmen von man-
cherlei Lieblingskindern kommunalpolitischen 
Handelns. Eine neue Qualität für die Kommunalpo-
litik ist gefordert. Die Politiker in den Kreisen, Städ-
ten und Gemeinden und die Bürger können sich da-
bei auf die solidarische Hilfe der sozialdemokrati-
schen Bundestagsfraktion verlassen. 

(Beifall bei der SPD — Kroll-Schlüter 
[CDU/CSU]: Der Herr Samtlebe wird sich 
das merken! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Als nächstem Redner 
erteile ich dem Herrn Abgeordneten Herkenrath 
das Wort. 

Herkenrath (CDU/CSU): Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen. Herr Struck, wenn ich 
gleich mit Ihnen beginnen darf, so muß ich anneh-
men, daß Sie davon ausgehen, daß in Niedersachsen 
die Menschen ausgebeutet werden. Das glauben Sie 
sicher selbst nicht. Diese „armen ausgebeuteten 
Menschen" wählen mehr und mehr und immer bes-
ser die richtige Partei. Das kann also nicht wahr 
sein, was Sie da vorgetragen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD — Abg. Struck [SPD] meldet sich zu ei-

ner Zwischenfrage) 

— Bitte schön. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Erlauben Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Struck? — 
Bitte sehr. 

Dr. Struck (SPD): Herr Kollege Herkenrath, wür-
den Sie bereit sein, zur Kenntnis zu nehmen, daß ich 
nur im Rahmen der Privatisierungsbestrebungen 
der niedersächsischen Landesregierung von Aus-
beutung gesprochen habe? 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Herkenrath (CDU/CSU): Sie sprachen von den 
Frauen, von den vielen Menschen, die da ausgebeu-
tet würden, und auf die habe ich mich auch bezogen, 
weil mir bekannt ist, auch aus meiner kommunalpo-
litischen Tätigkeit, daß gerade Niedersachsen und 
die Landesregierung in Niedersachsen, was ihre 
Freundlichkeit gegenüber den Kommunen betrifft, 
sehr beispielgebend ist. Davon sollten sich andere 
Länder wie beispielsweise Nordrhein-Westfalen 
eine Scheibe abschneiden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine verehrten Kollegen und Kolleginnen, mir 
ist die Aufgabe zugewiesen, als letzter Redner der 
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Opposition zum Schluß noch ein paar Anmerkungen 
zu machen. 

(Wehner [SPD]: Das Schlußlicht ist rot!) 

— Ja, das Schlußlicht wird rot sein: Der langjährige 
Oberbürgermeister von Wiesbaden wird noch Gele-
genheit haben, auch etwas dazu zu sagen. 

Ich meine, ich sollte noch einmal unterstreichen: 
Wir haben heute hier in mehr als vier Stunden das 
hohe Lied der kommunalen Selbstverwaltung ge-
sungen. Alle Vertreter aller Parteien waren sich 
wohl darin einig, daß die kommunale Selbstverwal-
tung gestärkt werden müsse, daß sie nicht weiter 
ausgehöhlt, daß sie nicht weiter eingeengt werden 
dürfe. Nun will ich gar nicht alles, was dazu gesagt 
worden ist, wiederholen, sondern Ihnen nur ein ganz 
kleines Beispiel vortragen, bei dem wir in einer ge-
meinsamen Aktion dafür sorgen könnten, daß keine 
weitere Einengung der kommunalen Selbstverwal-
tung stattfindet. Ich greife das Stichwort, das Herr 
Sick schon genannt hat, auf: das Thema Verbands-
klage. 

Verehrteste, hier haben alle erklärt: Die kommu-
nale Selbstverwaltung bedarf der Stärkung. Am 
Thema „Verbandsklage" kann man deutlich machen 
— Herr Struck, es tut mir leid, daß ich das ganz klar 
sagen muß —, daß zwischen den Worten der Bundes-
regierung, die wir auch heute hier gehört haben, und 
den Taten eben ein riesengroßer Unterschied be-
steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn es gibt inzwischen einen Entwurf der Bundes-
regierung zum Thema „Verbandsklage". Ich möchte 
hier am Schluß dieser kommunalpolitischen De-
batte feststellen, daß die Politiker der Union mit 
Nachdruck gegen ein solches Sonderrecht sind. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Ich möchte eigentlich die Kommunalpolitiker aus al-
len Parteien auffordern, mit uns dagegen anzuge-
hen, daß ein solches Sonderrecht Wirklichkeit wird, 
und ich erwarte ihren Beifall dazu. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie es mich kurz machen. 

(Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghausen] 
[SPD] und weitere Zurufe) 

Wir hoffen im Kampf gegen diese neue Schikane auf 
dem Gebiet der kommunalen Selbstverwaltung auf 
Ihre Unterstützung, Herr Wolfram, denn auf Dauer 
würde ein solches Sonderrecht wie die Verbands-
klage — das wissen doch alle Kommunalpolitiker — 
zur Selbstaufgabe und zur Selbstauflösung unserer 
staatlichen Verfassung und unserer Kommunen 
durch außerparlamentarische Kompetenzträger 
führen, und das System der kommunalen Selbstver-
waltung würde dadurch ausgehöhlt. 

(Eigen [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Denn durch die Verbandsklage wird eben — und das 
muß hier, glaube ich, am Schluß einer solchen De-
batte noch einmal aufgezeigt werden — privaten In-
teressenverbänden die Möglichkeit eingeräumt, In

-

teressen durchzusetzen, ohne selbst politisch Ver-
antwortung zu übernehmen, 

(Lampersbach [CDU/CSU]: So ist das!) 

Verbänden, die nur von spezifischer und subjektiver 
Betrachtungsweise geleitet sind. Das geschieht 
dann auf dem Wege der gerichtlichen Auseinander-
setzung, und dadurch schwindet die Bereitschaft der 
Bürger, ein kommunales Mandat zu übernehmen, 
eine Bereitschaft, die wir alle wünschen und unter-
strichen haben. 

(Eigen [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Damit ist die Verbandsklage auch ein Schlag gegen 
die bürgerliche Mitbeteiligung. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Dazu sollten wir hier, so meine ich, nein sagen. Hier 
kann wirklich einmal — noch ist es Zeit — bewiesen 
werden, daß nicht Worte, sondern Taten ausschlag-
gebend sind. 

Verehrte Damen und Herren, es kommt nicht von 
ungefähr, daß die kommunalen Spitzenverbände, 
der Bundesverband der Deutschen Industrie, der 
Deutsche Bauernverband, der Deutsche Industrie- 
und Handelstag und der Zentralverband des Deut-
schen Handwerks gemeinsam bereits am 10. Fe-
bruar 1981 an den Bundeskanzler geschrieben ha-
ben, und ich darf aus diesem Brief nur einen Satz zi-
tieren. Er heißt: „Wir lehnen eine solche Einrichtung 
ausdrücklich ab." Ich meine, auch wir sollten eine 
solche Einrichtung, da sie sich gegen grundlegende 
Prinzipien der repräsentativen Demokratie auswir-
ken wird, ablehnen, zumal in einer Zeit, in der sich 
Bundesregierung und Parteien darum bemühen, Be-
schäftigungspolitik zu machen und Investitionsan-
reize zu geben. Es ist doch ganz eindeutig, daß durch 
solche Sonderrechte, die in den Kommunen Ent-
scheidungen, die notwendig sind, nur verzögern wer-
den, auch die Investitionsanreize weiter geschwächt, 
zurückgedrängt, vermindert werden, und dagegen 
müssen wir Front machen! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Schließlich ist es auch schlimm, wenn die Befür-
worter einer solchen Verbandsklage eigentlich un-
terstellen, daß unsere kommunalen Parlamente und 
unsere kommunalen Verwaltungen, die ja parla-
mentarisch kontrolliert werden, nicht in der Lage 
sein sollen, selbst eine ordnungsgemäße und ge-
meinwohlorientierte Entscheidung zu treffen, wes-
halb man durch das Institut der Verbandsklage pri-
vate Organisationen praktisch zu Aufsehern über 
unsere kommunalen Verwaltungen und Räte bestel-
len möchte. 

Ich möchte also sagen, wir müssen entschieden 
dagegen Front machen — und hier könnten wir Ta-
ten statt Worte zeigen —, daß durch die Einführung 
des Verbandsklagerechts die politische Verantwor-
tung der gewählten Volksvertretungen und Behör-
den angegriffen und in Frage gestellt wird. Wir müs-
sen dafür sorgen, daß dies verhindert wird. Schließ-
lich ist es absurd und politisch völlig unverständlich, 
durch eben diese geplante Einführung einer Ver-
bandsklage neue Bremsen, neue Hindernisse für die 
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kommunale Selbstverwaltung ein- bzw. aufzubauen 
und Investitionen zu verhindern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es wäre vielleicht richtiger, diejenigen, die diese not-
wendigen, für unsere Volkswirtschaft dringend be-
nötigten Investitionen stoppen und behindern, zum 
Schadensersatz heranzuziehen, 

(Lampersbach [CDU/CSU]: Das wäre sehr 
gut!) 

um ihnen deutlich werden zu lassen, welchen Scha-
den sie für die Volkswirtschaft und auch für das Ge-
meinwohl verursachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich appelliere heute an 
den Deutschen Bundestag, einen solchen Gesetzent-
wurf betreffend eine Verbandsklage von Anfang an 
abzulehnen. Denn dieses schlimme, verhängnisvolle 
Institut sollte verhindert werden. Ich hoffe darauf, 
daß Herr Schmitt mir jetzt zustimmen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Damen und 
Herren, der Abgeordnete Schmitt ist soeben als 
Schlußlicht bezeichnet worden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Als rotes!) 

Ich nehme an, er hat das nicht als Kränkung emp-
funden — dies um so weniger, als er das Licht schon 
oft vor anderen hergetragen hat. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das rote!) 

Er hat das Wort. 

Schmitt (Wiesbaden) (SPD): Herr Präsident. Meine 
Damen und Herren! Ich empfinde mich hier weder 
als rotes Stopp- noch als rotes Schlußlicht. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Er ist über

-

haupt kein Licht!) 

Diese Debatte und die Antwort der Bundesregie-
rung zur Großen Anfrage der CDU/CSU sollten grü-
nes Licht für freie und sichere Fahrt für die kommu-
nale Selbstverwaltung in unserer Republik geben. 
Die Antwort und die Debatte heute haben ja gezeigt, 
daß die Lage der Städte, Gemeinden und Kreise in 
unserer Republik keine andere sein kann, nicht bes-
ser und nicht schlechter sein kann als die unserer 
Gesellschaft und des Gesamtstaates. Gemeinden, 
Länder und Bund, sie sitzen in einem Boot. Unsere 
Bürger können von den drei Ebenen in unserem 
Staat — welche sie auch ansprechen — erwarten, 
daß diese ihre Verantwortung, die ihnen von der 
Verfassung gegeben ist, ernst nehmen und ihr eige-
nes Versagen nicht durch gegenseitige Schuldzuwei-
sungen auszugleichen versuchen, durch Schuldzu-
weisungen, wie wir sie in Hessen jetzt immer wieder 
erleben, wo neue CDU-Mehrheiten nach kommuna-
len Machtwechseln oft keine Antworten auf ihnen 
gestellte Fragen haben und dann lediglich nach 
Bonn weisen und sagen, daß von dort alles Übel aus- 

gehe, das der Entfaltung der kommunalen Selbstver-
waltung im Wege liege. 

(Lampersbach [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch!) 

So ist das in Hessen, das erleben wir Tag für Tag. 
Das Gegenteil ist richtig, meine Damen und Her-
ren. 

Heute haben wir in der Diskussion j a auch von der 
CDU/CSU gehört: Da gibt es eine Gemeindeidylle im 
Sauerland, einmalig, glänzend finanziert; da gibt es 
kommunale Schwierigkeiten, mit denen man nicht 
fertig wird. So vielfältig wie die Widersprüche ist 
auch — das sei zugegeben — die kommunale Situa-
tion in der Bundesrepublik. Aber eines darf man 
doch festhalten, meine Damen und Herren: daß die 
kommunale Selbstverwaltung in der Bundesrepu-
blik trotz der wirtschaftlichen Schwierigkeiten, trotz 
des Auf und Ab in den letzten Jahren die Lebensver-
hältnisse der Bürger in den Städten und Gemeinden 
vor allem im letzten Jahrzehnt wesentlich verbes-
sert hat, daß sie — vor allem auch im letzten Jahr-
zehnt — Fehlentwicklungen, die sich in der Bau- und 
Verkehrspolitik während der ersten Nachkriegs-
phase ergeben haben, korrigieren konnte. Ich habe 
das, was Herr Finanzminister Wagner, ehemals 
Oberbürgermeister von Trier, hier vorgetragen hat, 
als eine ruhige, angemessene Würdigung der Lei-
stungen angesehen, die Kommunalpolitiker in die-
ser Zeit mit Unterstützung der Bundesregierung 
und der sozialliberalen Mehrheit in diesem Hause 
vollbracht haben. 

Ein weiteres, meine Damen und Herren — das 
sollten wir auch in dieser Diskussion hier nicht ver-
gessen —: Die kommunale Selbstverwaltung, so wie 
wir sie in den Ländern nach dem Kriege geschaffen 
haben, ihr System, aber auch ihre Erfolge sind ein 
hervorragender Exportartikel des deutschen kom-
munalen Leistungsvermögens, der Verwaltungs-
kraft. Denn wir stellen j a immer wieder fest, daß wir 
mit unserem System der kommunalen Selbstverwal-
tung Vorbild, Beispiel — wir haben das erst jetzt 
wieder in Madrid erlebt — für die europäischen 
Kommunalpolitiker sein können, die in ihren Län-
dern für Gemeindefreiheit und -autonomie kämp-
fen. 

Wir dürfen auch feststellen, meine Damen und 
Herren, daß der Ruf des Deutschen Städtetages — 
einstmals von München, von Jochen Vogel ausge-
gangen — „Rettet die Städte jetzt!" nicht ungehört 
verhallt ist. Herr Dr. Schneider, es ging damals nicht 
nur um die Finanzen, sondern es ging auch um die 
Stadtentwicklung und die Lebensfähigkeit der 
Städte überhaupt. Seit Sozialdemokraten im Bund 
Mitverantwortung tragen und in der sozialliberalen 
Koalition nicht nur Gehör, sondern auch einen Part-
ner gefunden haben, der diesen Problemen positiv 
gegenübersteht, kann man feststellen, daß wir in 
den Kommunen im letzten Jahrzehnt eine gute Auf-
bauleistung erbracht haben — ich denke dabei auch 
an die vielen ehrenamtlichen Kommunalpolitiker, 
seien es die in den Parteien, seien es diejenigen, die 
in freien Verbänden tätig sind—, auf die man nicht 
nur verweisen sollte, sondern die man in die positive 
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Bilanz gerade auch der Bundespolitik der letzten 
zehn Jahre aufnehmen muß. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Diese positive Bilanz für die Städte und Gemeinden 
ist gut. Sie ist besser, als es heute in der Schwarzma-
lerei der Opposition hier zum Ausdruck gekommen 
ist. Ich glaube auch, daß unsere Kommunalpolitiker, 
vor allem die in den kommunalen Spitzenverbän-
den, wissen, daß sie sich nicht in Klagen und Ankla-
gen erschöpfen dürfen, sondern ihre eigene Antwort 
auf die Probleme unserer Zeit finden müssen. Diese 
Antwort der Kommunalpolitiker der 80er Jahre se-
hen wir Sozialdemokraten in der Schaffung men-
schenwürdiger Lebensbedingungen in unseren Ge-
meinden, 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: In der Ver

-

bandsklage!) 

in der Konzentration auf den Bau notwendiger Woh-
nungen, die Verbesserung des Wohnumfelds, die 
Verkehrsberuhigung, den ganzen Bereich der Ener-
gieeinsparung mit den kommunalen Versorgungs-
konzepten — hier hat die kommunale Selbstverwal-
tung eine große Aufgabe, die dem Gesamtstaat und 
auch den wesentlichen Problemen gilt — und — 
auch das betone ich nochmals — auf die Sorge für 
die junge Generation und die älteren Menschen. Die 
kommunale Selbstverwaltung darf sich nicht aus ei-
ner eigenständigen Sozialpolitik abmelden. 

Entscheidend für uns ist, daß gerade Kommunal-
politik uns in die Lage versetzt, den Bürger am öf-
fentlichen Geschehen zu beteiligen. „Bürgernahe 
Verwaltung" heißt unmittelbare Mitarbeit und Mit-
bestimmung des Bürgers in der Gemeinde. Denn wo 
können demokratische Praktiken besser erfahren 
und erprobt werden als in der unmittelbaren Selbst-
verwaltung? 

Wir sind deswegen auch für eine unmittelbare 
Einflußnahme und Mitwirkung der Bürger bei der 
Gestaltung ihrer eigenen Umwelt: ihrer Gemeinde. 

Aber auch wir wissen, daß das alles nur möglich 
ist, wenn eine ausreichende kommunale Finanzaus-
stattung gewährleistet ist. Wir dürfen sagen: Hier 
hat sich in den letzten zehn Jahren Entscheidendes 
zugunsten der Gemeinden verbessert. Aber wir 
schließen nicht aus, daß es — das gehört nun einmal 
zur kommunalen Selbstverwaltung — auch hier we-
sentliche Unterschiede von Stadt zu Stadt, von Ge-
meinde zu Gemeinde gibt. 

Aber auch dies sollte man an dieser Stelle noch 
einmal sagen: Kommunale Selbstverwaltung kann 
nicht bedeuten, immer nur von anderen — von Län-
dern oder vom Bund — etwas zu fordern. Kommu-
nale Selbstverwaltung muß auch bedeuten, die zuge-
wiesene eigene Steuerkraft auszuschöpfen und den 
Bürgern auch klar zu sagen, daß sie für die Leistun-
gen, die sie von der Kommune erwarten, auch ent-
sprechende eigene Leistungen — auch mit Steuern, 
auch mit Gebühren oder natürlich auch in Form von 
Selbsthilfe — zu erbringen haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Kroll

-

Schlüter [CDU/CSU]: Die Belastung der 
Bürger ist groß genug!) 

— Sehr verehrter Herr Kollege, in Großstädten gilt 
nun einmal die Arbeitszeitordnung. Es gilt auch die 
Mitbestimmung, in Hessen beispielsweise der El-
tern. Diese Mitbestimmung der Eltern läßt es z. B. 
nicht zu, daß Schüler in der Pause Papier vom Schul-
hof aufheben. Auch so weit kann man das treiben. 
Das sind Besonderheiten aus Hessen. Aber sie zei-
gen die Problematik. 

Ich komme zur Zusammenfassung: Wir sind der 
Meinung, daß es unsere Aufgabe im Bundestag ist, 
auf die Länder einzuwirken, daß sie ihre Verantwor-
tung gegenüber den Gemeinden erkennen, und wir 
nicht nur in Philosophie, Anträgen und Bekundun-
gen über die kommunale Selbstverwaltung reden, 
sondern bei jeder einzelnen Gesetzesentscheidung 
und bei den Haushaltsberatungen der kommunalen 
Selbstverwaltung den Raum zu geben, den sie zur 
Bewältigung ihrer Probleme braucht. Die Antwort 
der Bundesregierung zeigt dazu den Weg. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Noch ein 
Satz zur Verbandsklage!) 

— Das sagen wir später, Herr Kollege. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Da wollen wir erst einmal die hessischen Erfahrun-
gen abwarten. Dort ist das Gesetz seit einem Jahr in 
Kraft. Wir wollen uns erst einmal mit Erfahrungen 
auseinandersetzen, ehe wir vorab ein Urteil fällen. 

Meine Damen und Herren, abschließend bitte ich 
Sie, den Entschließungsantrag auf Drucksache 
9/1320 dem Innenausschuß — federführend — und 
den Ausschüssen für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau, für Jugend, Familie und Gesundheit so-
wie dem Finanzausschuß — mitberatend — zu über-
weisen. — Danke. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Damen und 
Herren, mir liegen keine weiteren Wortmeldungen 
vor. Ich schließe die Aussprache. 

Zu der Großen Anfrage zur Lage der Städte, Ge-
meinden und Kreise liegen vier Entschließungsan-
träge der Fraktion der CDU/CSU auf den Drucksa-
chen 9/1301 bis 9/1304 und ein Entschließungsantrag 
der Fraktionen der SPD und FDP auf Drucksache 
9/1320 vor. 

Ich rufe zunächst die Entschließungsanträge der 
CDU/CSU auf den Drucksachen 9/1301 und 9/1302 
auf. In einer Vereinbarung zwischen den Fraktionen 
wird vorgeschlagen, sie zur federführenden Bera-
tung an den Innenausschuß und zur Mitberatung an 
den Finanzausschuß und den Haushaltsausschuß zu 
überweisen. Ist das Haus mit den vorgeschlagenen 
Überweisungen einverstanden? — Ich sehe keinen 
Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich rufe jetzt den Entschließungsantrag der Frak-
tion der CDU/CSU auf Drucksache 9/1303 auf. Es 
wird vorgeschlagen, ihn zur federführenden Bera-
tung an den Innenausschuß, zur Mitberatung an den 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung und an den 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit zu 
überweisen. Ist das Haus damit einverstanden? — 
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Ich sehe auch hier keinen Widerspruch. Es ist so be-
schlossen. 

Wir kommen zum Entschließungsantrag auf 
Drucksache 9/1304 der Fraktion der CDU/CSU. Hier 
wird folgende Überweisung vorgeschlagen: zur fe-
derführenden Beratung an den Ausschuß für Ju-
gend, Familie und Gesundheit, zur Mitberatung an 
den Innenausschuß und an den Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung. Ist das Haus damit einverstan-
den? — Die Überweisung ist beschlossen. 

Ich rufe nun den Entschließungsantrag der Frak-
tionen der SPD und der FDP auf Drucksache 9/1320 
auf. Interfraktionell ist vereinbart worden, wie folgt 
zu überweisen: zur federführenden Beratung an den 
Innenausschuß, zur Mitberatung an den Finanzaus-
schuß, den Ausschuß für Jugend, Familie und Ge-
sundheit und den Ausschuß für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau. Ist das Haus mit der vorge-
schlagenen Überweisung einverstanden? — Das 
Haus ist einverstanden. Dann ist es entsprechend 
beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir sind am Ende der 
Vormittagssitzung angelangt. Wir treten nun in eine 
Pause ein. Die Sitzung wird um 15 Uhr mit der Bera-
tung des Antrags des Herrn Bundeskanzlers gemäß 
Art. 68 des Grundgesetzes fortgesetzt. 

Ich unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung der Sitzung von 13.47 bis 
15.00 Uhr) 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren, die 
unterbrochene Sitzung ist wieder eröffnet. 

Ich rufe den Zusatzpunkt zur Tagesordnung auf: 

Antrag des Bundeskanzlers gemäß Artikel 68 
des Grundgesetzes 
— Drucksache 9/1312 — 

Das Wort hat der Herr Bundeskanzler. 

Schmidt, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Mit dem Recht, das der Art. 68 
des Grundgesetzes dem Bundeskanzler gegeben hat, 
habe ich am Mittwoch die Vertrauensfrage gestellt. 
Bevor die Mitglieder des Bundestages heute darüber 
entscheiden, will ich meinen Antrag begründen. 

Als die Vertrauensfrage im September 1972 von 
Willy Brandt zum erstenmal gestellt wurde, ging es 
darum, nach einer nicht vom Wähler legitimierten, 
sondern durch Fraktionswechsel mehrerer damali-
ger Abgeordneter zustande gekommenen Verände-
rung der Mehrheitsverhältnisse, den Weg zur Neu-
wahl aller Abgeordneten frei zu machen. Diesmal 
geht es bei der Vertrauensfrage um etwas ganz an-
deres, nämlich darum, den Bürgerinnen und Bür-
gern unseres Landes, die gerade in schwieriger Zeit 
Anspruch darauf haben, und der internationalen Öf-
fentlichkeit ein Signal der Klarheit zu geben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wer den Sozialdemokraten und den Freien Demo-
kraten am 5. Oktober 1980 seine Stimme gegeben 
hat, weil er die Politik der sozialliberalen Koalition 
fortgesetzt sehen wollte, der braucht Gewißheit dar-
über, daß die Regierung ihr für vier Jahre erteiltes 

Mandat auch tatsächlich ausüben wird, gestützt auf 
eine solide parlamentarische Mehrheit der beiden 
Parteien SPD und FDP. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Auch unsere Verbündeten im Westen müssen Klar-
heit darüber haben, woran sie mit der Bundesrepu-
blik sind. Auch die Staaten im Osten, mit denen die 
sozialliberale Koalition Verträge zustande gebracht 
hat, mit denen sie Ausgleich und Versöhnung sucht, 
müssen wissen, woran sie sind. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Unsere Partner in der Dritten Welt sollen keinen 
Zweifel daran haben, daß unsere Politik des fairen 
Interessenausgleichs fortgesetzt wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die notwendige Klarheit war in den zurückliegen-
den Tagen, Wochen und Monaten nicht immer hin-
reichend vorhanden. 

(Lebhafte Zustimmung bei der CDU/CSU) 

— Ich sehe, ich habe auch für Ihre Gemütsbefriedi-
gung vorgesorgt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Man sprach in der Mitte des vergangenen Jahres 
vom „Sommertheater". Einige haben jetzt auf ein 
„Wintertheater" gehofft. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Dr. 
Dregger [CDU/CSU]: Heute! — Weiterer 
Zuruf von der CDU/CSU: Das haben wir 

doch!) 

Es gab auch Spekulationen über den Kurs der Frie-
dens- und Sicherheitspolitik. Manche Vorkomm-
nisse haben in der Tat den Kurs der Bundesregie-
rung und den Zusammenhalt der sozialliberalen Ko-
alition zeitweise unklar erscheinen lassen, und nie-
mand in der Koalition wird sich von Schuld hieran 
gänzlich freisprechen wollen. Auch die von weniger 
Berufenen angestellten Überlegungen, ob die sozial-
liberale Koalition nun ein Bündnis oder ob sie eine 
Zweckehe sei, haben Verwirrung gestiftet. 

Alle solche Überlegungen gehen am Kern der Sa-
che vorbei. Die sozialliberale Koalition steht für die 
Fortsetzung der von Willy Brandt und Walter Scheel 
durchgesetzten, von Hans-Dietrich Genscher und 
mir fortgeführten, von der CDU/CSU damals wie 
heute bekämpften Politik des Dialogs und der Ko-
operation mit dem Osten, für die Bewahrung des so-
zialen Friedens, für die Sicherung der Beschäfti-
gung, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

des sozialen Netzes und der wirtschaftlichen Lei-
stungsfähigkeit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

SPD und FDP sind verschiedene Parteien. Sie ha-
ben unterschiedliche Programme und verschiedene 
Wege in der deutschen Geschichte. Jeder weiß, der 
Bundeskanzler ist ein Sozialdemokrat. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
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Aber jeder weiß auch, der Bundeskanzler muß sich 
dafür verantwortlich fühlen, daß Meinungsverschie-
denheiten ,zu einem Kompromiß geführt werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wenn dies letztere schon innerhalb einer einzigen 
Fraktion gilt, gilt es um so mehr zwischen zwei Frak-
tionen. Dabei kann niemand sich oder seine Interes-
sen allein durchsetzen. Vielmehr muß man einander 
entgegenkommen, und das ist auch immer tatsäch-
lich erreicht worden. 

In der Bündnispolitik, in der Ostpolitik, in der Si-
cherheits- und Friedenspolitik insgesamt war das 
oft leichter als in den Fragen der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik. Aber auch auf diesem letzteren Feld 
haben wir dies immer wieder, auch in der gegenwär-
tigen Woche, möglich gemacht. Wir haben seit 12 
Jahren gemeinsam nicht nur erfolgreich Frieden 
und Verständigung, sondern ebenso erfolgreich so-
ziale Sicherheit, wirtschaftlichen Fortschritt, Solida-
rität und sozialen Konsensus gesichert. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
bei der CDU/CSU — Zurufe von der CDU/ 

CSU: Arbeitslose!) 

Durch die heutige Abstimmung soll dieser ge-
meinsame Weg für jedermann wieder eindeutig wer-
den: für alle, die auf die sozialliberale Koalition set-
zen, und auch für diejenigen, die darauf hoffen, uns 
aus der Verantwortung herauszudrängen. 

Es besteht kein Zweifel, daß wir es nach außen wie 
nach innen mit einer politisch zerklüfteten Weg-
strecke zu tun haben. Die tiefreichenden Verwerfun-
gen des Systems weltwirtschaftlicher Beziehungen 
haben ihre Spuren auch bei uns hinterlassen. Kein 
Industrieland, auch kein Land des kommunistischen 
Systems, kein Land im Entwicklungsprozeß hat sich 
dem Druck der Anpassung an die weltweit neuen 
ökonomischen Bedingungen entziehen können. 

Gleichgültig, welche Kräfte, welche Parteien in 
den verschiedenen Regierungen der verschiedenen 
Staaten Verantwortung tragen, die Herausforde-
rung an alle Regierungen ist die gleiche, nämlich 
Kampf der Arbeitslosigkeit, Eindämmung der Infla-
tion, Strukturwandel und Modernisierung der Pro-
duktion, Bewahrung des freien Handels und schritt-
weiser Abbau des überhöhten internationalen Zins-
niveaus. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Bundesregierung steht vor den gleichen Heraus-
forderungen. Sie will sich diesen Herausforderun-
gen nicht entziehen. 

Parallel zu den wirtschaftspolitischen Verwerfun-
gen in der Welt unterliegen die internationalen Be-
ziehungen besonders im West-Ost-Verhältnis ge-
genwärtig harten Belastungsproben. Entwicklun-
gen, die Menschenrechte und friedlichen Wandel 
verwirklichen sollen, werden gewaltsam unter-
drückt. Bereits gebahnte Pfade der Verständigung, 
des Dialogs und der Verhandlungen drohen von 
neuen Konfliktherden überwuchert zu werden. Es 
besteht die Gefahr einer weltweiten Rüstungsspira-
le. 

Die Bundesrepublik hat sich in dieser Weltlage ih-
rer Position, ihrer Interessen und ihrer politischen 
Möglichkeiten auf diesen Feldern erneut vergewis-
sern müssen. Das Ergebnis dieser Vergewisserung 
ist die Beibehaltung des Kurses der sozialliberalen 
Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Der Kurs richtet sich nicht auf Wochen oder Monate, 
sondern auf lange Frist. 

In der Weltwirtschaft gibt es von den mehr als 160 
Nationen der Völkergemeinschaft nur sehr, sehr we-
nige, die in der Beschäftigung, in Sachen Preisstabi-
lität oder im Lebensstandard nicht gerne mit den 
Deutschen tauschen würden. Es ist der Bundesrepu-
blik gelungen, mit den Problemen bisher besser als 
ihre vergleichbaren Partner in der Weltwirtschaft 
fertig zu werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dies festzustellen, darf nicht bedeuten, sich beruhigt 
zurückzulehnen; dies festzustellen, heißt vielmehr, 
sich des Ausmaßes und des Charakters der interna-
tionalen Herausforderung an die nationalen Wirt-
schafts- und Finanzpolitiken bewußt zu werden. 
Wenn einer die Augen davor verschließt, daß die 
Bundesrepublik als zweitgrößte Handelsnation der 
Welt sich weder von der Weltwirtschaftsrezession 
noch von dem weltweiten Hochzinsniveau abschir-
men kann, dann kann er schuldhaft schwere Fehler 
begehen. 

Die in allen westlichen Industrieländern stark an-
steigende Arbeitslosigkeit wird bei uns zusätzlich 
dadurch beeinflußt, daß geburtenstarke Jahrgänge 
auf den Arbeitsmarkt drängen. Es ist deshalb ein ge-
meinsames Handeln aller in Wirtschaft und Gesell-
schaft Verantwortung tragenden Personen, Grup-
pen und Institutionen notwendig. 

Die Bundesregierung hat im Zusammenhang mit 
der Beratung des Jahreswirtschaftsberichts für die-
ses Jahr eine Gemeinschaftsinitiative für Arbeits-
plätze, Wachstum und Stabilität beschlossen. Dieser 
Beschluß stellt den zweiten Teil eines Gesamtpro-
gramms dar, dessen erster Teil, auch Operation '82 
genannt, schon im letzten Jahr beschlossen und zu 
Beginn dieses Jahres in Kraft getreten ist. 

Schon mit der Operation '82 haben Bundestag und 
Bundesregierung Maßnahmen zur Verbesserung 
von Wirtschaftsstruktur und Beschäftigung in ei-
nem Umfange von annähernd 28 Milliarden DM für 
die Jahre 1982 bis 1985 beschlossen. Zusammen mit 
der jetzt verabschiedeten Gemeinschaftsinitiative 
werden für diesen Zeitraum insgesamt Finanzie-
rungsmittel in Höhe von etwa 40 Milliarden DM zur 
Verfügung stehen, um zur Lösung der Struktur- und 
Arbeitsmarktprobleme beizutragen. 

Der staatliche Beitrag zur Gemeinschaftsiniti -
ative besteht dabei in einer zeitlich begrenzten Inve-
stitionszulage sowie in anderen Förderungen von 
privaten und öffentlichen Investitionen, nämlich 
durch die Kreditprogramme des ERP-Sondervermö-
gens und der Kreditanstalt für Wiederaufbau, in der 
Aufstockung der Bundesmittel für Maßnahmen im 
Hochbau, in Neuregelungen im Mietrecht, die darauf 
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abzielen, Investitionen im frei finanzierten Woh-
nungsbau anzuregen, in gezielten Mitteln zur Be-
kämpfung der Jugendarbeitslosigkeit und schließ-
lich in einer Prüfung von Vorschlägen zur Verkür-
zung der Lebensarbeitszeit. Der Schwerpunkt dieser 
Beschlüsse liegt eindeutig bei der Förderung priva-
ter und öffentlicher Investitionen. 

Es wird an diesen Beschlüssen erneut deutlich, 
wie schwierig es ist — und wie schwer es manchem 
fällt —, im konkreten Fall das ökonomisch Notwen-
dige, finanzwirtschaftlich Mögliche zu tun und zu-
gleich doch dem Gebot der sozialen Gerechtigkeit zu 
entsprechen. 

Von einigen Verbänden sind die beschlossenen 
Maßnahmen kritisiert worden, weil sie durch ihre 
Finanzierung aus der Mehrwertsteuererhöhung nur 
eine Umschichtung der Nachfrage darstellten. Die 
Umlenkung von Teilen des Sozialprodukts vom Ver-
brauch in die Investition ist allerdings unsere Ab-
sicht. Gerade diese Umlenkung ist notwendig. Wie 
anders als durch vermehrte Investitionen sollen 
denn Arbeitsplätze neu geschaffen werden? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zwar führt nicht jede Investition notwendigerweise 
zu einem neuen Dauerarbeitsplatz, aber ohne zu-
sätzliche Investitionen können zusätzliche Arbeits-
plätze nicht geschaffen werden. 

Unabhängig von den beschlossenen Maßnahmen 
der Regierung ist es die Überzeugung der Bundesre-
gierung, daß der wirksamste Schritt zur Schaffung 
von Arbeitsplätzen gegenwärtig eine deutliche und 
dauerhafte weitere Zinssenkung wäre. Die Gestal-
tung des Haushalts 1982 innerhalb unserer eigenen 
Volkswirtschaft zielt darauf hin, die Voraussetzun-
gen für die Zinssenkung zu schaffen. Wir ändern die-
sen Kurs nicht. Deshalb wollen wir Investitionshil-
fen des Staates nicht durch zusätzlich aufzunehmen-
den Staatskredit finanzieren. Deshalb müssen wir 
uns weiter für den Abbau des Leistungsbilanzdefi-
zits in der deutschen Zahlungsbilanz einsetzen. Die-
ser Prozeß ist dank einer ausgezeichneten Export-
entwicklung auf gutem Wege. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es bleibt auch heute unsere Überzeugung, daß die 
Vergrößerung des geldpolitischen Spielraums für 
die Bundesbank in Richtung auf Zinssenkungen 
Vorrang behält. 

Der Jahreswirtschaftsbericht legt die Beiträge 
dar, welche Bundestag und Bundesrat zur wirt-
schaftlichen Gesundung leisten müssen. Die Ge-
meinschaftsinitiative setzt zugleich den Rahmen, in-
nerhalb dessen alle Verantwortung tragenden Per-
sonen und Gruppen sich der Herausforderung stel-
len können und stellen müssen. Ihnen allen gilt 
mein eindringlicher Appell. 

Wir haben in der Geschichte der Bundesrepublik 
mehrfach die Erfahrung machen können, daß wir 
großen Herausforderungen gewachsen waren — 
vorausgesetzt wir haben sie als Aufgaben begriffen, 
die der Gemeinschaft gestellt und die deshalb nur 

gemeinsam und nur solidarisch zu bewältigen 
sind. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Ich nenne in meinem Appell als erste die Gewerk-
schaften. Ich will dem DGB auch von dieser Stelle 
ausdrücklich dafür danken, daß er durch seine Akti-
vität die Öffentlichkeit über das Ausmaß und den 
Charakter der arbeitsmarktpolitischen Herausfor-
derung aufgeklärt hat. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Die Gewerkschaften sind erneut einer Verantwor-
tung nachgekommen, die sie für die Entwicklung un-
seres Staates schon oft wahrgenommen haben, näm-
lich als freie und eigenverantwortliche Vertretung 
der Arbeitnehmer zu handeln. Ohne unsere freien 
Einheitsgewerkschaften hätten wir die hohe Wett-
bewerbsfähigkeit unserer deutschen Industrie nie-
mals erreichen können. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Ohne freie Gewerkschaften gäbe es keine funktions-
fähige Demokratie. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Als am 18. Dezember der Bundestag über die pol-
nische Tragödie debattierte, habe ich diesem Hause 
erklärt: Ich stehe mit ganzem Herzen auf der Seite 
der Arbeiter. Alle drei Fraktionen des Hauses wer-
den verstehen: Was für polnische Arbeiter gilt, das 
gilt erst recht für deutsche Arbeitnehmer und deut-
sche Gewerkschaften. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD — Beifall bei 
Abgeordneten der FDP) 

Ich bin überzeugt, daß die Gewerkschaften und ihre 
Tarifpartner ihrer Verantwortung auch in der bevor-
stehenden Lohnrunde gerecht werden. Wo das Ge-
meinwohl aufgerufen ist, baue ich darauf, daß die 
freien Gewerkschaften ihren Beitrag zur Gemein-
schaftsinitiative leisten werden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Ich appelliere zugleich an die Unternehmen und 
an die Unternehmensvorstände, ihren Beitrag durch 
Mut zur Investition und durch Preisdisziplin zu lei-
sten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sicherlich gilt für die Unternehmungen wie für die 
Gewerkschaften, daß beide bei den diesjährigen 
Tarifabschlüssen unseren engen wirtschaftlichen 
Spielraum berücksichtigen müssen. 

Besonders eindringlich möchte ich an die gewerb-
liche Wirtschaft, an die Mittel- und Kleinbetriebe, an 
den Einzelhandel, an das Handwerk appellieren, alle 
Anstrengungen zu unternehmen, um neue Lehrstel-
len und Ausbildungsplätze zu schaffen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Dies liegt auch in ihrem eigenen Interesse. Wenn die 
Bundesrepublik in Zukunft ihre wirtschaftliche Stel-
lung in der Welt halten oder verbessern will, dann 
muß in diesem Sommer mehr getan werden, um jun-
gen Menschen eine fachliche Ausbildung zu ermög-
lichen. Man darf den Leistungswillen junger Men-
schen nicht enttäuschen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Auch von der Bundesbank erwarten wir Unter-
stützung für die Gemeinschaftsinitiative. Ihr Bei-
trag sollte darin bestehen, daß sie in ihrer Geldpoli-
tik den oberen Zielkorridor ansteuert und daß sie die 
Spielräume, die sich aus der internationalen Ent-
wicklung ergeben, tatsächlich für eine Senkung der 
Zinsen nutzt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Aber ich rufe auch jeden einzelnen Bürger im 
Lande auf. Wir werden uns den Herausforderungen 
dann gemeinsam gewachsen zeigen, wenn jeder be-
reit ist, unvermeidliche Einbußen solidarisch im In-
teresse der Gesamtheit und der Gemeinschaft mit-
zutragen. Das gilt für Rentner wie für Arbeitnehmer, 
für Beamte wie für Landwirte. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich appelliere mit Ernst an alle drei Fraktionen, 
daß auch der Bundestag sich der Gemeinschaftsini-
tiative für Arbeitsplätze, Wachstum und Stabilität 
nicht entzieht. Dazu ist es notwendig, die Gesetzge-
bungsvorhaben zügig zu verwirklichen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es ist oft nicht leicht zu bitten. Es fällt besonders 
dann schwer, wenn — wie heute — im Falle einiger 
CDU- bzw. CSU-regierter Bundesländer allzu-
schnelle öffentliche Festlegungen bereits erfolgt zu 
sein scheinen. Verweigerung und Ablehnung kön-
nen nicht das letzte Wort dieser Landesregierungen 
sein. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Im Interesse unseres Landes, seiner Zukunft, im 
Interesse unseres sozialen Friedens wende ich mich 
deshalb auch an den Bundesrat und bitte ihn, seinen 
Beitrag zu leisten und sich den notwendigen Gesetz-
gebungen nicht in den Weg zu legen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Soweit man es aus öffentlichen Äußerungen ent-
nehmen kann, weiß ich, daß es — ähnlich wie inner-
halb der sozialliberalen Koalition — auch innerhalb 
der Parteien CDU und CSU Meinungsverschieden -
heiten über die wirtschafts-, beschäftigungs- und fi-
nanzpolitisch zweckmäßigen Schritte gegeben hat 
und vielleicht noch heute gibt. Ich kann dies gut ver-
stehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Spüren!) 

— Ich meine, was ich sage. Ich kann es gut verste-
hen. 

Ich verstehe deshalb auch, daß diese beiden Par-
teien selbst bisher keine Gesetzentwürfe angekün-
digt oder vorgelegt haben. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Rawe [CDU/ 
CSU]: Wo sind denn Ihre?) 

Auch wir in der sozialliberalen Koalition haben es 
damit nicht leicht gehabt. Aber, meine Damen und 
Herren von der CDU und der CSU, der Zeitpunkt 
zum Handeln ist jetzt gekommen. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP — Zu-
rufe von der CDU/CSU) 

Eine weitere Verlängerung der öffentlichen Debatte 
wäre schädlich für das Vertrauen in die wirtschaftli-
che Entwicklung und schädlich für die Investitio-
nen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wenn ich mir die hoch überdurchschnittliche Ar-
beitslosigkeit in Schleswig-Holstein oder in Nieder-
sachsen oder im Saarland vor Augen halte, dann 
fällt es mir schwer zu glauben, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ruhrgebiet!) 

daß die Ministerpräsidenten Stoltenberg oder Al-
brecht oder Zeyer die Gemeinschaftsinitiative für 
Arbeitsplätze, für Wachstum und Stabilität tatsäch-
lich verhindern wollen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Ich kann mir auch von dem Regierenden Bürger-
meister in Berlin nicht vorstellen, daß er diese Ge-
meinschaftsinitiative verhindern will. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Die politische Linie, für die ich heute den Bundes-
tag um Erneuerung seines Vertrauens bitte, betrifft 
nicht nur die Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik. 
Die Vertrauensfrage gilt auch dem außenpolitischen 
Kurs der von mir geführten Bundesregierung und 
Ihrer Sicherheits- und Friedenspolitik. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Barzel [CDU/CSU]: Ihrem Kurs oder dem 
Parteiantrag? Es gibt doch zwei Kurse, 

Herr Bundeskanzler!) 

Dieser Kurs ist seit der Einleitung einer aktiven Ost-
politik durch die erste sozialliberale Bundesregie-
rung klar abgesteckt. 

Unsere Linie ist aber nicht nur deutsche Politik, 
sondern sie ist gemeinsame Politik des Bündnisses: 
mit unserer sehr maßgeblichen Mitwirkung im 
Bündnis entwickelte und vom Bündnis getragene 
gemeinsame Politik. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie beruht auf der Verteidigungsfähigkeit und dem 
Verteidigungswillen des Bündnisses, gleichzeitig 
auf der Gesprächsbereitschaft Richtung Osten und 
dem Willen zur Kooperation. 

Daran hat sich auch nichts geändert, als nach und 
nach in allen unseren westlichen Partnerländern die 
Regierungen mehrfach gewechselt haben. Wir ha-
ben dazu beigetragen, im partnerschaftlichen Ver- 
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bund des Bündnisses beide Komponenten der Poli-
tik des Bündnisses zu pflegen, und wir tun das wei-
terhin. 

Dabei konnte nicht ausbleiben, daß die Stetigkeit 
in den internationalen Beziehungen bisweilen Be-
lastungsproben unterworfen wurde. Der Kurs der 
Bundesregierung ist dabei zeitweilig auch Mißver-
ständnissen ausgesetzt gewesen. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Immer noch!) 

Ich appelliere an jedes Mitglied des Bundestages, 
solchen Fehldeutungen keine Nahrung zu liefern. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Barzel [CDU/CSU]: Das geht an Brandt!) 

In der Tat hat unsere auf militärisches Gleichge-
wicht ebenso wie auf Dialog und Kooperationsbe-
reitschaft abgestellte Friedenspolitik auch aus dem 
Auslande Kritik erfahren. Wir nehmen das ohne 
Wehleidigkeit zur Kenntnis, auch ohne Selbstüber-
schätzung. Ich erinnere in diesem Zusammenhang 
an den Satz des amerikanischen Präsidenten Harry 
Truman, den er anläßlich der Unterzeichnung 
des Nordatlantikpaktes 1949 gesagt hat — ich 
zitiere —: 

Wir sind der Überzeugung, daß es möglich ist, 
daß sich Länder über die großen Prinzipien der 
menschlichen Freiheit und Gerechtigkeit einig 
sind und daß sie in anderer Hinsicht zugleich 
die große Vielfalt erlauben, deren der menschli-
che Geist fähig ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

An unserer festen Position in der Gemeinschaft 
der Völker, die sich in jenem Pakt zusammenge-
schlossen haben, gibt es nichts zu deuteln. Wir sehen 
in diesem Bündnis nicht einfach eine gepanzerte 
Versicherungsgesellschaft auf Gegenseitigkeit, son-
dern vor allem den Verbund freier Völker auf der 
Grundlage gemeinsamer Werte und Zielvorstellun-
gen. Sie umfassen auch die Freiheit der wirtschaftli-
chen Initiative, die Freiheit zur Kritik und Gegenkri-
tik, die Freiheit der Arbeitnehmer, sich zur Vertre-
tung ihrer Interessen zusammenzuschließen. Wir 
wissen, daß nur mit diesen Freiheiten eine gerechte 
und solidarische Gesellschaft angestrebt werden 
kann, eine Gesellschaft, die dauerhaft den Frieden 
nach innen wahren und den Frieden nach außen si-
chern kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Bundesregierung weiß, daß ihr außenpoliti-
scher Spielraum und ihr außenpolitisches Gewicht 
abhängig sind von der politischen Kraft des Bünd-
nisses und von der Rolle, welche die Bundesrepu-
blik im Bündnis spielt. Deshalb machen wir unsere 
politischen Positionen im Bündnis deutlich und 
stimmen uns mit unseren Partnern ab. Es gehört 
zum besonderen Verdienst des Außenministers 
Genscher, daß dies in hohem Maße gelungen ist. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Mißverständnisse haben zuletzt unsere Haltung 
zu Polen betroffen. Inzwischen ist überall verstan-
den worden, daß wir Deutschen in unserer Solidari

-

tät mit dem polnischen Volk hinter niemandem auf 
der Welt zurückstehen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dies entspricht unseren Vorstellungen von Men-
schenwürde und Menschenrecht. Es ist auch Aus-
druck der schuldbeladenen deutsch-polnischen Ge-
schichte. 

Frühere deutsche Schuld verpflichtet uns Deut-
sche heute, uns im Tone zu mäßigen. Zudem ändert 
keine Empörung etwas an den Kräfteverhältnissen 
unseres in zwei Blöcke zerteilten Europa. Keine Em-
pörung ändert etwas daran, daß hier in Europa große 
Rüstungspotentiale gegeneinander gerichtet sind. 

Um eine Umkehr des Trends zu immer neuen Waf-
fen und immer neuen Vernichtungsmitteln zu errei-
chen, gibt es nur den Weg des Verhandelns. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Der ermordete Präsident Kennedy hat das in seiner 
Antrittsrede vor 21 Jahren schon mit Recht so for-
muliert: „Laßt uns nie aus Furcht verhandeln, aber 
laßt uns niemals fürchten, zu verhandeln." 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zum Verhandeln gehört, daß man die eigene Posi-
tion in aller Deutlichkeit darstellt, daß man seinen 
Verhandlungswillen aber nie in Zweifel geraten läßt. 
Sicherheit gibt es nur durch bindende Verträge. Ver-
träge sind nur dann akzeptabel und nur dann dauer-
haft, wenn sie militärisches Gleichgewicht fest-
schreiben. Dauerhafte Regelungen müssen ein mög-
lichst niedriges militärisches Niveau anstreben. Vor-
aussetzung zu Verhandlungen ist der Wille zum Ge-
spräch und der Wille zum Ausgleich. Voraussetzung 
für Verträge ist Gleichgewicht. Darin liegt der Sinn 
der Sicherheitspartnerschaft. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir haben diese Linie in allen Gesprächen — auch 
gegenüber dem sowjetischen Generalsekretär 
Breschnew — eingehalten. Nur auf diesem Wege 
sind die Genfer Verhandlungen zu erreichen gewe-
sen, die darauf abzielen, die schwerwiegende Bedro-
hung der Bundesrepublik durch sowjetische Mittel-
streckenraketen zu vermindern oder zu beseitigen. 
Weder wären die Genfer Verhandlungen ohne den 
Brüsseler Doppelbeschluß je begonnen worden, 
noch würden sie ohne ihn Aussicht auf Erfolg ha-
ben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Ereignisse seither haben noch deutlicher ge-
macht, daß dieser Beschluß der den Problemen an-
gemessene Ausdruck der Grundlinie des Nordatlan-
tischen Bündnisses ist, nämlich auf der einen Seite 
die eigene militärische Sicherheit zu wahren und 
auf der anderen Seite gleichzeitig Verhandlung und 
Vertrag mit dem Osten zu suchen. 

Ich begrüße, daß Präsident Ronald Reagan in die-
ser Woche der sowjetischen Seite einen Vertragsent-
wurf für eine beiderseitige Null-Lösung hat vorlegen 
lassen. Dies liegt auch im deutschen Interesse, und 
wir Deutschen hatten es so vorgeschlagen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Die Bundesregierung verfolgt ihren friedenspoliti-

schen Kurs mit Augenmaß, aber ebenso mit Stetig-
keit und Verläßlichkeit. Auch für unsere Friedens-
politik bitte ich um erneute Bestätigung durch den 
Bundestag. Ich weiß, daß wir dabei auf die Unter-
stützung einer sehr großen Mehrheit der Deutschen 
zählen können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich bitte um Vertrauen. Ich bitte um Vertrauen in 
meine außen- und innenpolitische Stetigkeit und 
Verläßlichkeit. Ich bitte um Vertrauen für die von 
den Fraktionen der Sozialdemokraten und der 
Freien Demokraten gemeinsam getragene Bundes-
regierung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Bitte zeigen Sie, daß wir auch in rauhem Wetter 
nicht daran denken zu schwanken, sondern daß wir 
ähnlich einer Kompaßnadel — gleich von welchem 
Ort aus — unverrückbar dem gleichen gemeinsa-
men Ziel zustreben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Unsere Aufgabe heute ist eine solidarische ge-
meinschaftliche Initiative. Nur gemeinsam können 
wir Arbeit und Ausbildung schaffen für die, die ei-
nen Arbeitsplatz oder einen Ausbildungsplatz su-
chen. Keineswegs geht das ohne eigene Opfer; aber 
es ist in einer freien Gesellschaft des gesicherten 
Friedens durchaus möglich, es ist durchaus erreich-
bar. 

Dabei wird unser aller wirtschafts- und friedens-
politische Vernunft den Wagen nicht aus der Spur 
geraten lassen. Weil aber die Wegstrecke, die vor uns 
liegt, uneben und steil ist, vertraue ich darauf, daß 
alle mit in die Speichen greifen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Hören wir auf, meine Damen und Herren, mit dem 
Zerreden von Maßnahmen, ehe diese überhaupt 
wirksam werden können! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Machen wir uns gemeinsam an die Arbeit. Gemein-
sam können wir es schaffen, und wir werden das 
auch schaffen! 

(Langanhaltender lebhafter Beifall bei der 
SPD sowie lebhafter Beifall bei der FDP — 
Anhaltendes Lachen bei der CDU/CSU so

-

wie Zurufe von der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren, ich 
eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Kohl. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Kohl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Bundeskanzler, 
als eben der Beifallsorkan Ihrer Freunde aus der 
SPD hier im Saal erklang, dachte ich doch: Was kön-
nen Sie eigentlich davon halten, daß sie hier klat-
schen und draußen außerhalb des Saales ganz an-
ders abstimmen? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Damit sind wir bereits beim Problem. 

Zu Beginn der Wahlperiode dieses Bundestages, 
am 24. November 1980, haben Sie, Herr Bundeskanz-
ler, als Thema über Ihre Regierungserklärung ge-
schrieben „Mut zur Zukunft". Heute, auf den Tag ge-
nau 16 Monate nach der Bundestagswahl, nach einer 
Wahl, in der die Koalition von SPD und FDP eine 
Mehrheit von 45 Mandaten erhielt, stellen Sie die 
Vertrauensfrage. Nun, Herr Bundeskanzler, lange 
hat Ihr Mut nicht angehalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben ja nicht einmal den 
Mut, die Vertrauensfrage mit einem bestimmten po-
litischen Vorhaben zu verbinden. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie wünschen eine Generalvollmacht der Koalition 
für Ihre Gesamtpolitik, und doch bleibt Ihre Politik 
— das ist auch heute wieder spürbar geworden — 
nebelhaft. 

Sie spüren vor allem den rapiden Verfall Ihrer Au-
torität, und zwar nicht nur bei unseren Mitbürgern, 
die von den Ergebnissen Ihrer Politik tief enttäuscht 
sind, sondern auch in Ihrer eigenen Partei. Viele 
Parteitage bezeugen dies, vor wenigen Tagen erst 
der Parteitag in Hamburg, wo Sie in Ihrer Heimat-
partei eine bittere und schwere Niederlage erlitten 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Wehner [SPD]) 

— Nun, Herr Kollege Wehner, Hamburg ist auch 
Ihre Heimat. Auch Sie haben dann — wenn Sie das 
noch mit hinzufügen wollen — diese Niederlage mit 
erlitten. 

(Wehner [SPD]: Das ist ja wunderbar!) 

Herr Bundeskanzler, Sie wissen ganz genau: Was 
immer heute in diesem Saal vonstatten geht, des 
Rückhalts Ihrer eigenen Kollegen in der SPD-Frak-
tion sind Sie längst nicht mehr sicher. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Abstimmung, die heute hier vorgenommen wird, 
soll deshalb eine allgemeine Zustimmung vorspie-
geln, eine Zustimmung, die Sie in den konkreten 
Sachfragen deutscher Politik längst nicht mehr be-
sitzen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Ganz offenkundig ist das in den beiden zentralen 
Bereichen der deutschen Politik, in der Außen- und 
Sicherheitspolitik und in der Wirtschafts-, Finanz-
und Sozialpolitik. 

Sie haben den Antrag auf Vertrauenserweis hier 
mit dem Erfordernis begründet, daß die Stetigkeit 
und das Ansehen auch der Politik der Bundesregie-
rung im Ausland unterstützt werden. Nun, Herr 
Bundeskanzler, es gibt in diesem Saal niemanden in 
verantwortlicher Stellung, der in den letzten Mona-
ten so viel dazu beigetragen hat, daß die deutsche 
Außen- und Sicherheitspolitik ins Zwielicht geriet, 
wie Sie dies getan haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Auf Ihre Äußerungen zu den Vorkommnissen in 

Polen will ich jetzt nicht mehr eingehen; wir haben 
das hier in den letzten Wochen so oft getan. Aber Sie 
— gerade Sie im verantwortlichen, entscheidenden 
Amt der deutschen Politik — haben mehr als jeder 
andere deutsche Politiker dazu beigetragen, daß in 
Amerika, daß in Frankreich, daß in den Benelux-
Ländern, daß in Großbritannien der Eindruck ent-
standen ist: Auf die Deutschen kann man sicher 
nicht mehr bauen. Das ist das Ergebnis Ihrer Politik, 
sonst gar nichts! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Pfui, Herr Kohl! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Wenn Sie, Herr Bundeskanzler, hier an jedes Mit-
glied des Hauses appellieren, es solle bei dem, was es 
sagt und tut, bedenken, was für eine Auswirkung das 
auf die Politik der Bundesregierung hat, hätte ich 
mir gewünscht, daß Sie in der gemeinsamen Pres-
seerklärung nach Ihrem Gespräch mit Herrn Ho-
necker daran gedacht hätten, was das für eine Wir-
kung in der Welt hat. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie können es doch in Wahrheit gar nicht wagen, 
auf Ihrem Bundesparteitag in wenigen Wochen in 
München in Ihrer eigenen Partei eine unmißver-
ständliche, eindeutige und von keinem Flügel Ihrer 
Partei unterschiedlich interpretierbare Entschlie-
ßung zu dem Doppelbeschluß der NATO vom De-
zember 1979 zur Abstimmung zu stellen. Sie spra-
chen zu Recht — ich will das unterstützen und unter-
streichen — von einer breiten Mehrheit der deut-
schen Bevölkerung in dieser Frage. Sie können in 
dieser Frage auch zu Recht von einer breiten Mehr-
heit des Deutschen Bundestages sprechen. Aber 
diese Mehrheit wird im Kern von der CDU/CSU und 
nicht von Ihrer Fraktion gebildet. 

(Beifall von der CDU/CSU — Lachen und 
Zurufe von der SPD) 

Herr Bundeskanzler, warum weisen Sie uns in 
diesem Saale darauf hin, daß in dieser Frage Ge-
schlossenheit am Platze sei? Vor knapp zwei Wochen 
fand in Hamburg der Landesparteitag der Hambur-
ger Sozialdemokraten statt. Zeitungsberichten zu-
folge — an diesem Parteitag nahmen Sie und unser 
Kollege Apel teil — haben Sie dort insgesamt bei-
nahe vier Stunden mit den Delegierten um die Ab-
stimmung diskutiert und gerungen. Das Ergebnis 
war dann ein Beschluß für ein Moratorium und eine 
atomwaffenfreie Zone in Europa, der im klaren, ent-
schiedenen Widerspruch zur erklärten Sicherheits-
politik Ihrer eigenen Regierung steht. Herr Bundes-
kanzler, ist das eine verläßliche Politik für das Aus-
land, wenn es hierher schaut? Nicht nur Ihre Bun-
despartei, sondern auch Ihr eigener Landesverband 
ist inzwischen doch so weit nach links abgeglitten, 
daß Sie dort keine Mehrheit mehr haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie mögen es als Trost empfunden haben — wir ha

-

ben es als blanken Hohn empfunden —, wenn der 
Bürgermeister von Hamburg, Herr von Dohnanyi, 

dieses Ergebnis dann als eine Panne bezeichnet 
hat. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU: 
Pannen-Dohnanyi!) 

Meine Damen und Herren, das alles ist doch kein 
Einzelfall. Was in Hamburg geschehen ist, geschah 
zuvor in Schleswig-Holstein, im Saarland, in Mün-
chen, in Baden-Württemberg. 

Sie sprachen von Vertrauen im Ausland für uns. 
Sie warben dafür, daß wir Gemeinsamkeit pflegen. 
Nun, Herr Bundeskanzler, ich habe von Ihnen in die-
sen Tagen kein Wort gehört, als gerade vor zwei Ta-
gen Ihr Präsidiumsmitglied — das sage ich jetzt dem 
stellvertretenden Parteivorsitzenden der SPD, Hel-
mut Schmidt — Erhard Eppler hier in Bonn zu 
neuen Demonstrationen gegen den amerikanischen 
Präsidenten aufgerufen und — wörtlich — „den Ge-
gendruck von der Straße her" gefordert hat. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Unglaublich! — 
Zurufe von der CDU/CSU: Hört! Hört!) 

Herr Bundeskanzler, das ist doch die Politik Ihrer ei-
genen Partei. Sie vertreten mit Ihren Meinungen 
doch gar nicht mehr Ihre eigene Partei. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dieser törichte und für die Republik lebensgefährli-
che Antiamerikanismus ist doch vom äußersten lin-
ken Flügel längst in die Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands eingewandert. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Löffler [SPD]: 
Ach!) 

Herr Bundeskanzler, Sie appellieren hier an die 
Unternehmer, an die kleinen und mittelständischen 
Unternehmer; Sie werben um Vertrauen. Nun, was 
sollen diese Mitbürger denken, wenn — ebenfalls in 
diesen Tagen — ein anderer Hamburger Lands-
mann von Ihnen, der frühere Bürgermeister Klose, 
seine Partei aufgefordert hat, die gegenwärtige Wirt-
schaftsordnung der Bundesrepublik Deutschland 
zur Diskussion zu stellen? Glauben Sie im Ernst, daß 
dies vertrauensbildende Maßnahmen sind? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was soll denn, meine Damen und Herren, die heu-
tige sogenannte Vertrauensabstimmung an dieser 
Lagebeschreibung Ihrer Regierung und Ihrer Partei 
ändern können? Wie ist denn die Lage im Bereich 
unserer Wirtschaft, in der Sozialpolitik? Im nun-
mehr achten Jahr — das ist die Zeit Ihrer Regierung 
— verzeichnen wir zu Jahresbeginn mehr als eine 
Million Arbeitslose. Ende Januar 1982 erreichte 
diese Zahl die Schwelle von zwei Millionen. Zwei 
Millionen Menschen ohne Arbeit, das ist eine Zahl, 
die jedermann betroffen machen muß. So viele Ar-
beitslose gab es zuletzt vor 32 Jahren unmittelbar 
nach dem Zweiten Weltkrieg mit seinen schreckli-
chen Folgen. 

(Dr. Ehmke [SPD]: Und darum lehnt Ihr un-
ser Programm ab!) 

— Herr Kollege Ehmke, dann stellt sich angesichts 
dieser Situation, die vor allem er zu verantworten 
hat, der stellvertretende SPD-Vorsitzende Helmut 
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Schmidt, der Bundeskanzler der Bundesrepublik, an 
dieses Pult und spricht von der Sorge und der Solida-
rität mit den Arbeitnehmern in der Bundesrepu-
blik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In all diesen Jahren seit 1949 hat keine Bundesre-
gierung solch katastrophale Ergebnisse ihrer Politik 
herbeigeführt wie die von Ihnen geführte. Und Sie 
tragen dafür die Verantwortung. Und das muß deut-
lich werden, wer die Verantwortung trägt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Immer [Altenkirchen] [SPD]) 

Sie appellieren heute und in Ihrem vorgelegten 
Programm an den Mittelstand. Nun, Herr Bundes-
kanzler, im vorigen Jahr — auch das ist ein Signum 
Ihrer Regierungszeit; denn das gab es nie zuvor — 
mußten annähernd 11 000 Betriebe, darunter kleine 
und mittelständische Betriebe in großer Zahl, Kon-
kurs anmelden. Viele mühsam aufgebaute Existen-
zen wurden ruiniert. Hunderttausende von Arbeits-
plätzen gingen verloren. Diese Arbeitsplätze kom-
men nicht mit Appellen wieder. Sie kommen nur 
dann wieder, wenn Sie endlich bereit sind, wirklich 
eine Politik der Sozialen Marktwirtschaft in unse-
rem Land zu führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie heute Bilanz aufmachen, Bilanz Ihrer 
Regierungszeit und Bilanz der letzten 16 Monate, 
dann gilt auch der Satz: Es ist keine Vorsorge für die 
Zukunft im Blick auf die technische Entwicklung 
und die Forschung getroffen, einst der Stolz der 
Deutschen. Heute sind wir ein Land, das Patente 
und Lizenzen im Ausland kauft, statt sie zu exportie-
ren. 

(Zuruf des Abg. Immer [Altenkirchen] 
[SPD]) 

Herr Bundeskanzler, dies ist das Ergebnis nicht zu-
letzt jener Pseudopädagogik, die aus Ihren politi-
schen Kreisen kommt und in weiten Kreisen der 
jungen Generation eine Art Technikfurcht herbeige-
führt hat, die viele Talente davon abhält, technische 
Berufe zu ergreifen. 

Herr Bundeskanzler, es sind nicht zuletzt Ihre po-
litischen Freunde — ich nehme Sie persönlich hier 
ausdrücklich aus —, die durch ihre Beiträge zu De-
monstration und Blockade einen wesentlichen An-
teil daran haben, daß wir keine Vorsorge im Bereich 
der Energiepolitik getroffen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Herr Bundeskanzler, ich will Ihnen hier eine Ant-
wort auf eine Äußerung an den Kollegen Zimmer-
mann in der letzten Debatte und an den Kollegen 
Franz Josef Strauß geben. Sie sagten damals: Was 
tut ihr denn eigentlich in Bayern? Wenn Sie in den 
letzten Tagen die Diskussion unserer Freunde von 
der CSU in der Oberpfalz vorn an der Basis mit den 
Mitgliedern, mit den Wählern verfolgt haben, frage 

ich Sie: Wo waren Sie denn in Hamburg, als es 
darum ging, für Brokdorf einzutreten? 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU — 
Zuruf des Abg. Immer [Altenkirchen] 

[SPD]) 

Der Staat ist überschuldet. Die Wirtschaft sta-
gniert. Die Finanzgrundlagen des sozialen Siche-
rungssystems sind zerrüttet. Die Furcht vor einer 
weiter wachsenden Arbeitslosigkeit, vor allem die 
geburtenstarken Jahrgänge betreffend, geht überall 
um. 

Sie haben recht und ich stimme Ihnen zu: In die-
ser Lage sind alle politisch Verantwortlichen aufge-
rufen, ihren Beitrag zur Beseitigung, zur Dämmung 
dieser tiefgreifenden Strukturkrise einzubringen. 
Diese Anstrengungen können von der Politik vor al-
lem die Jungen erwarten, deren Zukunft durch die 
beispielhafte Schuldenwirtschaft Ihrer Regierung 
schon genug belastet ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Damit sind wir bei dem anderen großen Thema 
dieser Tage. 

(Löffler [SPD]: Es generalisiert sich so 
hin!) 

Sie sprachen vom sogenannten Sommertheater des 
vergangenen Jahres. Sie müßten dann auch von der 
mißglückten Haushaltsoperation '82 sprechen. Bin-
nen weniger Monate müssen Sie nun zum dritten-
mal vor die deutsche Öffentlichkeit gehen und einge-
stehen, daß alles das, was Sie getan haben, nichts ge-
bracht hat. Fast zwei Millionen Arbeitslose sind eine 
große Herausforderung. Aber bloßer „Aktionismus" 
ist nicht die richtige Antwort. Das Wort, meine Da-
men und Herren, stammt nicht von mir. Sie, Herr 
Bundeskanzler, sind derjenige, der es in die Diskus-
sion gebracht hat — vor wenig mehr als zwölf Wo-
chen. 

(Zuruf von der SPD) 

— Meine Damen und Herren von der SPD, man wird 
Ihnen doch wohl noch sagen dürfen, was Sie bis ge-
stern gesagt haben, nachdem man heute nicht mehr 
darauf setzen kann, was Sie sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Vor Ihrer eigenen Partei erklärten Sie Anfang Ok-
tober 1981 — ich sage noch einmal: vor wenigen Wo-
chen — wörtlich: 

Das, was wir für 1982 tun können, haben wir ge-
tan. Wenn die gegenwärtigen Beschlüsse im Ge-
setzblatt stehen; das haben wir getan. Alles an-
dere ist Aktionismus, was man zusätzlich noch 
empfiehlt, ist Aktionismus. Entweder müßt ihr 
die Steuern erhöhen, um Zusätzliches zu finan-
zieren, oder, wenn wir Kredite aufnähmen, müß-
ten wir in Kauf nehmen, daß die Zinsen so hoch 
bleiben, wie sie sind oder noch höher steigen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, die Druckerschwärze der 
Gesetzblätter ist noch nicht einmal trocken gewor-
den, dann stehen Sie schon wieder hier und reden 



5058 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 84. Sitzung. Bonn,  Freitag,  dein 5. Februar 1982 

Dr. Kohl 
von Vorschlägen, die übrigens noch kein Mensch 
hier im Haus gesehen hat. Sie reden davon, daß Ge-
setze vorliegen; gar nichts liegt zur heutigen Stunde 
vor. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU) 

Warum gilt das, was Sie da klugerweise Anfang 
Oktober gesagt haben, Herr Bundeskanzler, eigent-
lich heute nicht mehr? Warum war das, was Sie jetzt 
tun, aus Ihrer damaligen Sicht Aktionismus, und ist 
heute hohe staatsmännische Kunst, vor der man 
sich ehrfürchtig verneigen muß? 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie selbst haben doch gesagt: mit diesen Dingen 
bewirken wir gar nichts. Was noch viel schlimmer 
ist: Sie sprachen dauernd vom Vertrauen. Das ist 
richtig. Seit Ludwig Erhard wissen wir, daß in einer 
modernen freien Volkswirtschaft Vertrauen in die 
Regierenden wichtigste Voraussetzung für eine po-
sitive Entwicklung der Wirtschaft ist. 

(Zurufe von der SPD) 

— Ich würde bei dem Stichwort „Erhard" an Ihrer 
Stelle keine Zwischenrufe machen. Die Deutschen 
erinnern sich wehmütig an jene Jahre, 

(Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghausen] 
[SPD]) 

als wir uns um ganz wenige Arbeitslose zu kümmern 
hatten. 

(Zurufe des Abg. Dr. Ehmke [SPD]) 

Ihre Regierungszeit ist die Regierungszeit der 
Schulden und der Arbeitslosen. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU) 

Die monatelange Debatte, die dieser jetzigen Vor-
lage vorausging, hat doch kein Vertrauen geschaf-
fen. Sie war gekennzeichnet durch eine totale Kon-
fusion, durch zahlreiche, sich regelmäßig widerspre-
chende Vorschläge. Einer wie ich hatte große Mühe, 
dauernd von der Presse angeforderte Erklärungen 
abzugeben, nur den dpa-Ticker rechtzeitig abzuneh-
men, weil stündlich neue, sich widersprechende Mel-
dungen kamen. Glauben Sie im Ernst, Herr Bundes-
kanzler, daß das Vertrauen gebildet hat? 

Ich sage ganz klar: Einzelne der Maßnahmen die-
ses jetzigen Pakets, wie z. B. die vorgesehenen Er-
leichterungen beim Mietrecht, die Verbesserung der 
steuerlichen Abschreibungsmöglichkeiten für Be-
triebs- und Wohngebäude, Investitionen bei der Bun-
despost, sind Schritte in die richtige Richtung. Ich 
frage nur, Herr Bundeskanzler: Warum machen Sie 
diese Schritte erst heute? Wir sagen Ihnen das seit 
Jahr und Tag. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Sie haben vorhin beklagt: „Wo sind Ihre Vorlagen?" 
Nun, ich habe jetzt eine mitgebracht. Sie haben 
weite Teile unserer Gesetzesvorschläge vom 22. Mai 
1981 jetzt schlicht übernommen. Ich bin darüber 
nicht böse. Da gilt nicht das Prinzip des Plagiats, 
sondern das Prinzip der Vernunft. Ich bin auch nicht 
böse, daß Sie das nicht gelesen haben. Ich überrei- 

che es Ihnen nachher. Ich will Ihnen nur sagen: Seit 
neun Monaten liegt das auf dem Tisch. Nur, Sie ha-
ben es blockiert. Das war die Wahrheit in diesen Jah-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie bereit gewesen wären, die Einsicht von 
heute im Mai des vergangenen Jahres zu üben, dann 
meine Damen und Herren, wären wir ein wesentli-
ches Stück weiter gekommen in Sachen Wohnungs-
baupolitik. Auch das gehört ja zum Resümee Ihrer 
politischen Leistung, oder besser gesagt: Nichtlei-
stung, daß wir nach den Jahren der sogenannten 
SPD/FDP-Koalition Wohnungsnot in Deutschland 
haben. 

Insgesamt ist festzustellen: Der Gesamtumfang 
des Programms gleicht die im Haushalt 1982 vorge-
nommenen und die in der Mittelfristigen Finanzpla-
nung vorgesehenen Kürzungen der Investitionsaus-
gaben, vor allem im Bereich der Gemeinschaftsauf-
gaben, überhaupt nicht aus. Und die beabsichtigte 
Investitionszulage wird auf Grund ihrer zeitlichen 
Begrenzung doch nur einen Strohfeuer- oder Mit-
nahmeeffekt auslösen. Glauben Sie im Ernst, daß 
eine zeitliche Begrenzung wie die, die Sie jetzt in Ih-
ren Papieren haben, wirklich etwas bewegen kann? 
Das ist doch wider jede wirtschaftliche Vernunft. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Spätestens nach den Erfahrungn mit dem Gesetz 
von 1974/75 sollten Sie das doch einsehen. 

Und, Herr Bundeskanzler, damit auch das klar ist: 
Eindeutig schädlich ist die beabsichtigte Erhöhung 
der Mehrwertsteuer. Sie treibt die Preise und die 
Kosten an. Sie ist ein falsches Signal für die lau-
fende Lohnrunde. Wie können Sie eigentlich die Ta-
rifpartner heute hier zur Vernunft mahnen, wenn 
Sie gleichzeitig ein Zeichen geben für die Tariferhö-
hungen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Erhöhung der Mehrwertsteuer verstärkt auch 
die Tendenz zum Steuer- und Abgabenstaat. 

Da Sie selbst ja bekanntlich eine besonders hohe 
Meinung von Ihren ökonomischen Einsichten ha-
ben, will ich Sie darauf ansprechen. Ich bitte Sie 
wirklich, vielleicht einmal den ökonomischen Sach-
verstand Ihrer Kollegen zu Rate zu ziehen. 

(Zuruf von der SPD: Bei Ihnen eine „Null-
Lösung"!) 

Da sitzt beispielsweise der Kollege Matthöfer, ein 
Mann, dem ja die Staatskasse anvertraut ist und der 
sich auch redlich bemüht, seinem Geschäft nachzu-
kommen. Kein besonders erfreuliches Geschäft! 
Nun hat der Kollege Matthöfer — nicht irgendwann, 
meine Damen und Herren, sondern heute vor elf Ta-
gen; wenigstens ein Zitat von vor elf Tagen wird man 
ja hier noch erwähnen dürfen — in einem Memoran-
dum an die Mitglieder des Kabinetts folgendes nie-
dergeschrieben — ich zitiere —: 

Auch eine Änderung des Einkommensteuerta-
rifs oder eine Heraufsetzung des Mehrwertsteu-
ersatzes mit dem ausschließlichen Ziel eines er-
höhten Aufkommens für Bund, Länder und Ge- 
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meinden sollte aus konjunkturellen Gründen 
ausscheiden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Eine Mehrwertsteuererhöhung würde zudem 
Preissteigerungen auslösen, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

ohne zu den gewünschten Strukturveränderun-
gen beizutragen. Ein Entzug von Kaufkraft aus 
dem Kreislauf, der nur der Mittelbeschaffung 
dient, nicht aber zu notwendigen Umstrukturie-
rungen beiträgt, wäre konjunkturell uner-
wünscht, vielleicht sogar kontraproduktiv. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, das ist das richtige Wort. Das, 
was Sie tun, ist kontraproduktiv. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich frage mich nur, Herr Kollege Matthöfer: Wie 
kann ein Mann mit Ihrer Reputation dann letztend-
lich einer Sache zustimmen, die Sie in einer solch 
klaren, beinahe klassischen Weise verrissen ha-
ben? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich frage Sie auch: Welche Meinung gilt jetzt ei-
gentlich? Das ist j a unser Problem mit Ihnen allen. 
Gilt die von vor acht Tagen, vor 14 Tagen? Ich 
komme noch auf andere Beispiele, nicht nur auf die-
ser Seite des Hauses. Welche Meinung gilt denn jetzt 
eigentlich? Wie soll der Bürger Ihnen bei einem sol-
chen Wechselbad von Meinungen glauben, wenn Sie 
dann gleichzeitig versprechen, daß die Bundesregie-
rung zum Ausgleich der Mehrwertsteuererhöhung 
ab 1984 die Lohn- und Einkommensteuer senken 
wird? Wir haben dazu kein Vertrauen. 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Matthöfer? 

Dr. Kohl (CDU/CSU): Bitte schön, Herr Kollege 
Matthöfer. 

Matthöfer (SPD): Herr Kollege Kohl, würden Sie so 
liebenswürdig sein, den vollständigen Text zu zitie-
ren? Ich habe nämlich auch dargelegt, daß es sehr 
wohl Formen der Mehrwertsteuererhöhung gibt, bei 
denen der von Ihnen beschriebene Effekt nicht statt-
findet, 

(Dr. Ehmke [SPD]: Soweit ist er nicht ge

-

kommen!) 

und daß es sich bei dem vorliegenden Vorschlag ge-
nau um eine solche Erhöhung handelt. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Dr. Kohl (CDU/CSU): Es ist die alte Frage, ob es ein 
bißchen Schwangerschaft geben kann, Herr Kollege 
Matthöfer. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Matthöfer (SPD): Würden Sie bitte meine Frage be-
antworten: Ist es richtig, daß in dem Papier, das Sie 
zitieren, steht, daß diese Form der vorgeschlagenen 

Mehrwertsteuererhöhung die Wirkungen, die Sie ge-
rade vorgetragen haben, nicht hat? 

(Zurufe von der SPD) 

Dr. Kohl (CDU/CSU): Für mich ist es völlig eindeu-
tig, daß in diesem Papier mit diesem Zitat ein völlig 
richtiger Sachverhalt beschrieben ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD — Pfui-Rufe von der SPD) 

— Meine Damen und Herren, freuen Sie sich nicht 
zu früh! Wir werden in wenigen Tagen den Jahres-
wirtschaftsbericht miteinander diskutieren. Bei der 
Gelegenheit werden wir das ganze Matthöfer-Papier 
hier zur Debatte stellen. Da werden sie sich wun-
dern. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Liedtke [SPD]: 
Sie sind ein Falschmünzer!) 

Herr Bundeskanzler, aus diesen Gründen lehnen 
wir, die Christlich Demokratische und die Christlich-
Soziale Union — Sie haben das von gestern korrekt 
zitiert —, im Deutschen Bundestag wie im Bundes-
rat diese Erhöhung der Mehrwertsteuer ab, weil sie 
für ein vernünftiges Programm zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit, für eine Wiederbelebung der Wirt-
schaft schädlich ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was Sie jetzt hier tun, indem Sie die einzelnen 
Kollegen aus den Ländern ansprechen, ist auch eine 
alte, von Ihnen häufig geübte Praxis. Der Bundesrat 
ist ein Verfassungsorgan eigenen Ranges. 

(Zurufe von der SPD) 

— Es mag j a sein, daß bei Ihnen inzwischen das Ver-
fassungsverständnis schon so weit verkommen ist, 
daß allein das Erwähnen dieses Begriffes Ihnen un-
angenehm ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es entspricht nicht dem Verfassungsverständnis der 
Bundesrepublik Deutschland, daß das Verfassungs-
organ Bundesrat vom Verfassungsorgan Bundesre-
gierung Befehle entgegennimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Hier geht es um das Parlament, Herr Kohl! 

Reden Sie doch nicht so einen Kohl!) 

Ich sage das aus meiner langjährigen Erfahrung in 
der zweiten Kammer dieses Hauses. Wenn Sie die 
Kollegen schon angehen und hinsichtlich Ihrer Hal-
tung bestimmte Erwartungen herausstellen, sollten 
Sie solche Äußerungen hier lassen, Herr Bundes-
kanzler. 

Es gab eine CDU-geführte Landesregierung in 
Schleswig-Holstein, und es gab eine CDU-geführte 
Landesregierung im Saarland. Ich erwähne diese 
beiden Regierungen, weil sie schon damals, zur Re-
gierungszeit von Adenauer, Erhard und Kiesinger, 
von CDU-Ministerpräsidenten geführt wurden. Da-
mals war es nie notwendig, daß der Versuch einer 
solchen Pression unternommen wurde, weil die Bon-
ner Wirtschafts-, Sozial- und Arbeitsmarktpolitik 



5060 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 84. Sitzung. Bonn, Freitag, den 5. Februar 1982  

Dr. Kohl  
diese betrüblichen Ergebnisse nicht hatte, die Ihre  
Politik heute gezeitigt hat.  

(Beifall bei der CDU/CSU)  

Ich weiß, daß Sie ein beachtliches Kapital auf den  
Markt bringen können in des Wortes eigentlicher  
Bedeutung, wenn es darum geht, Kampagnen gegen  
uns zu führen.  

(Zurufe von der SPD)  

Aber Sie werden wenig Glück haben. Die Bürger im  
Saarland, die Bürger in Niedersachsen, die Bürger  
in Schleswig-Holstein und im übrigen gerade auch  
die Bürger in Berlin wissen,  

(Dr. Ehmke [SPD]: Daß Sie von Gemein

-

samkeit nur reden!)  

wem sie ihre schlechte wirtschaftliche Entwicklung  
zu verdanken haben.  

(Beifall bei der CDU/CSU)  

Wir werden eine vernünftige Politik zur Verbesse-
rung der Beschäftigungslage unterstützen, aber die  
von Ihnen vorgesehene Finanzierung durch Steuer-
erhöhungen — das wissen Sie im übrigen so gut wie  
ich — schadet mehr, als das ganze Programm nutzen  
kann.  

Meine Damen und Herren, Sie haben wieder nach  
unseren Gesetzen und Texten und Vorschlägen ge-
fragt. Herr Bundeskanzler, wir haben im letzten  
Herbst eine ganze Serie von Vorschlägen vorgelegt.  
Einige dieser Vorschläge, die damals als der Inbe-
griff sozialer Demontage diffamiert wurden, finden  
sich heute — einige Wochen später — bei Ihnen wie-
der. Ich frage Sie beispielsweise einmal ganz kon-
kret nach einem Sachverhalt, der uns nicht leichtge-
fallen ist.  

Ich spreche das Beispiel unseres Antrags an, über  
800 Millionen DM jährlich beim Schüler-BAföG für  
jene Schüler zu streichen, die am Wohnort ihrer El-
tern zur Schule gehen und wo wir eben glauben, daß  
es kein unzumutbares Opfer ist. Das Schüler-BAföG  
erklärten Sie bei der letzten Runde für tabu. Als es  
im Vermittlungsausschuß darum ging, für behin-
derte junge Leute Geld zu retten, war es sogar kaum  
möglich, Ihre eigenen politischen Freunde davon zu  
überzeugen, daß es in der Alternative für behinderte  
junge Leute oder für gesunde junge Leute, die am  
Schulort zu Hause wohnen können, eine klare Prio-
rität zugunsten der Behinderten geben muß.  

(Beifall bei der CDU/CSU)  

Nun wenden Sie in dem Programm, das Sie heute  
hier so dramatisch vorgestellt haben, für vier Jahre  
insgesamt je 100 Millionen DM zur Förderung ar-
beitsloser Jugendlicher auf. Herr Bundeskanzler,  
der Gesamtertrag der Mehrwertsteuererhöhung — 
die  ja nicht kommt — liegt bei knapp 2 Milliarden  
DM. Sie könnten einen gewaltigen konsumtiven Be-
trag allein beim Schüler-BAföG einsparen, wenn Sie  
den Mut hätten, von der ideologischen Ausrichtung  
Ihrer eigenen Partei abzugehen.  

(Beifall bei der CDU/CSU)  

Uns fällt dieser Vorschlag zur Streichung des BAföG  
auch nicht leicht. Aber in der Alternative, arbeitslose  

junge Leute an Arbeits- und Ausbildungsplätzen zu  
bringen oder BAföG als Unterstützung an Schüler  
zu geben, die zu Hause im Elternhaus wohnen kön-
nen, muß doch die Entscheidung für jeden gerecht  
und sozial Denkenden einwandfrei sein.  

(Beifall bei der CDU/CSU)  

Meine Damen und Herren, ein wahres Miraculum  
ist ja nun die Haltung der Kollegen von der FDP in  
diesen Wochen.  

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU — Vogel [En-
nepetal] [CDU/CSU]: Was heißt hier „Hal-
tung"? — Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Die lie-
gen doch! — Heiterkeit und weitere Zurufe  

von der CDU/CSU)  

Da sitzt vor mir der von mir besonders geschätzte  
Kollege Hoppe.  

(Heiterkeit bei der CDU/CSU)  

Der sagte hier von dieser Stelle vor 14 Tagen — es  
war offensichtlich gar keine schlechte Rede, denn im  
Deutschen Fernsehen konnte man dann erfahren,  
daß der Kanzler ihn dafür gerügt hat  — 

(Dr.  Jenninger [CDU/CSU]: Hört! Hört!)  

wörtlich auf meine Frage:  

Die Freien Demokraten werden auf ihrer Posi-
tion beharren, die da lautet: Wer beschäfti-
gungswirksame Maßnahmen über Kredite oder  
Steuererhöhungen finanzieren will, gefährdet  
die Grundlagen solider Finanzpolitik.  

(Heiterkeit und lebhafter Beifall bei der  
CDU/CSU — Dr. Barzel [CDU/CSU]: Das ist  
die Wende, die Genscher gemeint hat!)  

Was Herrn Hoppe billig ist, ist Graf Lambsdorff  
natürlich recht. Der sagte in der gleichen Debatte ei-
nen Tag später, er sei nach gründlicher Diskussion  
zu dem Ergebnis gekommen, daß die Nachteile der  
Steuererhöhungen die Vorteile überwiegen, wenn  
eine auf das Jahr 1982 beschränkte Investitionszu-
lage durch eine Mehrwertsteuererhöhung um einen  
Punkt finanziert werde.  

Meine Damen und Herren, natürlich macht es mir  
Freude, den Herrn Hoppe und den Kollegen Lambs-
dorff anzusprechen, aber es macht mir natürlich  
auch Freude, den Kollegen Genscher anzusprechen.  
Herr Kollege Genscher, es darf doch bei einer sol-
chen Gelegenheit wenigsten gefragt werden, was  
sich ereignet hat, daß all das, was Sie in den letzten  
Wochen sagten und was eine so breite, sympathische  
Zustimmung bei uns gefunden hat, jetzt nicht mehr  
gilt. Da sagten Sie im August, daß Ausgabenminde-
rung der bessere Weg ist als Einnahmenerhöhung.  
Da kann ich nur sagen: ganz richtig.  

(Beifall bei der CDU/CSU)  

Da sagten Sie im Oktober: „Wir mußten verhindern"  
— das war natürlich auf die Sozialdemokraten mit  
ihren linken Umtrieben gemeint —,  

(Lachen bei der SPD)  

„daß weitere Steuererhöhungen kommen. Wir muß-
ten verhindern, daß ein kostenaufwendiges, in der  
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Sache unwirksames Beschäftigungsprogramm vor-
gelegt wird." 

(Hört! Hört!, Heiterkeit und Beifall bei der 
CDU/CSU) 

Dann sagten Sie, Herr Kollege Genscher — das 
war im November —, in der gegenwärtigen Lage 
würden alle staatlichen Beschäftigungsprogramme 
allenfalls ein Strohfeuer sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann sagten Sie, Herr Kollege Genscher — ich zi-
tiere Sie wirklich wörtlich; wer uns beide kennt, 
weiß auch, ohne jeden Soupçon — — 

(Zurufe von der SPD) 

— Ja doch, natürlich, das ärgert Sie in der SPD. Aber 
ich sage es trotzdem. Da sagten Sie: „Die FDP ver-
tritt die Linie des wirtschaftlichen Sachverstands in 
unserem Land." 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Genscher, bei dem, was heute vorliegt, 
frage ich Sie: Welcher wirtschaftliche Sachverstand 
gilt? 

(Zuruf von der SPD: Ihrer bestimmt 
nicht!) 

Der vom August? Der vom Oktober? Der vom No-
vember? Der vom Januar? Der vom Februar? Aber 
das Jahr hat zwölf Monate, meine Damen und Her-
ren. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

— Herr Kollege Genscher, damit kein Zweifel auf-
kommt: Die Mehrheit der SPD-Fraktion hat an die-
sem Beifall eben mehr Freude gehabt, als Sie. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Herr Bundeskanzler, bei all dem, was ich Ihnen 
sagen muß, ist deutlich, daß Sie auf dem falschen 
Wege sind, daß auf Ihre Politik kein Verlaß ist. Sie 
sind auf dem falschen Wege, weil Sie nicht die Kraft 
haben, eine wirkliche Konsolidierung der Staatsfi-
nanzen herbeizuführen; und das ist die entschei-
dende Voraussetzung für eine Wende zum Besse-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sind auf dem falschen Wege, weil Sie nicht den 
Mut haben, die konsumtiven Ausgaben des Staates 
zugunsten der investiven zurückzuschneiden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Die meisten Bürger wären zu Opfern bereit, wenn 
sie die Überzeugung haben könnten, daß diese Opfer 
gerecht verteilt werden und dazu dienen, daß es wie-
der aufwärts geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sind auf diesem falschen Wege — bei manchen 
richtigen Ansätzen —, weil Sie Rücksicht auf die 
Linken in Ihrer eigenen Partei nehmen müssen, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD) 

weil Sie die Blockaden in Ihrer eigenen Partei nicht 
wegräumen können. 

(Zurufe von der SPD) 

In der regionalen Wirtschaftsförderung, in der Ver-
besserung der Agrarstruktur, im Krankenhausbau, 
im Hochschulbau, im Straßenbau können ganz 
rasch erhebliche Investitionen freigesetzt werden. 
Wenn Sie es mir nicht glauben, fragen Sie die Kolle-
gen Ministerpräsidenten auf der Bundesratsbank. 

Aber das alles kommt nicht voran, weil Sie gele-
gentlich das Richtige tun wollen, aber weil Sie daran 
gehindert werden. Wer alle paar Monate seinen 
Kurs ändert, wer heute tut, was er gestern als falsch 
bezeichnet hat, der ist für niemanden berechenbar, 
der verdient kein Vertrauen. Das ist der Sachver-
halt. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer sich so benimmt, der zwingt alle diejenigen in 
eine Position des Abwartens, ohne deren Initiative 
und Unternehmungsgeist nichts geht. Viele Mitbür-
ger fühlen sich von Ihnen getäuscht, viele Mitbürger, 
denen Sie vor anderthalb Jahren bei der Wahl ver-
sprochen haben, die Deutschen könnten es schaffen, 
immer weniger zu leisten und gleichzeitig immer 
besser zu leben. 

(Zurufe von der SPD: Quatsch! — Größter 
Blödsinn!) 

Herr Bundeskanzler, Sie verpfänden dabei nicht 
nur Ihre Amtsautorität, sondern auch Ihre persönli-
che Autorität. Nach vielen Rücktrittsdrohungen ha-
ben Sie sich jetzt entschlossen, diesen Antrag im 
Bundestag zu stellen. Ich frage Sie: Was bezwecken 
Sie damit? Das Votum, das Sie heute anstreben, wird 
Ihnen die Regierungsarbeit in Wahrheit nicht leich-
ter machen. Der Erkenntniswert dieser Abstim-
mung ist gleich null. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Da die Geschäftsordnung des Bundestags bei der 
Abstimmung über die Vertrauensfrage eine ge-
heime Abstimmung nicht vorsieht, werden sich Ihre 
Gegner in der eigenen Partei leicht bedeckt halten 
können. 

(Dr. Ehmke [SPD]: Sie können doch für das 
Kanzleramt kandidieren!) 

Deshalb werden Sie auch heute nicht mehr erfahren 
als das, was die Mitglieder Ihrer Fraktion schon am 
Mittwochabend dem deutschen Fernsehpublikum 
erklärt haben: daß sie auch weiterhin und auf jeden 
Fall an der Macht bleiben wollen. Das ist es, um was 
es heute geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU— Zurufe von der 
SPD) 

Dennoch besteht zwischen Ihrer Vertrauensfrage 
und dem Maßnahmenkatalog ein Zusammenhang. 
Es ist doch offenkundig — und Sie wußten das —, 
daß Sie weder in Ihrem Kabinett noch in Ihrer Frak-
tion mit Ihren wirtschafts- und arbeitsmarktpoliti-
schen Vorstellungen überzeugen können. Sie selbst 
sind ja auch nicht davon überzeugt; denn sonst hät-
ten Sie das, was Sie jetzt tun, nicht noch vor kurzer 
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Zeit als blanken „Aktionismus" bezeichnet. Deshalb 
müssen Sie mit Ihrem Rücktritt drohen. Deshalb ha-
ben Sie bei den Programmberatungen Ihre Fraktion 
übergangen und setzen Sie sie jetzt mit der Vertrau-
ensfrage unter Druck. Natürlich werden Sie auch 
das leugnen. Aber wir haben das ja alles in diesen 
Tagen miterlebt. 

Es ist klar — meine Reverenz dazu —: Die Einpeit-
scher in den beiden Fraktionen haben natürlich auf 
den heutigen Tag ganze Arbeit geleistet. 

(Lachen bei der SPD und der FDP) 

Die Propagandaabteilungen von SPD und FDP wer-
den morgen diesen „Erfolg" hinausposaunen. Aber, 
meine Damen und Herren, der Umweg über die heu-
tige Abstimmung bringt Ihnen gar nichts! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, er täuscht ein Vertrauen vor, 
das Sie für den konkreten Inhalt Ihrer Politik in Ih-
rer eigenen Fraktion und Partei längst nicht mehr 
besitzen. Wie wollen Sie denn draußen den Men-
schen Vertrauen geben, den Unternehmern und den 
Arbeitnehmern, den Selbständigen, den Menschen, 
die noch Arbeit haben, und jenen, die dringend Ar-
beit suchen? Sie haben das Vertrauen der Mehrheit 
der Deutschen nicht nur enttäuscht; Sie haben es 
verloren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ihr Taktieren mit der Vertrauensfrage nützt we-
der Ihnen, noch nützt es dem Land; denn die Lage ist 
zu ernst, als daß sie mit solchen Manövern zu mei-
stern wäre. 

(Zurufe von der SPD) 

Eine schwache Regierung, die nur noch ein Ziel hat, 
nämlich in den Sesseln zu bleiben, deprimiert das 
Land. Das Land braucht eine Regierung, die die 
Wahrheit sagt, die Mut hat, die das Notwendige 
tut. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD) 

Das Land, unsere Bundesrepublik Deutschland, 
braucht eine Regierung, die Vertrauen verdient. Ihre 
Regierung verdient dieses Vertrauen nicht! 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Aber Sie 
auch nicht! — Anhaltender lebhafter Beifall 

bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abgeordne-
ter Brandt. 

Brandt (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Man braucht nicht im Deutschen Bundestag 
zu sitzen, um zu wissen: Politik handelt nicht nur 
von dem Außergewöhnlichen und dem Wesentli-
chen, sondern über weite Strecken auch von dem 
Alltäglichen und gelegentlich von dem Überflüssi-
gen. 

(Beifall und Zurufe von der CDU/CSU) 

Mir erscheint es höchst überflüssig, an einem ein

-

deutigen Recht, an einem eindeutigen verfassungs

-

rechtlichen Anspruch des Bundeskanzlers herumzu-
polemisieren. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Der Bundeskanzler hat es für geboten gehalten, 
vom Artikel 68 unserer Verfassung Gebrauch zu ma-
chen. Nun will ich einmal, Herr Kollege Kohl, da Sie 
andere mit Äußerungen aus den letzten Monaten zi-
tiert haben, Ihren Stellvertreter, den Kollegen Zim-
mermann, mit einer Äußerung zitieren, die er vor 
wenigen Monaten gemacht hat. Vor mir liegt eine 
Sonntagszeitung aus dem Oktober des zurückliegen-
den Jahres. Die Meldung wird sogar aufgemacht mit 
dem Zitat einer Forderung, die Herr Zimmermann 
an den Bundeskanzler richtet: „Stellen Sie die Ver-
trauensfrage!" 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
FDP — Abg. Dr. Zimmermann [CDU/CSU] 

meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Einen Augenblick, Herr Kollege Zimmermann.  — 
Dann  heißt es im letzten Satz dieses Ihres Inter-
views mit der erwähnten Sonntagszeitung: 

Helmut Schmidt sollte den Mut haben, diesem 
Verfahren zuzustimmen. 

Jetzt tut er es, und jetzt ist es auch nicht richtig. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und 
FDP) 

Präsident Stücklen: Herr Brandt, gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Brandt (SPD): Bitte. 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU): Wären Sie so freund-
lich, Herr Kollege Brandt, zur Kenntnis zu nehmen, 
daß aus dem Gesamtzusammenhang dieses Inter-
views hervorgeht, 

(Oh-Rufe bei der SPD und der FDP) 

daß diese Vertrauensabstimmung mit einem Pro-
gramm verbunden werden sollte, was heute nicht ge-
schieht, wie Sie wissen? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD und der FDP) 

Brandt (SPD): Ich kann nicht finden, daß ich falsch 
zitiert habe. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wer hier für seine Partei und Fraktion spricht, hat 
der Öffentlichkeit klarzumachen, wie er und seine 
politischen Freunde zu dem vom Bundeskanzler er-
betenen Vertrauensvotum stehen. Wir Sozialdemo-
kraten und unsere Bundestagsfraktion 

— 

 für die ge-
samte Sozialdemokratische Partei Deutschlands — 
sagen dazu: Ja, der Bundeskanzler hat unser Ver-
trauen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Nun hat niemand von uns erwartet, daß Herr Kohl 
bekanntgeben würde, seine Fraktion werde auch ja 
sagen oder sich der Stimme enthalten. Doch nie-
mand hätte sich der Illusion hingeben dürfen, er 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 84. Sitzung. Bonn, Freitag, den 5. Februar 1982 	5063 

Brandt 
könne uns auseinanderdividieren und uns daran 
hindern, unser Vertrauen in namentlicher Abstim-
mung — die ich beantrage, Herr Präsident — auszu-
sprechen. 

Sie werden, verehrte Kolleginnen und Kollegen 
der Unionsparteien, zur Kenntnis zu nehmen haben: 
Unser Vertrauen ist eindeutig, und es ist einmütig. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU: Geheime Abstim-

mung!) 

Wir verbinden damit den Wunsch, daß der Bundes-
kanzler seine verdienstvolle und aufopfernde Arbeit 
an der Spitze der Bundesregierung im Interesse der 
breiten Schichten unseres Volkes noch lange fortset-
zen möge. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Der in diesem Augenblick spricht, hat seine eige-
nen Erfahrungen mit der Vertrauensfrage im Deut-
schen Bundestag. Der Bundeskanzler hat daran er-
innert. Damals, vor zehn Jahren, verfügte die Koali-
tion aus Gründen, die jetzt nicht näher erörtert zu 
werden brauchen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wienand!) 

nicht mehr über eine parlamentarische Mehrheit. 
Wenige Monate später konnte durch die Entschei-
dung der Bürgerinnen und der Bürger in der Bun-
desrepublik eine wieder voll handlungsfähige Regie-
rung gebildet werden. 

Die heutige Lage ist eine andere. 

(Dr. Jenniger [CDU/CSU]: Sehr gut! — 
Rawe [CDU/CSU]: Machen Sie doch jetzt 

einmal Neuwahlen!) 

Die Regierung der sozialliberalen Koalition verfügt 
durch den Wählerentscheid vom Herbst 1980 über 
eine klare Mehrheit. Diesmal dient die Vertrauens-
frage offenkundig dem Ziel, die volle Handlungsfä-
higkeit der Regierung vor der deutschen, europäi-
schen und internationalen Öffentlichkeit unter Be-
weis zu stellen 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

und, indem wir dies tun, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen, die von der Opposition und von Teilen der 
veröffentlichten Meinung genährten Zweifel nach-
drücklich zu widerlegen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich spreche vom Vertrauen zur Regierung der so-
zialliberalen Koalition. Doch hier im Parlament, zu-
mal in einer solchen Frage, spricht jeder von uns in 
seiner eigenen Verantwortung. Die Kollegen von der 
Freien Demokratischen Partei werden gewiß ihr Vo-
tum begründen. 

Für meine Partei und für meine Fraktion will ich 
sagen: Wenn wir deutschen Sozialdemokraten dem 
Bundeskanzler Helmut Schmidt unser Vertrauen 
nach Art. 68 des Grundgesetzes bestätigen, unter-
streichen wir zugleich den Wunsch und den politi-
schen Willen, die bewährte Zusammenarbeit mit den 

Freien Demokraten, also die sozialliberale Koali-
tion, fortzusetzen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Rawe 
[CDU/CSU]: Also auf jeden Fall an der 

Macht bleiben!) 

Damit haben uns die Wähler beauftragt, und wir ha-
ben weder die Absicht noch hätten wir das Recht, 
vor diesem Wählerauftrag davonzulaufen. Es gibt 
dazu keine vernünftige Alternative. Und für mich 
hat das, was mein Vorredner beizutragen hatte, 
diese Erkenntnis bestätigt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Trotzdem, meine Kolleginnen und Kollegen, und 
bei aller unvermeidlichen Rivalität der Parteien 
fragt man sich, welchem vernünftigen Zweck es die-
nen soll, wenn eine so starke Partei wie die Union — 
zwei eigentlich, die CDU mit der bayerischen CSU — 
immer wieder in die Rolle des Nein-Sagers flüchtet, 
um sich dann in dieser Rolle selbst gefangenzuneh-
men. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Der Bundeskanzler hat gesagt — und ich unter-
streiche es —: Die Mehrheit unseres Volkes ist für 
die Politik der Besonnenheit, an die sich die Regie-
rung Schmidt/Genscher gerade auch während der 
Polen-Krise gehalten hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich unterstreiche dann jeden einzelnen Satz, den der 
Bundeskanzler zu diesem Thema wohlabgewogen in 
seiner heutigen Erklärung uns vorgetragen hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Verehrter Herr Kollege Kohl, mit dem Wort, das ja 
weit über diesen Raum hinausgeht, auf die Deut-
schen sei kein Verlaß, sind Sie Ihrem Anspruch als 
Träger nationaler Verantwortung nicht gerecht ge-
worden. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP 
— Dr. Häfele [CDU/CSU]: Falsch zitiert!) 

Die Mehrheit des Volkes ist dafür, daß wir im 
westlichen Bündnis weiterhin unsere konstruktiven 
Beiträge leisten. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU: Falsch 
zitiert!) 

Und ich sage für die deutschen Sozialdemokraten, 
Herr Kollege Kohl: Die SPD macht sich das Leben 
nicht immer leicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und anderen!) 

Wer wüßte das besser als ich? Aber eines bringt sie 
immer wieder fertig: die Sorgen der Bürger bei sich 
aufzunehmen und durchzudiskutieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Wider

-

spruch bei der CDU/CSU) 

und dabei auch in einem zuweilen schmerzlichen 
Prozeß auseinanderzuhalten, was heute geboten ist 
und was gleichwohl für morgen und übermorgen 
oder auf längere Sicht in Europa und in der Welt an-
zustreben ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Die Mehrheit unseres Volkes ist nicht nur hierfür, 

sondern dafür — wie es die Regierung versucht —, 
die Europäische Gemeinschaft nicht zugrunde ge-
hen zu lassen, und daß wir jede mögliche Anstren-
gung machen, um dem drohenden Rückfall in den 
Kalten Krieg entgegenzuwirken 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

und — trotz allem — auf eine Begrenzung der Rü-
stungen zwischen den Weltmächten und zwischen 
den beiden Blöcken hinzuwirken. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich möchte gerne eine Zusatzbemerkung auf ei-
gene Rechnung machen dürfen. Als ich an einem 
Abend der vorigen Woche in London mit dem frühe-
ren konservativen Premierminister Macmillan im 
Wagen zu einer Vortragsveranstaltung fuhr, sagte 
dieser mittlerweile 88jährige britische Staatsmann 
zu mir: „Wir haben heute eine Wirtschaftskrise in 
West und Ost, in den Entwicklungsländern" — — 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich finde, ein 88jähriger Konservativer hat auch 
Anspruch auf Ihren Respekt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
des Abg. Dr. Kohl) 

Er sagte also: „Wir haben heute eine Wirtschafts-
krise in West und Ost, in den Entwicklungsländern, 
in allen Teilen der Welt. Dafür muß es doch gemein-
same Ursachen geben." Ich habe geantwortet und 
wiederhole es hier: „Zusätzlich zu anderen wohlbe-
kannten Erklärungen spricht die Vermutung dafür, 
daß das inzwischen erreichte Ausmaß an Ressour-
cen, die für Rüstungen aufgewendet werden — 560 
Milliarden Dollar in diesem Jahr —, in sich zu einem 
die Weltwirtschaft schwer belastenden und sogar 
vergiftenden Faktor geworden ist."  

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Da unterliegt nun mancher in unserem Lande dem 
Irrtum, hieran könnte man allein etwas ändern. 
Aber man muß es als Problem vor sich haben, um zu 
versuchen, sich mit anderen an ein Problem gemein-
samen Interesses heranzuarbeiten. 

Zurück zu meinem Vorredner. Ich glaube nicht, 
Herr Kollege Kohl, daß wir einander und daß wir un-
serem Volk helfen, wenn sachliche Kritik durch 
übersteigerte Polemik erdrückt wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Regierung der sozialliberalen Koalition hat ge-
zeigt, daß sie gerade auch in einer viel schwieriger 
gewordenen Zeit gut in der Lage ist, die deutschen 
Interessen wirksam zu vertreten. 

Der Führer der Opposition hat sich, wie es richtig 
war, auch zu den jüngsten wirtschaftspolitischen 
Beschlüssen der Regierung geäußert. Er hat sich 
überwiegend kritisch bis negativ dazu geäußert. Das 
„Handelsblatt", dem man eigentlich sozialdemokra-
tische Neigungen nicht nachsagen kann, setzt dies 
heute früh unter die Überschrift: „Im Nein vereint". 
Ich halte das für bedauerlich; denn angesichts der 
Weltwirtschaftskrise und der Tatsache, Herr Kol-
lege Kohl, daß wir es mit 2 Millionen Arbeitslosen zu  

tun haben, sind wir objektiv alle miteinander gefor-
dert. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Durch die Verweigerung gegenüber dem Bundes-
kanzler und der von ihm geführten Regierung 
kommt kein einziger Mann, kommt keine einzige 
Frau wieder in Arbeit oder kriegt einen neuen Ar-
beitsplatz. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Kollege Kohl, wenn die Lage so ernst ist, wie 
Sie sie auch beschrieben haben, dann war Ihre Re-
aktion darauf zu klein. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir Sozialdemokraten hätten es wie Heinz Oskar 
Vetter und seine Kollegen begrüßt, wenn es schon in 
den hinter uns liegenden Monaten möglich gewesen 
wäre, die im Haushalt 1982 vorgesehenen, leider bis-
her unter Wert verkauften Maßnahmen durch zu-
sätzliche wirtschaftsfördernde, beschäftigungspoli-
tische Initiativen zu ergänzen. Jetzt begrüßen wir — 
und wir begrüßen es sehr —, daß die Regierung ei-
nen ansehnlichen Maßnahmenkatalog auf den Weg 
gebracht hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir stützen nachdrücklich den Gedanken und die 
Motivierung einer Gemeinschaftsinitiative. Aber 
wenn wir uns dabei an die Sozialpartner, an die Bun-
desbank und an andere wenden, sind wir auch selbst 
gefordert, müssen wir natürlich selber tun, was zu 
tun im Bund, in den Ländern und in den Gemeinden 
jeweils möglich ist. 

Für uns Sozialdemokraten ist es übrigens eine 
prinzipielle Entscheidung, mit der wir es zu tun ha-
ben, eine prinzipielle Entscheidung insofern, als sich 
der Staat in einer schwierigeren Lage nicht etwa aus 
seiner Mitverantwortung zurückzieht, sondern die 
Herausforderung im Kampf um Beschäftigung und 
wirtschaftliche Entfaltung annimmt, insofern, als er 
dies als große gemeinschaftliche Aufgabe auffaßt 
und von hier aus dem ganzen Volk vermittelt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Niemand wird sich darüber wundern, daß nicht 
alle Bestandteile des jetzt Vorgeschlagenen mit glei-
chem Beifall bedacht werden. Natürlich wird man 
sich fragen dürfen, sich ehrlicherweise sogar fragen 
müssen, ob nicht die Aufgabe, die strukturellen 
Schwächen unserer Volkswirtschaft zu überwinden, 
zu einem wesentlichen Teil erst noch vor uns liegt. 
Aktueller betrachtet, stehen wir ohnehin — etwa bei 
den Mieten — noch vor ernster gesetzgeberischer 
Arbeit. 

Es ist jedoch wirklich nicht leicht zu begreifen, 
was die Union in Bund und Ländern bisher und was 
gewisse Verbandssprecher veranlaßt, selbst dann 
nein zu sagen, wenn Investitionen gefördert werden 
und dafür Mittel aufgebracht werden sollen, an de-
nen der Schlosser ebensoviel Anteil hat wie der Ge-
neraldirektor, 

(Beifall bei der SPD) 
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wenn Mittel für zinsverbilligte Kredite aufgestockt 
werden, die der mittelständischen Wirtschaft und 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Umweltschutzes 
zugute kommen, wenn Bundesmittel für den Hoch-
bau, die wohl zu stark gekürzt worden waren, wieder 
freigemacht werden, oder wenn Maßnahmen zur Be-
kämpfung der Jugendarbeitslosigkeit ergriffen wer-
den und kurzfristig geprüft wird, wie und in welchen 
Bereichen die Verkürzung der Lebensarbeitszeit be-
wirkt werden kann. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Verehrte Kollegen von der Opposition, glauben 
Sie etwa, es macht uns Spaß, die vorgesehene Betei-
ligung der Rentner an ihrer Krankenversicherung 
um ein Jahr vorzuziehen? Doch ich weiß, gerade bei 
den Rentnern gibt es manches Verständnis für ein 
Programm, das nicht nur Populäres enthalten kann 
und das im Konkreten den Zusammenhang mit der 
Einkommensentwicklung derer, die aktiv im Ar-
beitsprozeß stehen, nicht aus dem Auge verliert. 

Wir Sozialdemokraten stellen uns der Pflicht, uns 
auch mit solchen Maßnahmen zu befassen, die der 
Sache nach natürlich nicht nur populär sein kön-
nen, 

(Zustimmung bei der SPD) 

und wir lassen uns von dieser Pflicht ebensowenig 
abbringen wie von der konzeptionellen und der ins 
Detail gehenden Arbeit, die weiter vor uns liegt. 

Wenn es dabei bleibt, daß die Mehrheit des Bun-
desrates gegen das vorliegende Programm in Front 
gebracht wird, wird darüber in den Ländern ebenso 
deutlich wie hier im Bundestag zu reden sein. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich kann nicht verstehen, Herr Kollege Kohl, was 
der ernste und ehrliche Aufruf zur Gemeinsamkeit 
mit Druck zu tun haben soll. Ich sage vielmehr: Nicht 
zuletzt der niedersächsische Ministerpräsident 
Ernst Albrecht wird sich fragen lassen müssen, ob er 
es mit seinen Reden genug sein lassen oder ob er der 
Bundesregierung Knüppel zwischen die Beine wer-
fen will. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich vermute im übrigen, meine Herren von der 
Union: Eine Blockadefront wird sich kaum halten 
lassen. Im ganzen geht es wirklich darum — davon 
handelt die heutige Regierungserklärung —, Arbeit 
zu schaffen und den Frieden zu sichern. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Nachdem sich der Bundeskanzler entschlossen 
hat, dem Bundestag die Vertrauensfrage zu stellen, 
ist es für seine Partei und Fraktion eine selbstver-
ständliche Pflicht, ihm vor dem eigenen Volk und zu-
gleich vor der europäischen und internationalen Öf-
fentlichkeit zu bekunden: Jawohl, der Bundeskanz-
ler Helmut Schmidt hat unser Vertrauen. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Mischnick. 

Mischnick (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herrn! Weil wir Freien Demokra-
ten zur Regierung Schmidt/Genscher und zur Regie-
rungserklärung vom 24. November 1980 stehen, 
stimmen wir dem von Ihnen, Herr Bundeskanzler, 
gestellten Vertrauensantrag zu. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich bin überzeugt: Wenn die Abstimmung gewesen 
ist, werden sich die Nebelgespinste aus der Gerüch-
teküche der letzten Tage und Wochen in Nichts auf-
lösen. 

Für unsere Entscheidung sprechen gute Gründe: 
An erster Stelle steht die gemeinsame Sicherung 
unserer auf Verständigung und Frieden ausgerich-
teten Politik. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Freie Demokraten und Sozialdemokraten haben die 
in den 60er Jahren auf dem Nullpunkt angekom-
mene Deutschlandpolitik gegen den hinhaltenden 
Widerstand der Union zu einem immer besser grei-
fenden Instrument des Miteinanders und der 
menschlichen Erleichterungen und Begegnungen 
für die Deutschen in Ost und West gemacht; das wol-
len wir fortsetzen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir haben die Voraussetzungen dafür geschaffen, 
daß Berlin als permanenter Konfliktherd im Ost-
West-Gegensatz entschärft wurde und daß heute alle 
Kraft in Berlin auf die Zukunftssicherung einge-
stellt werden kann. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir haben mit unserer Politik des Ausgleichs und 
der Entspannung gegenüber dem Osten auf der 
Grundlage des militärischen Gleichgewichts zu ei-
nem Mehr an Sicherheit und an Stabilität in Europa 
beigetragen; das wollen wir fortsetzen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Entwicklung in Po-
len widerlegt diese Politik nicht, sondern sie macht 
deutlich, daß die von uns vertretenen Prinzipien der 
Freiheit und der Menschenrechte — nicht zuletzt 
durch die Entspannungspolitik und, ganz konkret, 
durch die Schlußakte von Helsinki — immer mehr 
Resonanz auch in Osteuropa gefunden haben; das ist 
doch unbestreitbar. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir werden gerade in dieser prekären Situation, die 
durch den Ausnahmezustand in Polen ausgelöst 
wurde, weiterhin zum Dialog, aber nicht zur Kon-
frontation bereit sein. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir werden zugleich entschieden darauf drängen, 
daß die Verhandlungen über Mittelstreckenraketen 
in Europa weitergehen. Bundeskanzler Schmidt und 
Bundesaußenminister Genscher haben doch gerade 
auf diesem Feld mit beispielhaftem Engagement da-
für gesorgt, daß die beiden Supermächte aus der 
Sprachlosigkeit herausgekommen sind und, wie sich 
jetzt zeigt, die Amerikaner unsere Vorschläge einge- 
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bracht und damit zum Verhandlungsgegenstand ge-
macht haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wer dann davon spricht, damit sei Unsicherheit in 
das Bündnis getragen worden, schafft selber Unsi-
cherheit und nicht Sicherheit im Bündnis. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

In der Innenpolitik haben Freie Demokraten und 
Sozialdemokraten über die Jahre hin bewiesen, 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Arbeitslose! Ja-
wohl!) 

daß sie die Stärkung der Rechte des einzelnen Bür-
gers gleichermaßen wichtig nehmen wie die Siche-
rung des sozialen Friedens. Wir haben die Mitbe-
stimmung im Betrieb und auf Unternehmensebene 
ausgebaut. Wir haben durch die rechtspolitischen 
Reformen Bevormundungen des Bürgers abgebaut. 
Wir haben den Umweltschutz Schritt für Schritt zu 
einem international beispielhaften System entwik-
kelt. Das alles sind Beweise, warum wir das Ver-
trauen heute aussprechen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir haben dafür gesorgt, daß eben kein Gegensatz 
zwischen Ökologie und Ökonomie hergestellt wurde, 
sondern in unseren Entscheidungen klargestellt, 
daß Soziale Marktwirtschaft als Ordnungsrahmen 
unseres Wirtschaftssystems und wirksame Umwelt-
politik gemeinsamer Ausdruck einer freiheitlichen 
Gesellschaftsordnung sind und bleiben werden. 

(Beifall bei der FDP und SPD) 

Wir haben gegen so manchen Widerstand aus der 
Union durch die Verschärfung des gesetzlichen In-
strumentariums für die Sicherung eines wirksamen 
Wettbewerbs in der Wirtschaft und damit für den 
Verbraucher gesorgt. Heute wurde so viel zitiert. Ich 
erinnere mich, wie schwer es Ludwig Erhard hatte, 
ja wie es ihm unmöglich gemacht wurde, in den 60er 
Jahren das Wettbewerbsrecht so zu entwickeln, wie 
es inzwischen durch die sozialliberale Koalition ge-
schehen ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir haben die schwerwiegenden Auswirkungen 
der weltwirtschaftlichen Krise durch gezielte ar-
beitspolitische Maßnahmen und durch zusätzliche 
Investitionsanreize besser mildern können als fast 
alle vergleichbaren Staaten. Ich sage nicht: Wir ha-
ben sie verhindern können. Aber wir haben sie mil-
dern können und damit bewiesen, daß unsere Politik 
besser war als die in vielen anderen Ländern, die 
gleichartige Wirtschaftssysteme wie wir haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir stehen auch jetzt wieder in der Bewährung, 
die Arbeitslosigkeit einzudämmen. Das ist natürlich 
die derzeit größte innenpolitische Herausforderung. 
Wir brauchen dazu den Konsens aller wichtigen ge-
sellschaftlichen Gruppen. Wir brauchen den Pakt 
der wirtschaftlichen Vernunft. 

Weil dies alles so ist, haben wir heute eine Ver-
trauensabstimmung. Dazu hat es zweifelnde Stim-
men aus dem Lager der Opposition gegeben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und aus dem ei
-

genen Lager!) 

Ich kann dazu nur sagen, daß es für die parlamenta-
rische Demokratie gewiß besser ist, unnötige Speku-
lationen möglichst im Keim zu ersticken, als eine 
notwendige Auseinandersetzung zu verhindern, wie 
es durch die Union im Jahr 1966 geschah, als die For-
derung, Erhard solle den Vertrauensantrag stellen, 
durch die Union nicht mitgetragen worden ist und 
der Vertrauensantrag nicht gestellt worden ist. 

Ganz nebenbei: Er wurde nicht gestellt, und nach 
22 Tagen wurde der Kanzler Erhard von seiner eige-
nen Fraktion gestürzt. Dies zeigt doch, daß diejeni-
gen, die jetzt hier diese Kritik an der Vertrauens-
frage aufgehängt haben, etwas mehr ihre eigenen 
Äußerungen im Gedächtnis behalten sollten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es ist vorhin schon darauf hingewiesen worden, 
daß der Kollege Zimmermann im Zusammenhang 
mit der Sicherheitspolitik verlangt hat, die Vertrau-
ensfrage zu stellen. Der Kollege Kohl hat im Fe-
bruar im Zusammenhang mit der Energiepolitik die 
Forderung aufgestellt, die Vertrauensfrage zu stel-
len. 

(Hört! Hört! und Lachen bei der SPD) 

Damit Sie nun nicht bei jeder Gelegenheit alle vier 
Wochen dasselbe fordern müssen, wird jetzt umfas

-

send die Vertrauensfrage gestellt und beantwortet. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Mischnick, 
Sie gestatten eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Dr. Kohl? 

Dr. Kohl (CDU/CSU): Herr Kollege Mischnick, hal-
ten Sie es für intellektuell redlich — ich sage das 
sehr hart —, so zu formulieren, wie Sie formuliert 
haben, ohne konkret zu zitieren, daß ich den Bundes-
kanzler im Zusammenhang mit Brokdorf und der 
Energiepolitik aufgefordert habe, die Vertrauens-
frage zu stellen, 

(Lachen bei der SPD) 

und stimmen Sie mir zu, daß das, was Sie eben sag-
ten, in gar keinem Zusammenhang mit diesem Zitat 
steht? Denn heute wird j a nicht im konkreten Zu-
sammenhang zur Politik eine Frage gestellt. 

(Lachen bei der SPD — Beifall bei der 
CDU/CSU) 

Mischnick (FDP): Ich habe bewußt gesagt: „im Zu-
sammenhang mit der Energiepolitik". Sie haben 
recht, daß das in diesem Zusammenhang von Ihnen 
gesagt worden ist. Ich habe dazu festgestellt: Weil 
ich davon ausgehe, daß Sie möglicherweise noch bei 
sehr vielen Punkten die gleiche Frage richten wer- 
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den, wollen wir heute umfassend die Vertrauens-
frage beantworten. Mehr nicht. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, gestern hielt es der 
bayerische Ministerpräsident für richtig, den freien 
Demokraten Unzuverlässigkeit zu unterstellen. Ich 
kann nur sagen: Wie töricht und einfältig! Auf der 
anderen Seite hätte es mich ja gewundert, wenn von 
Herrn Strauß dieser Vorwurf nicht gekommen wäre. 
Ganz nebenbei: Seine Meinung zu Beschäftigungs-
initiativen und deren Deckung wechselte er in den 
letzten 14 Tagen häufiger als sonst jemand, der in 
dieser Diskussion mitgewirkt hatte. 

Ich wollte eigentlich den folgenden Teil nicht brin-
gen, aber als Antwort ist er nötig. — Wenn ich jetzt 
im einzelnen darlegen sollte, was zu dieser Frage die 
Kollegen — ich meine alle, auch außerhalb des Hau-
ses — Kiep und Biedenkopf als Unterstützung für 
die Verständigungspolitik der Bundesregierung ge-
sagt haben, was Strauß verdammt und zugesagt hat, 
was Sie, Herr Kollege Kohl, nicht festlegend geäu-
ßert haben, was Stoltenberg von der Krediterhö-
hung gesprochen hat, was Kiep dann dagegengehal-
ten hat, daß Stoltenberg nun nicht mehr davon 
spricht, was Rommel von Steuererhöhung — nicht 
nur der Gewerbesteuer, sondern auch von einer Er-
gänzungsabgabe — gesprochen hat und was der Kol-
lege Pieroth heute gesagt hat — er wolle an die Berli-
ner Wirtschaft appellieren, von der vom Kabinet be-
schlossenen Investitionszulage vollen Gebrauch zu 
machen —, 

(Beifall bei der FDP) 

dann kann ich nur feststellen, 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Typisch Pie-
roth!) 

daß bei Ihnen die Diskussion über verschiedene 
Möglichkeiten genauso stattgefunden hat und statt-
findet, wie sie bei uns stattfindet. Ich beklage eine 
Diskussion nicht. Aber Sie sollten nicht so tun, als 
wären Sie nicht auch dabei, zu prüfen: Was sind die 
richtigen, was sind die falschen Entscheidungen? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Heute hat nun der Kollege Strauß — um auf den 
bayerischen Ministerpräsidenten zurückzukommen 
— in der „Welt" angedeutet, der Herr Bundeskanzler 
werde bei der heutigen Abstimmung nur deshalb die 
Mehrheit erhalten — ich halte mich da ganz genau 
an das, was er gesagt hat —, „weil die Abstimmung 
offen und nicht geheim durchgeführt wird". Wenn 
Sie dieser Auffassung sind, verehrte Kolleginnen 
und Kollegen von der Opposition, warum gehen Sie 
dann nicht den Weg des konstruktiven Mißtrauens-
votums? 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der FDP 
und der SPD) 

Herr Kollege Brandt hat einen englischen Konser-
vativen zitiert. Ich darf den früheren italienischen 
Ministerpräsidenten Andreotti zitieren. Er hat ge- 

sagt: „Die Macht nutzt nur denjenigen ab, der sie 
nicht hat." 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, das, was wir in den 
letzten Tagen zu all den Vorschlägen, die hier ge-
macht worden sind, erlebt haben, war in vielem ein 
schlichtes Nein zur Regierungspolitik. So haben wir 
das gestern wieder beim Zusammentreffen der 
unionsregierten Länder erleben können. In diesem 
Zusammenhang, Herr Kollege Kohl — ich habe es 
noch einmal genau nachgelesen —, haben Sie darauf 
aufmerksam gemacht, daß der Bundesrat ein Ver-
fassungsorgan ist — völlig unbestritten —, dem man 
keine Befehle erteilen kann — völlig unbestritten. 
Nun hat der Herr Bundeskanzler wörtlich gesagt — 
Seite 17, wenn es gesucht wird —: 

Es fällt oft nicht leicht zu bitten. Es fällt beson-
ders dann schwer, wenn — wie im Falle einiger 
CDU/CSU-regierter Länder — allzu schnelle 
Festlegungen bereits erfolgt sind. Verweigerung 
und Ablehnung können nicht das letzte Wort 
dieser Landesregierungen sein. Im Interesse 
unseres Landes, seiner Zukunft und seines so-
zialen Friedens wende ich mich deshalb auch an 
den Bundesrat und bitte ihn, seinen Beitrag zu 
leisten, sich der notwendigen Gesetzgebung 
nicht in den Weg zu stellen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wenn ich nun Ihren Vergleich mit dem Befehl 
sehe, gibt es in diesem Fall nicht zwei, sondern drei 
Möglichkeiten. Entweder haben Sie das überhört, 
überlesen; dafür habe ich Verständnis. Oder Sie ha-
ben es gehört und gelesen und trotzdem von „Befehl" 
gesprochen; dann würde ich das als eine sehr verfäl-
schende Auslegung der Rede des Bundeskanzlers 
ansehen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Aber es gibt auch noch eine dritte Möglichkeit. Es 
kann natürlich sein, daß der Respekt vor der Autori-
tät des Bundeskanzlers so groß ist, daß Sie eine Bitte 
von ihm schon als einen Befehl ansehen; dann kann 
ich es auch nicht ändern. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD — Windelen [CDU/CSU]: Ein Knüller 

nach dem anderen!) 

Wir werden mit Fairneß und mit gleichzeitiger 
Rücksichtnahme diese Koalition fortsetzen. 

(Anhaltende starke Unruhe) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Mischnick, 
einen Augenblick! — Ich darf bitten, daß alle Damen 
und Herren Abgeordneten die Plätze einnehmen 
oder die Unterhaltung außerhalb des Plenarsaals 
durchführen. 

(Beifall) 

Mischnick (FDP): Meine Damen und Herren, wir 
werden in Fairneß und mit gegenseitiger Rücksicht-
nahme diese Koalition fortsetzen. 
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In für mich erfreulicher Einmütigkeit haben vor-

gestern der DGB-Vorsitzende Vetter und der BDI-
Präsident Rodenstock die beschäftigungspolitischen 
Beschlüsse der Bundesregierung als Schritte in die 
richtige Richtung bezeichnet. Ich habe auch hier 
wörtlich zitiert, damit nicht unterstellt wird, es wäre 
etwas anderes gesagt worden. Das ist der Pakt der 
Vernunft, den wir anstreben, den wir in dieser 
schwierigen Phase der bereits begonnenen Struk-
turanpassungen unserer Wirtschaft brauchen und 
dem sich, so hoffe ich, die Union nicht gänzlich ver-
schließen wird, wie aus einer dpa-Meldung über Mi-
nisterpräsident Albrecht hervorgeht, der allerdings 
zum Ausdruck gebracht hat, er werde die Mehrwert-
steuererhöhung nicht mittragen. Wenn wir bei-
spielsweise durch das Vermittlungsausschußergeb-
nis nicht eine Milliarde DM an Konsolidierungs-
masse pro Jahr verloren hätten, so würde das allein 
für die Jahre 1982, 1983 und 1984 drei Milliarden DM 
bedeuten, also 75 % von dem, was die Mehrwert-
steuer ausmachen würde. Das haben Sie mit Ihrer 
Entscheidung im Vermittlungsausschuß verhin-
dert. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir ha-
ben den Wahlkampf 1980 mit dem Ziel geführt, die 
Regierung Schmidt/Genscher fortzusetzen. Der 
Wähler hat uns dazu den Auftrag gegeben; wir erfül-
len diesen Auftrag. Damit haben wir gewollt Verant-
wortung übernommen. Wir werden uns weiter be-
mühen, dieser Verantwortung gerecht zu werden. In 
sonnigen Zeiten Verantwortung zu tragen bringt sel-
ten Probleme mit sich. Wir sind auch bereit, in 
schwierigen Zeiten Verantwortung zu tragen. Wir 
zieren uns nicht, wenn es wenig Lob, aber viel Kritik 
gibt, weil wir zu dem stehen, was wir im Interesse 
dieses Landes für notwendig halten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Mit diesem Ja unterstreichen wir unsere unverän-
derte Auffassung, daß die auf der Grundlage des Re-
gierungsprogramms von 1980 von der Regierung 
Schmidt/Genscher postulierte Politik von uns kon-
sequent fortgesetzt wird. Deshalb ist unser Ja auch 
ein Ja zu dem im Zusammenhang mit dem Jahres-
wirtschaftsbericht vorgelegten Paket von Maßnah-
men. Wir stehen dazu; wir wollen sie schnellstmög-
lich umsetzen. 

Ich habe mit Interesse gelesen, daß fünf Kollegen 
der FDP-Fraktion nicht zugestimmt hätten, und das 
sei doch prozentual sehr viel mehr als beispielsweise 
in der SPD. Dazu kann ich nur sagen: Von den fünf 
haben vier erklärt: Wir werden im Plenum dem Pa-
ket auf jeden Fall zustimmen, weil wir die Gesamt-
politik unterstützen und unsere persönlichen Be-
denken in Einzelfragen zurückstellen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das heißt, die Kollegen wissen durchaus zwischen 
dem, was in Einzelfragen an Bedenken schwerwie-
gend sein kann, und dem zu unterscheiden, was im 
Gesamtkonzept als Paket von Maßnahmen im Ge-
samtinteresse notwendig ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Ich kann nur hoffen, daß die so oft beschworene 
gemeinsame Verantwortung von Bund und Ländern 
— wir wissen, daß wir den Bundesrat für bestimmte 
Dinge brauchen —, bei den praktischen Entschei-
dungen sichtbar wird. Das gilt auch für uns, für die 
Fortsetzung der Haushaltspolitik auf der Grundlage 
der Operation '82. Wir unterstützen insbesondere 
die Bundesregierung dabei, die staatliche Neuver-
schuldung allmählich, stetig und nachhaltig zu ver-
ringern und deshalb Subventionen, Finanzhilfen, 
Steuervergünstigungen und sonstige Leistungen 
auch mit dem Ziel zu überprüfen, die wachstumsför-
dernden Impulse des Haushalts zu verstärken. 

In gemeinsamen Anstrengungen haben wir im 
Dezember 1981 10 % des Haushalts umstrukturiert. 
Zusammen mit den Kabinettsbeschlüssen vom Mitt-
woch werden wir ein weiteres Investitionsvolumen 
in großem Umfang anregen. Die sozialliberale Koali-
tion hat immer wieder bewiesen, daß sie auch unter 
schwierigen Umständen handlungsfähig ist. Ge-
meinsam werden wir die Arbeitslosigkeit bekämp-
fen und die internationale Wettbewerbsfähigkeit der 
Bundesrepublik Deutschland erhalten und ausbau-
en. Eine solide Reformpolitik ist heute genauso 
wichtig wie zur Zeit von Brandt und Scheel als Bun-
deskanzler und Außenminister. 

Herr Bundeskanzler, die Freien Demokraten ste-
hen zu ihrer Koalitionsaussage, sie stehen zum ge-
meinsamen Regierungsprogramm. Wir stimmen 
dem Vertrauensantrag zu. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der FDP 
und der SPD) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Liedtke, 
ich erteile Ihnen für den Ausdruck „Falschmünzer" 
— bezogen auf ein Mitglied dieses Hauses — einen 
Ordnungsruf. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Coppik. 

Coppik (fraktionslos): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Es ist das verfassungsmäßige 
Recht des Bundeskanzlers, die Vertrauensfrage zu 
stellen. Dennoch haben viele mit Spannung auf die 
Begründung gewartet, warum er sie stellt. Er hat 
heute gesagt, er habe sie gestellt, um Klarheit nach 
innen und außen zu schaffen. Ich frage mich: Welche 
Klarheit hat er gemeint? Denn die Abstimmung über 
die Vertrauensfrage kann eigentlich nur Klarheit 
über die Mehrheitsverhältnisse in diesem Bundes-
tag schaffen. Diese Klarheit konnte eigentlich jeder 
in der letzten Sitzungswoche bei den Haushaltsplan-
beratungen feststellen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Deswegen kann eigentlich die heutige Abstim-
mung kein wesentlich anderes Ergebnis haben, frei-
lich sagt sie auch nichts darüber aus, wie es in eini-
gen Monaten aussehen wird. Wenn ich den aktuellen 
Anlaß nehme, den einzigen aktuellen Anlaß, den es 
seit der letzten Sitzungswoche gegeben hat, dann ist 
es das sogenannte Beschäftigungsprogramm, das in-
zwischen verkündet wurde. Dazu hat der Bundes-
kanzler eigentlich sehr wenig gesagt. Deswegen 
blieb nach wie vor die Frage offen, welche Gründe es 
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eigentlich sind, die den Bundeskanzler bewogen ha-
ben, von dem schwerwiegenden Instrument der Ver-
trauensfrage in diesem Parlament Gebrauch zu ma-
chen. Fürchtet etwa der Bundeskanzler, daß er keine 
hinreichende Zustimmung für das sogenannte Be-
schäftigungsprogramm aus den Reihen der Koali-
tionsfraktionen bekommen wird? Das wäre eine ab-
wegige Befürchtung. 

In Anbetracht des Inhalts des Programms gibt es 
für die FDP-Fraktion im Gesamtergebnis wohl 
kaum nennenswerte Gründe, dagegen zu sein. Was 
die SPD-Fraktion betrifft, Herr Kohl, muß ich Ihnen 
sagen: Sie kennen die SPD-Fraktion nicht. Da gibt es 
nichts, was die Treue der SPD-Fraktion zu ihrem 
Kanzler in Frage stellen könnte. 

(Beifall bei der SPD) 

— Insofern macht der Applaus einen Kommentar 
überflüssig. 

Da kommt es auf Inhalte der Regierungspolitik 
schon längst nicht mehr an; 

(Lachen und Beifall bei der CDU/CSU) 

da wird Solidarität mit Gefolgschaftstreue verwech-
selt. Das werden wir sicherlich auch heute hier wie-
der erleben. 

Daher können die Zweifel an einer hinreichenden 
Zustimmung zu diesem Programm auch nicht der 
Grund für die Vertrauensfrage sein. Aber was ist es 
dann? Aus den Worten des Herrn Bundeskanzlers 
konnte man entnehmen, daß er das Beschäftigungs-
programm oder die „Gemeinschaftsinitiative", wie 
es sich nennt, in Anbetracht der Arbeitslosigkeit für 
sehr wichtig hält und daß er die Bedeutung der An-
gelegenheit durch die Vertrauensfrage hervorheben 
möchte. Das ist ein sehr ehrenwertes Motiv, weil für 
Sozialdemokraten die Arbeitslosigkeit ein großes 
und schwerwiegendes Problem ist. Der Bundeskanz-
ler ist aber ohne größere Mühe in der Lage, zu erken-
nen, daß das, was hier als Beschäftigungsprogramm 
angeboten wird, mitnichten auch nur annähernd in 
der Lage ist, die Arbeitslosigkeit in unserem Land zu 
beseitigen, sondern im wesentlichen ein Geschenk-
programm für die Unternehmer ist, verbunden mit 
weiterem sozialem Abbau für breite Bevölkerungs-
schichten. 

Schauen wir es uns noch einmal in einigen Punk-
ten etwas näher an. Zehnprozentige Investitionszu-
lage! Alle Erfahrungen der Vergangenheit haben ge-
zeigt, daß eine nach dem Gießkannenprinzip ver-
teilte Investitionszulage wegen ihrer hohen Mitnah-
meeffekte, wegen ihrer beschäftigungspolitisch sich 
gegenseitig aufhebenden Wirkungen und ihrer gro-
ßen sozialen Ungerechtigkeit kein geeignetes Mittel 
der Beschäftigungspolitik ist. Kann man denn heute 
als Sozialdemokrat wirklich eine Regelung vertre-
ten, nach der dem gut verdienenden Unternehmer 
oder Arzt beim Kauf eines Pkw 10 % vom Staat ge-
schenkt werden und das Geld dafür jeweils von zehn 
Arbeitnehmern eingeholt wird, die beim Kauf ihres 
Pkw je 1% mehr Mehrwertsteuer bezahlen müs-
sen? 

Das ist nur ein Beispiel für dieses Programm. Das 
ganze Prinzip dieses Programms beruht darauf, das 

Geld von den breiten Schichten der Bevölkerung zu 
holen und den Reichen in den Hintern zu blasen. 

Der Herr Bundeskanzler hat dargelegt, daß es die 
weltwirtschaftliche Situation ist, die ihn dazu 
zwingt, solche Programme vorzulegen. Nun will ich 
überhaupt nicht bestreiten, daß die weltwirtschaftli-
che Situation ihren Beitrag dazu leisten mag, daß 
auch bei uns ein sinkendes Volkseinkommen vor-
handen ist. Aber gerade dann stellt sich die Frage 
der Verteilungsgerechtigkeit. Die Frage, ob das Ein-
kommen der Zahnärzte eingeschränkt wird oder ob 
die unteren Einkommensschichten belastet werden, 
ist keine Frage der Weltwirtschaft, sondern das ist 
eine Frage innenpolitischer Entscheidungen, Herr 
Bundeskanzler. 

Herr Bundeskanzler, es gibt keinen naturgesetzli-
chen Gegensatz zwischen dem ökonomisch Notwen-
digen und dem sozial Gerechten, wie Sie das hier 
dargestellt haben, es sei denn, daß man die ökonomi-
schen Kriterien des kapitalistischen Wirtschaftssy-
stems als unabänderliche Naturgesetze betrachtet 
und etwa die Forderung des Godesberger Pro-
gramms der SPD nach einer neuen Wirtschafts- und 
Sozialordnung längst in den Papierkorb geworfen 
hat. So sieht es denn dann aber auch aus. 

Die sozialen Regelungen des Mietrechts, eine der 
wenigen noch verbliebenen Errungenschaften der 
sozialliberalen Koalition werden ohne jegliche be-
schäftigungspolitische Wirkung den Besitzenden zu-
liebe abgebaut. 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr!) 

Die Rentner sind wieder einmal dran. Sie werden 
durch die faktische Rentenkürzung und die Erhö-
hung der Mehrwertsteuer gleich doppelt belastet. 
Die wenigen positiven Punkte in dem Programm 
sind schon von ihrer Größenordnung her so mickrig, 
daß sie nicht mehr als ein Tropfen auf den heißen 
Stein sind. Ein Beschäftigungsprogramm, das an 
den Bedürfnissen der Bevölkerung und an der regio-
nalen und sektoralen Aufteilung der Arbeitslosen-
zahlen orientiert wäre und sozial gerecht durch Ab-
gaben der Spitzenverdiener finanziert würde, ist 
das, was uns hier vorliegt, jedenfalls nicht. Das, was 
uns vorliegt, verdient den Namen Beschäftigungs-
programm nicht. Es ist höchstens das program-
mierte arbeitsmarktpolitische Versagen der Bun-
desregierung. 

Das weiß sie auch selbst. Das ist sicherlich mit ein 
Grund dafür, daß sie sich in allgemeine außenpoliti-
sche Ausführungen flüchtet, was — wir wissen es 
aus der Geschichte — auch ein alter Trick ist, wenn 
die Situation innenpolitisch schwierig wird. So nach 
dem Motto: „Wenn du für den Frieden bist, mußt du 
auch für soziale Ungerechtigkeit im Inneren sein." 
Eine absurde Quintessenz der Kanzlerrede! Was wir 
heute hier über uns ergehen lassen, ist in Wirklich-
keit nichts anderes als ein vom Bundeskanzler 
inszenierter theatralischer Akt, um die Bevölkerung 
hinter sich zu scharen und von den Inhalten der Poli-
tik abzulenken. Es ist jener uralte Trick: Wenn die 
Politik in der Sache miserabel wird, soll an die Stelle 
der Diskussion zur Sache die Loyalität zu einer po-
pulären Führungspersönlichkeit treten. Die Men- 
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schen sollen nicht darüber nachdenken, daß sie Ein-
kommenskürzungen und sozialen Abbau hinneh-
men sollen, um Geschenke an die Unternehmer zu 
finanzieren; nein, sie sollen treu zu ihrem Kanzler 
stehen. 

Gleichzeitig wird versucht, mit dem großen Wort 
„Vertrauensfrage" in allzu billiger Weise an die Emo-
tionen vieler Menschen anzuknüpfen, die sie mit der 
Vertrauensfrage 1972 von Willy Brandt verbinden. 
Dabei ist die Situation von damals mit der von heute 
überhaupt nicht vergleichbar. Die Erinnerung an da-
mals kann allenfalls an die Hoffnungen und Träume 
erinnern, die damals mit den Reformabsichten der 
sozialliberalen Koalition verbunden waren, und 
Trauer und Enttäuschung wecken, wenn man sich 
die heutige Politik der Koalition anschaut. 

Die Wahlentscheidung 1980 war sicher auch ein 
Vertrauensbeweis für Helmut Schmidt, aber auch 
ein Bekenntnis zu den politischen Inhalten, für die 
die SPD und die FDP jeweils mit ihren unterschied-
lichen Wählergewichten einstanden. Ich habe 1980 
Helmut Schmidt zum drittenmal zum Bundeskanz-
ler mit gewählt. Es wäre aber eine unglaubliche Ver-
einfachung und geistige Beschränktheit, wenn man 
den Wählerauftrag von 1980 so auslegen würde, daß 
der Bundeskanzler damit einen Freibrief und, wel-
che Politik er auch macht, immer Anspruch auf Ver-
trauen hat. Dann wäre dieses Parlament überflüs-
sig. 

Insbesondere ergibt sich aber aus dem Wählerauf-
trag nicht, daß ich, wann immer der Herr Bundes-
kanzler es wünschen, mich an einer theatralisch-
dramatischen Schauinszenierung beteilige, um die 
wirklichen Probleme der Menschen in unserem 
Land auf diese Weise zu verschleiern. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Coppik, ich 
bitte Sie, sich zu mäßigen. Der Bundeskanzler macht 
von einem in der Verfassung festgelegten Recht Ge-
brauch. 

(Beifall bei der SPD) 

Coppik (fraktionslos): Ich habe meine politische 
Wertung dazu vorgenommen und gesagt, daß ich das 
als theatralischen Akt ansehe. Ich möchte für mich 
persönlich — ganz subjektiv — erklären, daß ich 
diese Schau nicht mitmache. Ich werde mich ebenso 
wie der Kollege Hansen an dieser Abstimmung 
nicht beteiligen. 

(Wehner [SPD]: Auf die Toilette begeben! — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. Ich bitte, noch Platz zu be-
halten. Ich muß den Text des Art. 68 des Grundgeset-
zes verlesen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
des Bundeskanzlers gemäß Art. 68 des Grundgeset-
zes. Bevor ich die Abstimmung eröffne, verlese ich 
zunächst den Wortlaut von Art. 68 des Grundgeset-
zes. Abs. 1 lautet: 

Findet ein Antrag des Bundeskanzlers, ihm das 
Vertrauen auszusprechen, nicht die Zustim-
mung der Mehrheit der Mitglieder des Bundes-
tages, so kann der Bundespräsident auf Vor-
schlag des Bundeskanzlers binnen einundzwan-
zig Tagen den Bundestag auflösen. Das Recht 
zur Auflösung erlischt, sobald der Bundestag 
mit der Mehrheit seiner Mitglieder einen ande-
ren Bundeskanzler wählt. 

Abs. 2 lautet: 

Zwischen dem Antrage und der Abstimmung 
müssen achtundvierzig Stunden liegen. 

Ich stelle fest, daß die Frist von 48 Stunden zwi-
schen dem Antrag und der Abstimmung gewahrt 
ist. 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der SPD 
hat gemäß § 52 unserer Geschäftsordnung namentli-
che Abstimmung beantragt. Ich eröffne die Abstim-
mung. — 

(Beifall bei der SPD) 

— Meine Damen und Herren, der Beifall gilt dem 
von schweren Verletzungen heute wenigstens so 
weit wieder genesenen Kollegen Rohde, daß er an 
der Abstimmung teilnehmen kann. Er verdient den 
Beifall des ganzen Hauses. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen, meine Herren, 
wünscht noch ein Mitglied des Hauses, sich an der 
Abstimmung zu beteiligen? Haben alle Mitglieder, 
die abzustimmen wünschen, ihre Stimmkarte abge-
geben? — Dann kann ich die Abstimmung schließen. 
Die Abstimmung ist geschlossen. 

Meine Damen und Herren, darf ich bitten, Platz zu 
nehmen. Ich habe die Absicht, das Abstimmungser-
gebnis bekanntzugeben. — Ich wiederhole meine 
Bitte. 

Das vorläufige Ergebnis der namentlichen Ab-
stimmung über den Antrag des Bundeskanzlers 
nach Art. 68 des Grundgesetzes auf Drucksache 
9/1312 lautet: 

Von den voll stimmberechtigten Mitgliedern des 
Hauses haben 495 ihre Stimme abgegeben; davon 
ungültige Stimmen: keine. Mit Ja haben 269 Abge-
ordnete gestimmt. 

(Langanhaltender lebhafter Beifall bei der 
SPD und der FDP — Die Abgeordneten der 
SPD und ein Teil der Abgeordneten der 
FDP erheben sich — Abg. Wehner, Abg. Mi-
schnick und Bundesminister Genscher be-
glückwünschen Bundeskanzler Schmidt) 

— Meine Damen und Herren, dies war erst der erste 
Teil des Abstimmungsergebnisses. 

(Heiterkeit — Zuruf von der SPD: Aber der 
wichtigste Teil, der beste! — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das muß euch aber maßlos über

-

rascht haben!) 

Mit Nein haben 226 Abgeordnete gestimmt. 

(Zurufe von der SPD) 

Enthaltungen: keine. 
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21 Berliner Abgeordnete haben ihre Stimme abge-

geben, davon ungültige Stimmen: keine. Mit Ja ha-
ben 11 Abgeordnete gestimmt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Mit Nein haben 10 Abgeordnete gestimmt. Enthal-
tungen: keine. 

Nach Art. 68 des Grundgesetzes ist für die An-
nahme des Antrags des Bundeskanzlers, ihm das 
Vertrauen auszusprechen, die Zustimmung der 
Mehrheit der Mitglieder des Bundestages erforder-
lich. Ich stelle fest, daß die erforderliche Mehrheit 
von 249 Stimmen erreicht ist. Der Antrag des Bun-
deskanzlers nach Art. 68 des Grundgesetzes ist da-
mit angenommen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 493 und 22 Berliner Abgeordnete; 
davon 

j a: 	269 und 11 Berliner Abgeordnete 

nein: 	224 und 11 Berliner Abgeordnete 

Ja 

SPD 
Dr. Ahrens 
Amling 
Antretter 
Dr. Apel 
Auch 
Baack 
Bahr 
Bamberg 
Dr. Bardens 
Becker (Nienberge) 
Bernrath 
Berschkeit 
Biermann 
Bindig 
Frau Blunck 
Dr. Böhme (Freiburg) 
Börnsen 
Brandt 
Brandt (Grolsheim) 
Brück 
Büchler (Hof) 
Büchner (Speyer) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Catenhusen 
Collet 
Conradi 
Dr. Corterier 
Curdt 
Frau Dr. Däubler- 
Gmelin 

Daubertshäuser 
Dreßler 
Duve 
Dr. Ehmke 
Dr. Ehrenberg 
Eickmeyer 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Engholm 
Esters 
Ewen 

Feile 
Fiebig 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 
Frau Fuchs 
Gansel 
Gerstl (Passau) 
Dr. Geßner 
Gilges 
Ginnuttis 
Glombig 
Gnädinger 
Gobrecht 
Grobecker 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haar 
Haase (Fürth) 
Haehser 
Frau Dr. Hartenstein 
Hauck 
Dr. Hauff 
Heistermann 
Herberholz 
Herterich 
Heyenn 
Hoffmann (Saarbrücken) 
Hofmann (Kronach) 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jaunich 
Dr. Jens 
Junghans 
Jungmann 
Kiehm 
Kirschner 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 

Kretkowski 
Dr. Kreutzmann 
Dr. Kübler 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Lambinus 
Dr. h. c. Leber 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Leuschner 
Liedtke 
Dr. Linde 
Lutz 
Mahne 
Marschall 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Matthöfer 
Meinike (Oberhausen) 
Meininghaus 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Möhring 
Müller (Bayreuth) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Neumann (Stelle) 
Dr. Nöbel 
Offergeld 
Oostergetelo 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Pensky 
Peter (Kassel) 
Polkehn 
Poß 
Purps 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Rayer 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rohde 
Rosenthal 
Roth 
Sander 
Dr. Schachtschabel 
Schäfer (Offenburg) 
Schätz 
Dr. Scheer 
Schirmer 
Schlaga 
Schlatter 
Schluckebier 
Frau Schmedt (Lengerich) 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Hamburg) 
Schmidt (München) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmidt (Würgendorf) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiber (Solingen) 
Schreiner 
Schröder (Hannover) 
Schröer (Mülheim) 
Schulte (Unna) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Sieler 
Frau Simonis 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 

Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Dr. Steger 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stockleben 
Stöckl 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Thüsing 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Topmann 
Frau Traupe 
Dr. Ueberschär 
Urbaniak 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Vosen 
Wallow 
Waltemathe 
Walther 
Wehner 
Weinhofer 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Wiefel 
von der Wiesche 
Wimmer (Eggenfelden) 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Witek 
Dr. de With 
Wolfram (Recklinghausen) 
Wrede 
Würtz 
Wuttke 
Zander 
Zeitler 
Frau Zutt 

Berliner Abgeordnete 
Bühling 
Dr. Diederich (Berlin) 
Dr. Dübber 
Egert 
Hitzigrath 
Löffler 
Frau Luuk 
Männing 
Dr. Mitzscherling 
Wartenberg (Berlin) 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bergerowski 
Frau von Braun-Stützer 
Bredehorn 
Cronenberg 
Eimer (Fürth) 
Frau Dr. Engel 
Engelhard 
Ertl 
Dr. Feldmann 
Frau Fromm 
Funke 
Gärtner 
Gallus 
Gattermann 
Genscher 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
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Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Hölscher 
Holsteg 
Jung (Kandel) 
Kleinert 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Frau Matthäus-Maier 
Merker 
Mischnick 
Möllemann 
Neuhausen  
Frau Noth 
Paintner 
Popp  
Rentrop 
Dr. Riemer 
Rösch 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 
Schmidt (Kempten) 
von Schoeler 
Frau Schuchardt  
Dr. Solms 
Timm 
Dr. Vohrer 
Dr. Wendig 
Wolfgramm (Göttingen) 
Wurbs 
Dr. Zumpfort 
Zywietz 

Berliner Abgeordneter 
Hoppe 

Nein  

CDU/CSU  
Dr. Abelein  
Dr. van Aerssen  
Dr. Althammer  
Dr. Arnold  
Dr. Barzel  
Bayha  
Frau Benedix-Engler  
Berger (Lahnstein)  
Biehle  
Böhm (Melsungen)  
Dr. Bötsch  
Bohl  
Borchert  
Braun  
Breuer  
Broll  
Brunner  
Bühler (Bruchsal)  
Dr. Bugl  
Carstens (Emstek)  
Clemens  
Conrad (Riegelsberg)  
Dr. Czaja  
Dallmeyer  
Daweke  
Deres  
Dörflinger  
Dr. Dollinger  
Doss  
Dr. Dregger  
Echternach  
Eigen  
Engelsberger  
Erhard (Bad Schwalbach)  
Eymer (Lübeck)  
Dr. Faltlhauser  
Feinendegen  
Fellner  
Frau Fischer  

Fischer (Hamburg)  
Francke (Hamburg)  
Franke  
Dr. Friedmann  
Funk (Gutenzell)  
Ganz (St. Wendel)  
Frau Geier  
Frau Geiger  
Dr. Geißler  
Dr. von Geldern  
Dr. George  
Gerlach (Obernau)  
Gerstein  
Gerster (Mainz)  
Glos  
Dr. Götz  
Günther  
Haase (Kassel)  
Dr. Häfele  
Handlos  
Hanz (Dahlen)  
Hartmann  
Hauser (Bonn- 
Bad Godesberg)  

Hauser (Krefeld)  
Frau Dr.  Hellwig  
Helmrich  
Dr. Hennig  
Herkenrath  
von der Heydt  
Freiherr von Massenbach  

Hinsken  
Höffkes  
Höpfinger  
Frau Hoffmann (Soltau)  
Horstmeier  
Dr. Hubrig  
Frau Hürland  
Dr. Hüsch  
Dr. Hupka  
Graf Huyn  
Jäger (Wangen)  
Jagoda  
Dr. Jahn (Münster)  
Dr. Jenninger  
Dr. Jentsch (Wiesbaden)  
Dr. Jobst  
Jung (Lörrach)  
Dr.-Ing.  Kansy  
Frau Karwatzki  
Keller  
Kiechle  
Kiep  
Dr. Klein (Göttingen)  
Klein (München)  
Dr. Köhler (Duisburg)  
Dr. Köhler (Wolfsburg)  
Köster  
Dr. Kohl  
Kolb  
Kraus  
Dr. Kreile  
Krey  
Kroll-Schlüter  
Frau Krone-Appuhn  
Dr. Kunz (Weiden)  
Lamers  
Dr. Lammert  
Lampersbach  
Landré  
Dr. Langner  
Dr. Laufs  
Lemmrich  
Dr. Lenz (Bergstraße)  
Lenzer  
Link  
Linsmeier  
Lintner  
Löher  
Louven  
Lowack  
Maaß  

Magin  
Dr. Marx  
Dr. Mertes (Gerolstein)  
Metz  
Dr. Meyer zu Bentrup  
Michels  
Dr. Mikat  
Dr. Miltner  
Milz  
Dr. Möller  
Dr. Müller  
Müller (Remscheid) 

 Müller (Wadern) 
 Müller (Wesseling)  

Nelle  
Neuhaus  
Frau Dr. Neumeister  
Niegel  
Dr.-Ing. Oldenstädt  
Dr. Olderog  
Frau Pack  
Petersen  
Pfeffermann  
Pfeifer  
Picard  
Dr. Pinger  
Pohlmann  
Dr. Pohlmeier  
Prangenberg  
Dr. Probst  
Rainer  
Rawe  
Reddemann  
Regenspurger  
Repnik  
Dr. Riedl (München)  
Dr. Riesenhuber  
Röhner  
Frau Roitzsch  
Dr. Rose  
Rossmanith  
Rühe  
Ruf  
Sauer (Salzgitter)  
Sauer (Stuttgart)  
Sauter (Epfendorf)  
Sauter (Ichenhausen)  
Dr. Schäuble  
Schartz (Trier)  
Schmitz (Baesweiler)  
Schmöle  
Dr. Schneider  
Freiherr von Schorlemer  
Dr. Schroeder (Freiburg)  
Schröder (Lüneburg)  
Schröder (Wilhelminenhof)  
Dr. Schulte (Schwäbisch  
Gmünd)  

Schwarz  
Dr. Schwarz-Schilling  
Dr. Schwörer  

Seehofer  
Seiters  
Sick  
Dr. Freiherr Spies  
von Büllesheim  

Spilker  
Spranger  
Dr. Sprung  
Dr. Stark (Nürtingen)  
Graf Stauffenberg  
Dr. Stavenhagen  
Dr. Stercken  
Stücklen  
Stutzer  
Susset  
Tillmann  
Dr. Todenhöfer  
Dr. Unland  
Frau Verhülsdonk  
Vogel (Ennepetal)  
Vogt (Düren)  
Volmer  
Dr. Voss  
Dr. Waffenschmidt  
Dr. Waigel  
Graf von Waldburg-Zeil  
Dr. Warnke  
Dr. von Wartenberg  
Weirich  
Weiskirch (Olpe)  
Weiß  
Werner  
Frau Dr. Wex  
Frau Will-Feld  
Frau Dr. Wilms  
Wimmer (Neuss)  
Windelen  
Frau Dr. Wisniewski  
Dr. Wittmann  
Dr. Wörner  
Baron von Wrangel  
Würzbach  
Dr. Wulff  
Zierer  
Dr. Zimmermann  
Zink  

Berliner Abgeordnete  
Bahner  
Frau Berger (Berlin)  
Boroffka  
Buschbom  
Dolata  
Dr. Hackel  
Kalisch  
Kittelmann  
Lorenz  
Schulze (Berlin)  
Straßmeir  

Meine Damen und Herren, wir sind damit am 
Schluß unserer Tagesordnung angelangt. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Wann kommt 
denn die nächste Vertrauensfrage?) 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Mittwoch, den 10. Februar 1982, 
13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 17.42 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Abelein 5. 2. 
Amling 5. 2. 
Berschkeit 5. 2. 
Conradi 5. 2. 
Dr. Dollinger 5. 2. 
Doss 5. 2. 
Heyenn 5. 2. 
Frau Huber 5. 2. 
Dr.-Ing. Kansy 5. 2. 
Neuhaus 5. 2. 
Petersen 5. 2. 
Rohde 5. 2. 
Schmidt (Würgendorf) 5. 2. 
Schmöle 5. 2. 
Graf Stauffenberg 5. 2. 
Walther 5. 2. 
Weiß 5. 2. 
Dr. Wieczorek 5. 2. 
Wissmann 5. 2. 
Baron von Wrangel 5. 2. 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat gemäß § 80 der 
Geschäftsordnung die nachstehenden Vorlagen überwiesen: 

Bericht des Bundesministers für Verkehr über Maßnahmen 
auf dem Gebiet der Unfallverhütung im Straßenverkehr für 
die Jahre 1980 und 1981 - Unfallverhütungsbericht Straßen-
verkehr 1981 - (Drucksache 9/1246) 

zuständig: Ausschuß für Verkehr 

Wohngeld- und Mietenbericht 1981 (Drucksache 9/1242) 
zuständig: Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städ-

tebau (federführend) 

Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Haushaltsausschuß 

Unterrichtung durch die deutsche Delegation in der Ver-
sammlung der Westeuropäischen Union über den Zweiten 
Teil der 27. ordentlichen Sitzungsperiode der Versammlung 
der Westeuropäischen Union vom 30. November bis 3. Dezem-
ber 1981 in Paris (Drucksache 9/1254) 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Verteidigungsausschuß 

Ergänzender Bericht der Bundesregierung zu Fragen der 
Selbstverwaltung in der Sozialversicherung (Drucksache 
9/1264) 

zuständig: Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Bericht über die Frage, ob eine noch stärkere Beteiligung der 
ehrenamtlichen Richter im arbeitsgerichtlichen Verfahren 
möglich ist (Drucksache 9/1271) 

zuständig: Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federfüh-
rend) 

Rechtsausschuß 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Brück auf die Frage 
des Abgeordneten Herberholz (SPD) (Drucksache 
9/1297 Frage 3): 

Welche sachbezogenen Argumente haben den Vertreter der 
Bundesrepublik Deutschland anläßlich der zwölften Sitzung 
des Committee on Food Aid Policies and Programmes (CFA) 
der FAO am 27. Oktober 1981 veranlaßt, das Projekt Nummer 
24 90 der Sozialistischen Republik Vietnam als nicht förde-
rungswürdig abzulehnen? 

Der Ausschuß für Nahrungsmittelhilfepolitik und 
-programme hat auf seiner 12. Sitzung in Rom das 
Projekt Nr. 2490 des Welternährungsprogramms 
nicht endgültig beurteilt, sondern die Entscheidung 
über die Genehmigung des Projektes auf die nächste 
Sitzung vom 19.-30. April 1982 vertagt. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Kuhlwein auf die Fragen 
des Abgeordneten Nelle (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1297 Fragen 7 und 8): 

In welcher Höhe sind 1980 und 1981 Fernlehrgänge nach 
den Entscheidungsgrundlagen des Bundesinstituts für Be-
rufsbildung zugelassen worden, und ist der Bundesregierung 
bekannt, in welcher Höhe 1980 und 1981 Fernlehrgänge nach 
den Entscheidungsgrundlagen der staatlichen Zentralstelle 
für Fernunterricht der Länder zugelassen wurden? 
Ist der Bundesregierung bekannt, inwieweit die Fernlehr-

gänge durch die staatliche Zentralstelle für Fernunterricht, 
differenziert nach den Abschlüssen in staatlichen und öffent-
lich-rechtlichen Prüfungen, effizient waren, und wenn ja, wie 
lauten die entsprechenden Daten? 

Zu Frage 7: 

Diese Frage beantworte ich auf Grund der Anga-
ben der Staatlichen Zentralstelle für Fernunterricht 
der Länder der Bundesrepublik Deutschland (ZFU) 
und des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) 
wie folgt: 

Auf der Grundlage von Stellungnahmen des BIBB 
sind 1980 und 1981 51 Fernlehrgänge zugelassen 
worden. Darüber hinaus hat die ZFU im selben Zeit-
raum 133 Fernlehrgänge zugelassen. Da dieses Zah-
lenergebnis u. U. den unzutreffenden Eindruck er-
wecken könnte, als sei berufliche Weiterbildung im 
Fernunterricht weniger gefragt, sei hinzugefügt, daß 
erst die Teilnehmerzahlen ein klares Bild über den 
Anteil des berufsbildenden Fernunterrichts geben. 
Nach einer Erhebung des BIBB bei 25 000 Fernun-
terrichts-Teilnehmern des Jahres 1980 nehmen 50 % 
an berufsbildenden Fernlehrgängen, 15 % an 
Sprachkursen, darunter auch berufsbildenden Lehr-
gängen wie Wirtschafts-Englisch, 30 % an allgemein-
bildenden Kursen (vor allem Nachholen von Schul-
abschlüssen) und 5 % an Hobby-Kursen teil. 
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Zu Frage 8:  

Ich verstehe die Frage dahin, daß sie sich auf die  
Anzahl der Teilnehmer bezieht, die sich durch Fern-
unterricht extern auf staatliche und öffentlich-recht-
liche Prüfungen vorbereitet haben. Hierzu sind der  
Bundesregierung keine Daten bekannt, weil es  
keine Fernunterrichtsstatistik gibt und weder die  
bundeseinheitliche Schulstatistik noch die Statisti-
ken der zuständigen Stellen nach dem Berufsbil-
dungsgesetz Auskunft darüber geben. Die entspre-
chenden Daten könnten daher — soweit sie auf frei-
williger Basis überhaupt erhoben werden — allen-
falls von den Fernunterrichtsveranstaltern geliefert  
werden, die aber ihrerseits, offenbar aus Wettbe-
werbsgründen mit Angaben über Teilnehmerzahlen  
allgemein sehr zurückhaltend sind.  

Anlage 5  

Antwort  

des Staatssekretärs Lahnstein auf die Fragen des  
Abgeordneten Miltner (CDU/CSU) (Drucksache  
9/1297 Fragen 9 und 10):  

Treffen Veröffentlichungen zu, daß der  BND in einem Be-
richt an das Bundeskanzleramt von Informationen gespro-
chen hat, wonach SED-Chef Honecker vorab von den Ent-
scheidungen in Polen im Zusammenhang mit der Verhän-
gung des Kriegsrechts unterrichtet gewesen sei? 

Trifft es zu, daß dem Bericht zufolge die „DDR" im Zuge der 
Vorbereitung zur Verhängung des Kriegsrechts in Polen etwa 
500 bis 600 Angehörige des Staatssicherheitsdienstes abge-
stellt hat, u. a. für fernmeldetechnische Dienste? 

Zu Frage 9: 

Eine solche Veröffentlichung ist in der Zeitung 
„Die Welt" vom 21. Januar 1982 erschienen. Der Vor-
gang ist darüber hinaus in der Wochenzeitung „Die 
Zeit" vom 4. Februar 1982 kommentiert worden. 

Die Meldung in der Zeitung „Die Welt" ist nicht zu-
treffend. 

Der Hergang war folgender: Zwei Tage nach der 
Rückkehr des Bundeskanzlers aus der DDR traf am 
15. Dezember 1981 ein Bericht eines BND-Mitarbei-
ters zum Treffen des Bundeskanzlers mit dem 
Staatsratsvorsitzenden Honecker im Bundeskanz-
leramt ein. Dieser Bericht entsprach in Form und In-
halt nicht den vorhergehenden schriftlichen und 
mündlichen Vorträgen des BND zur gleichen Frage. 
Er widersprach sogar in Form und Inhalt dem Vor-
trag des BND, der im Bundeskanzleramt um die Mit-
tagszeit des gleichen Tages von dem Vorgesetzten 
des betreffenden Mitarbeiters erstattet worden 
war. 

In Kenntnis aller Meldungen und Wertungen und 
in Kenntnis der Prozedur, wie es wirklich zu der Ter-
minabsprache für den Besuch des Bundeskanzlers 
in der DDR gekommen war, hat der zuständige Be-
amte im Bundeskanzleramt auf meinen Wunsch den 
Leiter der Auswertung im BND darauf hingewiesen, 
daß der Aufbau des Berichts nicht schlüssig und die 
Formulierung zum Besuchstermin unzutreffend sei. 

Zu diesem zweiten Punkt — Besuchstermin — erbat 
das Bundeskanzleramt von dem Leiter der Auswer-
tung des BND in künftigen Fällen jeweils einen An-
ruf vor der Formulierung. Es ging überhaupt nur 
darum — und so ist auch das Verständnis im BND —, 
daß die Spezialisten des BND sich über einen Her-
gang im Bundeskanzleramt informieren sollen, der 
seiner Art nach im Bundeskanzleramt genauestens 
bekannt ist. 

Die Bundesregierung verfügte und verfügt über 
keine Erkenntnisse, wie sie in dem Artikel der Zei-
tung „Die Welt" vom 21. Januar 1982 aufgeführt sind. 
Dies gilt hinsichtlich des Termins der Ausrufung des 
Kriegszustandes in Polen im übrigen nicht nur für 
die Regierung der Bundesrepublik Deutschland. 

Zu Frage 10: 

Der Bericht des BND vom 15. Dezember 1981 ent-
hält keinen derartigen Hinweis. 

Anlage 6  

Antwort  

des Staatssekretärs Lahnstein auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Jentsch (Wiesbaden) (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1297 Fragen 11 und 12): 

Ist der Bundeskanzler auch jetzt noch bereit, seine Ein-
drücke und Aussagen aufrechtzuerhalten, Herr Honecker sei 
„bestürzt" gewesen, als er am 13. Dezember 1981 von der Ver-
hängung des Kriegsrechts in Polen erfahren habe, insbeson-
dere nachdem in dem jetzt bekanntgewordenen BND-Bericht 
Erkenntnisse über eine vorherige Information und Beteili-
gung von SED-Chef Honecker enthalten sind? 

Trifft es zu, daß Ministerialdirektor Dr. Ritzel im Bundes-
kanzleramt Weisung gegeben hat, den BND-Bericht über die 
Ereignisse in Polen den befreundeten Diensten der NATO-
Staaten gegenüber als unrichtig zu bezeichnen, und wenn ja, 
aus welchen Gründen ist die Weisung erfolgt? 

Zu Frage 11: 

Der Bundeskanzler hat in einem Interview wenige 
Stunden nach der Verhängung des Kriegszustandes 
in Polen vom Gebiet der DDR aus gesagt: „Herr 
Honecker ist genau so bestürzt gewesen wie ich, daß 
dies nun notwendig war." Er wollte damit der Öffent-
lichkeit nicht nur seinen eigenen Eindruck, sondern 
auch den ihm vermittelten Eindruck seines Gastge-
bers wiedergeben. 

Der in der Zeitung „Die Welt" vom 21. Januar 1982 
erwähnte BND-Bericht ging dem Bundeskanzler-
amt am 15. Dezember 1981 — zwei Tage nach dem 
Besuch des Bundeskanzlers in der DDR — zu. Die-
ser Bericht enthält keine der in Ihrer Frage ange-
führten Erkenntnisse, sondern bloße, zudem in sich 
widersprüchliche, Vermutungen. Ausgangspunkt 
dieser Vermutungen sind unzutreffende Annahmen 
über das Zustandekommen des Besuchstermins des 
Bundeskanzlers in der DDR. 

Die Bundesregierung hat die Parlamentarische 
Kontrollkommission am 2. Februar 1982 über den 
Text des BND-Berichts umfassend unterrichtet. 
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Zu Frage 12: 

Der zuständige Beamte im Bundeskanzleramt hat 
den BND gebeten, bei nächster Gelegenheit den 
Sachverhalt bei den Empfängern — soweit dies 
Partnerdienste sind — in geeigneter Weise noch ein-
mal aufzunehmen und zu korrigieren. Da der Be-
richt Partnerdiensten nicht zur Verfügung gestellt 
worden ist, war diese Korrektur nicht notwendig. 

Anlage 7 

Antwort 

des Staatssekretärs Lahnstein auf die Fragen des 
Abgeordneten Broll (CDU/CSU) (Drucksache 9/1297 
Fragen 13 und 14): 

Trifft es zu, daß Ministerialdirektor Dr. Ritzel im Bundes-
kanzleramt im Zusammenhang mit dem jetzt bekanntgewor-
denen BND-Bericht über die Verhängung des Kriegsrechts in 
Polen die Anweisung erteilt hat, künftig vor Abfassung sol-
cher Meldungen des BND mit ihm darüber zu sprechen, und 
wenn ja, weshalb soll diese neue Praxis eingeführt werden? 

Trifft es zu, daß der BND gegen eine solche Verfahrens-
weise erhebliche Bedenken angemeldet hat, weil sie eine Ver-
fälschung der Informationen aus politischer Opportunität 
nicht ausschließe? 

Zu Frage 13: 

Der zuständige Beamte im Bundeskanzleramt hat 
in einem Brief vom 17. Dezember 1981 an den Leiter 
der Auswertungsabteilung des BND unter direktem 
Bezug auf Teile des BND-Berichts vom 15. Dezem-
ber 1981 und im Zusammenhang mit den darin ent-
haltenen Behauptungen über das Zustandekommen 
des Besuchstermins des Bundeskanzlers in der 
DDR angeregt, in solchen Fällen im Bundeskanzler-
amt telefonisch rückzufragen. Dabei ging es darum, 
daß der BND sich künftig über im Bundeskanzler-
amt besser bekannte Sachverhalte informieren soll-
te, anstatt darüber unzutreffende Behauptungen 
aufzustellen. 

An eine Änderung der Praxis der Zusammenar-
beit oder an eine Zensur der BND-Berichte wird 
selbstverständlich nicht gedacht. Darüber bestehen 
auch keine Meinungsverschiedenheiten zwischen 
dem Bundeskanzleramt und dem BND. 

Zu Frage 14: 

Der BND hat gegenüber dem Bundeskanzleramt 
keine Bedenken geäußert. Die empfohlene Einho-
lung von Auskünften zu tatsächlichen Zusammen-
hängen — wie dem Zustandekommen des Besuchs-
termins —, die im Bundeskanzleramt besser als im 
BND bekannt sind, kann im übrigen auch nicht als 
Verfälschung von Informationen aus politischer Op-
portunität angesehen werden. 

Anlage 8 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Corterier auf die Fragen des 
Abgeordneten Graf Stauffenberg (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1297 Fragen 25 und 26): 

Ist die Bundesregierung angesichts der auch von ihr aner-
kannten Verantwortlichkeit der Sowjetunion für die Verhän-
gung des Kriegsrechts in Polen und für die dortigen blutigen 
und menschenrechtswidrigen Unterdrückungsmaßnahmen, 
an denen nach unwidersprochenen Mitteilungen eine größere 
Anzahl von Sowjetsoldaten in polnischen Uniformen teil-
nimmt, der Auffassung, daß die Sowjetunion damit die Be-
stimmungen des deutsch-sowjetischen Vertrags in besonders 
gravierender Weise verletzt? 

Falls ja, beabsichtigt die Bundesregierung, der Sowjetunion 
dies zu notifizieren und aus der sowjetischen Vertragsverlet-
zung weitere rechtliche und politische Folgerungen zu ziehen, 
gegebenenfalls welche? 

Zu Frage 25: 

Der Druck, den die Sowjetunion seit August 1980 
auf Polen ausgeübt hat und den sie heute noch aus-
übt, sowie die Verantwortung die sie für die Ereig-
nisse des 13. Dezember 1981 trägt, lassen sich nicht 
mit dem Bekenntnis zu den Prinzipien vereinbaren, 
welche die Sowjetunion gemeinsam mit den ande-
ren Staaten Europas in der Schlußakte von Helsinki 
unterschrieben hat. Zu diesen Prinzipien gehören 
die Enthaltung von der Androhung oder Anwendung 
von Gewalt ebenso wie die Nichteinmischung und 
die Achtung der Souveränität fremder Staaten inne-
wohnenden Rechte und der Menschenrechte. Ich 
verweise in diesem Zusammenhang auf die diesbe-
züglichen Feststellungen des NATO-Communiqués 
vom 11. Januar 1982. 

Zu Frage 26: 

Die Bundesregierung beobachtet unter den so-
eben dargelegten Umständen das sowjetische Vor-
gehen auch unter dem Gesichtspunkt des deutsch-
sowjetischen Vertrages vom 12. August 1970 sehr 
sorgfältig. 

Anlage 9 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Corterier auf die Frage des 
Abgeordneten Engelsberger (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/1297 Frage 27): 

Treffen Pressemeldungen zu, der Planungsstab im Auswär-
tigen Amt habe in einer vertraulichen Studie der Bundesre-
gierung empfohlen, durch eine Kurskorrektur „die Vereinbar-
keit von Ostpolitik und Allianzpolitik wieder zu sichern", 
nachdem „angesichts der Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen uns und den USA, aber auch zwischen uns und Frank-
reich, England und Italien" die Augen nicht mehr davor ver-
schlossen werden könnten, „daß unsere Ostpolitik zuneh-
mend im Gegensatz zu unserer Allianzpolitik zu geraten 
droht", und ist die Bundesregierung bereit, die empfohlene 
Kurskorrektur vorzunehmen? 

Das Papier des Planungsstabs beschäftigt sich mit 
der Frage, wie die Ostpolitik der Bundesregierung 
unter den veränderten Bedingungen und insbeson-
dere auch der veränderten Grundstimmung in den 
Vereinigten Staaten weitergeführt werden soll. 

Die Bundesregierung wird ihre Ostpolitik wie bis-
her auf der Grundlage ihrer Einbettung in das Nord-
atlantische Bündnis und die Europäische Gemein-
schaft führen und fortführen. Der Bundesminister 
des Auswärtigen hat dies in aller Klarheit darge- 
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stellt in seiner Rede vor dem Deutschen Bundestag 
am 14. Januar 1982 und in seiner jüngsten Rede vor 
dem Europäischen Management-Forum in Davos 
am 29. Januar 1982. 

Anlage 10 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Corterier auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Hennig (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1297 Frage 29): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Militarisierungsten-
denzen und die Gefährdung des Pluralismus in Nicaragua? 

Die Bundesregierung sieht mit großer Besorgnis 
die Entwicklung in Nicaragua. Die von der sandini-
stischen Regierung des nationalen Wiederaufbaus 
betriebene Aufrüstung übersteigt die Verteidigungs-
bedürfnisse des Landes und kann leicht bei den 
Nachbarländern Nicaraguas Gefühle der Bedrohung 
wecken. Auch werden durch diese Aufrüstung Res-
sourcen des Landes in Anspruch genommen, die 
beim wirtschaftlichen Aufbau dringend benötigt 
werden. 

Nach Einschätzung der Bundesregierung ist der 
Pluralismus in Nicaragua zunehmend gefährdet. 
Oppositionelle Medien sind mehrfach mit Erschei-
nungs- bzw. Sendeverboten belegt worden. Füh-
rende Vertreter des Unternehmerverbandes sind 
wegen ihrer Kritik an der sandinistischen Führung 
zu mehrmonatigen Gefängnisstrafen verurteilt wor-
den und noch in Haft. 

Die Bundesregierung hat in ihren Kontakten mit 
führenden sandinistischen Politikern diese ihre 
Sorge deutlich gemacht und die Hoffnung ausge-
drückt, daß sich Pluralismus im Innern und eine un-
abhängige Politik nach außen durchsetzen mögen. 
Sie geht bei ihrer weiteren Zusammenarbeit mit Ni-
caragua davon aus, daß die sandinistische Regie-
rung die drei Grundprinzipien der Revolution, näm-
lich politischer Pluralismus, gemischtes Wirtschafts-
system und echte Blockfreiheit, trotz aller innen- 
und außen- sowie wirtschaftspolitischen Schwierig-
keiten wahren wird. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Spöri (SPD) (Drucksache 
9/1297 Frage 37): 

Trifft es zu, daß für den Mordanschlag an drei Exiljugosla-
wen in Untergruppenbach bei Heilbronn der jugoslawische 
Geheimdienst UDBA verantwortlich ist? 

Die Ermittlungen werden von der StA Heilbronn 
geführt. Dieser liegen nach einer Mitteilung der ba-
den-württembergischen Landesjustizverwaltung ge-
sicherte Erkenntnisse darüber, daß für den An

-

schlag der jugoslawische Geheimdienst UDBA ver-
antwortlich ist, nicht vor. 

Nach dem bisherigen Ermittlungsstand sind auch 
keine Zuständigkeiten des Generalbundesanwalts 
erkennbar. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Frage des 
Abgeordneten Klein (Dieburg) (SPD) (Drucksache 
9/1297 Frage 54): 

Wird die Bundesregierung die Veröffentlichung und die den 
Verantwortungsbereich des Bundes betreffenden Feststellun-
gen, die darin enthalten sind — wie z. B. die Behauptung, der 
Bund habe mit seinen Kürzungen „im Hochschulbau" seine 
verfassungsmäßigen Pflichten verletzt —, zum Anlaß neh-
men, sich mit der bayerischen Staatsregierung in Verbindung 
zu setzen, und wenn ja, mit welchem Ziel wird dies gesche-
hen? 

Die Behauptungen der bayerischen Staatsregie-
rung, der Bund habe in den Haushaltsjahren 1981 ff. 
seine Leistungen im Verkehrsbereich und im Rah-
men der Gemeinschaftsaufgaben sowie seine Fi-
nanzhilfen nach Art. 104 a Abs. 4 GG zu Lasten des 
Landes Bayern besonders stark gekürzt, entspricht 
nicht den Tatsachen. Die weitere Behauptung, der 
Bund habe mit seinen Kürzungen im Hochschulbau 
seine verfassungsmäßigen Pflichten verletzt, wird 
gegenwärtig vom Bundesverfassungsgericht auf eine 
entsprechende Klage der bayerischen Staatsregie-
rung vom 2. Juni 1981 überprüft. Die Bundesregie-
rung, vertreten durch den Bundesminister für Bil-
dung und Wissenschaft, hat in ihrer Klageerwide-
rungsschrift vom 6. November 1981 an das Bundes-
verfassungsgericht zu den Behauptungen der baye-
rischen Staatsregierung ausführlich Stellung ge-
nommen und den Vorwurf verfassungswidrigen Ver-
haltens zurückgewiesen: der Bund hat keine ihm 
nach Art. 91 a GG gegenüber dem Freistaat Bayern 
obliegende Pflichten verletzt, als er den Vorstellun-
gen der Länder bei der Aufstellung des 10. Rahmen-
plans für den Hochschulbau nicht folgte. Die Bun-
desregierung sieht deshalb auch dem Ausgang der 
vom Freistaat Bayern erhobenen Klage gegen die 
Mittelkürzungen für die Gemeinschaftsaufgabe 
Hochschulbau bei der Aufstellung des 10. Rahmen-
plans mit Gelassenheit entgegen. 

Angesichts des schwebenden Rechtsstreits vor 
dem Bundesverfassungsgericht besteht für die Bun-
desregierung keine Veranlassung, sich gegenwärtig 
mit der bayerischen Staatsregierung in dieser Ange-
legenheit in Verbindung zu setzen. 

Anlage 13 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Frage des 
Abgeordneten Doss (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1297 Frage 55): 
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Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung für die im 
Bundesrat vorliegende Neufassung der Honorarordnung für 
Architekten und Ingenieure (HOAI), nachdem das Bundes-
verfassungsgericht die Mindesthonorarregelung der HOAI 
für verfassungswidrig erklärt hat? 

Die Bundesregierung zieht aus dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zur Mindesthonorarre-
gelung für Architekten und Ingenieure vorerst keine 
Konsequenzen. 

Mit dem Bundesverfassungsgericht ist sie der 
Auffassung, daß auch nicht zwingend einzuhaltende 
Mindestsätze als bloße Empfehlungen ihren guten 
Sinn haben und die Verhandlungsposition des Ar-
chitekten stärken. 

Die Bundesregierung wird die Weiterentwicklung 
aber aufmerksam verfolgen. Sollte die Unterschrei-
tung der Mindestsätze vom Ausnahme- zum Regel-
fall werden, wird sie prüfen, ob eine gesetzliche Än-
derung nötig und durchsetzbar ist. 

Anlage 14 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/1297 Fragen 57 und 58): 

Welchen Zeitraum erwartet die Bundesregierung für die Er-
höhung des Anteils der Fernwärme am Niedrigtemperatur-
markt von heute 8 v. H. auf künftig 25 v. H. gemäß der Studie 
des Bundesforschungsministeriums, wenn nach Aussagen 
der Bundesregierung das neue Bund-Länder-Fernwärmepro-
gramm von 1,2 Milliarden DM Gesamtinvestitionen von höch-
stens 6 Milliarden DM auslöst, was etwa 10 v. H. der insge-
samt erforderlichen Investitionssumme entspricht? 

Ist der Bundesregierung bekannt, welchen Fernwärmean-
schlußgrad die Großstädte Köln, Bochum, Bielefeld und Han-
nover, die seit längerer Zeit Fernwärme haben, am Ende die-
ses Jahrzehnts erwarten, und welche Faktoren den erwarte-
ten Anschlußgrad beeinflussen? 

Zu Frage 57: 

Der Ausbau der Fernwärme auf Basis Kraft-Wär-
me-Kopplung gehört zu den vorrangigen energiepo-
litischen Zielen der Bundesregierung. Fernwärme 
dient der Energieeinsparung und der Ressourcen-
schonung, ist umweltfreundlich und bietet eine Al-
ternative insbesondere zur Ölheizung. 

Eine zügige weitere Ausbreitung der Fernwärme 
stößt allerdings auf wirtschaftliche und standortbe-
zogene Schwierigkeiten. Wegen der hohen 'Kosten 
für die Netzinvestitionen kommt sie in erster Linie 
für Gebiete mit hoher Wärmenachfrage in Betracht. 
Eine wirtschaftlich ausreichende Auslastung neuer 
Fernwärmenetze ist wegen der nur schrittweise 
möglichen Ablösung vorhandener Heizungssysteme 
erst nach einer längeren Anlaufphase zu erreichen. 
So werden die Investitionen erst über Jahre hin 
wirksam. 

Die Bundesregierung hat in der 3. Fortschreibung 
des Energieprogramms deutlich gemacht, daß sie ei

-

nen weiteren zügigen Ausbau der Fernwärme an-
strebt. Entsprechend der generellen Linie der Wirt-
schafts- und Energiepolitik hält sie es allerdings 
nicht für sinnvoll, für den weiteren Ausbau der Fern-
wärme zahlenmäßige Vorgaben zu machen. Welchen 
Wert der Anteil der Fernwärme am Wärmemarkt zu 
welchem Zeitpunkt erreicht, wird letztlich durch un-
ternehmerische Entscheidungen in enger Abstim-
mung mit den Gebietskörperschaften bestimmt wer-
den. Die gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen, zu denen auch die Förderung gehört, spielen da-
bei für Anbieter wie Verbraucher eine Rolle. 

Zur Überwindung der wirtschaftlichen Schwierig-
keiten in der Anlaufphase von Fernwärmenetzen ge-
ben Bund und Länder im „Kohle-Heizkraftwerks-  
und Fernwärme-Ausbauprogramm" Investitionsan-
reize, die bei einer Fördersumme von 1,2 Mrd. DM 
bis Mitte der 80er Jahre im Fernwärmebereich Inve-
stitionen von 5,0-6,0 Mrd. DM bewirken werden. 

Zu Frage 58: 

Der Anschlußgrad der Fernwärme in den Städten 
Köln, Bochum, Bielefeld und Hannover ist unter-
schiedlich. Besonders die Gebietsreform mit der 
Eingemeindung verschieden großer ländlicher Ge-
biete führte zu unterschiedlicher Fernwärme-An-
schlußdichte. Sie streut von 7 % bis 16 %. Für 1990 er-
warten die genannten Städte entsprechend einen 
Anschlußgrad zwischen 12 % und 25 % für die Fern-
wärmeversorgung. Bei verstärkter Fernwärmenach-
frage industrieller Abnehmer könnten auch höhere 
Abnahmewerte erreicht werden. 

Einflußfaktoren beim Ausbau der Fernwärme 
sind: 
a) Preisniveau der konkurrierenden Energieträger 
b) Struktur bzw. Wärmebedarfsdichte des Versor-

gungsgebietes 
c) Leistungsfähigkeit der Erzeugereinheiten bzw. 

die Standortvorsorge für neue Heizkraftwerke 
d) Leistungsfähigkeit eines eventuell vorhandenen 

konkurrierenden Gasnetzes 
e) Vorhandensein von Versorgungskonzepten für 

alle leitungsgebundenen Energien 

und nicht zuletzt: 

f) Umfang der Förderung des Fernwärmeausbaus 
durch Bund und Länder 

Anlage 15 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Frage des 
Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Drucksache 9/1297 
Frage 59): 

Hält die Bundesregierung die Finanzierung eines staatli-
chen Beschäftigungsprogramms durch eine erneute Anhe-
bung der Mineralölsteuer um sechs bis acht Pfennig pro Liter 
Benzin für geeignet, die Auftragslage für das Bauhauptge-
werbe angesichts der siebenprozentigen Lohnforderung des 
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Gewerkschaftsvorsitzenden der IG Bau-Steine-Erden, Sper-
ner, insbesondere in revierfernen und strukturschwachen Ge-
bieten zu verbessern, oder trägt ein solches Programm dazu 
bei, daß vorwiegend wenige große Baufirmen in Ballungsge-
bieten davon profitieren, während kleine und mittlere Unter-
nehmen benachteiligt sind? 

Die Bundesregierung hat sich die Vorschläge, die 
Mineralölsteuer zu erhöhen, um ein Beschäftigungs-
programm zu finanzieren, nicht zu eigen gemacht. 
Die am 3. Februar beschlossenen Maßnahmen sind 
im einzelnen im Jahreswirtschaftsbericht 1982 dar-
gestellt, der dem Deutschen Bundestag heute zuge-
leitet wird. 

Von den darin enthaltenen investitionsanregen-
den Maßnahmen wird die Bauwirtschaft sowohl bei 
ihren eigenen Investitionen als auch durch die För-
derung des gewerblichen und öffentlichen Baus pro-
fitieren. Dies gilt natürlich auch für kleine und mitt-
lere Unternehmen und für Problemregionen. 

Zu lohnpolitischen Forderungen dieser Tarifab-
schlüsse nimmt die Bundesregierung nicht Stellung. 
Es kann aber kein Zweifel bestehen — darauf wird 
im Jahreswirtschaftsbericht deutlich hingewiesen 
— daß die Sicherung von Wettbewerbsfähigkeit und 
Beschäftigung in diesem Jahr Vorrang haben muß 
vor erhöhten Einkommensansprüchen. 

Anlage 16 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Friedmann (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/1297 Frage 62): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Baufirmen aus dem 
Ostblock in zunehmendem Maße entweder unter eigenem Na-
men als deutsche Zweigniederlassungen oder im Verband mit 
großen deutschen Baufirmen geschlossene Bauaufträge zu 
eindeutig politischen Preisen übernehmen, also deutschen 
Bauarbeitern die Arbeit wegnehmen, und was gedenkt sie da-
gegen zu tun? 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen 
vor, daß osteuropäische Bauunternehmen in zuneh-
mendem Maße direkt oder als Subunternehmer 
Bauaufträge übernehmen. Mitte 1981 waren — wie 
bereits auf eine Anfrage des Herrn Abgeordneten 
Reuschenbach am 14. Dezember 1981 mitgeteilt 
wurde — 58 juristische Personen aus Staatshandels-
ländern für eine Bau- und Montagetätigkeit gemäß 
§ 12 Gewerbeordnung zugelassen. Auch die Zahl der 
von diesen Unternehmen mitgebrachten Arbeitneh-
mer hat sich, wie die Entwicklung der erteilten Ar-
beitserlaubnisse zeigt, nicht wesentlich geändert, so 
daß auch dadurch keine stärkere Ausweitung der 
Tätigkeit der Unternehmen möglich war. Der Bun-
desregierung liegen auch keine Informationen dar-
über vor, daß die im Bundesgebiet tätigen osteuro-
päischen Firmen ihre Leistungen zu sogenannten 
Dumping-Preisen erbringen. 

Bei dieser Sachlage sieht die Bundesregierung 
keinen Handlungsbedarf; sie wird die Situation aber 
weiter aufmerksam verfolgen. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Dr. Engel (FDP) (Drucksache 
9/1297 Frage 71): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch von der Forst-
wirtschaft für Wartungs- und Pflegearbeiten in den Wäldern 
eingesetzte Gerätschaften — beispielsweise mit Benzin und 
Diesel betriebene Kraftfahrzeuge wie auch für den Holzein-
schlag verwendete Zweitakt Motorkettensägen — eine nicht 
unerhebliche Umweltbelastung ausgelöst wird, weil eine be-
trächtliche Menge zum Teil schädlicher Verbrennungspro-
dukte emittiert werden, und wenn ja, welche Konsequenzen 
zieht die Bundesregierung daraus? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß in den Wäl-
dern der Bundesrepublik Deutschland für War-
tungs- und Pflegearbeiten Motorsägen und Kraft-
fahrzeuge eingesetzt werden, die mit Benzin und 
Dieselkraftstoff betrieben werden. Sie ist allerdings 
der Auffassung, daß die dabei entstehenden Ver-
brennungsprodukte keine nennenswerte Umweltbe-
lastung darstellen. Im übrigen weist sie darauf hin, 
daß ohne den genannten Maschineneinsatz in der 
Bundesrepublik Deutschland eine ordnungsgemäße 
Waldbewirtschaftung und damit auch eine Siche-
rung der Schutz- und Erholungsfunktionen des Wal-
des nicht möglich ist. 

Ergänzend sei bemerkt, daß die Bundesregierung 
im Rahmen ihrer Bemühungen um eine Verbesse-
rung des Arbeitsschutzes und um die Humanisie-
rung des Arbeitsplatzes der Waldarbeiter auch die 
Entwicklung von abgasarmen Forstmaschinen för-
dert. In den letzten Jahren wurden hier bereits be-
deutende Fortschritte, insbesondere bei 2-Takt-Mo-
toren, gemacht. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen des 
Abgeordneten Funk (Gutenzell) (CDU/CSU) (Druck-
sache 9/1297 Fragen 72 und 73): 

Hat der Bundeskanzler am 3. Dezember 1981 mit seiner Er-
klärung im Deutschen Bundestag, mit der er forderte, die eu-
ropäische Milchproduktion einzuschränken und die Agrarko-
sten zu senken, den Aussagen des Vorsitzenden der Nord-
Süd-Kommission, Brandt, widersprechen wollen, daß der 
Kampf gegen den Hunger erste Priorität habe und die EG 
müsse aufpassen, daß sie keinen falschen Kurs fahre? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussage einer Bro-
schüre des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten über die Pro-Kopf-Aufwendungen an die 
EG, nach der an der Spitze Belgien und die Niederlande vor 
der Bundesrepublik Deutschland und Dänemark liegen, im 
Hinblick auf die ständige Behauptung vom deutschen Netto-
zahler, und wie sieht unter Berücksichtigung dieser Zahlen 
eine Kosten-Nutzen-Analyse aus, wenn man die gesamte 
Volkswirtschaft in die Betrachtung mit einbezieht? 

Zu Frage 72: 

Der Bundeskanzler hat in seinem Bericht über 
den Europäischen Rat u. a. wörtlich ausgeführt: 
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Offen blieben vier Punkte: 1. die Formel für die 
Begrenzung des Anstiegs der Agrarausgaben; 
2. die Frage, auf welche Weise die Überschüsse 
in der Milcherzeugung Europas begrenzt wer-
den sollen; ... 

Durch Exporte von Milchprodukten, die 1981 ei-
nen Milchwert von ca. 16 Millionen t erreichten und 
Nahrungsmittelhilfelieferungen, die 1981 einen Um-
fang von ca. 45 000 t Butteroil und 150 000 t Mager-
milchpulver hatten, leistet die Europäische Gemein-
schaft einen erheblichen Beitrag zur Deckung der 
weltweiten Nachfrage nach Milcherzeugnissen. Die 
genannten Zielsetzungen für die Fortentwicklung 
der EG-Agrarpolitik stellen den Beitrag der Gemein-
schaft zur Deckung dieses Bedarfes in der Welt nicht 
in Frage. 

Hierzu steht die Erklärung des Vorsitzenden der 
Nord-Süd-Kommission, Brandt, daß im Kampf ge-
gen den Hunger in der Welt die erste Priorität bei 
der Förderung der Landwirtschaft liegen muß, nicht 
in Widerspruch. Dabei hat er hinzugefügt: „in allen 
Ländern, in denen es dafür Voraussetzungen gibt". 
Das bedeutet, daß es darauf ankommt, in den notlei-
denden Ländern, soweit möglich, die Leistungsfä-
higkeit der Landwirtschaft zu verbessern. 

Zu Frage 73: 

Die zitierte Übersicht befaßt sich lediglich mit den 
Einzahlungen der einzelnen Mitgliedstaaten an die 
EG, die dann auf Pro-Kopf der Bevölkerung umge-
legt worden sind. Dies sagt nichts über die Nettozah-
lerposition der einzelnen Mitgliedstaaten aus, da die 
Rückflüsse nicht berücksichtigt werden. 

Aus diesen Zahlen kann man daher keine Nutzen-
Kosten-Analyse erstellen. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Frage des 
Abgeordneten Kroll-Schlüter (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/1297 Frage 74): 

Ist es richtig, daß das Ende 1980 in amtlichen Vorratsstellen 
tiefgefrorene Kalbfleisch, das wegen Diäthylstilböstrolrück-
ständen eingelagert wurde, wieder in den Markt eingeführt 
worden ist? 

In der EG wurden für Kalbfleisch, das in der Zeit 
vom 7. November bis 6. Dezember 1980 von Privat-
betrieben eingelagert wurde, unter bestimmten Vor-
aussetzungen aus dem Brüsseler Agrar-Fonds Bei-
hilfen gewährt. Diese Maßnahme wurde durchge-
führt, weil das Bekanntwerden von Östrogenfunden 
in Kalbfleisch zu einem starken Rückgang der 
Marktpreise in der Gemeinschaft geführt hatte, was 
sich wirtschaftlich sehr nachteilig für alle Kalb-
fleischproduzenten auswirkte. In der Bundesrepu-
blik Deutschland wurden im Rahmen dieser Aktion 
Verträge über die Einlagerung von insgesamt 200 t 
abgeschlossen. 

Um die Gewähr zu haben, daß Beihilfen nur für 
einwandfreies Kalbfleisch gezahlt wurden, waren 
die Überwachungsbehörden über die Einlagerung 
unterrichtet und gebeten worden, zusätzliche Kon-
trollen durchzuführen. Bereits bei der Beschlußfas-
sung über diese Maßnahme in Brüssel wurde von 
deutscher Seite deutlich zum Ausdruck gebracht, 
daß sichergestellt werden müsse, daß nur östrogen

- freies Kalbfleisch eingelagert werden dürfe. 

Sofern künstliche Östrogene bei diesem Kalb-
fleisch festgestellt worden wären, hätte es weder 
eingelagert noch zum menschlichen Verzehr freige-
geben werden dürfen. 

Aus den geschilderten Gründen ist Ihre Frage mit 
nein zu beantworten. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen des 
Abgeordneten Borchert  (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1297 Fragen 75 und 76): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ende 1982 auslau-
fende Landabgaberente in bezug auf ihre agrarstrukturelle 
Wirkung? 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus den 
Ergebnissen in bezug auf eine Weiterführung der Landabga-
berente oder die Einführung anderer agrarstruktureller In-
strumente? 

Die Meinungsbildung zur agrarstrukturellen Be-
wertung und Weiterführung der Landabgaberente 
über 1982 hinaus ist in der Bundesregierung noch 
nicht abgeschlossen. Ich kann deshalb Ihre Frage 
aus der Sicht der Bundesregierung zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt noch nicht beantworten. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Müller (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1297 Fragen 77 und 78): 

Ist die Bundesregierung bereit, geeignete Maßnahmen zu 
ergreifen, um bei internationalen Pferdetransporten durch 
das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland zu verhindern, 
daß bei Entfernungen über 500 km LKWs anstelle der Bahn 
benützt werden, was in der Praxis vielfach auf eine Umge-
hung und Verletzung der Bestimmungen des Europäischen 
Übereinkommens zum Schutz der Tiere bei Transporten 
führt? 

Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend der Empfeh-
lung 923 der Parlamentarischen Versammlung des Europa-
rats Ostblockländer mit bedeutendem Pferdeexport, wie z. B. 
Polen, aufzufordern, dem Europäischen Übereinkommen zum 
Schutz der Tiere bei Transporten beizutreten oder in ver-
gleichbarer Weise sich zur Einhaltung seiner Bestimmungen 
zu verpflichten? 

Das von der Bundesrepublik Deutschland unter-
zeichnete Europäische Übereinkommen über den 
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Schutz von Tieren beim internationalen Transport 
sowie die Richtlinie 77/489/EWG des Rates vom 
18. Juli 1977 über den Schutz von Tieren beim inter-
nationalen Transport, durch die das Übereinkom-
men in EG-Recht übernommen wird, sehen die Ver-
wendung eines bestimmten Transportmittels für die 
Beförderung von Pferden über weite Entfernungen 
nicht vor. Es bestehen darüber hinaus z. Z. keine 
rechtlichen Möglichkeiten, bei Entfernungen von 
mehr als 500 km den internationalen Transport von 
Pferden auf der Straße im Transitverkehr durch die 
Bundesrepublik Deutschland zu verhindern. Durch 
verschärfte Kontrollen an den Grenzen ist jedoch si-
chergestellt, daß auch im Lkw-Verkehr die hierfür 
vorgesehenen Bestimmungen dieses Übereinkom-
mens eingehalten werden. 

Auf Anregung der Bundesregierung hat das Mini-
sterkomitee des Europarats einen Ad-hoc-Sachver-
ständigenausschuß für den internationalen Trans-
port von Tieren (CAHTA) einberufen. Auf einer Sit-
zung dieses Ausschusses am 10./11./12. Dezember 
1981 hat die deutsche Delegation mit Nachdruck ge-
fordert, die Bestimmungen des Übereinkommens 
daraufhin zu überprüfen, ob sie im Hinblick auf 
lange Transportzeiten und Beförderungen über 
weite Entfernungen den derzeitigen Anforderungen 
an den Tierschutz noch genügen. Gleichzeitig ist die 
EG-Kommission darauf aufmerksam gemacht wor-
den, daß unter Berücksichtigung der Empfehlung 
923 (1981) der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarats ergänzende Bestimmungen für eine ein-
heitliche Durchführung der Richtlinie 77/489/EWG 
unbedingt erforderlich und beschleunigt zu erlassen 
sind. 

Es ist nicht Sache der Bundesregierung, Polen 
oder andere osteuropäische Länder mit bedeuten-
dem Pferdetransport aufzufordern, dem Überein-
kommen beizutreten, denn nach Artikel 49 Abs. 1 
dieses Übereinkommens liegt es in der Hand des Mi-
nisterkomitees, Nichtmitgliedstaaten einzuladen, 
dem Übereinkommen beizutreten; es kann davon 
ausgegangen werden, daß das Ministerkomitee 
diese Frage prüfen wird. Drittländer, die Pferde in 
einen EG-Mitgliedstaat verbringen, oder durch des-
sen Hoheitsgebiet befördern, sind verpflichtet, die 
Bedingungen des Übereinkommens zu erfüllen; dies 
ergibt sich aus der Richtlinie 77/489/EWG in Verbin-
dung mit der Richtlinie 81/389/EWG des Rates vom 
12. Mai 1981 zur Festlegung von Maßnahmen für die 
Durchführung der Richtlinie 77/489/EWG über den 
Schutz von Tieren beim internationalen Transport. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Fuchs auf die Fragen 
des Abgeordneten Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1297 Fragen 79 und 80): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die gegenwärtige Ver-
sorgung von Schwer-Brandverletzten in der Bundesrepublik 
Deutschland? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung im Zu-
sammenwirken mit den Ländern, die in Fachkreisen erho-
bene Forderung, in formiertem Umfang Spezialeinrichtungen 
zur Versorgung von Schwer-Brandverletzten zu schaffen, zu 
verwirklichen? 

Für eine bedarfsgerechte Versorgung der Bevöl-
kerung mit Krankenhausleistungen zu sorgen, ist in 
erster Linie Aufgabe der Bundesländer; dies gilt 
auch für Spezialeinrichtungen zur Behandlung von 
Schwer-Brandverletzten. Die Länder sind im Rah-
men der ihnen obliegenden Krankenhausbedarfs-
planung bestrebt, auch für dieses Spezialgebiet ein 
regional ausgewogenes Angebot an notwendigen 
Behandlungseinrichtungen zu schaffen; dabei be-
rücksichtigen sie die Versorgungskapazitäten der 
berufsgenossenschaftlichen Krankenhäuser, die 
auch für die allgemeine Versorgung der Bevölke-
rung zur Verfügung stehen. 

Bei schweren Brandverletzungen ist es besonders 
wichtig, daß der Patient so schnell wie möglich in ei-
nem Krankenhaus mit den erforderlichen Spezial-
einrichtungen medizinisch versorgt wird. Auf Anre-
gung des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial-
ordnung wurde daher beim Hamburger Kranken-
hausbettennachweis eine zentrale Stelle für die bun-
desweite Vermittlung von Behandlungsmöglichkei-
ten für Schwer-Brandverletzte eingerichtet; sie hat 
am 1. Juni 1981 ihre Arbeit aufgenommen. Ange-
schlossen an diese Vermittlung sind Krankenhäuser 
im ganzen Bundesgebiet mit zur Zeit insgesamt 100 
Betten, die in vollem Umfang die Voraussetzung für 
eine Behandlung von schweren Brandverletzungen 
erfüllen. Die ständig einsatzbereite Vermittlung er-
möglicht nicht nur, in vielen Fällen die Zeit bis zum 
Behandlungsbeginn in einem geeigneten Kranken-
haus erheblich zu verkürzen, sondern führt auch zu 
einer besseren Ausnutzung der vorhandenen Be-
handlungskapazitäten für Schwerverbrannte. 

Nach Auskunft der Anlaufstelle sind bei der Bet-
tenvermittlung bisher keine größeren Probleme auf-
getreten. Die Anlaufstelle wird in Kürze einen Er-
fahrungsbericht vorlegen. Anhand dieses Berichtes 
wird eine genauere Beurteilung der gegenwärtigen 
Versorgung von Schwer-Brandverletzten möglich 
sein. 

Neben der Anlaufstelle in Hamburg gibt es seit 
Oktober 1981 eine weitere Vermittlungsstelle in 
München, deren Arbeit auf Bayern beschränkt ist 
und die mit der Hamburger Anlaufstelle zusammen-
arbeitet. 

Zu ihrer zweiten Frage darf ich ergänzend noch 
darauf hinweisen, daß Behandlungseinrichtungen 
für Schwer-Brandverletzte außerordentlich teuer 
sind. Sie erfordern nicht nur hohe Investitionsko-
sten, sondern auch sehr hohe Betriebskosten, vor al-
lem durch das Vorhalten qualifizierten Personals. 
Die Schaffung und der Ausbau solcher Einrichtun-
gen müssen daher besonders sorgfältig geplant und 
durchgeführt werden. Neben seiner normalen Betei-
ligung an der Krankenhausfinanzierung und der 
Hochschulbauförderung hat der Bund die Länder 
hierbei in den letzten Jahren mit Finanzhilfen nach 
§ 23 Abs. 2 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes 
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im Rahmen der Schwerpunkt- und Modellförderung 
gezielt unterstützt und zum Auf- und Ausbau von 
Behandlungsmöglichkeiten für Schwerverbrannte 
in München, Schleswig und Wilhelmshaven insge-
samt 5,3 Millionen DM zur Verfügung gestellt. Die 
Bundesregierung wird den Auf- und Ausbau solcher 
Behandlungsmöglichkeiten im Rahmen der finan-
ziellen Möglichkeiten und im Einklang mit der 
Krankenhausbedarfsplanung der Länder auch künf-
tig fördern. 

Anlage 23 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Frau Fuchs auf die Frage 
des Abgeordneten Schmidt (Kempten) (FDP) 
(Drucksache 9/1297 Frage 81): 

Zieht die Bundesregierung in Betracht, die Existenz der 
derzeit bestehenden sozialpädiatrischen Zentren zu gewähr-
leisten oder sichern zu helfen, nachdem das Hamburger Wer-
ner Otto Institut im vergangenen Sommer in so akute Finanz-
nöte geriet, daß die Schließung dieses Zentrums drohte, und 
welche Möglichkeiten hat die Bundesregierung, die Existenz 
der derzeit bestehenden sozialpädiatrischen Zentren zu ge-
währleisten? 

Die Bundesregierung hält in Übereinstimmung 
mit den Bundesländern eine verbesserte fachüber-
greifende Beratung, Früherkennung und Behand-
lung gesundheitlich gefährdeter und behinderter 
Kinder in sozialpädiatrischen Zentren oder Abtei-
lungen für dringend erforderlich. Bisher gibt es nur 
wenige Frühförderungseinrichtungen, in denen be-
hinderte Kinder ein zusammengefaßtes Angebot al-
ler für Diagnostik und Therapie notwendigen Fach-
disziplinen vorfinden. Die sonst vorhandenen Ange-
bote zur Versorgung und Beratung behinderter Kin-
der sind oft räumlich und fachlich isoliert und ma-
chen ein für Kinder und Eltern kompliziertes und 
zeitraubendes Überweisungssystem von einer Fach-
disziplin zur anderen erforderlich. 

Die Bundesregierung beobachtet allerdings be-
reits seit längerer Zeit mit Besorgnis die finanziellen 
Schwierigkeiten dieser Frühförderungseinrichtun-
gen für gesundheitlich gefährdete und behinderte 
Kinder. Wesentliche Ursache hierfür sind die Ambu-
lanzverträge zwischen den sozialpädiatrischen Ein-
richtungen und den kassenärztlichen Vereinigun-
gen. Diese Verträge werden meist der Vielschichtig-
keit der fachübergreifenden Betreuung nicht ge-
recht und sind in der Regel nicht annähernd kosten-
deckend. Dadurch entstehen Defizite, die von den so-
zialpädiatrischen Einrichtungen und ihren Trägern 
nicht auf Dauer getragen werden können. Bisher 
sind teilweise Länder oder Landschaftsverbände für 
die Fehlbeträge aufgekommen. Angesichts der über-
all notwendigen Sparmaßnahmen werden jedoch zu-
nächst freiwillig erbrachte Leistungen einge-
schränkt; daher sind die wenigen vorhandenen so-
zialpädiatrischen Einrichtungen derzeit besonders 
von der Gefahr der Schließung bedroht. 

Da es sich hier um besonders qualifizierte Einrich-
tungen handelt, ist grundsätzlich nicht einzusehen, 

warum ihre Leistungen defizitär erbracht werden 
sollen. Die sachgerechteste Lösung wäre der Ab-
schluß von Ambulanzverträgen mit kostendecken-
den Fallpauschalen. In den wenigen Fällen, in denen 
sich die zuständigen kassenärztlichen Vereinigun-
gen in dieser Frage aufgeschlossen gezeigt haben, 
ist die Existenz der sozialpädiatrischen Einrichtun-
gen nicht gefährdet. 

Darüber hinaus ist seit längerem versucht wor-
den, auch im Bundeshaushalt entsprechende Förde-
rungsmittel bereitzustellen. Wegen der auch hier 
notwendigen Einsparungen konnten derartige Mit-
tel jedoch bisher nicht im Haushalt berücksichtigt 
werden. 

Anlage 24 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Frau Fuchs auf die Fragen 
des Abgeordneten Egert (SPD) (Drucksache 9/1297 
Fragen 82 und 83): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß entgegen der Num-
mer 7 der Übergangsbestimmung des Kostendämpfungs-Er-
gänzungsgesetzes (KVEG) die AOK-Lippe mit den in ihrem 
Bereich ansässigen Heilbädern für das Jahr 1982 höhere 
Preise für Heilmittel vereinbart hat, und welche Möglichkei-
ten sieht die Bundesregierung, um die Vertragspartner zur 
Einhaltung der Gesetzesbestimmungen zu veranlassen? 

Sind der Bundesregierung die Probleme bekannt, die sich 
daraus ergeben, daß Nummer 7 der Übergangsbestimmungen 
KVEG zwar den Krankenversicherungsträgern bis 1983 neue 
Preisvereinbarungen für Heilmittel mit Heilbädern unter-
sagt, nicht aber den Rentenversicherungsträgern, und was ge-
denkt die Bundesregierung zu tun, um diese offensichtliche 
Ungleichbehandlung der beiden Sozialversicherungsträger 
zu beseitigen? 

Die in Ihrer ersten Frage angesprochene Verein-
barung ist der Bundesregierung nicht bekannt. Es 
ist Aufgabe der für die Allgemeine Ortskranken-
kasse Lippe zuständigen Aufsichtsbehörde des Lan-
des Nordrhein-Westfalen zu überprüfen, ob die er-
wähnte Vereinbarung der Übergangsvorschrift des 
Artikel 5 Nr. 7 des Kostendämpfungs-Ergänzungs-
gesetzes vom 22. Dezember 1981 entspricht. Ich 
werde die Aufsichtsbehörde über die von Ihnen ge-
stellte Frage unterrichten. 

Zu Ihrer zweiten Frage kann ich Ihnen mitteilen, 
daß der Bundesregierung für den Bereich der ge-
setzlichen Rentenversicherung Probleme und 
Schwierigkeiten bisher nicht bekanntgeworden 
sind. Die Rentenversicherungsträger führen die Re-
habilitationsmaßnahmen zum allergrößten Teil in 
Sanatorien, Kurkliniken und Schwerpunktkliniken 
durch, in denen über den Tagessatz auch die in die-
sen Einrichtungen verabreichten Heilmittel wie z. B. 
Bäder und Massagen abgegolten sind. Vertragliche 
Vereinbarungen kommen daher nur für den relativ 
kleinen Bereich der Rehabilitanden in Betracht, die 
in Kurheimen untergebracht sind und denen Heil-
mittel außerhalb der Kureinrichtung in den Kurmit-
telhäusern des Heilbades oder Kurortes verabreicht 
werden. Da es sich hierbei um Rehabilitanden mit 
leichteren Erkrankungen handelt, für die aufgrund 
der geänderten Rechtslage weniger Kuren in Be- 
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tracht kommen, wird der Bereich, für den vertragli-
che Vereinbarungen zu schließen sind, künftig deut-
lich kleiner. 

Der Bundesregierung ist auch nicht bekannt, daß 
einzelne Rentenversicherungsträger wegen der Er-
höhung der Preise für Heilmittel mit ihren Vortrags-
partnern verhandeln. Falls Ihnen derartige Vor-
gänge bekannt sein sollten, bin ich gerne bereit, die-
sen nachzugehen. 

Anlage 25 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Fuchs auf die Fragen 
des Abgeordneten Haase (Fürth) (SPD) (Drucksache 
9/1297 Fragen 84 und 85): 

Kann das Bundesarbeitsministerium über die Anwendung 
eines Vorschlags des DeHoGa durch die Arbeitsämter berich-
ten, daß mit Hilfe einer Partnerschaft zwischen Fremdenver-
kehrsorten und Schwerpunktgebieten der Arbeitslosigkeit 
wenigstens teilweise Arbeitslosigkeit gemindert werden 
kann? 

Wie hoch sind die Stellenanforderungen im Gaststättenbe-
reich in der Saison? 

Im Jahre 1978 wurden Partnerschaften zwischen 
Arbeitsämtern des Ruhrgebietes sowie des Saarlan-
des einerseits und Arbeitsämtern in den Fremden-
verkehrsgebieten Baden-Württembergs anderer-
seits geschlossen. Später kamen noch Arbeitsämter 
aus den Feriengebieten in Niedersachsen und in 
Schleswig-Holstein hinzu. 

Die Zusammenarbeit der Partnerschaftsarbeits-
ämter hat im Laufe der Zeit teilweise zu beachtli-
chen Erfolgen geführt, besonders wenn Vermitt-
lungsfachkräfte der Arbeitsämter aus den Ferienge-
bieten bei Informations- und Anwerbeveranstaltun-
gen und bei der Beratung von Arbeitslosen in den 
von Arbeitslosigkeit besonders betroffenen Arbeits-
amtsbezirken mitwirkten. Im Jahre 1981 konnten aus 
dem Bezirk des Landesarbeitsamtes Nordrhein-
Westfalen im Rahmen von Partnerschaftsbeziehun-
gen 419 Bewerber vermittelt werden. 

Zur Ihrer zweiten Frage muß ich Ihnen leider mit-
teilen, daß genaue Zahlen über die Stellenanforde-
rungen im Gaststättenbereich in der Saison nicht 
vorliegen. Nach den Ergebnissen der letzten Struk-
turuntersuchung der offenen Stellen waren im Sep-
tember 1981 aus dem Gaststätten- und Beherber-
gungsgewerbe des gesamten Bundesgebiets 14 798 
offene Stellen gemeldet. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Fuchs auf die Fragen 
des Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 
9/1297 Fragen 86 und 87): 

Ist der Bundesregierung bekannt, welche Einnahmen aus 
Regreßfällen die Sozialversicherungsträger auf Bundes- und 
Landesebene im Durchschnitt der letzten fünf Jahre aus For-
derungsübergängen gemäß § 1542 RVO und entsprechenden 
Vorschriften anderer Sozialgesetze geltend gemacht bzw. in 
die Haushalte eingestellt haben, und welcher Prozentsatz die-
ser Forderungen dann tatsächlich realisiert worden ist? 

Welche Leistungsausfälle würden die Sozialversicherungs-
träger auf Bundes- und Landesebene jährlich verkraften müs-
sen, wenn das Quotenvorrecht der Sozialversicherungsträger 
wie im Beamten- und im Privatversicherungsrecht durch ein 
Quotenvorrecht der Versicherten abgelöst würde? 

Die Träger der gesetzlichen Kranken-, Unfall- und 
Rentenversicherung haben in den Jahren 1976 bis 
1980 pro Jahr durchschnittlich 975 Millionen DM aus 
Forderungsübergängen gemäß § 1542 Reichsversi-
cherungsordnung und entsprechenden Vorschriften 
eingenommen. Der Anteil der nicht realisierbaren 
Forderungen ist statistisch nicht erfaßt; nach Schät-
zung der Spitzenverbände der Versicherungsträger 
liegt er unter 5 v. H. 

Zu Ihrer zweiten Frage möchte ich darauf hinwei-
sen, daß das Quotenvorrecht der Versicherungsträ-
ger aus sozialpolitischen Gründen — im Interesse 
der Solidargemeinschaft und wegen ihrer unbeding-
ten Leistungsverpflichtung — notwendig ist. Da ein 
Quotenvorrecht der Versicherten nie bestanden hat, 
gibt es keine ausreichenden Unterlagen über die 
Leistungsausfälle, die die Sozialversicherungsträger 
zu verkraften hätten, falls das Quotenvorrecht der 
Versicherungsträger durch das der Versicherten er-
setzt würde. Eine erste Schätzung hat ergeben, daß 
bei der Einführung eines Quotenvorrechts der Versi-
cherten voraussichtlich jährliche Einnahmeausfälle 
in der Größenordnung von etwa 400 Millionen DM 
entstünden. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Fuchs auf die Fragen 
des Abgeordneten Conradi (SPD) (Drucksache 
9/1297 Fragen 88 und 89): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch das Kosten-
dämpfungsergänzungsgesetz (Ergänzung zu § 368 Abs. 2 
RVO) die Durchführung der Neugeborenen-Basis-Untersu-
chung (U 2) am dritten bis zehnten Lebenstag nicht mehr Be-
standteil der kassenärztlichen Leistungen ist, die Kranken-
häuser jedoch nicht verpflichtet sind, diese Untersuchung 
(einschließlich der TSH-Untersuchung auf angeborenen 
Schilddrüsenmangel) im Rahmen ihrer Pflegesätze durchzu-
führen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß diese Neuregelung 
die Gefahr in sich birgt, daß neugeborene Kinder nur mangel-
haft pädiatrisch versorgt werden und möglicherweise Dauer-
schäden davontragen, weil Früherkennungsuntersuchung 
und Frühbehandlung unterblieben sind, und ist die Bundesre-
gierung bereit, die Krankenhäuser zu verpflichten, diese Un-
tersuchungen auf jeden Fall durchzuführen? 

Die von Ihnen angesprochene Neuregelung ver-
bessert die Früherkennungsuntersuchungen und 
eine eventuell notwendige Frühbehandlung von 
Kindern. Bei einem Aufenthalt in einem Kranken-
haus oder in einer Entbindungsanstalt werden die 
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Früherkennungsuntersuchungen jetzt unmittelbar 
dort durchgeführt und sind insofern von der kassen-
ärztlichen Versorgung ausgenommen. Die soge-
nannte Neugeborenen-Basis-Untersuchung ist nach 
den maßgeblichen Richtlinien des Bundesausschus-
ses der Ärzte und Krankenkassen, die kraft gesetzli-
cher Neuregelungen auch bei der Durchführung die-
ser Untersuchungen im Krankenhaus gelten, vom 3. 
bis 10. Lebenstag auszuführen. Wenn sich das Kind 
in dieser Zeit im Krankenhaus befindet, muß die 
Ausführung der genannten Untersuchung zum frü-
hestmöglichen Zeitpunkt durch das Krankenhaus 
sichergestellt werden. Die mit dem Pflegesatz abzu-
geltenden allgemeinen Krankenhausleistungen um-
fassen alle notwendigen medizinischen Maßnah-
men, somit auch die während des Krankenhausauf-
enthalts gebotenen Krankheitsfrüherkennungsun-
tersuchungen. Dies soll im Rahmen der Novellie-
rung der Bundespflegesatzverordnung, die zur Zeit 
vorbereitet wird, ausdrücklich klargestellt werden; 
eine derartige Klarstellung ändert jedoch nichts 
daran, daß die betreffende Verpflichtung der Kran-
kenhäuser bereits jetzt besteht. Wird die Untersu-
chung nicht vom Krankenhaus durchgeführt, ist sie 
durch einen an der kassenärztlichen Versorgung 
teilnehmenden Arzt, insbesondere einen Kinderarzt 
vorzunehmen. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen 
des Abgeordneten Daweke (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1297 Fragen 90 und 91): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Wehrpflichtige und 
Zivildienstleistende beim Zugang zum Landesdienst in Nord-
rhein-Westfalen, insbesondere zum Schuldienst, erhebliche 
Nachteile in Kauf nehmen müssen, weil sie angesichts der 
sich von Jahr zu Jahr verschlechternden Anstellungschancen 
im Schuldienst des Landes Nordrhein-Westfalen und in Anbe-
tracht der Tatsache, daß Bewerber für ein Lehramt von Jahr 
zu Jahr mit länger dauernder Teilzeitarbeit und Teilanstel-
lungsverträgen rechnen müssen, und wenn ja, welche Folge-
rungen zieht sie daraus? 

Sieht die Bundesregierung entsprechend § 11 a des Arbeits-
platzschutzgesetzes die Verpflichtung der Länder, entlasse-
nen Soldaten Vorrang vor anderen Bewerbern gleicher Eig-
nung einzuräumen, und welche Möglichkeiten hat die Bun-
desregierung gegebenenfalls, dieser Rechtsauffassung auch 
im Land Nordrhein-Westfalen Geltung zu verschaffen? 

1. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
auch die Länder unter Berücksichtigung der allge-
meinen Anstellungsschwierigkeiten, die Nachteile, 
die Wehrpflichtigen und Zivildienstleistenden ent-
stehen, bei der Anstellung in den öffentlichen Dienst 
besonders berücksichtigen sollten. 

Das Land Nordrhein-Westfalen hat seit 1979 auf 
der Grundlage eines entsprechenden Urteils des 
Verwaltungsgerichts Köln vom 8. August 1979 eine 
für diesen Personenkreis günstigere Praxis nicht 
mehr aufrechterhalten können. In Baden-Württem-
berg zeigen sich ähnliche Tendenzen. 

2. Die Bundesregierung ist bemüht, gegenüber der 
Kultusministerkonferenz ihre Auffassung zum ge-
botenen Ausgleich von Nachteilen für diesen Perso-
nenkreis zu verdeutlichen. 

Anlage 29 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Frage 
des Abgeordneten Sielaff (SPD) (Drucksache 9/1297 
Frage 93): 

Warum lehnt der Bundesverteidigungsminister den Vor-
schlag des Bundesbeauftragten für den Datenschutz ab, die 
Akten aus den Anerkennungsverfahren für Kriegsdienstver-
weigerer anstelle der bisherigen Praxis, die Akten mit den 
sehr persönlichen Angaben an das Bundesamt für Zivildienst 
zu geben, zukünftig bei den Kreiswehrersatzämtern zu belas-
sen und nach Ablauf der Wehrüberwachung zu vernichten? 

Mit Rechtskraft der Anerkennung als Kriegs-
dienstverweigerer scheidet dieser aus der Wehr-
überwachung aus. 

Er unterliegt dann der Zivildienstüberwachung. 

Daraus folgt, daß die Wehrersatzbehörden nach 
Abschluß des Anerkennungsverfahrens nicht mehr 
berechtigt sind, Daten über anerkannte Kriegs-
dienstverweigerer zu speichern oder Personalunter-
lagen über sie zu führen. Deshalb müssen die über 
die Kriegsdienstverweigerer gespeicherten Daten 
gelöscht und die entstandenen Personalunterlagen 
an das nunmehr zuständige Bundesamt für Zivil-
dienst abgegeben werden. Zu diesen Personalunter-
lagen gehören auch die in einer Zusatzakte zusam-
mengefaßten KDV-Vorgänge. 

Die nunmehrige Aktenführung beim Bundesamt 
für den Zivildienst kann auch sinnvoll und notwen-
dig sein, weil sich aus den KDV-Vorgängen im Ein-
zelfall Anhaltspunkte für die Einplanung und die 
Betreuung von Zivildienstleistenden ergeben kön-
nen. Im übrigen dürfte nach allgemeinen Regeln das 
Bundesamt für den Zivildienst verpflichtet sein, da-
für zu sorgen, daß die Zusatzakten mit den Verfah-
rensunterlagen Unbefugten nicht zugänglich sind. 

Anlage 30 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen 
des Abgeordneten Kolbow (SPD) (Drucksache 
9/1297 Fragen 94 und 95): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, das aner-
kennenswerte Engagement von wehrpflichtigen Amateur-
sportlern zugunsten der Arbeit in Sportvereinen durch mög-
lichst heimatnahe Einberufung zu stützen? 

Treffen Behauptungen zu, daß Gesuchen von wehrpflichti-
gen Berufssportlern, insbesondere Fußballprofis, auf heimat-
nahe Einberufung bzw. Versetzung in Heimatnähe eher ent-
sprochen wird als den Gesuchen von wehrpflichtigen Ama-
teursportlern? 
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Das Engagement von wehrpflichtigen aktiven  
Amateursportlern gehört zu den Belangen, die bei  
der Besetzung heimatnaher Stellen berücksichtigt  
werden. Bei der Vielzahl solcher Fälle kann dies  
nicht immer gelingen. Sofern die verfügbaren Stel-
len nicht ausreichen, können die sportlichen Ge-
sichtspunkte daher nicht immer berücksichtigt wer-
den.  

Die beruflichen Belange im Zusammenhang mit  
einer heimatnahen Verwendung fallen nicht uner-
heblich ins Gewicht. Gerade bei einem Berufssport-
ler, der seinem Beruf nur in zeitlich begrenztem  
Rahmen nachgehen kann, wird dies besonders sinn-
fällig. Das kann zu unterschiedlichen, aber in sich  
gerechtfertigten Bewertungen der Interessen von  
Amateuren und Profis bei ihrer Verwendung führen,  
soweit es die heimatnahe Einberufung betrifft.  

Anlage 31  
Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen  
des Abgeordneten Francke (Hamburg) (CDU/CSU)  
(Drucksache 9/1297 Fragen 97 und 98):  

Welche Gründe waren bestimmend, daß im Gegensatz zur  
Pressemitteilung des Bundesverteidigungsministeriums vom  
26. Mai 1981 (XV III/35), wonach „die Arbeit der Kommission  
bis Ende dieses Jahres (gemeint ist 1981) zu ersten Ergebnis-
sen führen soll", die Ergebnisse der Kommission für die Lang-
zeitplanung der Bundeswehr bislang nicht veröffentlich wor-
den sind?  

Wann wird die Bundesregierung die Ergebnisse der Kom-
mission für die Langzeitplanung der Bundeswehr nunmehr  
veröffentlichen?  

Die Untersuchungen erwiesen sich im Verlauf des  
2. Halbjahres 1981 als so umfangreich, daß der Gene-
ralinspekteur als Kommissionsvorsitzender beim  
Bundesminister der Verteidigung Terminverlänge-
rung beantragte; der Bundesminister stimmte zu.  

Eine Veröffentlichung ist vorgesehen, sobald der  
politische Meinungsbildungsprozeß abgeschlossen  
ist.  

Anlage 32  

Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Frage  
des Abgeordneten Horstmeier (CDU/CSU) (Druck-
sache 9/1297 Frage 99):  

Aus welchem Grund sehen die Beihilferegelungen für die  
Soldaten vor, daß bei einem Krankenhausaufenthalt an ei-
nem ausländischen Dienstort nur die Höhe der Pflegesätze in  
deutschen Krankenhäusern für die Abrechnung zugrundege-
legt wird, auch wenn die ausländischen, wie z. B. in Frank-
reich, höher sind?  

Bei Erkrankung während eines dienstlichen Auf-
enthalts im Ausland werden dem Soldaten im Rah-
men seines Anspruchs auf unentgeltliche truppen-
ärztliche Versorgung die notwendigen Behand-
lungskosten in vollem Umfang erstattet.  

Anlage 33  
Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen  
des Abgeordneten Dr. Enders (SPD) (Drucksache  
9/1297 Fragen 100 und 101):  

Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele Wehrpflichtige  
im vergangenen Jahr von einem Ausbildungs- oder Studien-
platz zur Bundeswehr eingezogen wurden, bevor sie ein Drit-
tel der Ausbildung beendet hatten?  

Ist die Bundesregierung bereit, bei dem heutigen Mangel an  
Ausbildungs- und Studienplätzen diese Wehrpflichtigen als  
Härtefälle anzuerkennen und die Einberufung erst nach dem  
Abschluß der Ausbildung vorzunehmen?  

1. Statistische Nachweise über den in Ihrer Frage  
angesprochenen Personenkreis werden nicht ge-
führt.  

2. Die Bundesregierung hat bei der Einberufung  
das Wehrpflichtgesetz zu beachten.  

Nach einer gefestigten Rechtsprechung ist von ei-
ner besonderen Härte in den angesprochenen Fällen  
nicht auszugehen.  

Anlage 34  

Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen  
der Abgeordneten Frau Schmedt (Lengerich) (SPD)  
(Drucksache 9/1297 Fragen 102 und 103):  

Wie viele weibliche Beschäftigte sind z. Z. im Bereich des  
Bundesverteidigungsministeriums tätig, und wie verteilen sie  
sich auf den zivilen und militärischen Bereich?  

Wie verteilen sich die weiblichen Beschäftigten der Bundes-
wehr auf die einzelnen Laufbahngruppen im zivilen Bereich  
und bei den Streitkräften?  

1. Im Bereich des Bundesministeriums der Vertei-
digung sind z. Z.  

(Stand: 31. 12. 81) 48 895 zivile weibliche Be-
schäftigte tätig.  

davon: 	27 842 im zivilen Bereich  
21 053 bei den Streitkräften.  

2. Im zivilen Bereich (territoriale Bundeswehrver-
waltung) verteilen sich die weiblichen Beschäf-
tigten wie folgt auf die einzelnen Laufbahngrup-
pen:  
Höherer Dienst: 260  
Gehobener Dienst: 1 265  
Mittlerer Dienst: 11 675  
Einfacher Dienst: 535  
Arbeiterinnen: 14 045  
Auszubildende: 62  

Summe: 27 842  

Bei den Streitkräften ergibt sich für die zivilen  
weiblichen Beschäftigten folgende Situation:  
Höherer Dienst: 47  
Gehobener Dienst: 311  
Mittlerer Dienst: 17 249  
Einfacher Dienst: 1 405  
Arbeiterinnen: 1 955  
Auszubildende: 86  

Summe: 21 053  
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Anlage 35 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Luuk (SPD) (Drucksache 
9/1297 Fragen 104 und 105): 

Besteht von seiten der Bundesregierung die Absicht, die ge-
genwärtig von Soldaten besetzten Dienstposten künftig stär-
ker mit Zivilpersonen zu besetzen und damit auch die Be-
schäftigungsmöglichkeiten von Frauen in der Bundeswehr zu 
vergrößern? 

Wird die Bundesregierung geeignete Schritte unterneh-
men, um Frauen über die Arbeit und Aufstiegsmöglichkeiten 
in der Bundeswehr umfassender als bisher zu informieren? 

1. Die Bundesregierung beabsichtigt derzeit 
nicht, von Soldaten besetzte Dienstposten künftig 
mit Zivilpersonen zu besetzen. 

Der besondere Auftrag der Streitkräfte erlaubt es 
im Interesse einer hohen Einsatzbereitschaft nicht, 
Soldatendienstposten in größerem Umfang als bis-
her mit Zivilpersonen zu besetzen. 

2. Die Bundeswehr kommt ihrer Informations-
pflicht in dem angesprochenen Bereich in vielfälti-
gem Umfang nach. Beispielsweise seien hier die In-
formationsblätter für die Laufbahn der Sanitätsoffi-
ziere, für die Beamten der Bundeswehrverwaltung 
und der Wehrtechnik erwähnt. 

Das Bundesministerium der Verteidigung geht 
davon aus, daß diese Informationen auch entspre-
chend wirken, denn der Anteil der zivilen Mitarbei-
terinnen bei der Bundeswehr ist gegenüber den an-
deren Bundesverwaltungen wesentlich höher. 26,8 
Prozent aller zivilen Mitarbeiter der Bundeswehr 
sind Frauen, bei den übrigen Bundesverwaltungen 
beträgt der Anteil 15,5 Prozent. 

Anlage 36 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Frage 
der Abgeordneten Frau Simonis (SPD) (Drucksache 
9/1297 Fragen 106 und 107): 

Wie viele weibliche Sanitätsoffiziere sind z. Z. in der Bun-
deswehr tätig, und wie verteilen sich männliche und weibliche 
Soldaten in der Laufbahn als Sanitätsoffiziere auf die Berei-
che Humanmedizin, Zahnmedizin, Veterinärwesen und Phar-
mazie? 

Welchen Laufbahngruppen sind die männlichen und weibli-
chen Soldaten in der Laufbahn als Sanitätsoffiziere in der Hu-
manmedizin, Zahnmedizin, im Veterinärwesen und in der 
Pharmazie zuzuordnen? 

Zu Frage 106: 

Mit Stand 7. Januar 1982 leisten 1 654 Sanitätsoffi-
ziere als Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit 
Dienst in der Bundeswehr, 67 davon sind weibliche 
Sanitätsoffiziere. Zusätzlich leisten gegenwärtig 
1 341 Sanitätsoffiziere ihren gesetzlichen Grund-
wehrdienst. 

Damit beträgt der Anteil weiblicher Sanitätsoffi-
ziere 4,1 % bei den längerdienenden Sanitätsoffizie

-

ren und 2,2 % der Gesamtanzahl der Sanitätsoffi-
ziere der Bundeswehr. 
Von den weiblichen Sanitätsoffizieren werden 58 

in der Fachrichtung Humanmedizin, je 2 in den 
Fachrichtungen Zahn- und Veterinärmedizin und 5 
in der Fachrichtung Pharmazie verwendet. 

Zu Frage 107: 

Alle männlichen und weiblichen Sanitätsoffiziere 
sind Angehörige der Laufbahn der Offiziere des Sa-
nitätsdienstes. 

Ihre Besoldung entspricht der der Beamten des 
höheren Dienstes. 

Anlage 37 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Dr. Lepsius (SPD) (Drucksa-
che 9/1297 Fragen 108 und 109): 

Wie viele männliche und weibliche Soldaten werden z. Z. als 
Sanitätsoffizieranwärter/anwärterinnen geführt, und beab-
sichtigt die Bundesregierung, Frauen künftig als Sanitätsoffi-
zieranwärterinnen einzustellen? 

Welche Möglichkeiten eines beruflichen Aufstiegs durch 
qualifizierte Berufsausbildung bietet die Bundeswehr männli-
chen Berufs- sowie Zeitsoldaten, und welche entsprechenden 
Chancen bestehen für weibliche Beschäftigte im Bereich der 
Bundeswehr? 

1.Die Bundeswehr verfügt gegenwärtig über 1 034 
ausschließlich männliche Sanitätsoffizieranwärter. 

Nach den gesetzlichen Voraussetzungen haben 
Sanitätsoffizieranwärter eine vollständige Offizier-
ausbildung zu durchlaufen. Diese Ausbildung 
schließt die Waffen- und Gefechtsausbildung ein. 
Die Einbeziehung von Frauen in diese Ausbildung 
zum Sanitätsoffizier würde dem Sinngehalt des Arti-
kel 12 a Absatz 4 Satz 2 des Grundgesetzes zuwider-
laufen. 

Weibliche Bewerberinnen für die Laufbahn der 
Offiziere des Sanitätsdienstes bleiben deshalb dar-
auf angewiesen, die Approbation als Arzt, Zahnarzt, 
Tierarzt oder Apotheker außerhalb eines Dienstver-
hältnisses als Soldaten zu erwerben. 

2. Berufssoldaten erhalten — mit Ausnahme der 
BO 41 — keine Berufsförderung. 

Die Soldaten auf Zeit haben im Rahmen ihrer er-
dienten Ansprüche auf Berufsförderung die Mög-
lichkeit zu einem beruflichen Aufstieg für die Zeit 
nach ihrem Ausscheiden aus der Bundeswehr. 

Diese Soldaten können durch die freiwillige Teil-
nahme an allgemeinbildenden und fachberuflichen 
Maßnahmen während, am Ende und nach der Wehr-
dienstzeit auf Kosten des Bundes qualifizierte Bil-
dungsabschlüsse im schulischen und beruflichen 
Bereich erwerben. Der Umfang dieser im Soldaten-
versorgungsgesetz festgelegten Bildungsförderung 
ist abhängig von der Länge der Verpflichtungszeit. 
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Diese berufsfördernden Bildungsmaßnahmen 
können nach dem Soldatenversorgungsgesetz allen 
Zeitsoldaten gewährt werden. 

Bei der Aus- und Fortbildung der Zivilbeschäftig-
ten im Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Verteidigung bestehen keine geschlechtsspezifi-
schen Unterschiede. 

Ein Anspruch auf Berufsförderung, wie er nach 
dem Soldatenversorgungsgesetz vorgesehen ist, be-
schränkt sich auf Soldaten, so daß Frauen, soweit sie 
zivile Angehörige der Bundeswehr sind, hieran nicht 
teilnehmen können. 

Anlage 38 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Traupe (SPD) (Drucksache 
9/1297 Fragen 110 und 111): 

Wie viele Dozenten sind gegenwärtig an den Bundeswehr-
hochschulen beschäftigt, und wie hoch beläuft sich der Anteil 
der weiblichen Dozenten? 

Erwägt die Bundesregierung, Frauen auch die Laufbahn im 
Sanitätsdienst (Mannschaften, Unteroffiziere) zu eröffnen? 

1. An den Hochschulen der Bundeswehr sind zur 
Zeit insgesamt 285 Professoren (einschl. Hochschul-
assistenten) der Besoldungsgruppen C 1 bis C 4 
BBesG beschäftigt. Davon sind 3 weiblichen Ge-
schlechts. 

Eine vierte Professorin hat den Ruf an eine Lan-
desuniversität angenommen. 

2. Es bestehen gegenwärtig keine konkreten Er-
wägungen, Frauen als freiwillige Soldaten für die 
Laufbahnen der Mannschaften und Unteroffiziere 
im Sanitätsdienst der Bundeswehr zuzulassen. 

Anlage 39 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Steinhauer (SPD) (Drucksa-
che 9/1297 Fragen 112 und 113): 

Ist sichergestellt, daß Stellenausschreibungen bei der Bun-
deswehr den Anforderungen des arbeitsrechtlichen EG-An-
passungsgesetzes entsprechen? 

Besteht die Absicht, für die im zivilen Bereich und bei den 
Streitkräften beschäftigten Frauen sogenannte Frauenförde-
rungspläne zu entwickeln, und wann ist gegebenenfalls mit 
entsprechenden Vorlagen zu rechnen? 

1. Bereits vor Inkrafttreten des EG-Anpassungs-
gesetzes wurde seitens des Bundesministeriums der 
Verteidigung darauf hingewirkt, daß — wo immer 
möglich — in Stellenausschreibungen entweder 
beide Geschlechter bezeichnet wurden oder der Text 
ohne Bezeichnung des Geschlechts gehalten wurde. 
Nach Inkrafttreten des EG-Anpassungsgesetzes 
wurden die personalbearbeitenden Dienststellen un-
verzüglich auf die entsprechenden Regelungen hin- 

gewiesen und zugleich nochmals um Beachtung des 
diesen Sachverhalt ebenfalls regelnden Rundschrei-
bens des Bundesministeriums des Innern gebeten. 
Die zentralen Ausschreibungsblätter des Bundesmi-
nisters der Verteidigung für zivile Dienstposten ent-
halten im übrigen folgenden Hinweis: 

Jeder Dienstposten steht grundsätzlich weibli-
chen und männlichen Bewerbern gleicherma-

ßen offen. 

Der nachgeordnete Bereich ist gehalten, ebenso 
zu verfahren. 

2. Im Bundesministerium der Verteidigung liegen 
zur Zeit keine konkreten Vorschläge für sogenannte 
Frauenförderungspläne vor. Es sind jedoch Vorar-
beiten geleistet worden, die die Situation der im zivi-
len Bereich und bei den Streitkräften beschäftigten 
Frauen erfassen. Aufgrund dieser Vorarbeiten wird 
es möglich sein, in Zusammenarbeit mit dem Ar-
beitsstab Frauenpolitik beim Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit Frauenförderungs-
pläne zu entwickeln, sobald eine entsprechende ein-
heitliche Konzeption besteht. 

Anlage 40 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen 
des Abgeordneten Dallmeyer (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/1297 Fragen 114 und 115): 

Zu welchen Ergebnissen hat die bisherige Arbeit der vom 
Bundesverteidigungsministerium am 26. Mai 1981 eingesetz-
ten Kommission für die Langzeitplanung der Bundeswehr ge-
führt? 

Welche Planungsinstrumentarien gibt es beim Bundesver-
teidigungsministerium z. Z. insgesamt mit den dazugehörigen 
Berichts- bzw. Vorlageterminen? 

1. Die Kommission hat bisher fünfmal getagt und 
zwei weitere Termine sind vorgesehen. Es ist damit 
zu rechnen, daß das vollständige Untersuchungser-
gebnis dem Minister im Mai 1982 vorgelegt werden 
kann. 

2. Zu den wichtigsten Instrumentarien gehören 
die Regelungen des Erlasses „Bundeswehrplanung 
im BMVg" in der Fassung vom 25. September 1981. 

Unterstützung für die Bundeswehrplanung erfolgt 
durch ein im BMVg seit 1971 entwickeltes DV-Sy-
stem: das „Management- und Informationssystem 
Planung (MISP1)", sowie durch Studieneinrichtun-
gen zur Untersuchung von Einzelproblemen. 

Darüber hinaus gibt es Planungsinstrumentarien 
mit entsprechender DV-Unterstützung für alle Ein-
zelbereiche der Planung, also z. B. für die Personal-, 
Infrastruktur-, Rüstungs- und Haushaltsplanung. 

Die Erarbeitung und Vorlage von Planungsdoku-
menten und Berichten werden von den spezifischen 
Merkmalen der jeweiligen Planungsphase be-
stimmt. Dokumente der Zielsetzung haben in der 
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Regel mehrjährige Gültigkeit und werden — der 
Lage entsprechend — langfristig fortgeschrieben. 
Dokumente der Planungsdurchführung richten sich 
nach den Notwendigkeiten des Haushaltsrechts, un-
terliegen also einem jährlichen Zyklus. Planungs-
kontrolle ist ein permanenter Prozeß mit speziellen 
Schwerpunkttätigkeiten im Zusammenhang mit der 
Vorlage von Planungsdokumenten. 

Anlage 41 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Fragen des 
Abgeordneten Boroffka (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1297 Fragen 116 und 117): 

Bleibt die Bundesregierung unverändert bei ihrer mehr-
fach geäußerten Haltung, die Durchführung eines Weltkon-
gresses über Lebensmittelinfektionen und -intoxikationen im 
Jahr 1984 in Berlin (West) als Folgeveranstaltung des dort 
vom 29. Juni bis 2. Juli 1980 abgehaltenen 1. Weltkongresses 
tatkräftig zu unterstützen? 

Wird die Bundesregierung im Hinblick auf die für einen sol-
chen Kongreß notwendigen langfristigen Vorbereitungen 
ihre, auch haushaltsmäßig abzusichernde, endgültige Ent-
scheidung rechtzeitig, d. h. noch in den nächsten Wochen tref-
fen? 

Zu Frage 116: 

Die Bundesregierung hält die Durchführung eines 
zweiten Kongresses über Lebensmittelinfektionen 
und -intoxikationen in Berlin grundsätzlich für wün-
schenswert und ist bereit, einen solchen Kongreß zu 
unterstützen. Ob bereits 1984 eine Folgeveranstal-
tung stattfinden kann, ist jedoch fraglich, da die Vor-
bereitung eines solchen Kongresses in erheblichem 
Umfang durch Mitarbeiter des Bundesgesundheits-
amtes erfolgen muß. 

Wie die Erfahrung aus dem 1. Kongreß gezeigt hat, 
ist die mit einer außergewöhnlichen Mehrbelastung 
der Mitarbeiter verbundene Vorbereitung und Be-
treuung eine Voraussetzung für die Durchführung 
der Veranstaltung. Die Personalkapazitäten des be-
treffenden Instituts des Bundesgesundheitsamtes 
sind aber derzeit im Rahmen der Durchführung der 
Arzneimittelgesetz-Novelle, die aus Gründen des 
Gesundheitsschutzes für den Verbraucher erste 
Priorität genießt, gebunden. 

Zu Frage 117: 

Die Festlegung eines Termins für die haushalts-
mäßige Absicherung eines derartigen zweiten Kon-
gresses ist zur Zeit aus den eben genannten Grün-
den noch nicht entscheidungsreif. 

Anlage 42 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Fragen des 
Abgeordneten Schröder (Hannover) (SPD) (Druck-
sache 9/1297 Fragen 118 und 119): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß vorgesüßte Fertig-
teepräparate (mit einem Zuckeranteil von bis zu 96 v. H. im 
Granulat) von Produzenten, die im Verband für Diätetische 
Nahrungsmittelhersteller zusammengeschlossen sind, als 
„Durstlöscher" und zum Trinkgenuß „zwischen den Mahlzei-
ten" auf den Verpackungen als Trinknahrung für Säuglinge 
und Kleinkinder offeriert werden, obwohl bei Zufuhr aus Säu-
gerflaschen bereits schwere Zahnschäden bei ein- bis dreijäh-
rigen Kindern hervorgerufen werden können, und was denkt 
die Bundesregierung gegebenenfalls dagegen zu tun? 

Sind der Bundesregierung wissenschaftliche Untersuchun-
gen bekannt, in denen das Ausmaß dieser Zahnschäden un-
tersucht wird, und was gedenkt die Bundesregierung — ge-
rade auch angesichts der hohen materiellen Schäden, die auf 
diese Weise zu Lasten der Solidargemeinschaft der Versicher-
ten von den Krankenkassen getragen werden müssen — zu 
unternehmen? 

Der Bundesregierung sind die wissenschaftlichen 
Untersuchungen des Zentrums für Zahn-, Mund- 
und Kieferheilkunde, Gießen, bekannt. Sie haben ge-
zeigt, daß zwischen dem Dauergebrauch zuckerhal-
tiger Kinderfertigtees und dem Auftreten von Zahn-
schäden bei Säuglingen und Kleinkindern ein Zu-
sammenhang besteht. 

Sie hat keine Rechtsgrundlage um den Verzehr 
gesüßten Tees überhaupt oder speziell von vorge-
süßten Fertigteepräparaten zu verbieten. Unmittel-
bar nach Bekanntwerden der Untersuchungsergeb-
nisse ist aber mit dem Bundesverband . der diäteti-
schen Lebensmittelindustrie erörtert worden, in 
welcher Weise der Gefahr von Zahnschäden vorge-
beugt werden kann. Als Ergebnis sind bereits die fol-
genden konkreten Maßnahmen eingeleitet bzw. er-
griffen worden: 

Die dem Bundesverband angeschlossenen Her-
stellerfirmen haben zugesagt, die Etikettierung der 
Produkte zu verändern. So soll bei den neuen Etiket-
ten der Teepackung auf die Empfehlung zur Ver-
wendung vor dem Einschlafen verzichtet werden 
und ein Warnhinweis vor Dauergebrauch der Teezu-
bereitungen in Saugerfläschchen wegen der damit 
verbundenen Gefahr der Kariesentstehung ange-
bracht werden. Für die Übergangszeit bis zur Ein-
führung der geänderten Etiketten sind zusätzliche 
Maßnahmen wie Etiketten- und Regalaufkleber, die 
vom Außendienstpersonal angebracht werden, vor-
gesehen. In dem bereits erwähnten Gespräch mit 
dem Bundesverband der diätetischen Lebensmittel-
industrie wurde auch mitgeteilt, daß der Vertrieb der 
Saugerfläschchen zu den genannten Zwecken ganz 
eingestellt wird. 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit hat die dem Verband nicht angehören-
den Hersteller von Kindertees angeschrieben mit 
dem Ziel, sie zu entsprechenden Vorkehrungen zu 
veranlassen. 

Anlage 43 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Fragen des 
Abgeordneten Merker (FDP) (Drucksache 9/1297 
Fragen 120 und 121): 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse — gegebenen-
falls welche — vor über ein Anwachsen von Folgekriminalität 
bei Kindern und Jugendlichen, die im Zusammenhang steht 
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mit ihrer Spielleidenschaft an Spielautomaten, die an für je-
dermann frei zugänglichen Stellen installiert sind? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Installation dieser 
Geräte an solchen frei zugänglichen Stellen einzuschränken 
oder zu verbieten, um Kinder und Jugendliche, die nach dem 
Jugendschutzgesetz zu sogenannten Spielhöllen keinen Zu-
gang haben, hinreichend zu schützen? 

Zu Frage 120: 

Ich nehme an, daß Ihre Frage die Folgekriminali-
tät in der Form von Geldbeschaffungskriminalität 
für das Spielen Minderjähriger an Unterhaltungsau-
tomaten, insbesondere an Videospielgeräten moder-
ner Bauart betrifft. Wissenschaftliche Untersuchun-
gen über Folgekriminalität dieses Spielens sind der 
Bundesregierung — soweit ersichtlich — nicht be-
kannt. Ein solcher Zusammenhang ist nach der Le-
benserfahrung nicht auszuschließen, kann jedoch 
nicht quantifiziert werden. Auch in Eingaben aus 
der Bevölkerung ist diese Problematik bereits ange-
sprochen worden. Diese Hinweise reichen jedoch 
nicht aus, um ein Maß von Gefährdung feststellen zu 
können, das präventive gesetzgeberische Maßnah-
men erfordert. 

Zu Frage 121: 

Nach augenblicklichem Stand ist im Rahmen der 
z. Zt. auf Ressortebene in Vorbereitung befindlichen 
Novellierung des Gesetzes zum Schutze der Jugend 
in der Öffentlichkeit ein Aufstellverbot für Video-
spielgeräte mit gewalt- und kriegsverherrlichenden 
Darstellungen vorgesehen. 

Ein weitergehendes Verbot beabsichtigt die Bun-
desregierung derzeit nicht vorzuschlagen. 

Anlage 44 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Fragen des 
Abgeordneten Marschall (SPD) (Drucksache 9/1297 
Fragen 122 und 123): 

Hat die Bundesregierung neue Erkenntnisse über das Aus-
maß und die Hintergründe der jüngsten Tierarzneimittel-
skandale, und wann wird die Bundesregierung die angekün-
digten Verschärfungen des Arzneimittelgesetzes und einiger 
Durchführungsverordnungen vorlegen? 
Hat die Bundesregierung Kenntnisse über den Umfang der 

Produktion und den Import von verschreibungspflichtigen 
Tierarzneimitteln in der Bundesrepublik Deutschland und 
darüber, welche Mengen der Tierarzneimittelproduktion le-
gal von den Tierärzten an die Landwirte zur Behandlung 
kranker Tiere weitergegeben wird? 

Zu Frage 122: 

Nicht zuletzt wegen der jüngsten Tierarzneimit-
telskandale hat die Bundesregierung den Entwurf 
eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Arzneimit-
telgesetzes verabschiedet und am 22. Januar 1982 
dem Präsidenten des Bundesrates zugeleitet. Dieses 
Gesetz hat zum Ziel, den Arzneimittelmißbrauch bei 
Tieren einzudämmen und die Voraussetzungen für 
eine bessere Kontrolle der Gewinnung rückstands-
unbedenklicher Lebensmittel zu schaffen. 

In Verbindung mit dem Gesetzesvorhaben werden 
in einer Reihe von Verordnungen, die zur Zeit in 

Vorbereitung sind und gleichfalls in diesem Jahr 
dem Bundesrat zugeleitet werden sollen, weitere 
arznei- und lebensmittelrechtliche Vorschriften er-
lassen werden, die dieser Zielsetzung ebenfalls die-
nen. 

Zu Frage 123: 

Nach Angaben der beteiligten Wirtschaft hatte die 
Gesamtproduktion einschließlich des Exportes von 
veterinärpharmazeutischen Erzeugnissen im Jahre 
1980 einen Wert von 321 Millionen DM. Eine Aufglie-
derung nach verschreibungspflichtigen und sonsti-
gen Erzeugnissen war nicht möglich. 

Der Bundesregierung sind keine Daten über die 
Menge der importierten Tierarzneimittel bekannt. 
Eine Unterscheidung nach legaler und illegaler Ab-
gabe ist der Bundesregierung nicht möglich. 

Anlage 45 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Dr. Skarpelis-Sperk (SPD) 
(Drucksache 9/1297 Fragen 124 und 125): 

Hat die Bundesregierung Kenntnisse über den Anstieg der 
Tierarzneimittelproduktion und -anwendung in Abhängigkeit 
von der Zunahme der Massentierhaltung? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, den Verbraucher 
über die verschiedenen Produktionsmethoden des angebote-
nen Fleisches und die dabei eventuell entstehenden Unter-
schiede im Hinblick auf die Qualität des Fleisches zu infor-
mieren? 

Zu Frage 124: 

Der Produktionswert der veterinärpharmazeuti-
schen Erzeugnisse hat sich nach Verbandsangaben 
von 1972 bis 1980 etwa verdoppelt. Zur gleichen Zeit 
stieg der Wert der tierischen Produktion von 28,5 auf 
38 Milliarden DM. Es liegt nahe, daraus den Schluß 
zu ziehen, daß mit dem Anstieg der tierischen Pro-
duktion eine vermehrte Anwendung von Tierarznei-
mitteln verbunden sein könnte. 

In diesem Zeitraum hat auch eine weitere Kon-
zentration in der Tierhaltung stattgefunden, wie 
sich aus den Mitteilungen des Statistischen Bundes-
amtes über Bestandsgrößen in der Viehhaltung er-
gibt. 

Nach vorliegenden Erkenntnissen werden Tier-
arzneimittel bei allen Formen der intensiven tieri-
schen Produktion und nicht nur in der Massentier-
haltung zunehmend eingesetzt. Das derzeit vorlie-
gende Zahlenmaterial erlaubt jedoch keine Zuord-
nung zu den Bestandsgrößen. 

Es ist jedoch festzuhalten, daß nur in kleineren 
Tierbeständen die Behandlung erkrankter Tiere in-
dividuell vorgenommen werden kann. In der Mas-
sentierhaltung muß die Behandlung in der Regel auf 
alle Tiere eines Bestandes ausgedehnt werden, 
wenn nur auf diese Weise im betreffenden Falle ein 
umfassender Gesundheitsschutz für den gesamten 
Bestand in wirtschaftlich vertretbarem Umfang si-
chergestellt werden kann. 
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Zu Frage 125: 

Die Fleischqualität wird von verschiedenen Fakto-
ren bestimmt, darunter auch durch den Einsatz von 
Tierarzneimitteln in der Produktion. Soweit be-
stimmte Arzneimittel gesundheitlich bedenkliche 
Auswirkungen auf das Fleisch haben, ist bereits ihre 
Herstellung oder ihre Anwendung bei Tieren, die 
der Lebensmittelgewinnung dienen, verboten (z. B. 
Stilbene und Tyreostatika). So gewonnenes Fleisch 
ist deshalb nicht verkehrsfähig. Andererseits er-
möglicht gerade auch die unter Beachtung von War-
tezeiten zugelassene Verwendung pharmakologisch 
wirksamer Stoffe Produktionsmethoden, bei denen 
negative Einflüsse auf die Qualität des Fleisches 
nicht auszuschließen sind. 

Neben Arzneimitteln haben auch andere Faktoren 
Einfluß auf die Fleischqualität. Die einzelnen Fakto-
ren, wie Genetik, Fütterung, Haltung, Transport und 
Schlachtung und ihre Wechselwirkungen unterein-
ander, können derzeit nicht differenziert bewertet 
werden. Eine generelle Information des Verbrau-
chers über die Produktionsmethoden in Form einer 
rechtlichen Regelung hätte deshalb keine ausrei-
chend sichere Grundlage. Es wäre allerdings von 
den beteiligten Wirtschaftskreisen zu prüfen, ob und 
wie durch Sicherung des Herkunftsnachweises auf 
den einzelnen Handelsstufen einem Verbraucher-
wunsch nach Information über bestimmte Produk-
tionsmethoden, wie z. B. Intensivmast, Rechnung ge-
tragen werden könnte. 

Anlage 46 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Zutt (SPD) (Drucksache 9/1297 
Fragen 126 und 127): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Praxis der Natural-
rabatte beim Vertrieb von Tierarzneimitteln, und wird sie dar-
auf hinwirken, daß die Naturalrabatte eingeschränkt oder 
verboten werden, wenn sich zeigen sollte, daß sie eine wesent-
liche Quelle des grauen Tierarzneimittelmarkts sind? 

Wirft die Praxis der Naturalrabatte nach Meinung der Bun-
desregierung nicht steuerrechtliche Probleme auf, und wie 
werden die Naturalrabatte für Tierarzneimittellieferungen 
unter steuerrechtlichen Gesichtspunkten bei den Tierärzten 
in bezug auf Umsatzsteuer und Einkommensteuer behan-
delt? 

Zu Frage 126: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Praxis 
der progressiven Rabattgewährung im Verkehr mit 
Tierarzneimitteln weit verbreitet ist. Wenn auch 
möglicherweise dem illegalen Arzneimittelmarkt 
durch übermäßige Rabatte Vorschub geleistet wird, 
so ist ein Verbot der Rabattgewährung jedoch nicht 
geeignet, illegale Praktiken zu unterbinden, da es 
durch Gewährung anderer Vorteile umgangen wer-
den kann. 

Zu Frage 127: 

Bei der Umsatzsteuer wirft die Gewährung von 
Naturalrabatten kein Problem auf. Der Hersteller 

hat für seine Lieferung von Arzneimitteln nur das zu 
versteuern, was der Abnehmer (Tierarzt) dafür auf-
wendet. Der Tierarzt kann die ihm vom Hersteller in 
Rechnung gestellte Umsatzsteuer als Vorsteuer von 
der für seine eigenen Umsätze geschuldeten Steuer 
absetzen. Die Weitergabe der Tierarzneimittel — 
auch der als Naturalrabatte empfangenen — unter-
liegt beim Tierarzt der Umsatzsteuer. 

Auch einkommensteuerrechtlich entstehen durch 
die Gewährung von Naturalrabatten keine Proble-
me. Rabatte mindern beim Lieferer den Verkaufs-
preis und beim Empfänger die Anschaffungskosten. 
Der Tierarzt hat den für die bestellte Menge verein-
barten Einkaufspreis als Anschaffungskosten für 
die gesamte erhaltene Menge (Bestellmenge plus 
Naturalrabatt) anzusetzen, mit der Folge, daß er 
beim späteren Verkauf nur den geringeren Stück-
preis als Aufwand verrechnen kann. 

Anlage 47 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau 'Weyel (SPD) (Drucksache 
9/1297 Fragen 128 und 129): 

Reichen nach Ansicht der Bundesregierung die jetzigen 
Möglichkeiten der Kontrolle über die Herstellung und den 
Vertrieb von Tierarzneimitteln aus, oder müßte für eine wirk-
same Kontrolle der präparateweise Nachweis in den einzel-
nen Pharmabetrieben durch zusätzliche Formvorschriften im 
Arzneimittelgesetz geregelt werden? 
Hält die Bundesregierung die Kontrolle der sachgerechten 

Anwendung von Tierarzneimitteln ausschließlich durch arz-
neimittelrechtliche Maßnahmen für ausreichend, und wie be-
urteilt sie die Forderung nach Vorverlegung der Kontrollen in 
den Stall? 

Zu Frage 128: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß Her-
stellung und Vertrieb vors Tierarzneimitteln einer 
besseren Kontrolle bedürfen. Entsprechende Vor-
schriften sollen durch Rechtsverordnung, gestürzt 
auf § 54 des Arzneimittelgesetzes, erlassen werden. 
Danach sollen pharmazeutische Unternehmer und 
Arzneimittelgroßhändler Nachweise über die Emp-
fänger der abgegebenen apothekenpflichtigen Tier-
arzneimittel vorlegen. Diese müssen — soweit erfor-
derlich — in geeignete r Weise zeitlich und nach den 
jeweiligen Arzneimitteln geordnet sein. 

Zu Frage 129: 

Die Bundesregierung sieht in der Kontrolle der 
sachgerechten Anwendung von Tierarzneimitteln 
durch arzneimittelrechtliche Maßnahmen einen we-
sentlichen Beitrag zur Eindämmung illegaler Prak-
tiken. Sie hält jedoch eine Ergänzung durch Vorver-
lagerung von Kontrollen in den Stall für zweckmä-
ßig. Es ist deshalb im Rahmen der Tierarzneimittel

-

novelle auch eine Änderung des Fleischbeschauge-
setzes vorgesehen, wonach im Interesse einer wirk-
sameren Rückstandskontrolle bei Schlachttieren 
die Probenahme im Erzeugerbetrieb erleichtert wer-
den soll. 
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Zu diesem Zweck soll es der zuständigen Behörde 
ermöglicht werden, Proben vor Abgabe der 
Schlachttiere aus dem Erzeugerbetrieb zu entneh-
men. 

Dies soll über eine Anzeigepflicht in. Verbindung 
mit einer Kennzeichnung der Schlachttiere durch 
den Erzeugerbetrieb erreicht werden, ohne daß die 
Abgabe von Schlachttieren beeinträchtigt wird. 

Anlage 48 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Fragen des 
Abgeordneten Rayer (SPD) (Dr ucksache 9/1297 Fra-
gen 130 und 131): 

Sind bei der Kontrolle der Vertreiebswege von Tierarznei-
mitteln die öffentlichen Apotheken einbezogen, und ist beab-
sichtigt, sie eventuell zur Sicherung g eines lückenlosen Nach-
weis- und Überprüfungungssystems in die Kontrollen einzu-
beziehen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Forderung, den Tier-
ärzten den Verkauf von Tierarzneimitteln zu untersagen, und 
wäre der ausschließliche Vertrieb durch Apotheken eine Mög-
lichkeit, den Mißbrauch zu unterbinden? 

Zu Frage 130: 

Die öffentlichen Apotheken sind nach Maßgabe 
des Arzneimittelgesetzes und der Apothekenbe-
triebsordnung in die Kontrollen einbezogen. Es ist 
beabsichtigt, auch die Überwachung der Apotheken 
hinsichtlich der Abgabe von Tierarzneimitteln zu in-
tensivieren. 

Zu Frage 131: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß ein 
Verbot der Abgabe von Tierarzneimitteln durch 
Tierärzte und der Alleinvertrieb durch Apotheken 
keine geeignete Maßnahme darstellen würde, den 
Mißbrauch von Tierarzneimitteln zu verhindern. 
Durch die vorgesehenen. Änderungen im Arzneimit-
telgesetz wird jedoch die Möglichkeit einer strenge-
ren Überwachung gegeben. 

Das tierärztliche Dispensierrecht ist im Interesse 
einer sachgerechten Versorgung von Tieren mit Arz-
neimitteln erforderlich; es hat sich im Grundsatz be-
währt. 

Anlage 49 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Frage 
der Abgeordneten Frau Blunck (SPD) (Drucksache 
9/1297 Frage 132): 

Für welche bisher bei uns nicht verschreibungspflichtigen 
Fütterungsarzneimittel- oder Futtermittelzusätze gibt es Be-
strebungen für einschränkende Regelungen auf europäischer 
Ebene, und welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu 
diesen Vorhaben ein? 

Grundregelungen für Fütterungsarzneimittel sind 
in den EG-Tierarzneimittelrichtlinien, die am 
30. September 1981 durch den EG-Ministerrat auf in-

tensives deutsches Drängen verabschiedet worden 
sind, enthalten. Danach dürfen Fütterungsarznei-
mittel nur aus zugelassenen Arzneimittelvormi-
schungen hergestellt werden. Der vorgelegte Ent-
wurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Arz-
neimittelgesetzes dient u. a. der Umsetzung dieser 
Vorschrift. 

Ergänzende Regelungen für die Herstellung, das 
Inverkehrbringen und die Abgabe von Fütterungs-
arzneimitteln hat die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaft ebenfalls auf deutsches Drängen in 
einem Richtlinienvorschlag dem Rat der EG soeben 
zugeleitet. 

Nicht verschreibungspflichtige Fütterungsarznei-
mittel kommen praktisch nicht vor. 

Anlage 50 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Blunck (SPD) (Drucksache 
9/1297 Frage 133): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die gesundheitlichen Ri-
siken jener Antibiotika für die Verbraucher, die als Futtermit-
telzusätze legal gehandelt und angewendet werden, um zu 
schnelleren Masterfolgen z. B. bei Schweinen, Mastbullen, 
Kälbern und Fischen zu kommen, und wird die Bundesregie-
rung im Interesse des Gesundheitsschutzes der Verbraucher 
Bestrebungen unterstützten, die Anwendung von solchen Fut-
termittelzusätzen auf europäischer Ebene zu verbieten? 

Die Verwendung von Antibiotika als Futtermittel-
zusatz ist in der EWG einheitlich durch die Richtli-
nie des Rates vom 23. November 1970 über Zusatz-
stoffe in der Tierernährung geregelt. In den Mit-
gliedstaaten dürfen nur die in den Anhängen der 
Richtlinie aufgeführten Stoffe entsprechend den im 
einzelnen festgelegten Anwendungsbedingungen 
eingesetzt werden. Bei der Aufnahme in die Richtli-
nie unterliegt der Zusatzstoff einer Zulassungsprü-
fung, wobei die gesundheitliche Unbedenklichkeit 
für Tier und Mensch, die Wirksamkeit und die Nach-
weisbarkeit eingehend untersucht werden. Auch 
muß sichergestellt sein, daß der Zusatzstoff nicht 
aus schwerwiegenden Gründen der medizinischen 
Anwendung vorbehalten bleiben muß. An der Zulas-
sungsprüfung ist in der Bundesrepublik Deutsch-
land das Bundesgesundheitsamt in Berlin maßge-
bend beteiligt. 

Mit diesem Zulassungsverfahren wird Vorsorge 
getroffen, daß durch den Einsatz eines Antibioti-
kums als wachstumsfördernder Futtermittelzusatz 
die Gesundheit des Menschen nicht gefährdet wird. 
Die Bundesregierung ist von jeher bemüht, die Ver-
wendung von Futtermittelzusätzen auf das für die 
Tierernährung notwendige Maß zu beschränken 
und hierbei nur solche Stoffe zuzulassen, die in der 
Behandlung von Krankheiten keine Bedeutung ha-
ben. 

Anlage 51 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD) 
(Drucksache 9/1297 Fragen 134 und 135): 
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Ist der Bundesregierung bekannt, wieviel Großhandlungen 
im Tierarzneimittelvertrieb tätig sind? 
Wie beurteilt die Bundesregierung die Funktion des Groß-

handels im Tierarzneimittelvertrieb, und wird sie eventuell 
durch besondere Auflagen dafür sorgen, daß über den Groß-
handel der Tierarzneimittelmißbrauch nicht ermöglicht bzw. 
gefördert wird? 

Zu Frage 134: 

Auf meine fernschriftliche Anfrage liegen bisher 
Antworten aus sieben Bundesländern vor. Danach 
ergibt sich folgendes Bild: 

Schleswig-Holstein: 
2 Tierarzneimittelgroßhandlungen 

Nordrhein-Westfalen: 
22 Tierarzneimittelgroßhandlungen 

Niedersachsen: 30 Tierarzneimittelgroßhandlungen 
Baden-Württemberg: 

2 Tierarzneimittelgroßhandlungen 
Berlin: 	2 Tierarzneimittelgroßhandlungen 
Hessen: 	24 Tierarzneimittelgroßhandlungen 
Bayern: 	12 Tierarzneimittelgroßhandlungen 
Rheinland-Pfalz: 

10 Tierarzneimittelgroßhandlungen 

Nicht eingeschlossen in diese Zahlen sind die Tier-
arzneimittelhersteller sowie Vertriebsunternehmer, 
die einer Herstellungserlaubnis nach dem Arznei-
mittelgesetz bedürfen und zum Teil über eigene Ver-
triebssysteme verfügen. 

Zu Frage 135: 

Dem Großhandel mit Tierarzneimitteln kommt 
eine Verteilerfunktion im Verkehr mit Tierarznei-
mitteln zu, jedoch werden die Tierärzte in der Mehr-
zahl der Fälle durch Vertriebsorganisationen der 
pharmazeutischen Unternehmer direkt beliefert. 

Nach den Erkenntnissen der Bundesregierung 
waren am illegalen Vertrieb von Tierarzneimitteln 
auch Großhandelsbetriebe nicht unerheblich betei-
ligt. Die Erfahrungen der zuständigen Behörden ha-
ben gezeigt, daß bei einem Teil der Gewerbetreiben-
den auf diesem Gebiet erhebliche Unkenntnisse 
nicht nur über arzneimittelrechtliche Vorschriften, 
sondern auch über die Bedeutung und die gesund-
heitlichen Auswirkungen des leichtsinnigen oder 
fahrlässigen Umgangs mit solchen Arzneimitteln 
besteht. 

Es ist daher erforderlich, daß sich die zuständige 
Behörde vor Aufnahme des Betriebs des Großhan-
dels davon überzeugt, daß die erforderlichen Voraus-
setzungen für die Sicherheit im Verkehr mit Arznei-
mitteln erfüllt sind. In dem Entwurf eines Ersten Ge-
setzes zur Änderung des Arzneimittelgesetzes, der 
dem Bundesrat vorliegt, ist deshalb eine Ergänzung 
der Ermächtigung in § 54 des Arzneimittelgesetzes 
vorgesehen, durch die dem Bundesminister für Ju-
gend, Familie und Gesundheit die Möglichkeit ein-
geräumt wird, den Großhandel mit bestimmten Arz-
neimitteln, insbesondere apothekenpflichtigen Arz-
neimitteln zur Anwendung bei Tieren, von einer vor-
herigen amtlichen Anerkennung des Betriebes ab-
hängig zu machen. 

Anlage 52 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Fragen des 
Abgeordneten Müller (Schweinfurt) (SPD) (Druck-
sache 9/1297 Fragen 136 und 137): 

Trifft es zu, daß die Kindersterblichkeit von Kindern unter 
einem Jahr pro 1 000 Geburten in der Bundesrepublik 
Deutschland noch immer über dem Durchschnitt in der Euro-
päischen Gemeinschaft liegt, und worauf führt die Bundesre-
gierung dies zurück? 
Was gedenkt sie zu unternehmen, um endlich eine Besse-

rung in diesem Bereich zu erzielen? 

Zu Frage 136: 

Im Vergleich der Säuglingssterblichkeit europäi-
scher Länder nimmt die Bundesrepublik Deutsch-
land einen mittleren Platz ein. Während die Bundes-
republik 1973 mit 22,7 auf 1 000 noch an 16. Stelle in 
einer 26 europäische Länder erfassenden Statistik 
lag, hat sich die Situation inzwischen deutlich ver-
bessert. Nach Angaben des Statistischen Jahrbu-
ches 1981 liegt die Bundesrepublik mit 12,6 nunmehr 
an 10. Stelle. 

Internationale Statistiken sind nur dann voll ver-
gleichbar, wenn bei der Erfassung einheitlich vorge-
gangen wird. Im Vergleich zur DDR z. B. steht die 
Bundesrepublik Deutschland scheinbar ungünstiger 
da. Aber während in der Bundesrepublik Deutsch-
land den Empfehlungen der WHO folgend von den 
3 Lebenszeichen — Lungenatmung, pulsierende Na-
belschnur, Herzschlag — jedes für sich ausreicht, 
um eine Lebendgeburt zu bezeichnen, werden dort 
nur Lungenatmung und Herzschlag gemeinsam als 
Zeichen des Lebens bei der Geburt bewertet; damit 
werden Risikogruppen ausgesondert, die hier erfaßt 
sind und zu dem ungünstigeren Ergebnis beitragen. 
Hingewiesen sei auch auf andere bestimmende Fak-
toren wie der hohe Ausländeranteil in der Bundesre-
publik Deutschland, mit einer Säuglingssterblich-
keit, die über derjenigen der deutschen Bevölkerung 
liegt. Auch diese müßten für einen genauen Ver-
gleich standardisiert werden. 

Zu Frage 137: 

Die Gesundheitsministerkonferenz hat sich mehr-
fach und ausführlich mit der Säuglingssterblichkeit 
befaßt, Analysen erstellt und notwendige Maßnah-
men aufgezählt, die nur mit Unterschieden je nach 
Ausgangslage in den Ländern umzusetzen sind. 

Aus der Sicht der Bundesregierung sind die noch 
immer zu geringe Inanspruchnahme der Schwange-
renvorsorgeuntersuchungen insbesondere durch Ri-
sikogruppen (Alleinstehende, Ausländerinnen, sehr 
junge und Mütter mit mehreren Kindern) und die 
sich bei diesen Gruppen anschließende zu geringe 
Überwachung in der Säuglingszeit Zielpunkte, auf 
die sich die Maßnahmen auch der Bundesregierung 
konzentrieren. Sie hat entsprechende Forschungs-
aufträge vergeben und deren Erkenntnisse in Mo-
dellerprobungen umgesetzt, wobei noch nicht alle 
Modelle abgeschlossen sind. Es wird einer weiteren 
Verbesserung des Angebots im Bereich der Schwan-
gerenvorsorge bedürfen, ebenso eines weiteren Aus- 
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baus der Perinatalmedizin, insbesondere aber be-
darf es spezieller Maßnahmen, um die Betreuung 
von Risikokindern während der ersten Lebensjahre 
sicherzustellen. 

Anlage 53 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Frage des 
Abgeordneten Linsmeier (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1297 Frage 138): 

Sind die Beratungen des Sachverständigengremiums, das 
sich mit den „Richtlinien für die Ausführung und Anbringung 
von Rückspiegeln" — insbesondere für Kraftomnibusse — be-
faßt, zwischenzeitlich abgeschlossen bzw. welche Möglichkei-
ten, diese Beratungen mit dem Ziel eines baldigen Ergebnis-
ses zu beschleunigen, sieht die Bundesregierung? 

Die Beratungen des Sachverständigengremiums 
sind noch nicht abgeschlossen. 

Bereits mehrfach wurde darauf hingewirkt, die 
Arbeiten zu beschleunigen. Da das Sachverständi-
gengremium auf freiwilliger Basis arbeit, sind die 
Möglichkeiten, die Beratungen weiter zu beschleuni-
gen, jedoch begrenzt. 

Anlage 54 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Frage des 
Abgeordneten Hinsken (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1297 Frage 139): 

Welche Verwendung hat die Bundesregierung für den in 
Kürze ausscheidenden Präsidenten Dr. Vaerst und die übri-
gen Vorstandsmitglieder der Deutschen Bundesbahn vorge-
sehen? 

Die Überlegungen über eine Verwendung sind 
noch nicht abgeschlossen. 

Anlage 55 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. von Geldern (CDU/CSU) (Druck-
sache 9/1297 Fragen 140 und 141): 

Was gedenkt die Bundesregierung angesichts der Tatsache 
zu unternehmen, daß infolge des Fehlens eines Überwa-
chungssystems rechtswidrige Meeresverschmutzungen bis-
her kaum bewiesen und geahndet werden können? 

In wieviel Fällen sind 1981 auf Schiffen unter fremder 
Flagge Mängel hinsichtlich des Schiffs und seiner Besatzung 
u. a. auf Grund der Tankschiffprüfliste festgestellt worden, 
und welche Maßnahmen sind in diesen Fällen ergriffen wor-
den? 

Zu Frage 140: 

Für die Überwachung des Küstenmeeres auf Mee-
resverschmutzungen sind die Länder zuständig. So-
weit außerhalb der Hoheitsgewässer in der Deut-
schen Bucht noch keine regelmäßige Überwachung 
auf Meeresverschmutzungen durchgeführt wird, 
weil ausreichende polizeiliche Überwachungsor-
gane in diesem Bereich noch nicht zur Verfügung 
stehen, ist geplant, den Bundesgrenzschutz und die 
Zollverwaltung hiermit zu beauftragen. Darüber 
hinaus sollen subsidiär auch die Wasserschutzpoli

-

zeien der Länder hierzu ermächtigt werden, soweit 
Polizeikräfte des Bundes nicht erreichbar sind. 
Durch diese Maßnahme soll erreicht werden, daß 
rechtswidrige Meeresverschmutzungen bewiesen 
und geahndet werden können. 

Zu Frage 141: 

Wie ich Ihnen bereits unter dem 13. Januar 1982 
auf eine ähnliche Frage mitteilte, liegen die Gesamt-
zahlen über die Ergebnisse der Kontrollen auf Schif-
fen unter fremder Flagge für 1981 noch nicht vor. 
Hiermit wird bis etwa Mai 1982 gerechnet. 

Anlage 56 

Antwort 

Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Fragen des Ab-
geordneten Dr. Sprung (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1227 Fragen 142 und 143): 

Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, Rettungs- und 
Einsatzfahrzeugen, wie z. B. solchen für den Krankentrans-
port, die Benutzung von  Spikes-Reifen  für die Wintermonate 
zu erlauben? 
Wenn eine allgemeine Erlaubnis für die genannten Fahr-

zeuge abgelehnt wird, kann sie nicht wenigstens für solche 
Berglandregionen erteilt werden, in denen während der Win-
termonate, nachdem der Einsatz von Streusalz aus Umwelt-
schutzgründen nunmehr unterbleibt, durchgehend mit ver-
schneiten oder vereisten Fahrbahnen zu rechnen ist? 

Ihre beiden Fragen müssen mit nein beantwortet 
werden, denn die Zuständigkeit für die Erteilung 
von Ausnahmegenehmigungen liegt bei den Bun-
desländern. 

Anlage 57 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Frage des 
Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Drucksache 9/1297 
Frage 144): 

Ist die Bundesregierung bereit, von der Haltung des Bun-
desverkehrsministers, daß der Straßenbau für Konjunktur- 
und Investitionsprogramme ungeeignet sei, abzurücken und 
in absehbarer Zeit ein Konjunktur- und Investitionspro-
gramm für den Straßenbau in die Tat umzusetzen? 

Das von Ihnen verwendete Zitat ist nicht korrekt 
und insofern kann Ihre Frage nicht beanwortet wer-
den. 
Im übrigen erscheint die Diskussion um Einzelbe-

standteile eines Beschäftigungsprogramms ver-
früht, solange die Entscheidung über ein Gesamt-
programm nicht gefallen ist. 

Anlage 58 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Frage des 
Abgeordneten Engelsberger (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/1297 Frage 145): 

Welchen Standpunkt vertritt die Bundesregierung nun end- 
gültig zum Ausbau des Rhein-Main-Donau-Kanals, nachdem 
Bundeskanzler Schmidt vor wenigen Monaten dem österrei- 
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chischen Bundeskanzler die Zusage für die Fertigstellung des 
Kanals gegeben hat, Bundeswohnungsbauminister Dr. Haack 
am Wochenende 23./24. Januar 1982 nachdrücklich für den 
Weiterbau des Kanals eingetreten ist, während Bundesver-
kehrsminister Dr. Hauff dieses Projekt Ende des vergange-
nen Jahrs als „die größte Fehlinvestition seit dem Turmbau 
von Babel" bezeichnet hat? 

Die Bundesregierung hat wiederholt erklärt, daß 
es für sie an den Verpflichtungen nach dem Duisbur-
ger-Vertrag von 1966 keine einseitigen Änderungen 
geben kann. Dieser Vertrag enthält in § 6 einen An-
derungsvorbehalt zur Berücksichtigung veränderter 
Umstände. 

Die Bundesregierung erachtet zwischenzeitlich 
eingetretene Änderungen der Rahmenbedingungen 
für so gewichtig, daß sie Verhandlungen mit dem 
Vertragspartner Bayern aufnehmen will mit dem 
Ziel finanzwirtschaftlich, ökonomisch und ökolo-
gisch abgewogene Konzepte für das weitere Vorge-
hen beim Projekt Main-Donau-Wasserstraße (Main-
Donau-Kanal, Donauausbau) zu finden. In diese Ver-
handlungen soll auch die qualifizierte Beendigung 
des Vorhabens in der Kanalstrecke zwischen Nürn-
berg und Kelheim einbezogen werden. 

Anlage 59 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1297 Frage 146): 

Hat die Bundesregierung wegen der durch das polnische 
Militärregime der Lufthansa verweigerten Luft- und Lande-
rechte in Warschau interveniert und mit welchem Erfolg, zu-
mal gleichzeitig die staatliche polnische Luftverkehrsgesell-
schaft „LOT" die Flug- und Landerechte in der Bundesrepu-
blik Deutschland nach wie vor gewährt erhält? 

Nachdem die Absicht der polnischen Luftver-
kehrsgesellschaft LOT bekanntgeworden war, in be-
schränktem Umfang wieder regelmäßige Dienste 
nach Frankfurt und Köln aufzunehmen, wurde der 
LOT am 28. Januar 1982 mitgeteilt, daß Landerechte 
hierfür nur bei entsprechenden Gegenrechten für 
die Lufthansa in Warschau erteilt werden könn-
ten. 

Die Bundesregierung handelt hierbei in Überein-
stimmung mit westlichen Nachbarländern. 

Anlage 60 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Brück auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Hennig (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1297 Frage 147): 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Vorhaben der Euro-
päischen Gemeinschaft, sich mit 2 Millionen ECU am Ausbau 
eines neuen Flugplatzes auf Grenada zu beteiligen, und kann 
die Bundesregierung ausschließen, daß dieser Flugplatz auch 
militärisch genutzt werden wird? 

Ein Vorhaben der Europäischen Gemeinschaften, 
sich mit 2 Millionen ECU am Ausbau eines neuen 
Flugplatzes auf Grenada zu beteiligen, gibt es 
nicht. 

Anlage 61 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Frage des 
Abgeordneten Stutzer (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1297 Frage 148): 

Inwieweit werden 1982/83 die Bau- und Unterhaltungsmaß-
nahmen am Nord-Ostsee-Kanal gegenüber der bisherigen 
Planung eingeschränkt, und ist hiervon auch der beabsich-
tigte Neubau der Lotsenstation in Breiholz betroffen? 

Nach dem derzeitigen Stand der mittelfristigen Fi-
nanzplanung 1982 bis 1986 ist nicht vorgesehen, ge-
genüber der bisherigen Planung die Mittel für das 
Anpassungs- und Sicherungsprogramm des Nord-
Ostsee-Kanals einzuschränken. 

Die Zuweisung der Unterhaltungsmittel erfolgt — 
wie in den vorausgegangenen Jahren — entspre-
chend dem Bedarf und der Dringlichkeit der einzel-
nen Maßnahmen für die Aufrechterhaltung eines si-
cheren Betriebes des Nord-Ostsee-Kanals. Gegen-
über 1981 ist eine Kürzung der Unterhaltungsmittel 
für 1982 nicht vorgenommen worden. Eine Aussage 
für das Haushaltsjahr 1983 kann derzeit noch nicht 
gemacht werden. 

Der beabsichtigte Neubau der Lotsenstation Brei-
holz ist von den Bau- und Unterhaltungsmaßnah-
men am Nord-Ostsee-Kanal nicht betroffen. Die Pla-
nung dieses Neubaus, der aus Lotsabgaben finan-
ziert werden soll, wird zügig fortgeführt. 

Anlage 62 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Becker auf die Fragen des 
Abgeordneten Jaunich (SPD) (Drucksache 9/1297 
Fragen 149 und 150): 

Ist es richtig, daß durch die 16. Änderungsverordnung der 
Fernmeldeordnung, die die Deutsche Bundespost Anfang letz-
ten Jahres erlassen hat, private Notruftelefone nur noch er-
richtet werden können, wenn sie bis zum 31. Dezember 1981 
angemeldet wurden, und warum hat die Bundesregierung 
diese private Initiative unterbunden, obwohl nicht gewährlei-
stet ist, daß das neue Notruftelefon der Deutschen Bundes-
post von den Bundesländern im gleichen Mengenumfang ge-
stellt wird, wie dies bisher von privater Seite aus geschehen 
ist? 

Warum hat die Deutsche Bundespost bei der privaten Indu-
strie 4 000 Notruftelefone zu einem Zeitpunkt bestellt, zu dem 
bereits feststand, daß Notruftelefone von diesem Mengenum-
fang von den Bundesländern nicht abgerufen werden, und 
was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um diese Fehldispo-
sition zu korrigieren? 

1. Es trifft zu, daß durch die 16. Verordnung zur 
Änderung der Fernmeldeordnung • (16. AndVFO) 
(BGBl. I  S. 189 vom 24. Februar 81) vom 19. Februar 
81 in Artikel 12 Abs. 2 bestimmt wird, daß die Unfall-
melder privater Rettungsorganisationen neueinge-
richtet werden können, wenn sie bis zum 31. Dezem-
ber 81 beantragt und von der Deutschen Bundespost 
bestätigt wurden. Hierzu hat Staatssekretär Elias 
am 12. November 81 in der Fragestunde des Deut- 
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schen Bundestages ergänzt, daß die Deutsche Bun-
despost durchaus bereit ist, die Frist für die Anträge 
privater Notruftelefonträger zu verlängern, falls 
sich zeigen sollte, daß ein zügiger Ausbau sonst nicht 
erreicht werden kann und die Länder dem zustim-
men. Da zwar von den Ländern nach den neuesten 
Ausbauplänen mittelfristig bereits 3 160 Anforde-
rungen für Notruftelefone an Straßen, die nicht Bun-
desautobahnen sind, vorliegen, zur Zeit aber ledig-
lich nur ca. 100 Notruftelefone beantragt sind, muß 
zunächst die weitere Entwicklung abgewartet wer-
den. Sollten die Länder in den nächsten Monaten wi-
der Erwarten nicht das gemeinsam mit ihnen ent-
wickelte Notruftelefon in stärkerem Maße als bisher 
beantragen, müssen Überlegungen angestellt wer-
den, wie die Probleme im Sinne der o. a. Ausführun-
gen gelöst werden können. 

Im übrigen können bestehende Unfallmelder wei-
terhin unbefristet betrieben werden. Außerdem ist 
die Auswechslung von störungsanfälligen oder be-
schädigten Unfallmeldern oder die Vervollständi-
gung einer bestehenden Anlage, z. B. bei einer Orts-
umgehung im Zuge einer Straßenführung, weiterhin 
unbefristet möglich. 

Der Umfallmelder ist eine private Zusatzeinrich-
tung zu einem Fernsprechhauptanschluß. Dieser 
Unfallmelder, ein Vorläufer des Notruftelefons, ent-
spricht in seiner technischen Konzeption nicht den 
Anforderungen, die heute im Interesse des Notrufsy-
stems 73 gestellt werden müssen. Das auf Empfeh-
lung der von den Länderministern eingesetzten 
Technischen Kommission neu entwickelte Notrufte-
lefon ersetzt den Unfallmelder, um jede Gefährdung 
von Menschenleben möglichst auszuschließen. Dies 
wird durch folgende Leistungsmerkmale unterstri-
chen: 
1. Standortkennung 
2. Ständige elektrische Überwachung 
3. Freisprecheinrichtung 
4. Automatischer Verbindungsaufbau 
5. Verbindungsauslösung nur durch Abfragestelle 
6. Keine Fremdspeisung erforderlich 

In diesem Zusammenhang sei noch erwähnt, daß 
die Länder bereits einer Empfehlung der Techni-
schen Kommission folgen und sogar Unfallmelder 
durch Notruftelefone ersetzen. 

2. Wie bereits erwähnt, liegen der Deutschen Bun-
despost Anforderungen für 3 160 Notruftelefone an 
Straßen vor, die nicht Bundesautobahnen sind. Es 
handelt sich also bei dem Auftrag über 4 000 Notruf-
telefone an die Fernmeldeindustrie um einen ent-
sprechenden Erstbedarf, um den Ausbau des Notruf-
systems 73 — in das das Notruftelefon integriert ist 
— gerecht werden zu können. 

Anlage 63 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Becker auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Friedmann (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/1297 Frage 151): 

Wie vereinbart sich die Aussage des Bundespostministers 
anläßlich der Präsidentenbesprechung am 28./29. September 
1981 in Bonn, bei der er wörtlich erklärt, „Der Ende 1981 vor-
aussichtlich vorhandene Bedarf ist bei den Ämtern des Post-
wesens um ca. 3 000 Personaleinheiten im Jahresdurchschnitt 
und bei den Ämtern des Fernmeldewesens um ca. 7 500 Perso-
naleinheiten abzusenken", mit dem bei der Deutschen Bun-
despost geltenden Personalbemessungssystem und insbeson-
dere mit der vom Postverwaltungsrat hinterher beschlosse-
nen Personalvermehrung um 6 000 Kräfte bei der Deutschen 
Bundespost? 

Die Aussage anläßlich der Präsidentenbespre-
chung betraf die Absenkung des prognostizierten 
Personalbedarfs auf der Basis einer kritischen 
Überprüfung aller organisatorischen und betriebli-
chen Maßnahmen einschließlich der Prognosen der 
Außenverwaltungen. Eine dabei mögliche Absen-
kung der Zahl der Arbeitsposten wird mit den Mit-
teln des bei der Deutschen Bundespost geltenden 
Personalbemessungssystems, mithin systemkon-
form, durchgeführt. 

Die vom Bundespostminister angekündigte Ab-
senkung des Personalbedarfs stellt die beabsichtigte 
Verminderung des Personalbedarfs im Verlauf eines 
bestimmten Zeitraums dar. Die vom Postverwal-
tungsrat beschlossene Personalvermehrung dage-
gen bezieht sich auf die für die einzelnen Jahre zu 
etatisierenden Mittel und drückt deshalb den Unter-
schied der beiden Jahresdurchschnittswerte des 
Personalbestands aus. Beide Zahlen sind wegen die-
ser Systematik nicht direkt miteinander verrechen-
bar. 

Die bedarfssenkenden und bestandserhöhenden 
Maßnahmen der Deutschen Bundespost stehen kei-
neswegs im Widerspruch zueinander. Sie führen 
dazu, daß der rechnerische Personalfehlbestand ver-
ringert wird. 

Anlage 64 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Kreutzmann auf die 
Fragen des Abgeordneten Kalisch (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1297 Fragen 154 und 155): 

Ist der Bundesregierung die Anzahl der Fälle bekannt, in 
denen Kraftfahrer auf den Transitwegen von und nach Berlin 
(West) von Beamten der Volkspolizei aufgefordert bzw. gebe-
ten wurden, verunfallte, unverletzte Personen auf den Tran-
sitwegen mitzunehmen, und mit welchen Maßnahmen der Be-
hörden der DDR hat ein Kraftfahrer zu rechnen, der dieser 
Aufforderung bzw. Bitte nicht nachkommt? 

Besteht eine rechtliche Verpflichtung zu einer Mitnahme, 
und was gedenkt die Bundesregierung gegen eventuelle Be-
nachteiligungen dieser Kraftfahrer — z. B. durch Verzögerun-
gen bei der Grenzabfertigung —  zu unternehmen? 

Zu Frage 154: 

Der Bundesregierung sind Einzelfälle der in Ihrer 
Frage geschilderten Art bekannt geworden. Eine 
vollständige Erfassung derartiger Fälle ist nicht 
möglich, weil Kraftfahrer, die zur Mitnahme von 
Personen veranlaßt worden sind, dies nicht immer 
melden. 
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Vorgänge dieser Art sind wiederholt in der Kom-
mission nach Art. 16 des Transitabkommens behan-
delt worden. Von seiten der DDR ist dabei klarge-
stellt worden, daß es sich bisher stets um Fälle ge-
handelt hat, in denen eine Rechtspflicht zur Mit-
nahme nicht bestand. Unter diesen Umständen kön-
nen entsprechende Ersuchen der Volkspolizei von 
dem betroffenen Kraftfahrer abgelehnt werden. Die 
Bundesregierung hat keine Anhaltspunkte dafür, 
daß gegen Kraftfahrer, die sich unter diesen Um-
ständen weigern Hilfe zu leisten, von den DDR-Be-
hörden vorgegangen wird. 

Zu Frage 155: 

Nach Art. 2 Abs. 2 des Transitabkommens finden 
im Transitverkehr die allgemein üblichen Vorschrif-
ten der DDR bezüglich der öffentlichen Ordnung 
Anwendung. Nach den Rechtsvorschriften der DDR 
ist die Deutsche Volkspolizei unter bestimmten Vor-
aussetzungen berechtigt, auch unbeteiligte Ver-
kehrsteilnehmer zu Hilfeleistungen heranzuziehen, 
wenn dies zur Abwehr von Gefahren und Beseiti-
gung von Störungen notwendig ist. Bisher ist davon 
nach Auskunft der DDR im Transitverkehr aber 
noch nicht Gebrauch gemacht worden. Es deutet 
auch nichts darauf hin, daß sich die Praxis der DDR 
in Zukunft ändern wird. 

Für die unfallbetroffenen Verkehrsteilnehmer 
wird die Mitnahme durch andere Fahrzeuge im all-
gemeinen die einfachste, schnellste und bequemste 
Möglichkeit der Rückkehr bzw. Weiterbeförderung 
darstellen. Die praktische Beeinträchtigung für die 
mitnehmenden Kraftfahrer ist durchweg gering. Al-
lerdings ist darauf hinzuweisen, daß die Mitnahme 
anderer Verkehrsteilnehmer auf eigenes Risiko der 
Beteiligten erfolgt und die DDR für etwaige Scha-
densfälle auch dann nicht haftet, wenn Angehörige 
der Deutschen Volkspolizei vermittelnd tätig gewor-
den sind. 

In einigen Fällen hat die Mitnahme anderer Ver-
kehrsteilnehmer im Transitverkehr zu Verzögerun-
gen bei der Ausreise geführt, weil die Grenzstellen 
nicht über den Vorfall unterrichtet waren. Unsere 
Delegation in der Transitkommission hat sich wie-
derholt für eine schnelle Information der Grenzbe-
hörden durch die Deutsche Volkspolizei eingesetzt. 
Die DDR hat für dieses Anliegen Verständnis zum 
Ausdruck gebracht. 

Anlage 65 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Kreutzmann auf die 
Fragen des Abgeordneten Clemens (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1297 Fragen 156 und 157): 

Hat der Bundeskanzler bei seinem Treffen mit SED-Chef 
Honecker die dem Normalisierungsziel und der Verpflichtung 
zu gut nachbarlichem Verhalten, die sich aus dem Grundla-
genvertrag ergibt, massiv zuwiderlaufende Aufrechterhal-
tung und Verstärkung der innerdeutschen Grenze zur Spra-
che gebracht und den Abbau dieser Anlagen sowie die Aufhe-
bung des Schießbefehls gefordert? 

Hat der Bundeskanzler bei seinem Treffen mit SED-Chef 
Honecker die ständigen Verletzungen der internationalen 
Menschenrechtspakte der Vereinten Nationen über bürgerli-
che und politische Rechte sowie über wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte durch die Behörden der DDR, insbeson-
dere des Rechts auf Verlassen jedes Landes einschließlich des 
eigenen, angesprochen und die Einhaltung dieser Verträge 
durch die DDR verlangt? 

Ich gehe davon aus, daß die Einschätzung der 
Bundesregierung und ihre Beurteilung der Sachver-
halte, die Sie in Ihren Fragen genannt haben, allge-
mein bekannt sind. Ich erinnere in diesem Zusam-
menhang z. B. an meine Antwort vom 31. Juli 1979 in 
der Fragestunde des Deutschen Bundestages auf 
eine entsprechende Anfrage des Kollegen Graf 
Huyn in bezug auf das Grenzregime der DDR. 

Weiterhin erinnere ich an die umfassende Ant-
wort der Bundesregierung auf die Große Anfrage 
der Fraktion der CDU/CSU über das Selbstbestim-
mungsrecht des deutschen Volkes sowie bürgerliche 
und politische Rechte in der DDR vom 20. Septem-
ber 1979. Den Standpunkt der Bundesregierung 
kennt die DDR-Regierung aus den von mir genann-
ten und anderen vergleichbaren Verlautbarungen 
seit langer Zeit genau. Während des Treffens zwi-
schen dem Herrn Bundeskanzler und dem Staats-
ratsvorsitzenden der DDR, Herrn Honecker, wurden 
diese Probleme, die das Verhältnis zwischen den bei-
den deutschen Staaten belasten, selbstverständlich 
zur Sprache gebracht. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß über Gesprä-
che, die der Verdeutlichung unterschiedlicher 
Standpunkte und der Suche nach Lösungsmöglich-
keiten dienten, die für beide Seiten akzeptabel sind, 
nicht in Einzelheiten berichtet werden kann. Ich 
bitte dafür um Ihr Verständnis. 

Anlage 66 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Kreutzmann auf die 
Fragen des Abgeordneten Sauer (Salzgitter) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 9/1297 Fragen 158 und 159): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die faktische Verhinde-
rung unmittelbarer Kontakte des Bundeskanzlers mit der Be-
völkerung von Güstrow bei seinem Besuch in dieser Stadt 
durch die DDR-Behörden und durch die DDR? 

In welcher Weise hat sich der Bundeskanzler dem SED-Ge-
neralsekretär gegenüber gegen die äußere Gestaltung seines 
Besuchs in der Stadt Güstrow verwahrt, und weshalb blieb ge-
gebenenfalls eine solche Verwahrung ohne Erfolg? 

Zur Beurteilung der Vorgänge in Güstrow hat 
Bundeskanzler Schmidt in der Erklärung der Bun-
desregierung am 13. Dezember 1981 vor dem Deut-
schen Bundestag u. a. ausgeführt, ich zitiere: 

Auf den Schluß des Treffens hat ... der übertrie-
bene Polizei- und Parteieinsatz in Güstrow ei-
nen Schatten geworfen, der vielen Güstrower 
Bürgern die Möglichkeit genommen hat, mit 
meinen Begleitern und mir direkten Kontakt zu 
haben. 
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Der Kontrast zwischen dem Verständnis in den 
Delegationsgesprächen einerseits und diesem 
Spektakulum andererseits beleuchtet die 
Schwierigkeiten, denen sich deutsch-deutsche 
Begegnungen noch immer gegenübersehen. 

Ich habe dem, soweit es Ihre erste Frage angeht, 
nichts hinzuzufügen. 

Ich möchte ergänzend bemerken, daß eine Ver-
wahrung kaum geeignet erscheint, die Schwierigkei-
ten, von denen hier gesprochen wird, aus der Welt zu 
schaffen. 

Anlage 67 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Kreutzmann auf die 
Fragen des Abgeordneten Schulze (Berlin) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 9/1297 Fragen 160 und 161): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß das 
Außenministerium der DDR trotz der jüngsten Gespräche 
zwischen Bundeskanzler Schmidt und dem Staatsratsvorsit-
zenden Honecker in der vergangenen Woche außer Reisekor-
respondenten auch in der DDR akkreditierten Journalisten 
aus der Bundesrepublik Deutschland einschließlich Berlin 
(West) die Teilnahme zur Berichterstattung über die vom 29. 
bis 31. Januar 1982 in Herrenhuth/Sachsen stattfindende Sy-
node des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR ohne 
Begründung verweigert hat? 

Weshalb erwähnt der Wortlaut der Gemeinsamen Kommu-
niqués bezüglich des Viermächteabkommens vom 3. Septem-
ber 1981 das Wort „Berlin" nicht an einer einzigen Stelle, und 
hat sich der Bundeskanzler insoweit einem Verlangen Honek-
kers gebeugt? 

Zu Frage 160: 

Wie Ihnen bekannt ist, hat unmittelbar nach Be-
kanntwerden dieser Maßnahme der DDR-Behörden 
der Leiter der Ständigen Vertretung, Staatssekretär 
Bölling, im Ministerium für Auswärtige Angelegen-
heiten der DDR scharfen Protest eingelegt. 

Zu Frage 161: 

Die korrekte Bezeichnung des Abkommens, das 
die Französische Republik, die Union der Sozialisti-
schen Sowjetrepubliken, des Vereinigten Königrei-
ches Großbritanniens und Nordirland und die Verei-
nigten Staaten von Amerika am 3. September 1971 
in Berlin abgeschlossen haben, lautet „Quadripartite 
Agreement", nach unserer Übersetzung „Viermäch-
te-Abkommen vom 3. September 1971". Die Bundes-
republik Deutschland und die DDR sind nicht Ver-
tragsparteien des Abkommens und können seinen 
Titel nicht ändern. 

Anlage 68 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Kreutzmann auf die 
Fragen der Abgeordneten Frau Roitzsch (CDU/ 
CSU) (Drucksache 9/1297 Fragen 162 und 163): 

Welche Zugeständnisse der Bundesregierung beim Treffen 
Schmidt/Honecker liegen der Äußerung des SED-Generalse-
kretärs nach Beendigung des Treffens zugrunde, daß man in 
der Staatsangehörigkeitsfrage aufeinander zugehe? 

Hat der SED-Generalsekretär Honecker in seinem Inter-
view mit dem SED-Zentralorgan „Neues Deutschland", veröf-
fentlicht am 16. Dezember 1981, die gemeinsamen Absichten, 
Feststellungen und Beurteilungen über die innerdeutschen 
Probleme, die er erwähnte, nach Auffassung der Bundesregie-
rung zutreffend wiedergegeben? 

Zu Frage 162: 

Die Verwendung des Wortes „Zugeständnisse" in 
Ihrer Frage läßt das Mißverständnis entstehen, die 
Bundesregierung sei in Werbellin von ihrer bekann-
ten, eindeutigen Haltung in der Frage der Staatsan-
gehörigkeit abgewichen. Dies ist nicht der Fall! Al-
lerdings ist die Bundesregierung — wie bereits in 
der Vergangenheit auch — bemüht, unter Wahrung 
ihrer grundsätzlichen Rechtsposition auftretende 
Unzuträglichkeiten pragmatisch zu lösen. 

Zu Frage 163: 

Gemeinsame Absichten, Feststellungen und Beur-
teilungen werden entsprechend der Ihnen sicher be-
kannten Übung nicht in Interviews, sondern im Ge-
meinsamen Kommuniqué niedergelegt. Daher ver-
sagt sich die Bundesregierung, Interview-Äußerun-
gen von Generalsekretär Honecker öffentlich zu in-
terpretieren. 

Anlage 69 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Kreutzmann auf die 
Fragen des Abgeordneten Böhm (Melsungen) 
(CDU/CSU) (Drucksache 9/1297 Fragen 164 und 
165): 

Trifft es nach den Erkenntnissen der Bundesregierung zu, 
daß mehrere hundert Jugendliche in den verschiedenen Tei-
len der DDR vom dortigen Staatssicherheitsdienst und der 
Transportpolizei daran gehindert wurden, aus Anlaß des Be-
suchs des Bundeskanzlers nach Güstrow zu gelangen? 

Welche Vorgänge und daraus zu ziehende Konsequenzen 
meinte der Bundeskanzler, als er in einem Rundfunkinter-
view über seinen Besuch in der DDR erklärte, es geschähen 
auch „auf westdeutscher Seite, auf dem Felde der Bundesre-
publik Deutschland, mancherlei überflüssige unfreundliche 
Akte. Da müssen wir auch mal ein bißchen selber nachfor-
schen, ob wir da nicht einiges korrigieren können", und im Zu-
sammenhang damit von Versuchen sprach, „DDR-Besucher 
abzuwerben, die gar nicht abgeworben werden wollen"? 

Zu Frage 164: 

Die starken Sicherheitsvorkehrungen der DDR 
aus Anlaß des Besuchs des Bundeskanzlers in Gü-
strow umfaßten nach der Erkenntnis der Bundesre-
gierung auch Kontrollen und Behinderungen beim 
Zugang nach Güstrow. 

Wie viele Bürger der DDR davon betroffen wur-
den und welche Maßnahmen im einzelnen veranlaßt 
wurden, ist der Bundesregierung nicht bekannt. 
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Zu Frage 165: 

Es entspricht der — wie ich annehme — allgemei-
nen Überzeugung hier im Hause, daß jeder Deutsche 
alle Rechte und Pflichten nach unserer Rechtsord-
nung in Anspruch nehmen kann. Wir wollen aber 
niemanden gegen seinen Willen in Anspruch neh-
men. 

Mit diesem Selbstverständnis einer freien Gesell-
schaft ist es nur schwerlich zu vereinbaren, daß Gä-
ste aus der DDR — seien es Künstler, Sportler, Wis-
senschaftler o. ä. — gegen ihren erklärten Willen ab-
geworben werden. 

Anlage 70 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Kreutzmann auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Warnke (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1297 Fragen 166 und 167): 

Hat der Bundeskanzler bei seinem Treffen mit SED-Chef 
Honecker die Strafrechtsnovelle der DDR vom 28. Juni 1979 
mit ihrer den innerdeutschen Vereinbarungen und den Men-
schenrechtspakten widersprechenden Strafbedingungen zur 
Sprache gebracht und eine vertragskonforme Änderung die-
ser Gesetze gefordert? 

Weshalb verwendet das Gemeinsame Kommuniqué über 
das Treffen von Bundeskanzler Schmidt und SED-Chef Ho-
necker anstelle der zutreffenden Bezeichnung „die beiden 
Staaten in Deutschland" die mißverständliche und irrefüh-
rende Bezeichnung „die beiden deutschen Staaten"? 

Zu Frage 166: 

Beim Treffen am Werbellinsee sind mit Nach-
druck die Belastungen im innerdeutschen Verhält-
nis angesprochen worden, darunter auch solche, die 
sich aus Rechtsetzungsakten der DDR ergeben. Ich 
bitte Sie jedoch um Verständnis, daß ich im Hinblick 
auf die vereinbarte Vertraulichkeit über Einzelhei-
ten der Gespräche keine Auskunft geben kann. 

Zu Frage 167: 

Keine der beiden Bezeichnungen ist mißverständ-
lich oder irreführend im Sinne unserer Rechtsauf-
fassung. 

Es liegt auf der Hand, daß in einem Gemeinsamen 
Kommuniqué nur Bezeichnungen verwendet wer-
den, die von beiden Seiten getragen werden kön-
nen. 

Anlage 71 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Bugl (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1297 Fragen 168 und 169): 

In welchem Umfang wird die Vertragsforschung kleiner 
und mittlerer Unternehmen durch steuerliche Erleichterun-
gen und durch direkte Zuwendungen des Bundes gefördert, 
und ist diese Doppelseitigkeit im Interesse der Verwaltungs-
vereinfachung und der Ersparnis von Staatsgeldern noch an-
gebracht? 

Wieviel Projekte wurden im Rahmen der direkten Förde-
rung der Vertragsforschung kleiner und mittlerer Unterneh-
men durch das Bundesministerium für Forschung und Tech-
nologie seit Beginn des Programms gefördert, und wie viele 
Personen waren mit der Verwaltung dieses Programms inner-
halb und außerhalb des Bundesforschungsministeriums be-
schäftigt? 

Zu Frage 168: 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, 
daß bei der Förderung der Vertragsforschung klei-
ner und mittlerer Unternehmen von einer Doppel-
gleisigkeit gesprochen werden kann. Die Förderung 
der Vertragsforschung kleiner und mittlerer Unter-
nehmen durch den BMFT ist hinsichtlich des Förde-
rungsziels und des Begünstigungstatbestandes 
gänzlich verschieden von der steuerlichen Förde-
rung immaterieller Wirtschaftsgüter nach dem Inve-
stitionszulagengesetz, auf die sich Ihre Frage bezie-
hen dürfte. Durch § 4 Abs. 2 Nr. 3 des Investitionszu-
lagengesetzes, der zur Verbesserung des Technolo-
gie-Transfers 1978 neu in das Gesetz eingefügt wur-
de, wird der Erwerb vorliegender F + E-Ergebnisse 
wie Patente, Erfindungen, Know-how gefördert. 
Zweck der Förderung ist es, die Nutzung und Ver-
breitung vorhandenen technischen Wissens zu ver-
bessern. Das Vorliegen eines aktivierungsfähigen, 
immateriellen Wirtschaftsgutes ist daher für die 
steuerliche Förderung Voraussetzung. 

Im Unterschied dazu setzt die BMFT-Förderung 
an den laufenden, nicht aktivierungsfähigen Ausga-
ben kleiner und mittlerer Unternehmen für externe 
Forschungs- und Entwicklungsaufträge an, die dar-
auf abzielen, daß neues technisches Wissen erst 
noch erarbeitet wird. Über die Unterschiede in den 
Förderungszwecken und Begünstigungstatbestän-
den hinaus, die eine gleichzeitige Inanspruchnahme 
beider Förderungsmaßnahmen weitgehend aus-
schließen, weisen die Förderungsrichtlinien „Ver-
tragsforschung" unter Ziffer 2.1.3 ausdrücklich dar-
auf hin, daß eine etwaige kumulative Inanspruch-
nahme der Investitionszulage nicht möglich ist. 

Nach Angaben des BMF liegen dort keine Infor-
mationen über das Volumen der steuerlichen Ver-
günstigung nach § 4 Abs. 2 Nr. 3 Investitionszulagen-
gesetz vor. Die Zahl der von den Bundesländern in 
1981 erteilten Bescheinigungen dürfte — wie vom 
BMFT recherchiert — nicht über 100 hinausgehen. 
Im Rahmen des BMFT-Programms „Externe Ver-
tragsforschung" wurden im Jahre 1981 575 neue Vor-
haben bewilligt und 10,5 Millionen DM an Förder-
mitteln ausgezahlt. 

Zu Frage 169: 

Bis 31. Dezember 1981 wurden insgesamt 1620 
Vorhaben mit einer Fördersumme von 35 Millionen 
DM bewilligt. 

Die Maßnahme wird von der Arbeitsgemeinschaft 
Industrieller Forschungsvereinigung (AIF) mit ei-
nem Aufwand von 1,5 Mannjahren an Wissenschaft-
lern und 5 Mannjahren an Sachbearbeitern und 
Hilfskräften betreut. Beim BMFT beläuft sich der 
Personalaufwand auf ca. 1 /3 Mannjahr. 
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Anlage 72 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Frage der Ab-
geordneten Frau Dr. Engel (FDP) (Drucksache 
9/1297 Frage 170): 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, daß im Rahmen 
des laufenden Forschungs- und Entwicklungsprogramms des 
Bundesverkehrsministeriums zur Erprobung von Methanol 
— auch aus Gründen der Einsparung von Benzin und Diesel 
— vorhandene Gerätschaften auf Methanol umgestellt wer-
den und Neuanschaffungen von vornherein für Methanolbe-
trieb vorzusehen sind? 

Im Rahmen der vom Bundesministerium für For-
schung und Technologie geförderten Erprobung von 
alternativen Kraftstoffen wird Methanol in zwei ver-
schiedenen Anwendungsformen untersucht. Zum ei-
nen wird Methanol als Zumischkomponente zu Ver-
gaserkraftstoff eingesetzt. Hierfür müßten die Fahr-
zeuge mit meth-anolfesten Bauteilen ausgerüstet 
und die Gemischaufbereitung an den Betrieb mit 
dem Kraftstoff aus 15 Teilen Methanol und 85 Teilen 
Benzin (M 15) angepaßt werden. Zum anderen 
kommt der Methanolkraftstoff M 100 in speziell für 
den Methanolbetrieb optimierten Motoren zum Ein-
satz. Das Versuchsprogramm für den Mischkraft-
stoff M 15 wird Ende 1982 abgeschlossen, die Erpro-
bung mit dem Methanolkraftstoff M 100 läuft bis 
Mitte 1983. 

Im Verlauf des Versuchsprogramms hat die betei-
ligte Mineralöl- und Automobilindustrie der Bundes-
regierung zugesichert, daß bereits heute eine Zumi-
schung von bis zu 3 % Methanol zum Vergaserkraft-
stoff möglich ist, ohne daß mit Problemen bei den im 
Verkehr befindlichen Fahrzeugen zu rechnen ist. In 
Einzelfällen wird im Rahmen der Kraftstoffnormen 
DIN 51600 bereits heute Methanol dem Kraftstoff 
zugemischt. Weiterhin hat die Automobilindustrie 
versichert, daß die ab Baujahr 1982 ausgelieferten 
Neufahrzeuge mit methanolfesten Bauteilen ausge-
rüstet werden, so daß ein Betrieb mit Benzin-Metha-
nol-Mischkraftstoff M 15 möglich ist. 

Weitergehende Entscheidungen sind erst nach 
Abschluß des Projekts möglich. 

Anlage 73 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Fragen des 
Abgeordneten Weirich (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1297 Fragen 171 und 172): 

Ist der Bundesregierung bekannt, welche Forschungsmittel 
in den USA, Japan, Frankreich und Großbritannien in den 
letzten fünf Jahren für Solarenergieforschung und insbeson-
dere für Solarzellenentwicklung bereitgestellt wurden, und 
wie beurteilt die Bundesregierung im Vergleich dazu die An-
strengungen in der Bundesrepublik Deutschland in diesem 
Bereich? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die deutschen staatli-
chen Maßnahmen zur Markteinführung von Solarzellen im 
Vergleich zu den Maßnahmen, die nach Kenntnis der Bundes-
regierung in den USA, Japan, Frankreich und Großbritannien 
in den letzten Jahren ergriffen wurden? 

Zu Frage 171: 

Unter Berücksichtigung vorläufiger Zahlen für 
das Jahr 1981 wurden für Solarenergieforschung 
und für die Entwicklung der photoelektrischen 
Energieumwandlung in den letzten 5 Jahren (1977 
bis 1981) staatliche Mittel in folgender Höhe einge-
setzt: 

davon 
Solarenergie Photovoltaik 

USA 1 578 Mio. $ 515 Mio. $ 
Frankreich 115 Mio. $ ca. 	15 Mio. $ 
Japan 100 Mio. $ ca. 33 Mio. $ 
Großbritannien 12 Mio. $ ca. 	2 Mio. $ 

In der Bundesrepublik Deutschland wurden im 
gleichen Zeitraum 335 Millionen DM für die Solar-
energie und davon 87 Millionen DM für die photo-
elektrische Umwandlung aufgewandt; dies ent-
spricht 147 Millionen $ bzw. 38 Millionen $ bei einem 
Umrechnungskurs von 2,30 DM/US $. 

Diese Gegenüberstellung zeigt, daß die Förderung 
der Bundesregierung in diesem Sektor im Vergleich 
zu den europäischen Ländern und Japan eine Spit-
zenstellung einnimmt. Sie wird allerdings von den 
Aufwendungen der USA erheblich übertroffen; in 
Zukunft sollen die Aufwendungen jedoch erheblich 
gekürzt werden. 

Zu Frage 172: 

Grundsätzlich wird heute schon die Markteinfüh-
rung photoelektrischer Energieerzeugungsanlagen 
in der Bundesrepublik Deutschland durch die lau-
fenden Programme der Bundesregierung zur Ener-
gieeinsparung unterstützt, z. B. im Rahmen des 
4,35 Mrd. DM Heizenergie-Sparprogramms, des Pro-
gramms zur Förderung der beschleunigten Markt-
einführung energiesparender Technologien und 
Produkte, sowie gemäß § 4 a Abs. 1 des Investitions-
zulagengesetzes für energiesparende Anlagen. Die 
Instrumente zur Förderung der Markteinführung 
reichen jedoch nur in wenigen Fällen aus, um den im 
allgemeinen noch großen Abstand zur Wirtschaft-
lichkeit zu überwinden. 

Die Energieversorgung mit photoelektrischen 
Energieerzeugungsanlagen in der Bundesrepublik 
Deutschland ist nur in speziellen Anwendungsfäl-
len, z. B. bei der Versorgung dezentral gelegener 
Verbraucher kleiner Leistung, bereits heute wirt-
schaftlich. Bei der Fertigungstechnologie für Solar-
zellengeneratoren können durch erhebliche techno-
logische Weiterentwicklungen die Herstellkosten 
weiter gesenkt und breitere Einsatzmöglichkeiten 
dieser Technologie unter wirtschaftlichen Bedin-
gungen geschaffen werden. Die Bundesregierung 
wird diese technischen Entwicklungen in erhebli-
chem Umfang weiter unterstützen (s. BT-Drucksa-
che 8/4452), um zunächst dieses Entwicklungspoten-
tial auszuschöpfen. 
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Nach Kenntnis der Bundesregierung werden, ins-
besondere in Frankreich und den USA, Felderpro-
bungen mit gleicher Zielrichtung wie in der Bundes-
republik Deutschland durchgeführt. Darüber hin-
ausgehende, der breiten Markteinführung von So-
larzellen dienende staatliche Maßnahmen in diesen 
Ländern sind der Bundesregierung nicht bekannt. 

Anlage 74 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Fragen des 
Abgeordneten Leuschner (SPD) (Drucksache 9/1297 
Fragen 173 und 174): 

Sind die tieferliegenden Gründe und der unmittelbare 
Anlaß bekannt, die zu einer derzeit schon fast zweijährigen 
Stillegung der Wiederaufarbeitungsanlage Karlsruhe (WAK) 
nach 8,5 Betriebsjahren geführt haben? 

Werden durch die Auswertung der in der WAK im Zuge der 
Reparatur der Anlage gewonnenen Erkenntnisse die Erfolgs-
chancen für den Dauerbetrieb einer zukünftigen größeren 
Anlage höher oder geringer als bisher eingeschätzt? 

Zu Frage 173: 

Bei der Wiederaufarbeitungsanlage in Karlsruhe 
trat am 17. Mai 1980 eine Korrosion am Auflöser auf. 
Der Auflöser hätte planmäßig ein Jahr später ausge-
wechselt werden sollen. Man hat sich nach Auftre-
ten der Korrosion dazu entschlossen, den fälligen 
Austausch sofort vorzunehmen und hat nach der 
Reinigung der Auflöserzelle, in der sich auch die 
Schere zum Zerschneiden der Brennelemente befin-
det, .nun die Möglichkeit, einen neuen Auflöser ein-
zubauen. Darüber hinaus wurde eine neue, aufgrund 
der Betriebserfahrungen verbesserte Schere einge-
baut und das gesamte Abgas- und Abluftsystem ver-
bessert. Somit kann von einer Generalüberholung 
des mechanischen Teils der Wiederaufarbeitungs-
anlage Karlsruhe gesprochen werden. 

Zu Frage 174: 

Die Erkenntnisse, die beim Auswechseln des Auf-
lösers gewonnen werden, werden natürlich in die 
Planungen einer neuen Anlage eingehen. Sie wer-
den somit auch zu einer höheren Verfügbarkeit ei-
ner solchen Anlage beitragen. Es muß besonders er-
wähnt werden, daß die Wiederaufarbeitungsanlage 
Karlsruhe als Versuchsanlage nur einen einzigen 
Auflöser hat. Stillstandszeiten durch Reparatur oder 
Einbau neuerer, verbesserter Komponenten waren 
deshalb von vorneherein eingeplant. Anders ist dies 
bei der Planung einer kommerziellen Wiederaufar-
beitungsanlage, bei der reparaturanfällige Kompo-
nenten von vorneherein grundsätzlich doppelt oder 
gar mehrfach ausgelegt sind, so daß bei Störungen 
ohne Betriebsunterbrechung auf die in Reserve ge-
haltenen Komponenten übergangen werden kann. 

Anlage 75 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Fragen des 
Abgeordneten Catenhusen (SPD) (Drucksache 
9/1297 Fragen 175 und 176): 

Wird die Wiederaufarbeitungsanlage Karlsruhe (WAK), die 
seit April 1980 wegen eines Korrosionsschadens am Auflöser 
stillsteht, wieder in Betrieb gehen und gegebenenfalls 
wann? 
Warum konnte die geplante Wiederinbetriebnahme „An-

fang 1982" (siehe Häfele-Gutachten zur Größe einer Demon-
strationsanlage, Seite 9) nicht erreicht werden? 

Zu Frage 175: 

Nach den gegenwärtigen Lieferterminen für den 
Auflöser und andere Komponenten zur Neuinstalla-
tion der Zelle 1 in der Wiederaufarbeitungsanlage 
Karlsruhe (WAK) wird mit der Wiederinbetrieb-
nahme Ende des Jahres 1982 gerechnet. 
Dabei wird davon ausgegangen, daß das Genehmi-

gungsverfahren wie geplant abläuft. 

Zu Frage 176: 

Die gegenüber der ursprünglich geplanten Inter-
ventionszeit sich abzeichnende Terminverzögerung 
für die Wiederinbetriebnahme der WAK bis Ende 
des Jahres 1982 ist im wesentlichen auf folgende Ur-
sachen zurückzuführen: Der Ausbau eines kontami-
nierten Auflösers aus einer kontaminierten Zelle ei-
ner Wiederaufarbeitungsanlage wurde in der Bun-
desrepublik Deutschland zum ersten Mal durchge-
führt. Deshalb haben Betreiber und Genehmigungs-
behörden für die Montagearbeiten in der Zelle 1 eine 
bis ins einzelne Detail gehende Arbeitsanweisung 
erstellt. Gemäß der Auflage der Genehmigungs- und 
Aufsichtsbehörde mußte die Prüfung und Begutach-
tung dieser Arbeitsanweisungen durch den TÜV 
noch vor der Freigabe der ersten Montagearbeiten 
erfolgen. Ein Großteil der längeren Bearbeitungszeit 
ist außerdem darauf zurückzuführen, daß für die 
Fertigung des Auflösers und aller einzubauenden 
Komponenten eine äußerst umfangreiche Qualitäts-
sicherungs-Dokumentation erstellt wurde. Gemäß 
den Auflagen der Genehmigungsbehörde wurden 
vor der Freigabe der Fertigung des Auflösers noch 
vergleichende Korrosionstests an den Werkstoffen 
des alten und neuen Auflösers gemacht. Eine wei-
tere Verzögerung ist außerdem durch eine nicht vor-
hersehbare Verschiebung des Auslieferungstermins 
für den Auflöser durch die Fertigungsfirma einge-
treten. Die Intervention wurde darüber hinaus auch 
dazu verwendet, um eine neue, aufgrund der Be-
triebserfahrungen verbesserte Schere zum Zer-
schneiden der Brennelemente einzubauen und das 
gesamte Abgas- und Abluftsystem zu verbessern. 

Anlage 76 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Hirsch (FDP) (Drucksache 9/1297 
Fragen 181 und 182): 
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Ist es nach Kenntnis der Bundesregierung zutreffend, daß 
an dem Kessel, der für den Einbau in den Schnellen Brüter bei 
Kalkar vorgesehen ist, „Kristalline Korrosion", also Rost, auf-
getreten ist, trifft das auch für andere Maschinenteile zu, und 
welche Folgen ergeben sich daraus? 

Wann und von wem ist zuletzt eine verantwortliche Kalku-
lation über die Kosten des in Kalkar zu produzierenden elek-
trischen Stroms erstellt worden, und wie sollen die Betriebs-
kostendefizite aufgebracht werden, die angeblich bis zu 300 
Millionen DM jährlich betragen sollen? 

Zu Frage 181: 

Es trifft zu, daß am Reaktortank des SNR-300 sog. 
interkristalline Korrosion aufgetreten ist. Nach ei-
nem mit Gutachtern und Genehmigungsbehörde ab-
gestimmten Verfahren wird das von Korrosion be-
fallene Material abgetragen. Die Genehmigungsbe-
hörde wird den Einbau des Tanks erst genehmigen, 
wenn sie sich vom erfolgreichen Abschluß dieser Ar-
beiten überzeugt hat und der Nachweis erbracht ist, 
daß der Tank die sicherheitstechnischen Anforde-
rungen erfüllen wird. 

Interkristalline Korrosion ist auch am sog. unte-
ren Natrium-Sammelbehälter gefunden worden; er 
wird analog behandelt. 

Zu Frage 182: 

Die Betriebskosten werden vom Betreiber des 
Kernkraftwerks Kalkar ermittelt und fortgeschrie-
ben. 

Dabei werden die Kosten dem jeweiligen Stand 
der Kenntnisse angepaßt und ihnen die Erlöse unter 
Zugrundelegung des Strompreisniveaus kommer-
zieller Stromerzeugungsanlagen gegenübergestellt. 
Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Ko-
sten des Betriebs einschließlich des Brennstoffkreis-
laufs einerseits und die Erlöse andererseits so ge-
staltet werden können, daß ein auf Dauer ausgegli-
chenes Ergebnis erzielt werden kann. 
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